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1 Einleitung 
1.1 Ausgangslage  
Mit den gesellschaftlichen und politischen Umbrüchen in den Ländern Mittel- und Osteuropas 
in den 1990er Jahren zog der Handel von Menschen in wachsendem Maße sowohl öffentliche 
als auch politische Aufmerksamkeit auf sich. Anfang des Jahrtausends ging das Außenminis-
terium der Vereinigten Staaten von weltweit 700 000 bis 4 Millionen betroffenen Frauen, 
Mädchen, Jungen und Männern aus (US State Department 2002: 1). Studien der Internationa-
len Arbeitsorganisation (ILO) ermittelten, dass die Mehrheit der Betroffenen sowohl von 
wirtschaftlicher (56 %) als auch sexueller Ausbeutung (96 %) weiblich ist (ILO 2005a: 15). 
Menschenhandel besitzt eine spezifische Genderdimension, gilt als eine schwere Menschen-
rechtsverletzung und als Gewalt gegen Frauen. Als genderspezifisches Phänomen wird der 
Handel mit Frauen auf die Feminisierung der Migration, die geschlechtsspezifische Aufspal-
tung der Arbeitsmärkte und die ungleichen internationalen Wirtschaftsbeziehungen zurückge-
führt (Wijers/van Doorninck 2002, Davies 2009, Assotsiatsiya Krizisnikh Zentrov Pomoshchi 
Pravovykh Zhenshchinam „Ostanovim Nasilie“ 2004: 9f).  
International verbindlich definiert wurde Menschenhandel mit dem sogenannten Palermo-
Protokoll1 aus dem Jahr 2000. „Im Sinne dieses Protokolls bezeichnet der Ausdruck „Men-
schenhandel“ die Anwerbung, Beförderung, Verbringung, Beherbergung oder den Empfang 
von Personen, durch die Androhung oder Anwendung von Gewalt oder anderen Formen der 
Nötigung, durch Entführung, Betrug, Täuschung, Missbrauch von Macht oder Ausnutzung 
besonderer Hilflosigkeit oder durch Gewährung oder Entgegennahme von Zahlungen oder 
Vorteilen zur Erlangung des Einverständnisses einer Person, die Gewalt über eine andere Per-
son hat, zum Zweck der Ausbeutung. Ausbeutung umfasst mindestens die Ausnutzung der 
Prostitution anderer oder andere Formen sexueller Ausbeutung, Zwangsarbeit oder Zwangs-
                                                        
1 Die formale Bezeichnung lautet: Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschen-
handels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels (engl.: Protocol to Prevent, Suppress and Punish Traffi-
cking in Persons, especially Women and Children). Das Zusatzprotokoll ist Teil des Übereinkommens der Ver-
einten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität (engl.: United Nations Convention 




dienstbarkeit, Sklaverei oder sklavereiähnliche Praktiken, Leibeigenschaft oder die Entnahme 
von Körperorganen“ (Vereinte Nationen 2000a).2 
Die einheitliche Definition der Straftat „Menschenhandel“ auf internationaler Ebene hat vor 
allem zum Ziel, die länderübergreifende Zusammenarbeit bei der Einhegung des Menschen-
handels zu befördern. Darüber hinaus wird den Unterzeichnerstaaten ein Modell für die Be-
kämpfung des Menschenhandels, das Prävention, (Opfer-) Schutz und Strafverfolgung inte-
griert, nahegelegt.3  
Mit der Verabschiedung des Abkommens von Palermo am Anfang des neuen Jahrhunderts 
erreichten die Aktivitäten gegen Menschenhandel einen Höhepunkt. Viele Regierungen wur-
den unter Beteiligung von Nicht-Regierungs-Organisationen (NGOs) und Internationalen Or-
ganisationen (IGOs) mit dem Entwurf neuer Gesetze, der Ausarbeitung von Anti-Trafficking-
Aktionsplänen und der Implementierung von Projekten, die gegen Menschenhandel gerichtet 
waren, aktiv (Pearson 2005: 20). Mit dem Palermo-Protokoll als Grundlage wurde die welt-
weite Verbreitung eines Modells, das Menschenhandel als Form des organisierten Verbre-
chens definierte, vorangetrieben. Obschon in unterschiedlichen politischen und geographi-
schen Kontexten formuliert, gleichen sich die auf Grundlage des Protokolls entwickelten Lö-
sungsansätze in ihren Grundzügen. 
Eine IGO, die Staaten vielfach bei der Planung und Umsetzung von Anti-Trafficking-
Initiativen assistiert und damit auch zur globalen Verbreitung des „Palermo-Modells“ beiträgt, 
ist die Internationale Organisation für Migration (IOM). Als internationale Regierungsorgani-
sation verfügt die IOM über ein umfangreiches Mandat im Bereich internationaler Migration 
(Newland 2010: 338). Es ist schwerpunktmäßig operativ ausgerichtet, sieht den Transfer von 
und Assistenzen für MigrantInnen vor und wird auch auf Menschenhandelsbetroffene bezo-
gen. Die mit diesen Maßnahmen avisierte Steuerung von Migration soll auch der Bekämpfung 
von Frauen- und Menschenhandel als einer Spielart der organisierten Kriminalität Rechnung 
tragen.  
                                                        
2 Abgegrenzt wird Menschenhandel durch die Palermo-Definition vom Menschenschmuggel. Während Men-
schenhandel per definitionem eine Verletzung der Menschenrechte darstellt, geht es bei Menschenschmuggel um 
die „illegale“ Übertretung von Grenzen und damit um die Verletzung staatlicher Souveränität. Menschen-
schmuggel wird in Artikel 3a des Zusatzprotokolls gegen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- 
und Luftweg als «Schleusung von Migranten» die Herbeiführung der unerlaubten Einreise einer Person in einen 
Vertragsstaat, dessen Staatsangehörige sie nicht ist oder in dem sie keinen ständigen Aufenthalt hat, mit dem 
Ziel, sich unmittelbar oder mittelbar einen finanziellen oder sonstigen materiellen Vorteil zu verschaffen, gefasst 
(Vereinte Nationen 2000b). 
3 Im Englischen wird dieser Ansatz als die Strategie der 3 Ps – Prevention, Protection, Prosecution – bezeichnet. 
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In den Jahren 1994 bis 2006 leistete die Organisation in circa 15 000 Fällen direkte Unterstüt-
zung für Betroffene von Menschenhandel und realisierte rund 500 Projekte gegen Menschen-
handel (IOM-Moskau ...). Die Europäische Union (EU) erkennt die IOM als Expertin im Be-
reich der Migrationssteuerung und Bekämpfung des Menschenhandels an (Locher 2007, Eu-
ropean Commission 2001: 10). Seitens der EU ist die Zusammenarbeit mit der IOM vor allem 
durch das Bestreben motiviert, sich nicht nur das Fachwissen der Organisation zu Nutze zu 
machen, sondern auch zusätzliche Synergieeffekte durch die Inanspruchnahme ihrer Infra-
strukturen zu erzeugen. Denn insbesondere in der außenpolitischen Dimension, so die Positi-
on der EU-Kommission, tragen internationale Organisationen wie das UNHCR oder die IOM 
als neutrale Akteure zu einem besseren Verständnis in Migrationsfragen zwischen Mitglieds-
ländern der EU und Drittländern bei (European Commission 2001). Im Auftrag der EU ent-
wirft und implementiert die IOM Projekte zur Bekämpfung des Menschenhandels innerhalb 
und außerhalb der EU (Geiger 2011). Finanziell gefördert werden diese Maßnahmen, und in 
diesem Zusammenhang auch die Einbindung in das europäische System der Migrationssteue-
rung, in den Nachbarländern der EU4 sowie in der Russischen Föderation durch Mittel aus 
dem Finanzprogramm TACIS (Technical Assistance to the Commonwealth of Independent 
States) oder dem Nachbarschaftsinstrument ENPI. Innerhalb der EU ist die IOM in eine Viel-
zahl von Anti-Trafficking-Projekten involviert, die im Rahmen von Förderprogrammen wie 
DAPHNE, STOP, AGIS, AENEAS und EQUAL finanziert werden.  
Die IOM verpflichtet sich selbst, die Bekämpfung von Menschenhandel prioritär an der Ein-
haltung menschenrechtlicher Standards zu orientieren. Realisiert werden soll diese Maxime 
zum einen im Hinblick auf das Wohl des Einzelnen und zum anderen auch der Gemeinschaft 
(International Organisation for Migration ...a). Ob ihres menschenrechtlichen Gehalts werden 
die am Ansatz des Migrationsmanagements ausgerichteten Konzepte und Programmatiken zur 
Bekämpfung von Menschenhandel sowie deren praktische Umsetzung oftmals von zivilge-
sellschaftlichen AkteurInnen in Frage gestellt. In der Regel gründen diese NGOs, die oftmals 
im Bereich der frauen- und menschenrechtlichen Advocacy und/oder operativ tätig sind, ihre 
Stellungnahmen zu Programmatik, zu Rhetorik und zur praktischen Umsetzung von IOM-
                                                        
4 Die EU-Nachbarschaftspolitik richtet sich in Osteuropa an die Ukraine, Weißrussland und Moldawien, im 
südlichen Kaukasus an Armenien, Aserbaidschan und Georgien und in der Mittelmeerregion an Marokko, Alge-





Politiken auf Erfahrungen aus der praktischen Zusammenarbeit mit der Organisation. Häufig 
sind die NGO-Statements auch Resultate eines intensiven Monitorings der IOM-Initiativen.  
Auch von wissenschaftlicher Seite erfolgt eine kritische Auseinandersetzung mit den Prakti-
ken und Diskursen des IOM-Migrationsmanagements (Düvell 2002; Overbeek 2002; Georgi 
2007; Transit Migration Forschungsgruppe 2007; Meyer/Purtschert 2008; Georgi 2009a; 
Andrijasevic/Walters 2010a; Andrijasevic/Walters 2010; Hess/Kasparek 2010; 
Ashutosh/Mountz 2011; Geiger 2011). Die Mehrheit dieser Beurteilungen berührt trotz unter-
schiedlicher Reichweite und variierender Schwerpunktsetzungen in impliziter oder expliziter 
Weise die cui-bono-Frage (Georgi 2010): Nützt die IOM mit ihren Politiken oder Program-
men primär Staaten oder Migrantinnen? 
An diese Befunde aus Zivilgesellschaft und Wissenschaft anschließend, sollen im Rahmen 
dieser Arbeit die Aktivitäten der IOM in zwei Projekten gegen Menschenhandel, die die Or-
ganisation in Deutschland und in der Russischen Föderation in den Jahren 2005˗2009 reali-
sierte, untersucht werden. Dabei geht es vorrangig um eine Rekonstruktion der Modelle, die 
die IOM projektierte und umsetzte, um auf den Frauen- und Menschenhandel in den beiden 
Ländern Einfluss zu nehmen. Folgende Forschungsfragen sollen in diesem Zusammenhang 
beantwortet werden: 
I. Welche Möglichkeiten und Grenzen stellen sich der Organisation dabei aufgrund: 
• des historischen Kontextes ihrer Entstehung 
• ihrer institutionellen Struktur 
• ihres Verständnisses des Verhältnisses von individuellen Menschenrechten und staatli-
cher Sicherheit? 
II. Wie bewerten WissenschaftlerInnen und NGOs die Performanz und Politiken der IOM 
insbesondere zu Menschenrechtsfragen, die mit dem Vorgehen der IOM gegen Menschen-
handel verbunden sind? Wie sind vor diesem Hintergrund die Maßnahmen, die die Organisa-
tion in den beiden Länderprojekten umsetzte zu beurteilen?  
III. Welche Rolle spielen gesellschaftliche und politische Kontexte für die Umsetzung und 
Weiterentwicklung der Politik der IOM unter den Gesichtspunkten der Menschenrechte? 
Können die Ländervertretungen über die Vorgaben der Gesamtorganisation hinausgehen? 
Folgen aus dem Wechselverhältnis zwischen zentralen Vorgaben und lokalen Umsetzungen 
Lernprozesse, die die IOM als Gesamtorganisation betreffen? 
Vorgehen 
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Um diese Fragen zu beantworten soll zunächst veranschaulicht werden, welche Ressourcen 
die IOM einsetzt, wie diese Ressourcen funktionieren und welche Effekte der Einsatz dieser 
Ressourcen zeitigt. Ressourcen sind nach dem Theorem von Barnett und Finnemore, Experti-
se, moralische und delegierte Autorität (Barnett/Finnemore 2004: xx). Die wichtigste Res-
source Expertise basiert auf den Wissensbeständen der IOM zum Thema „Menschenhandel“, 
die sowohl auf Ebene der Gesamtorganisation als auch in den Ländervertretungen vorliegen. 
Diese Kenntnisse bilden die Grundlage, um das Problem Frauen- und Menschenhandel zu 
definieren und um entsprechende Vorgaben für seine weitere Bearbeitung zu entwickeln. Die 
in diesem Zusammenhang hervorgebrachten Repräsentationen des sozialen Problems Frauen- 
und Menschenhandel können durch eine Frameanalyse erfasst und untersucht werden. Dabei 
werden die Erstellung von Problemdiagnosen, die Bestimmung von Problemursachen und -
lösungen sowie das Ermitteln von Verantwortlichen, die diese Maßnahmen umsetzen, be-
leuchtet.  
Um jedoch die Spezifik der jeweiligen Anti-Trafficking-Initiativen, in denen die IOM ihre 
organisationalen und diskursiven Ressourcen einsetzt, zu erfassen, muss die Wirkung struktu-
reller, geschichtlicher sowie politisch-normativer Faktoren in die Untersuchung einbezogen 
und auseinandergesetzt werden. Entsprechend werden die Projektaktivitäten im Rahmen die-
ser Arbeit in Relation zu Organisationsstrukturen und Geschichte der Gesamtorganisation 
diskutiert. Ebenso gilt es zu berücksichtigen, wie gesellschaftliche und politische Rahmenbe-
dingungen in den beiden Projektländern die Realisierung der Aktivitäten beeinflussen. Im 
Einzelnen sind das die Gesetzgebung, informelle und institutionalisierte Kooperationsstruktu-
ren im Bereich Anti-Trafficking sowie die gesellschaftliche Perzeption von Frauen- und Men-
schenhandel. Die Einbeziehung dieser Informationen in die Frameanalyse der Anti-
Trafficking-Praxisregime ermöglicht es festzustellen, inwieweit die von der Organisation zum 
Ausdruck gebrachten Wahrheits- und Regulationsansprüche in ihrer Wirkmächtigkeit ge-
schwächt bzw. gestärkt werden.  
Dabei werden die IOM-Anti-Traffickingprojekte in der Russischen Föderation und in 
Deutschland jedoch nicht aus einer explizit vergleichenden Perspektive untersucht, sondern es 
geht darum, im Sinne von George E. Marcus’ Konzept der Multisited Ethnography der „Me-
tapher“ zu folgen (Marcus 1995: 106ff). In diesem Fall ist das der IOM-Anti-Trafficking-
Ansatz, ein modellhaftes Praxisregime zur Bekämpfung von Menschenhandel, das an ver-




Orte zu konstruieren und dadurch sowohl dem Phänomen „Frauen- und Menschenhandel“ als 
auch der Rolle der IOM als Anti-Trafficking-Akteurin, die im erweiterten EU-Raum tätig ist, 
gerecht zu werden (Marcus 2009).  
Das Theorem von Barnett und Finnemore gibt den Weg für eine Untersuchung von IGO-
Ressourcen aus konstruktivistischer Perspektive vor. Gefragt wird, über welche Ressourcen 
Internationale Organisation verfügen und worauf die Wirksamkeit ihrer Autorität gründet. Die 
Ressourcen Internationaler Organisationen wiederum bilden den Unterbau von Praxisregimen. 
Sie sind die Voraussetzung, dass Praxisregime überhaupt Wirkung zeigen können. Durch eine 
Verknüpfung der beiden Ansätze kann der Ressourceneinsatz der IOM in Projekten gegen 
Menschenhandel aus machttheoretischer Perspektive untersucht werden. Dabei werden die 
Anti-Trafficking-Aktivitäten der IOM als Formen des „Regierens“ analysiert, denen bestimm-
te Wahrheitskonstruktionen und Rationalitäten zu Grunde liegen, die den Einsatz entspre-
chender Technologien motivieren und die sich in spezifischen Visualisierungen äußern. Um 
darüber hinaus auch Rückschlüsse zur Ethik dieser Formen der Machtausübung bzw. des Re-
gierens zu ziehen, werden die möglichen menschenrechtlichen Ausrichtungen von Anti-
Trafficking-Projekten in ihrer Spannbreite diskutiert. Dabei werden im Sinne Deans jene mo-
ralischen Imperative aufgeführt, vor deren Hintergrund das IOM-Regieren auseinandergesetzt 
wird und die menschenrechtlichen Postulate der IOM bezüglich ihrer Substanz und ihres 
Spielraums beurteilt werden können. 
1.2 Aufbau  
Der eingehenden Untersuchung der Framingstrategien in den Länderprojekten ist eine Dar-
stellung des Wissensstands zur Entwicklung und zur Struktur der IOM in Kapitel 2 vorange-
stellt. Dabei wird ermittelt, welche Ressourcen der Gesamtorganisation IOM zur Verfügung 
stehen. Fokussiert werden insbesondere die politischen und historischen Bedingungen, unter 
denen diese Ressourcen herausgebildet wurden. Darüber hinaus ermöglicht der Einschluss 
von organisationalen, politischen, gesellschaftlichen und ökonomischen Faktoren, die die 
Entwicklung der IOM-Ansätze zur Bekämpfung von Frauen- und Menschenhandel maßgeb-
lich prägten und prägen, eine konzeptionelle Einordnung dieser Ansätze im Politikfeld Migra-
tion und Menschenhandel. Ziel ist es, durch eine Diskussion der Geschichte, des Mandates 
und des Organisationsdesigns der IOM, Barnett und Finnemores Konzeption, die von einer 
ressourcenbasierten Autorität internationaler Organisationen ausgeht, zu überprüfen. So kön-
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nen umfassende Aussagen über den Charakter der IOM-Autorität getroffen werden. Ebenso 
können Prozesse, in denen die IOM-Modelle zur Einhegung von Frauen- und Menschenhan-
del sich ausbildeten, zur Diskussion gestellt wurden oder auch reorganisiert und verändert 
wurden, in ganzer Breite zurückverfolgt werden.  
Der zweite Teil des Kapitels geht auf eine zentrale Problemstellung ein, die bei der Realisie-
rung der Anti-Trafficking-Aktivitäten der IOM virulent wird: die wechselseitige Beziehung 
von individuellen Menschenrechten und staatlichen Sicherheitsinteressen. Um herauszufin-
den, welche Auffassungen die IOM in dieser Frage vertritt und welchen Umgang die Organi-
sation mit dem Spannungsverhältnis pflegt, das erwächst, wenn versucht wird, diese beiden 
Anforderungen im Rahmen von Anti-Traffiking-Maßnahmen zu integrieren, werden sowohl 
Selbstdarstellungen der IOM als auch Abhandlungen und Einschätzungen von Wissenschaft-
lerInnen und NGOs herangezogen. Dabei zielt die Zusammenstellung und Auswertung dieser 
Darstellungen nicht nur auf die Beantwortung von Forschungsfrage II ab, sondern dient der 
Entfaltung des normativen Hintergrunds der Arbeit. Hier werden IOM-Anti-Trafficking-
Aktivitäten kritisch diskutiert und im Anschluss neben anderen menschenrechtlich (gerahm-
ten) Ansätzen der Bekämpfung von Frauen- und Menschenhandel eingeordnet.  
Um eine derartige Bestimmung zu realisieren, müssen zunächst die Problematiken, die mit 
der deutungsoffenen Konzeption der universalen Menschenrechte verbunden sind, nachvoll-
zogen werden. Der deutungsoffene Charakter der Menschenrechte (Bonacker/Brodocz 2001: 
203) bedingt die Kluft zwischen den in nationalem und internationalem Recht niedergelegten 
Garantien und Menschenrechten als Entfaltungsrechte mit utopischem Gehalt. Entsprechend 
unterscheiden sich auch die Auslegungen und Interpretationen von Anti-Trafficking-
AkteurInnen, was genau unter menschenrechtlich ausgerichteten Initiativen zur Bekämpfung 
von Menschenhandel zu verstehen ist. Um diese verschiedenen Ansätze nachvollziehen und 
darlegen zu können, ist es notwendig, sowohl die Besonderheiten der Konzeption der Men-
schenrechte als auch die damit verbundenen ethisch-politischen Grundsatzdebatten darzule-
gen. Die Anti-Trafficking-Strategien von NGOs, sozialen Bewegungen und der IOM beziehen 
sich alle auf die internationalen Menschenrechte und decken ein breites Spektrum zwischen 
engen und weiten Interpretationen der im internationalen Recht fixierten Menschenrechte 
sowie Menschenrechten als ideellen Standards. Die IOM-Ansätze zur Bekämpfung von Men-
schenhandel werden dann Anti-Trafficking-Konzepten gegenübergestellt, die in Reichweite 




politischer Gerechtigkeitsansprüche, interpretieren. Demnach könnte in einer „weiten“ Lesart 
der Menschenrechte das von der IOM als „Regelung von Migration zum Wohle von Migran-
tInnen“ (International Organisation for Migration 2011) weitgehend unspezifisch formulierte 
Postulat als eindeutiger Gerechtigkeitsanspruch der (potentiell) Betroffenen konkretisiert 
werden.  
Die theoretischen Grundlagen, um zu untersuchen, über welche Mittel zur Einflussnahme 
IGOs (International Governmental Organisation) als Akteure im Rahmen von internationalen 
Regimen und in Prozessen der Politikimplementation verfügen, werden in Kapitel 3 
dargestellt. Barnett und Finnemore führen das Vermögen dieser Organisationen, diskursive 
und institutionelle Ressourcen einzusetzen, um Definitionen und Identitäten zu gestalten 
sowie andere Akteure dazu zu bringen, in diesem Sinne zu handeln, auf deren rational-legale 
Autorität als Bürokratien zurück. Im Zentrum dieser bürokratischen Macht steht die Fähigkeit, 
Informationen zu kontrollieren, diese Informationen in Wissen zu transformieren und dieses 
Wissen so zu konstruieren, dass es als bedeutsam wahrgenommen wird (Barnett/Finnemore 
2004: 6). Mit Hilfe dieses Theorems können die grundlegenden Formen der Social 
Construction Power der IOM klar herausgearbeitet werden, durch die sie anstrebt, Einfluss 
auf die Gestaltung von Anti-Trafficking-Maßnahmen in globalen und lokalen Kontexten zu 
nehmen. Um jedoch diese Konstruktionen als Instrumente zu diskutieren, mit denen 
Wahrheits- und Regulationsansprüche durchgesetzt werden, bieten Ansätze, die von Foucaults 
Konzept der Gouvernementalität inspiriert sind, einen weiteren analytischen Ansatzpunkt. Bei 
einer Untersuchung der IOM Anti-Trafficking-Politiken wird dann die „art of government“5 
(Dean 2010: 28), erforscht. Dabei werden „regimes of practice“, die Mitchell Dean als 
organisierte Vorgehensweisen beschreibt (Dean 2010: 27), analysiert. Diese Praxisregime 
umfassen: „practices for the production of truth and knowledge, compromise multiple form of 
practical, technical and calculative rationality, and are subject to programmes of their reform” 
(Dean 2010: 28).  
Das im Rahmen dieser Arbeit verwendete methodische Instrumentarium wird im zweiten Teil 
des Kapitels auseinandergesetzt. Ausgehend von der theoretischen Annahme, dass IGOs De-
finitionen und Identitäten gestalten und andere Akteure dazu bringen, in diesem Sinne zu 
                                                        
5 Dabei geht es nicht um die Untersuchung von Handlungen des Regierens, sondern um eine Analyse des Regie-
rens als „an activity that requires craft, imagination, shrewd fashioning, the use of tacit skills and practical know-
how, the employment of intuition and so on“ (Dean 2010: 28). 
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handeln (Barnett/Finnemore 2004: 6), sollen mit Hilfe eines sprachtheoretischen Vorgehens 
die wirklichkeitskonstituierenden Aspekte von Ideen, Wissen und Kognitionen untersucht 
werden. Entsprechend soll der Einsatz der kognitiven Instrumente, die die IOM im Rahmen 
ihrer Anti-Trafficking-Projekte einsetzt, durch eine Frameanalyse untersucht werden. Das 
heißt im Einzelnen aufzuzeigen, wie ein soziales Problem der Öffentlichkeit präsentiert wird 
und welche Strategien für den Umgang sowie die weitere Bearbeitung des Problems als pas-
send erachtet werden. Das Verfahren der Frameanalyse eignet sich, um entlang der verschie-
denen Dimensionen von Frames – Diagnose und Prognose – Episteme, Technologien und 
Ziele des von der IOM vorgelegten Anti-Trafficking-Praxisregimes zu rekonstruieren. Unter-
sucht werden dabei von der IOM abgefasste Texte (Konferenz- und Projektberichte, Kampag-
nenmaterial, Selbstdarstellungen) und Interviews mit MitarbeiterInnen der unterschiedlichen 
Organisationen, die an der Umsetzung des Projekts beteiligt sind. Hinzugezogen werden auch 
die Aussagen von externen ExpertInnen und PolitikerInnen, die mit den Projektzusammen-
hängen vertraut sind  
Sowohl in der Russischen Föderation als auch in der Bundesrepublik Deutschland ist das Po-
litikfeld Anti-Trafficking durch eine Vielzahl staatlicher, zivilgesellschaftlicher und internati-
onaler Akteure charakterisiert, die Menschenhandel unterschiedlich rahmen. Diese verschie-
denen Deutungsrahmen stehen für eine Reihe unterschiedlicher Vorstellungen bezüglich der 
Hintergründe, der Ursachen, der Auswirkungen sowie der Politiken und Strategien, die als 
geeignet für eine adäquate Bearbeitung des Problems „Menschenhandel“ gelten. Eine Unter-
suchung dieser Rahmungen erweist sich nicht nur als hilfreich, um die verschiedenen Positio-
nen der beteiligten AkteurInnen herauszuarbeiten, sondern dient vor allem auch dazu, aufzu-
zeigen, wie die IOM beim Aufbau epistemischer Gemeinschaften (Haas 1992) vorgeht. Dabei 
spielt eine wichtige Rolle, welche Frames mit Autorität aufgeladen und gestärkt werden, aber 
auch welche Frames in der Folge marginalisiert oder vereinnahmt werden. Ebenso lassen es 
die unterschiedlichen Rahmungen des Themas in Deutschland und in der Russischen Födera-
tion zu, auf die Anpassungsfähigkeit der IOM an lokale Gegebenheiten und damit auch auf 
ihre Flexibilität und Lernfähigkeit als Gesamtorganisation bei einer länderübergreifenden Be-
kämpfung von Menschenhandel zu schließen.  
In Kapitel 4 wird analysiert, wie die IOM Modelle zur Bekämpfung von Frauen- und Men-
schenhandel in den Projekten in Deutschland und Russland darstellt. Dabei geht es darum, die 




die öffentlichen und politischen Repräsentationen des Problems als Risiko und die damit ein-
hergehenden Konstruktionen von Risikogruppen und Risikoverursachern. Das sind zum ande-
ren Lösungsvorschläge, die von der IOM im Rahmen kapazitätsbildender Maßnahmen als 
Best Practices ausgemacht, vermittelt und erweitert werden. Auf Grundlage der Untersuchun-
gen von IOM-Problemdefinitionen und -lösungen können Rückschlüsse gezogen werden, wie 
die IOM versucht, in den beiden Ländern Anti-Trafficking-Praxisregime zu formen. Das heißt 
im Einzelnen, welche Wahrheitskonstruktionen sie vorschlägt, welche Technologien und In-
strumente der Anti-Trafficking-Regierung (Governance) von der IOM vorzugsweise ange-
wandt werden. Im Schlusskapitel werden die empirischen Ergebnisse zusammengeführt und 
vor dem Hintergrund einer weiten Interpretation der Menschenrechte bewertet. In den Blick 
genommen wird dabei die Relation zwischen Ländervertretungen, die das jeweilige Anti-
Trafficking-Projekt operativ umsetzen, und der Gesamtorganisation. Es geht zum einen da-
rum, Beschränkungen und Spielräume auszuloten, mit denen die operativ arbeitenden Län-
derbüros bei der menschenrechtlichen Ausgestaltung ihrer Projekte (im Verhältnis zur Ge-
samtorganisation) konfrontiert sind. Zum anderen gilt es herauszufinden, ob und in welcher 
Weise sich die in den Länderprojekten gesammelten Erfahrungen in den IOM-Praxisregimen 
zur Bekämpfung von Menschenhandel niederschlagen.  
1.3 Wissenschaftliche und gesellschaftspolitische Relevanz 
Die IOM wurde als Objekt wissenschaftlicher Forschung über Jahrzehnte hinweg vernachläs-
sigt. Zurückführen lässt sich dieses Desinteresse vor allem darauf, dass die IOM nicht als re-
levanter eigenständiger Akteur in den internationalen Beziehungen erforscht wurde, da sie 
nicht über ein Mandat verfügt, das sie zur Setzung oder zur Erzwingung (enforcement) von 
Normen berechtigt, sondern ihr lediglich eine Rolle als operativer Dienstleister im Auftrag 
von Staaten zuweist (Feldblum 1999). Erst seit dem ausgehenden Jahrtausend steht die Orga-
nisation in zunehmendem Maße im Fokus der Forschung. Dieses gestiegene Interesse an der 
IOM ist zum einen den in den 1990er Jahren einsetzenden welt- und migrationspolitischen 
Prozessen geschuldet, mit denen sich die Rolle der Organisation maßgeblich veränderte 
(Ducasse-Rogier 2001; Georgi 2010). Zum anderen ist es mit der wachsenden Kritik an den 
Aktivitäten der Organisation von Seiten zivilgesellschaftlicher Organisationen und sozialer 
Bewegungen in Zusammenhang zu bringen, die eine wissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit der IOM anregten (Georgi/Schatral 2012). Trotzdem gibt es neben einer Vielzahl an kür-
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zeren Beiträgen bislang nur wenige Untersuchungen, die sich eingehender und systematisch 
mit der IOM und den unterschiedlichen Aspekten ihrer Arbeit beschäftigen. Die Mehrzahl 
dieser Studien und Aufsätze verfolgen bei der Untersuchung der IOM als einer Organisation, 
die im Auftrag ihrer Mitgliedsstaaten weltweit Migration kontrolliert und steuert, einen kriti-
schen Ansatz. Ziel dieser Arbeit ist es daher, zu einer kritischen Auseinandersetzung mit der 
Organisation beizutragen und diese perspektivisch zu befördern. Eine Analyse der Framing-
Strategien der IOM ermöglicht es, den Einfluss der Organisation auf Maßnahmen zur Be-
kämpfung von Menschenhandel in unterschiedlichen kulturellen, gesellschaftlichen und poli-
tischen Kontexten zu rekonstruieren. Durch eine derartige Untersuchung wird die Basis ge-
schaffen, von der aus die politischen und normativen Ansprüche der IOM hinterfragt werden 
können. Damit erweist sich die vorliegende Arbeit sowohl aus wissenschaftlicher als auch 
gesellschaftspolitischer Perspektive als relevant. Sie trägt zum einen dazu bei, den For-
schungsstand zu internationalen Organisationen als Akteure im Allgemeinen und zur bislang 
eher wenig erforschten IOM im Speziellen zu erweitern. Die Verbindung des sozialkonstruk-
tivistischen Ansatzes Barnetts und Finnemores mit dem der Praxisregime erlaubt es, die 
Social Construction Power der IOM in ihrer Ausprägung als produktive Macht zu untersuchen 
(Barnett/Duvall 2005: 20-22). Diese Analysen stellen dann die empirische Basis einer kriti-
schen Auseinandersetzung mit der Organisation aus einer gegenhegemonialen6 Perspektive 
(Georgi/Schatral 2012) dar. 
                                                        
6 Unter dem Terminus gegenhegemonial lassen sich jene spezifischen politischen Ideen und Ziele fassen, mit 
denen bestimmte Aspekte der hegemonialen Ordnung herausgefordert oder verändert werden sollen. 
Gegenhegmoniale Positionen werden meist von sogenannten gegenhegemonialen Projekten vertreten. Das sind 
oftmals nur lose und indirekte Koalitionen gesellschaftlicher und politischer Kräfte, die sich um diese Ideen 





2.1 Menschenrechte und Trafficking 
Mit der Verabschiedung des Palermo-Protokolls wurden vermehrt nationalstaatliche wie in-
ternationale Bestrebungen zur Einhegung des Problems Frauen- und Menschenhandel auf den 
Weg gebracht. In diesem Zusammenhang forderten vor allem zivilgesellschaftliche Initiativen 
schon während der Ausarbeitung des UN-Abkommens eine explizit menschenrechtliche Ori-
entierung von Anti-Trafficking-Maßnahmen, die primär am Wohle der Betroffenen ausgerich-
tet sind. So stellt der bundesweite Koordinierungskreis gegen Frauenhandel und Gewalt an 
Frauen im Migrationsprozess e. V. (KOK) im Jahr 2002 fest: „Die politischen Forderungen 
der Menschenrechtsnormen lassen sich dahingehend zusammenfassen, dass sich alle politi-
schen Konzepte und Ansätze im Kampf gegen Frauenhandel an den betroffenen Frauen orien-
tieren müssen“ (Die Redaktion 2001: 104). Während der letzten Jahre fand nach Meinung von 
NGO-VertreterInnen diese Prämisse in zunehmendem Maße auch Eingang in die 
„Mainstream Rhetorik der internationalen Politik“ (Uhl 2008: 146). In einer Vielzahl interna-
tionaler und regionaler Dokumente werden Menschenrechte als zentraler normativer Bezugs-
punkt für Anstrengungen zur Einhegung des Frauen- und Menschenhandels festgehalten. Ent-
sprechend beanspruchen staatliche, zivilgesellschaftliche und internationale Anti-Trafficking-
Akteure, dass im Rahmen ihrer Aktivitäten gegen Menschenhandel der Menschenrechtsschutz 
der Betroffenen eine Priorität darstellt. Unter den jeweiligen AkteurInnen divergieren jedoch 
die Auffassungen, was menschenrechtlich orientierte Anti-Trafficking-Maßnahmen eigentlich 
ausmacht und wie sie praktisch umgesetzt werden sollen. Oftmals stehen sich diese Auffas-
sungen diametral gegenüber7. Während NGOs und andere zivilgesellschaftliche Akteure ho-
listische Unterstützungs- und Empowerment-Ansätze favorisieren, die darauf abzielen, dass 
die Betroffenen ihre bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen sowie 
kollektiven Menschenrechte wahrnehmen können (Wijers 2002), ist staatlichen Akteuren 
oftmals an der Ein- und Beschränkung dieser Rechte gelegen (Davies 2009: 35ff). 
Auch die IOM betont in ihren Selbstdarstellungen, dass der Schutz der Menschenrechte der 
Betroffenen Priorität aller Aktivitäten der Organisation gegen Menschenhandel hat (Internati-
onal Organisation for Migration ...a). Allerdings wird dieses Bekenntnis von zivilgesellschaft-
                                                        
7 Hier finden sich Konzepte, die Agency und Voice der Beteiligten in den Mittelpunkt der Unterstützung stellen, 
aber auch solche, die Betroffene schlichtweg bevormunden (Sanghera 2007: viii). 
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lichen Initiativen und kritischen WissenschaftlerInnen angezweifelt. Es ist umstritten, wie die 
Organisation die Vorgaben des internationalen und europäischen Menschenhandelsregimes in 
ihren Anti-Trafficking-Progammen und -Projekten, interpretiert und umsetzt (Uhl 2008: 149). 
Und es liegen einer Reihe von NGOs und EvaluatorInnen konkrete Beobachtungen vor, dass 
im Rahmen von IOM-Anti-Trafficking-Aktivitäten die Menschenrechte der Betroffenen ver-
letzt wurden oder diese Rechte durch die Anpassung an staatliche Vorgaben gravierend ver-
engt wurden (Böker 2003; Kröger/Prasad 2003; Engel 2008; Wennerholm/Zillén 2003: 31; 
Limanowska 2007: 76; Norwegian Agency for Development Cooperation 2011: 70). 
Um Substanz und Reichweite dieser Kritiken einschätzen zu können, ist eine vertiefende Dis-
kussion der Menschenrechte erforderlich. Die divergierenden Lesarten der verschiedenen An-
ti-Trafficking-Akteure machen die Schwierigkeiten deutlich, die mit der Beanspruchung von 
Menschenrechten einhergehen. So können unterschiedliche Auslegungen der Menschenrechte 
auf dieselben Menschenrechte Bezug nehmen. Das verleiht Menschenrechten zwar eine hohe 
normative Integrationskraft8, gleichzeitig aber kann die Bedeutung des normativen Konzepts 
‚Menschenrechte’ nicht mehr genau fixiert werden (Bonacker/Brodocz 2001: 182). Men-
schenrechte sind bedeutungsoffen. „[…] Menschenrechte integrieren gerade nicht, weil sie 
alle Menschen inkludieren, sondern weil offen geworden ist, was sie bedeuten und wie sie 
gedeutet werden. Von selbst sagen sie und verpflichten uns zu nichts.“ (Bonacker/Brodocz 
2001: 203). 
Aufgrund ihrer deutungsoffenen Konzeption laufen die Menschenrechte Gefahr, durch kon-
kurrierende Wertvorstellungen relativiert zu werden (Bielefeldt 1998: 9). Damit wiederum 
verbinden sich umfassende politische und gesellschaftliche Debatten und Kontroversen9. 
Zentrale Punkte in diesen Diskussionen sind der Anspruch der Menschenrechte auf Universa-
lität, ihre Spannbreite und Hierarchisierung, das Verhältnis von Menschenrechten und staatli-
cher Souveränität sowie die damit verbundenen Fragen ihrer Durchsetzung. 
Auch bei der Kritik des internationalen Menschenhandelsregimes und der IOM-Anti-
Trafficking-Aktivitäten werden diese in der Konzeption der Menschenrechte angelegten Prob-
lemstellungen virulent. Um mich dieser Problematik zu nähern und sie eingehender darzustel-
                                                        
8 Die Autoren verstehen unter normativer Integration eine symbolische Integration durch Normen: „Integration 
[…] vollzieht sich also durch die symbolische Konstruktion einer Identität […], die dadurch entsteht, dass sich 
alle auf etwas Identisches beziehen, ohne daß sie darunter etwas Identisches verstehen“ (Bonacker/Brodocz 
2001: 182). 
9 Für das Politikfeld Menschenhandel lassen sich diese Kontroversen an den Diskussionen um die Ausgestaltung 




len, erläutere ich zunächst grundlegende Strukturmerkmale der Menschenrechte, sowie die 
Frage- und Problemstellungen, die mit dieser Konzeption verbunden sind. In einem weiteren 
Schritt konkretisiere ich die Umsetzung von Menschenrechten für den Bereich Flucht und 
Migration und führe sie dann auch für das Politikfeld Frauen- und Menschenhandel aus. Da-
bei gebe ich einen systematischen Überblick der Kritiken von Menschenrechts-NGOs und 
RechtsexpertInnen am internationalen sowie europäischen Menschenhandelsregime. Ebenso 
gehe ich auf die differenzierten Bewertungen der IOM-Anti-Trafficking-Aktivitäten ein, mit 
denen die Vorgaben der internationalen Gemeinschaft (Palermo-Protokoll), der EU sowie 
nationalstaatliche Anti-Trafficking-Politiken praktisch umgesetzt werden. Ziel dieser Darstel-
lung ist es, sowohl die Vielzahl an Vorstellungen bezüglich der menschenrechtlichen Ausrich-
tung von Anti-Trafficking-Ansätzen aufzuzeigen als auch die normative Spannbreite des 
Menschenrechtsbegriffs auszuloten, um dann Kriterien für eine Einschätzung der menschen-
rechtlichen Ausrichtung der Anti-Trafficking-Maßnahmen der IOM aufzustellen zu können.  
2.1.1 Entwicklung und Strukturen der Menschenrechte  
Der Terminus ‚Menschenrecht’ zielt auf Universalität ab, „[…] simply because one is a hu-
man being“ (Donnelly 1991: 12). Menschenrechte werden deshalb als universal erachtet, da 
ihr Bestehen, sei es in Form von internationalen Rechtsdokumenten10 oder auch als ideelle 
Standards, von fast allen Staaten akzeptiert wird (Donnelly 1991: 1).  
In Frage gestellt wird der universelle Anspruch der Menschenrechte jedoch, da er aus einer 
ganz konkreten historischen Situation entstanden ist und somit ein Produkt der Geschichte 
westlichen Denkens ist (Jullien 2009: 129). Menschenrechte wurden als unter der Forderung 
„Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“ als Abwehrrechte von Einzelnen gegen staatliche Zu- 
und Übergriffe konzipiert. Die normativen Wurzeln des internationalen Menschenrechtsre-
gimes sind folglich liberale.  
Im Verlauf ihrer Entwicklung differenzierten sich Menschenrechte immer weiter aus11. Men-
schenrechte sind somit historisch und kontextuell bedingt; sie unterliegen Wandlungen und 
                                                        
10 Z. B. die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (1948) 
11 Diese immer weitergehenden Aufgliederungen der Menschenrechte stellten zuvorderst Reaktionen auf die 
Krisen der Moderne dar. Durch die stetigen Ausdifferenzierungen der Menschenrechte werden neuartige Unter-
drückungs- und Diskriminierungserfahrungen, sozio-ökonomische Umwälzungen der Lebensverhältnisse, Kriti-
ken und Forderungen (neuer) sozialer Bewegungen sowie Globalisierungsfolgen erwidert (Bielefeldt 1998: 85-
87). So wird im Zusammenhang mit der historischen Entwicklung von drei verschiedenen Generationen der 
Menschenrechte gesprochen: den liberalen Rechten der ersten Generation, den wirtschaftlich-sozialen Rechten 
der zweiten Generation und den Solidaritätsrechten der dritten Generation (Bielefeldt 1998: 92f.). 
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sind umstritten. Das impliziert zu fragen, „[…] was »Menschenrechte« »sind« und wie mit 
ihnen verfahren werden soll (oder muss?)“ (Narr 2008: 95). Das schließt weiter ein, nicht nur 
in Erfahrung zu bringen, was Menschenrechtsverletzungen eigentlich ausmacht, sondern 
auch, welches die Ursachen ihrer ungenügenden Verwirklichung sind. Dabei erweist es sich 
als unabdinglich, die strukturellen und konzeptuellen Charakteristika der Menschenrechte ins 
Blickfeld zu nehmen.  
Im Jahr 1948 entstand die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte. Mit ihr wurde ein uni-
versalistischer Geltungsanspruch formuliert, der gleichzeitig auf völkerrechtlicher Ebene fi-
xiert wurde. Das machte die Resolution zu einem historischen Novum: „Mit dieser Erklärung 
wird ein Wertesystem universal, und zwar nicht nur im Prinzip, sondern faktisch, denn es 
wurde als Regelung für das Zusammenleben der künftigen Gemeinschaft aller Menschen und 
Staaten formuliert“ (Bobbio 1998: 17). Maßgeblich zur Einschränkung des Universalitätsan-
spruches der Menschenrechte trugen die weltpolitischen Rahmenbedingungen bei, unter 
dernen die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte entstanden. Zu nennen sind hier insbe-
sondere der Ost-West-Konflikt, aber auch die Tatsache, dass die Mitglieder der Vereinten 
Nationen, die die Menschenrechtserklärung erarbeiteten, fast ausschließlich westliche Staaten 
waren, schmälert den Anspruch weltumspannender Gültigkeit (Mutua 2007: 553). 
In der Folgezeit wurde in zahlreichen Deklarationen Kritik an den Menschenrechtskonzeptio-
nen, die im Ruf standen, lediglich die Machtinteressen westlicher Staaten zu legitimieren, 
formuliert. In Frage gestellt wurden die universale Geltung der Menschenrechte sowie die 
Ideen eines individuellen Menschenrechtsschutzes und der Gleichheit (Kreide 2004: 138). 
Konflikte ob der Interpretation und Gewichtung des gemeinschaftlichen bzw. des individuel-
len Gehalts der Menschenrechte werden aber auch innerhalb von „westlichen“ Gesellschaften 
ausgetragen. Stellvertretend dafür stehen die sozialphilosophischen Auseinandersetzungen zu 
Kommunitarismus und Liberalismus (Bielefeldt 1998: 150). 
Auf der Wiener UN-Menschenrechtskonferenz von 1993 lässt sich im Streit um die 
Universalisierbarkeit der Menschenrechte eine Nord-Süd-Konfrontation entlang folgender 
Konfliktlinien verfolgen: Zum einen zu Fragen der nationalen Souveränität, was die Bindung 
westlicher Entwicklungshilfe an wirtschaftliche Reformen betraf; zum anderen, was das Prin-
zip der Unteilbarkeit von politischen, bürgerlichen sowie wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Menschenrechten anging. Angesichts dieser Konflikte offenbart sich die „[…] Relativi-




gemeinen Menschenrechte. In diesem Zusammenhang stellt sich vor allem die westliche Deu-
tungshoheit der Menschenrechte als bestreitbar und porös dar. Dennoch betonen intellektuelle 
Kritiker unterschiedlichster Disziplinen, dass Menschenrechte ein hohes Potential globaler 
Allgemeingültigkeit besitzen (Mutua 2007; Donnelly 1991).  
Eine Idee, die bis heute Menschenrechtsansätze maßgeblich prägt, ist die, dass Menschen-
rechte Naturrechte sind. In der Menschen- und Bürgerrechtserklärung der Französischen Re-
volution und in der Virginia Bill of Rights von 1776 wurden Menschrechte als Rechte, die 
jedem Menschen qua Geburt zustehen, zu Naturrechten erklärt. Mit der Ablösung der religiö-
sen Sphäre durch die „Welt“ als Legitimationsquelle für politisches Handeln wurde für Han-
nah Arendt dieser Anspruch fragwürdig. Sie streicht heraus, „dass Menschenrechte keine At-
tribute einer wie immer gearteten menschlichen Natur sind, sondern Bestimmungen einer von 
Menschen errichteten Welt, in der sich rechtlich verfasste Kollektive gegenseitig das Recht 
auf Freiheit und Gleichheit und ihm voran das „Recht, Rechte zu haben“ zuerkennen (Ge-
bauer 2008: 49). Durch die Definition als Naturrechte, bemerken Fields und Narr, wird zu-
vorderst die den Menschenrechten unterliegende ideologische Prägung verschleiert.„In reality 
these ideas were only meant to pertain to some individuals – individuals like the people who 
espoused them. In reality, the universalistic claims were rhetorical strategies to justify politi-
cal shifts in power within specific historical and geographical contexts.” (Fields/Narr 1992: 
3). Sie führten ihre Argumentation dahin gehend aus, dass die soziale Praxis von Rechten 
immer schon historisch und sozial konstruierten Positionen unterlag. Gender, Rasse, Wohl-
stand und Kultur sind/waren die Kategorien, die die Wahrnehmung von Rechten maßgeblich 
beeinflussten (Fields/Narr 1992: 4). Die Autoren folgern daraus, dass „[…] human rights are 
norms and practices which can be achieved only if proper historical circumstances are cre-
ated” (Fields/Narr 1992: 5). 
Menschenrechtliche Ideen und Normen wirken gerade aufgrund ihrer universalen Qualitäten 
als Mobilisierungsfaktoren transnationaler Politik (Christophersen 2009: 121). Keine interna-
tionale Organisation, keine NGO und keine soziale Bewegung, die sich nicht positiv auf die 
weltweiten Menschenrechte bezieht, um ihre Aktivitäten zu legitimieren und gesellschaftspo-
litische Konsenspositionen zu stärken und zu begründen. Zumeist kann auf internationaler 
Ebene ohne Schwierigkeit Einigkeit bezüglich der politischen und bürgerlichen Menschen-
rechte erzielt werden. Sollen jedoch menschenrechtliche Konsenspositionen zu Themen wie 
Armut, Entwicklung und Verteilungsgerechtigkeit entwickelt werden, gestaltet sich das weit-
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aus schwieriger. Auch der Erweiterung des internationalen Menschenrechtsparadigmas um 
„Gewalt gegen Frauen“ in der Folge der dritten UN-Weltfrauenkonferenz gingen Konflikte 
hinsichtlich Prioritätensetzung zwischen den unterschiedlichen regionalen Frauen bewegun-
gen voraus (Wichterich 2007: 4)12. Um eine internationale Solidarisierung von Frauen über 
die gemeinsame Betroffenheit durch patriarchale Gewalt zu befördern, wurde im Rahmen 
feministischer Kampagnen und Lobbystratgeien unterstrichen, dass Gewalt gegen Frauen eine 
Verletzung der bürgerlichen und politischen Rechte von Frauen ist. (Schmidt-Häuer 2000: 
286).  
Mit dem Erfolg des Frauen- und Menschenrechtskonzepts als masterframe einer transnationa-
len Frauenbewegung sind aber auch vielfältige Probleme verbunden. Eine dieser Problemati-
ken entstammt dem den Menschenrechten inhärenten Spannungsverhältnis von Allgemeinem 
und Besonderem. So dient der Konsensframe ‚Gewalt gegen Frauen ist eine Menschenrechts-
verletzung‘ als Grundlage staatenübergreifender strategischer Schwesternschaft, läuft aber 
dadurch auch Gefahr, sich zu einem „Catch All“-Begriff (Hemment 2004: 820) auszuwach-
sen. Denn indem versucht wurde, möglichst viele Ausprägungen des Themas ‚Gewalt gegen 
Frauen‘ unter einer Überschrift zusammenzufassen, um damit die Solidarität innerhalb der 
Bewegung zu stärken und gleichzeitig die Außenwirkung zu verbessern, wurden lokale Be-
sonderheiten, die die Definitionen von Gewalt gegen Frauen prägen, ausgeblendet (Hemment 
2004: 820).  
Eine weitere Frage ist, ob bestimmten Menschenrechtsnormen Vorrang zugestanden werden 
soll. Noberto Bobbio betont, dass sich eine Hierarchie der Menschenrechte nicht vermeiden 
lässt. Er macht absolute unhintergehbare Normen aus, die auf der Unversehrtheit des mensch-
lichen Körpers und den freien Status der Person gründen (Bobbio 1998: 29). Neben diesen 
sogenannten Existenzrechten unterscheidet die Literatur auch Exzellenzrechte, die ein „gutes 
Leben der Bürger“ (Christophersen 2009: 126) sichern sollen. Die Frage menschenrechtlicher 
Kernnormen ist umstritten (Donnelly 1991: 27).  
Vielmehr beanspruchen die Menschenrechte einen orientierenden Wert. Sie beschreiben einen 
idealen Zustand13, wo Einzelne zwar Menschenrechte besitzen, aber nicht genötigt sind sie 
                                                        
12 Christa Wichterich macht auf der 1. Weltfrauenkonferenz im Jahr 1975 in Mexiko drei regional aufgeteilte 
Schwerpunktthemen aus: „Gleichheit wurde den westlichen Feministinnen zugeschrieben, Entwicklung den 
Frauen aus dem Süden, Frieden den sozialistischen Ländern“ (Wichterich 2007: 4). 
13 Als Quelle der Menschenrechte macht Donnelly die „menschliche Natur“ aus. Als „[…]a moral posit, a moral 




einzuklagen, da sie bereits hinreichend verwirklicht sind (Donnelly 1991: 14). Entsprechend 
bemisst sich am Umsetzungsgrad von Menschenrechten in positives Recht die Legitimität 
staatlichen Handelns. Dieser „extra-legale“ Charakter unterscheidet Menschenrechte von 
legalen (positiven) Rechten14: „Human rights do imply a manifesto for political change, but 
this does not make them any less truly rights; it simply underscores that they are human 
rights, not legal rights” (Donnelly 1991: 15).  
Da die Auslegung und Umsetzung der Menschenrechte jedoch nicht formell geregelt ist, iden-
tifiziert der Philosoph Bielefeldt den „[…] öffentliche[n] Diskurs der widerstreitenden Mei-
nungen“ als Voraussetzung dafür, dass „ […] Menschenrechte ihre politische Legitimität […] 
entfalten und behaupten können […]“ (Bielefeldt 1998: 87). Mit einem solchen Diskurs sind 
nach Bielefeldt jedoch auch Risiken verbunden: Gelingt es nicht, eine „[…] präzise normative 
Bestimmung der Menschenrechte und ihres Verhältnisses untereinander sowie ihres Verhält-
nisses zu anderen politisch-rechtlichen Prinzipien zu formulieren, besteht die Gefahr, daß der 
Anspruch der Menschenrechte durch Abwägung gegen tatsächliche oder vermeintlich konkur-
rierende Prinzipien beliebig relativiert wird oder sich gar in einer diffus werdenden men-
schenrechtlichen Rhetorik selbst auflöst“ (Bielefeldt 1998: 9). Eine mögliche Folge ist, dass 
Menschenrechte zu einer Aufstellung verkümmern, aus der sich jeder das Passende heraussu-
chen kann, aber das weniger Passende zurücklässt (Bielefeldt 1998: 87).  
Gerade aber die innere Einheit der Maximen Freiheit, Gleichheit und Solidarität, die die men-
schenrechtliche Strukturformel bilden, ist seiner Meinung nach die zentrale Voraussetzung 
dafür, dass Menschenrechte eine kritische Wirkung entfalten können15. Das betrifft sowohl 
                                                                                                                                                                             
sind jedoch nicht gott- oder naturgegeben, sondern stellen das Resultat menschlicher Aktivität dar. Um als „mo-
ralische Vision menschlicher Möglichkeiten“ (Donnelly 1991: 18 [Übersetzung S. Sch.]) als Minimumstandards 
für ein Leben in Würde realisiert zu werden, brauchen Menschenrechte Institutionen, die ihre Umsetzung und 
ihren Schutz als Basisrechte sicherstellen. Menschenrechte stellen deshalb „at once an utopian ideal and a realis-
tic practice for implementing that ideal” (Donnelly 1991: 19) dar.  
14 Künnemann unterscheidet hier zwischen dem Menschenrecht, das überpositiv staatlichem Recht vorangeht 
und jeder Person zusteht, sowie dem objektiven Menschenrecht, das unter Bezugnahme auf das Menschenrecht 
von Staaten entwickelt und aufrecht erhalten wird (Künnemann 2008: 78). 
15 Den Charakter dieser Verknüpfung erklärt Bielefeldt folgendermaßen: „Die drei Komponenten stehen einan-
der nicht nur additiv nebeneinander oder gar gegeneinander, sondern beleuchten einander wechselseitig; sie 
bilden kein Verhältnis wechselseitiger Ergänzung und ggf. Relativierung, sondern einen Zusammenhang wech-
selseitiger Explikation. Im menschenrechtlichen Sinne kann es keine Freiheit ohne Gleichheit geben, wäre die 
Freiheit doch sonst bloßes Privileg, aber gerade kein allgemeines Menschenrecht. Im Gegenzug gilt also genau-
so, dass eine Gleichheit, die nicht auf Freiheit zielt, unmöglich ein Menschenrechtsprinzip sein kann, geht es in 
den Menschenrechten doch niemals um planen Egalitarismus, sondern immer um die politisch-rechtliche Aner-
kennung verantwortlicher Mündigkeit. Daß die in gleichen Freiheitsrechten Ausdruck findende Mündigkeit nicht 
isolierte Individuen betrifft, macht den Begriff der Solidarität deutlich, der zugleich die gemeinschaftliche Ver-
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die konkreten Schutzfunktionen von Menschenrechten als auch ihre Rolle als Richtschnur für 
die Ausgestaltung der politisch rechtlichen Kultur einzelner Staaten und der internationalen 
Gemeinschaft im Ganzen. Mit Ende des Kalten Krieges und im Zuge des Entwicklungsden-
kens wurden die Menschenrechte von einer Staatenmehrheit zwar gemeinhin als unteilbar und 
interdependent erachtet (Künnemann 2008: 77), aber ihre Aufteilung in zwei Pakte lässt die 
Probleme deutlich werden, die ihrem historischen Entstehungsprozess geschuldet sind: „Civil 
and political rights did have their initial social basis in the bourgeoisie, and the demand for 
economic and social rights did begin with the working class and socialist intellectuals” (Don-
nelly 1991: 31). Während der Blockkonfrontation spiegelte die Dichotomie von bürgerlich-
politischen sowie wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten die ideologischen rechts-
links-Ausrichtungen wider. Dennoch sind die Folgen dieser Zweiteilung noch immer ein-
schneidend. So hat weder China den Zivilpakt, noch die USA den Sozialpakt ratifiziert (Kün-
nemann 2008: 77; United Nations Treaty Collection 1966 a; United Nations Treaty Collection 
1966 b). Mit dieser Zweiteilung lassen sich aber auch unterschiedliche begriffliche Vorstel-
lungen von Menschenrechten nachvollziehen. So unterscheiden Narr und Roth zwei men-
schenrechtliche Entwicklungslinien: eine, die auf den Manifestationen der bürgerlichen Revo-
lutionen Frankreichs und Amerikas basiert und vor allem auf den Schutz des Privateigentums 
der Einzelnen zielt. Als individuelle Abwehrrechte stellen sie aber „[…] bestenfalls ein punk-
tuelles und vor allem bessergestellten Individuen einer Gesellschaft geltendes Ereignis“ 
(Narr/Roth 1996: 181) dar. Eine zweite radikaldemokratisch-sozialistische Auffassung be-
rücksichtigt hingegen die sozioökonomische Basis der Menschenrechte in ihrer kollektiven 
Dimension (Narr/Roth 1996: 181). Die beiden Versionen unterscheiden sich maßgeblich 
durch ihre Definition von Freiheit und Gleichheit sowie deren innere Verknüpfung: „In der 
ersten, der liberal-neoliberalen Variante […] meint Gleichheit die Gleichheit der Freien. In 
der Zweiten, der radikaldemokratisch-sozialistischen Variante meint Gleichheit die funda-
mental gleich begründete Freiheit aller“ (Narr/Roth 2003: 149). 
2.1.2 Die Umsetzung von Menschenrechten 
Die Auseinandersetzung mit den Strukturmerkmalen der Menschenrechte verdeutlicht, dass 
ihre Umsetzung aufgrund des Charakters „extra-legale Rechte“, abhängig von „vernünftiger 
                                                                                                                                                                             





Einsicht“ (Künnemann 2008: 79) und politischem Willen ist. So sind Menschenrechte zwar 
als globale Normen anerkannt, doch gerade soziale und politische Menschenrechte sind auf 
praktischer Ebene häufig nur in äußerst eingeschränkter Form verwirklicht (Demirovic 2008a: 
112). Menschenrechte beanspruchen als ein „final resort in the realm of rights“ (Donnelly 
1991: 13) zwar den höchsten Rang im Rahmen einer Ordnung moralischer Rechte, ihre Ver-
wirklichung hängt jedoch immer von der Verfassung einer Gesellschaft, bzw. deren „ökono-
mischen, politischen und kulturellen Produktionsverhältnissen“ (Narr 2008: 101) ab. Laut 
Alex Demirovic liegen die Ursachen für diese unzureichende Realisierung von Menschen-
rechten nicht nur an den „[…] von außen entgegenstehenden praktischen Bedingungen, also 
den Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Ökonomie, den Interessen der Besitzenden und 
Herrschenden. Die Strukturprobleme sind den Menschenrechten selbst eingeschrieben“ (De-
mirovic 2008a: 114). 
Die vorbehaltliche praktische Umsetzung der Menschenrechte bedingt aber vor allem, dass 
Menschenrechte lediglich Minimalrechte sind. Sie können zwar von allen Menschen genau 
dann gefordert werden, wenn „[…] claims of legal and other rights fail“ (Donnelly 1991: 14). 
Da sie aber lediglich Minimalrechte sind „geben sie keinen Hinweis darauf, wie eine soziale 
und internationale Ordnung im positiven Sinne beschaffen sein müsste, um die Wohlfahrt 
aller zu begünstigen, so dass tatsächlich alle Rechte wie selbstverständlich auch die Wirklich-
keit prägen würden“ (Demirovic 2008a: 114). Das heißt: „Menschenrechte räumen die Mög-
lichkeit ein, soziale Ordnungen herzustellen, in denen die menschenrechtlich garantierten 
Freiheiten auch verwirklicht werden können“ (Demirovic 2008a: 114). […] „Sie gewährleis-
ten jedoch nicht ob und vor allem in welcher Form das geschieht. Als Minimalforderungen 
laufen Ansprüche auf Menschenrechte Gefahr, lediglich darauf abzuzielen, bereits bestehende 
Institutionen zu stärken und weiter auszubauen, anstatt deren Legitimität immer wieder zu 
hinterfragen“ (Demirovic 2008a: 117). 
Ein weitere konzeptuelle Unschärfe wirkt sich erschwerend auf eine effektive Umsetzung 
sozialer und politischer Menschenrechte aus: Menschenrechte gründen auf einer Trennung 
von Menschen sowie von Staaten und Staatsbürgern. Die TrägerInnen von Menschenrechten 
sind der oder die Einzelne, „[…] as separate individuals and as members of a community“ 
(Donnelly 1991: 20). Mit dieser Konstruktion wird zwar ein „Freiraum individueller Freiheit 
und Gleichheit“ (Demirovic 2008a: 114) aufgespannt, das nationalstaatliche Monopol der 
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Gewaltausübung aber beschneiden Menschenrechte, da sie keine Rechtsnormen sind, in der 
Regel nicht16. 
Einen weiteren Schwachpunkt, der sich hemmend auf die praktische Umsetzung der Men-
schenrechte auswirkt, sieht Demirovic in ihrem „eigentümlich idealistischen Charakter“ (De-
mirovic 2008a: 116). Damit weist der Autor auf den Umstand hin, dass Menschenrechte in 
konkreten historischen Situationen formuliert wurden. Da mit der Benennung von Menschen-
rechten auch ein universalistischer Anspruch aufgestellt wird, besteht nicht nur die Gefahr, 
dass „bestimmte bürgerliche Praktiken und Lebensformen auf alle Ewigkeit festgeschrieben 
[werden]“ (Demirovic 2008a: 116), sondern auch, dass eine derartige Fixierung „ihren kriti-
schen Wert und das mit ihnen verbundene Handlungspotential“ (Demirovic 2008a: 117) be-
schränkt. Wird nicht immer wieder verdeutlicht, dass Menschenrechte an konkrete historische 
und politische Kontexte gebunden sind und dass sie sich erst in sozialen Auseinandersetzun-
gen um Herrschaft und Beherrschung konkretisieren, kann sich ihr kritischer Anspruch auch 
ins Gegenteil verkehren, denn „[…] human rights are too easily used as symbolic legitimizers 
for instruments of that very domination“ (Fields/Narr 1992: 5).  
2.1.3 Menschenrechte, Flucht und Migration 
Vor allem der Umstand, dass internationale Durchsetzungsmechanismen für universalistische 
Menschenrechte fehlen, offenbart sich als ihre Achillesferse. Hannah Arendt folgend bieten 
nur national verankerte Bürgerrechte einen wirksamen Schutz der Menschenrechte (Christo-
phersen 2009: 128). 
Besondere Bedeutung erhält diese Problemstellung im Bereich der Flüchtlings- und Migrati-
onspolitik, dann, wenn staatliche Zugehörigkeit ein Kriterium dafür ist, ob und in welchem 
Umfang (Menschen-) Rechte gewährt werden. Hannah Arendt setzte sich, anlässlich der pre-
kären Situation, in der sich Millionen von Displaced Persons, die sich mit Ende des Zweiten 
Weltkriegs aufgrund ihres ungeklärten staatsbürgerlichen Status’ befanden, maßgeblich mit 
dieser Koppelung von Menschenrechten und Nationalität auseinander. Die Situation der 
Displaced Persons, der Flüchtlinge und der Staatenlosen, offenbarte die Aporien der Men-
                                                        
16 Demirovic gibt jedoch zu bedenken, dass „das Verhältnis von Menschen- und staatlichen Souveränitätsrechten 
historisch umkämpft und variabel“ ist (Demirovic 2008a:115). Davon zeugen Interventionen im Namen des 
Menschenrechtsschutzes, internationale Gerichtshöfe, die über Menschenrechtsverbrechen befinden, Drittstaaten 
oder internationale Organisationen, die Verletzungen der Menschenrechte verfolgen und nicht zuletzt eine Viel-





schenrechte dergestalt, „[…] daß keine dieser Menschengruppen ihrer elementaren Men-
schenrechte sicher sein kann, wo diese nicht von einem Staate geschützt sind, dessen Oberho-
heit man durch Geburt und internationale Zugehörigkeit untersteht“ (Arendt 2006: 606). Die 
in diesem Zusammenhang von Arendt kritisierte Verflechtung von Menschen- und Bürger-
rechten geht auf eben jene Konzeptionen zurück, die sich im Zuge der Aufklärung und mit 
den bürgerlichen Revolutionen der Moderne durchsetzten. So sollten durch die Zugehörigkeit 
zum Nationalstaat allen BürgerInnen und EinwohnerInnen dieses Staates gleiche Rechte zu-
gesichert werden (Benhabib 2008: 61). Die Schwierigkeit, die mit dieser Konzeption verbun-
den war, war die, dass der einzelne Mensch im Rahmen der politischen Gegebenheiten des 18. 
Jahrhunderts nur als „Glied eines Volkes“ (Arendt 2006: 64) gefasst werden konnte, es gab 
keinen „Menschen überhaupt“ (Arendt 2006: 64). Eine weitere Idee, die Arendt betont, ist die, 
dass die Verwirklichung der Menschenrechte vom Volkswillen abhing. „Nur die emanzipierte 
Souveränität des Volkswillens, und zwar des Willens des eigenen Volkes, schien im Stande, 
die Menschenrechte zu verwirklichen. Insofern die Französische Revolution die Menschheit 
als eine Familie von Nationen begriff, richtete sich der Begriff des Menschen, der den Men-
schenrechten zugrunde lag, nach dem Volk und nicht nach dem Individuum“ (Arendt 2006: 
604f). 
Im Rahmen dieser Konzeption bedeutete der Verlust der Bürgerrechte17 den Verlust jeglicher, 
also auch der unveräußerlichen Menschenrechte (Benhabib 2008: 57). Auch wenn in der Zwi-
schenzeit mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und den Genfer Flüchtlings-
konventionen völkerrechtliche Instrumente geschaffen wurden, durch die die Rechte von 
Nicht-Staatsangehörigen, Flüchtlingen und Asylsuchenden gestärkt wurden, existieren be-
trächtliche Spannungen und Konflikte hinsichtlich der Verwirklichung von Menschenrechten 
und der Aufrechterhaltung staatlicher Souveränität. Sheila Benhabib erkennt darin „[…] das 
zentrale Problem einer territorial bestimmten staatszentrierten internationalen Ordnung“ 
(Benhabib 2008: 74). Durch dieses Spannungsverhältnis äußert sich nach Sheila Benhabib der 
Gegensatz „zwischen den expansiven und inklusiven Prinzipien des moralischen und politi-
schen Universalismus’ der Menschenrechte und den partikularistischen und exklusiven Kon-
zepten demokratischer Abschließung“ (Benhabib 2008: 30). Die allgemeine Menschenrechts-
                                                        
17 Arendt veranschaulicht durch eine Vielzahl von Beispielen die Aberkennung von Bürgerrechten seit dem 
Ersten Weltkrieg. Sie bezeichnet die Staatenlosen als das „[…] traurigste Produkt der europäischen Bürgerkriege 
und das deutlichste Zeichen für die Zerrüttung der Nationalstaaten“ (Arendt 2006: 578).  
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erklärung jedoch berührt trotz des Anspruchs auf grenzüberschreitendende universale Gültig-
keit die territorialen Selbstbestimmungsrechte des Staates nicht (Benhabib 2008: 23). So ha-
ben laut Artikel 13 der Erklärung aus dem Jahr 1948 zwar alle Menschen ein Recht zu emig-
rieren, nicht aber das Recht zu immigrieren.  
„Über staatliche Verpflichtungen, Immigranten die Einreise zu gewähren, das Asylrecht bei-
zubehalten oder ausländischen Einwohnern die Staatsbürgerschaft zu erteilen schweigt sich 
die Menschenrechtserklärung aus. Die entsprechenden Rechte haben keinen konkreten Adres-
saten, sie lösen offenbar keine spezifische Verbindlichkeit auf Seiten zweiter oder dritter Par-
teien aus, die diese Rechte gewähren müssten“ (Benhabib 2008: 23). Bezogen auf den Flücht-
lingsschutz gestaltet sich ein auf dieser Logik basierendes System vor allem deshalb proble-
matisch, weil aus der „[…] prinzipiellen Möglichkeit der Garantie der Menschenrechte und 
der Affirmation des Rechts auf Asyl für ‚genuine’ Flüchtlinge und Menschen, die ‚wirklich 
Schutz brauchen’, erst die Ausgrenzung aller anderen ermöglicht. Der Schutz der einen legi-
timiert auch die Ausgrenzung der Anderen“ (Georgi 2007: 84). 
Das Verhältnis von staatlicher Souveränität und Menschenrechten erörtert auch der italieni-
sche Philosoph Giorgio Agamben. Er begreift Menschenrechte vor allem deshalb als proble-
matisch, weil sie vornehmlich auf das „nackte Leben“ abstellen. Das „nackte Leben“ befindet 
sich an einem Ende eines Kontinuums, an dessen anderem Ende die souveräne Macht steht, 
die wiederum dieses Leben erst hervorbringt (Christophersen 2009: 99). Am Beispiel histori-
scher menschenrechtlicher Basisdokumente wie der Habeas-Corpus-Verfügung von 1679 
verdeutlicht er die Unterscheidung von Leben in „zoe“ (die physische Materialität, die allen 
Lebewesen gemein ist), und „bios“ (das qualifizierte Leben des Staatsbürgers). Die Erklärung 
garantiert den Schutz des „nackten Lebens“, wohingegen das „politische Leben“ nicht erfasst 
wird (Agamben 2002: 131 ff; Christophersen 2009: 101). Der wichtigste Schritt, um Natalität 
mit Nationalität zu verknüpfen, wurde durch die französische Erklärung der Menschenrechte 
gemacht. Hier bildet „zoe“ und nicht „bios“ das Fundament staatlicher Souveränität und Legi-
timität (Agamben 2002: 136) „Die Erklärung der Menschenrechte stellt die originäre Figur 
der Einschreibung des natürlichen Lebens in die juridisch-politische Ordnung des National-
staates dar“ (Agamben 2002: 136).  
Hannah Arendts Ausführungen zum Verhältnis von Staatsbürgerschaft und Menschenrechten 




men des Nationalstaats (Arendt 2006: 613). Dabei ist es die biopolitische18 Hauptaufgabe des 
Staates, zwischen Citoyens und Hommes zu unterscheiden19: denjenigen, die zu einem Staat 
gehören und denjenigen, die kein Recht auf Staatsbürgerschaft haben sollen (vgl. Christopher-
sen 2009: 102). Damit geht sowohl eine Trennung von Politischem und Humanitärem als 
auch eine Trennung der Menschenrechte von Bürgerrechten einher. Für die Arbeit von Men-
schenrechts-NGOs zeitigt diese Abkopplung klare Konsequenzen: „Letztlich können die hu-
manitären Organisationen, die heute mehr und mehr zu den übernationalen Organen aufrü-
cken, das menschliche Leben jedoch nur in der Figur des nackten Lebens erfassen und unter-
halten deshalb gegen ihre Absicht eine geheime Solidarität mit den Kräften, die sie bekämp-
fen sollten“ (Agamben 2002: 142). 
2.1.4 Menschenrechte und Trafficking: Die Kritik am internationalen und 
europäischen Anti-Trafficking-Regime 
Die angesprochenen Problematiken stellen sich auch hinsichtlich des Menschenrechtschutzes 
von Betroffenen von Menschenhandel. Das Palermo-Protokoll definiert Menschenhandel 
nicht nur, sondern liefert auch die Orientierungsmaßstäbe, um bestimmen zu können welche 
MigrantInnen Opfer von Menschenhandel sind und welche nicht „Trafficked women are dis-
identified from categories as migrants, criminals or prostitutes by the emphasis on suffering“ 
(Aradau 2008: 35). Als geschmuggelt identifizierte MigrantInnen werden dann abgeschoben 
oder zu einer sogenannten „freiwilligen Rückkehr“ veranlasst, da bei ihnen kein besonderer 
Schutzbedarf festgestellt wurde (Gallagher 2001). Als Opfer von Menschenhandel (VoT) 
Identifizierte erhalten humanitäre, nach den Vorgaben nationaler Gesetzgebungen, gestaltete 
Hilfsleistungen. Nach Ansicht von ExpertInnen erweist sich die auf dem Papier so wasser-
dichte Definition des UN-Protokolls von Menschenhandel auf operativer Ebene jedoch als 
problematisch. Eine klare Unterscheidung zwischen Schmuggel und Menschenhandel kann in 
der Praxis oft nicht gezogen werden. Viele Migrationswillige ziehen die Dienste von 
Schmugglern oder ArbeitsvermittlerInnen vor, anstatt bürokratische, zeitaufwändige und im 
Zweifelsfall auch lebensbedrohliche Versuche zu unternehmen, legal zu migrieren (Brolan 
2002: 577). Oftmals nehmen sie nur anfangs die Dienste von Schmugglern in Anspruch und 
                                                        
18 Als Biopolitik bezeichnet Agamben in Anlehnung an Foucault „[…] die wachsende Einbeziehung des natürli-
chen Lebens des Menschen in die Mechanismen und das Kalkül der Macht“ (Agamben 2002: 127). 
19 „Einer der wesentlichen Züge der modernen Biopolitik (der in unserem Jahrhundert rasen wird) ist die Not-
wendigkeit, im Leben laufend die Schwelle neu zu ziehen, die das, was drinnen, und das, was draußen ist, ver-
bindet und trennt“ (Agamben 2002: 140). 
Forschungsstand 27
   
 
werden später sexuell oder wirtschaftlich ausgebeutet (Pearson 2005: 26). Entsprechend 
schwierig gestaltet es sich, diesen Personen einen eindeutigen Status als geschmuggelt oder 
gehandelt zuzuweisen: „It is evident, that smuggled people may be trapped in debt-bondage, 
or subjected to exploitative working conditions. Have they been trafficked? Are they victims 
or just ‚economic migrants’? What if they are fleeing persecution? Does that make them refu-
gees too? (Buckland 2008: 44). 
Claudia Aradau beschreibt diese Vorgehensweisen als Strategien der 
Identifikation/Disidentifikation, „ The human rights of one category are counted and assessed 
against the human rights of another category. The state becomes an arbiter in this allocation of 
rights. Rights can only be enjoyed by particular groups of people to the exclusion of others. 
The rights of some are threatened by the rights of others“(Aradau 2008: 36). Die Konsquenz, 
die diesen Kategorisierungen folgt ist die, dass Menschenrechte von geschmuggelten und da-
mit als nicht-schutzbedürftig identifizierten MigrantInnen vernachlässigt werden. Dabei wird 
undokumentierten Menschen in Abhängigkeit des Aufenthaltsstatus und damit auch das 
Arendtsche „Recht auf Rechte“ vorenthalten.  
So gut wie immer geht ExpertInnen zufolge mit einer Identifizierung als 
Menschenhandelsopfer im Rahmen der institutionalisierten Schutz- und 
Strafverfolgungsprozesse eine Viktimisierung einher. Die Schaffung, Zuweisung und 
Umsetzung der Kategorie „Opfer von Menschenhandel“ subsumiert und essentialisiert nicht 
nur ein breites Spektrum von migrantischen Erfahrungen, auch komplexe Lebenssituationen 
werden reduziert und in Form von unzweideutigen Opferidentitäten festgeschrieben 
(Sanghera 2007: xx). Gleichzeitig ist die Darstellung der Betroffenen als hilflose Trafficking-
Opfer eine der wichtigsten Voraussetzungen dafür, dass eine Vielzahl staatlicher, 
zivilgesellschaftlicher und internationaler Akteure eine RetterInnen-Identität (vgl. Puwar in 
Andrijasevic 2006, S. 139) entwickeln kann. Damit wird nicht nur die Grundlage und der 
Raum für paternalistische „Schutzpraktiken“ geschaffen (Agustín 2008; Sanghera 2007; 
Popova 2006; Kapur 2002), die oftmals in einer Verletzung der Menschrechte der Betroffenen 
resultieren, die die RetterInnen bestrebt sind zu schützen (Sanghera 2007; Wennerholm/Zillén 
2003). Häufig sind Opfer von Menschenhandel den präskriptiven Regeln von 
Assistenzorganisationen ausgesetzt, die trotz wohlmeinender Intentionen betroffene Personen 
daran hindern ‘to realise his/her life’s full potential’ (Sanghera 2007: iiv). Diese 




betroffenen Personen überein. Der Blick auf die eigenständige Entscheidungs- und 
Handlungsfähigkeit dieser Menschen wird verstellt, und damit gehen auch die 
Unterstützungsmaßnahmen an den Lebensrealitäten der Betroffenen vorbei. So führt der 
Anthropologe John Davies zum mangelnden Erfolg von Präventionsmaßnahmen in Albanien 
auf die Vorannahmen der Anti-Trafficking-Akteure über ihre Klientel zurück. Daraus 
resultiert unter anderem auch ihre mangelnde Nachhaltigkeit: Meist wird nur auf die 
unmittelbaren Bedürfnisse der Betroffenen wie medizinische und psychologische 
Notversorgung oder kurzzeitige Unterkunft eingegangen. Langfristige Strategien, die bspw. 
die soziale Reintegration von Menschenhandelsbetroffenen anstreben, sind durch diesen 
Mangel an Übereinstimmung mit den Wünschen und Bedürfnissen der Betroffenen wie auch 
aufgrund von fehlendem politischen Willen oftmals zum Scheitern verurteilt. Nur selten 
fließen in die Konzeptionen von Anti-Trafficking-Aktivitäten die Interessen der Betroffenen, 
die ihnen eine demokratische Teilhabe an der Ausgestaltung von Politiken und Programmen 
zur Bekämpfung von Menschenhandel ermöglichen würde (Davies 2009: 36).  
Eine Viktimisierung von Menschenhandelsbetroffenen wirkt sich vor allem aber auch negativ 
auf die Anstrengungen dieser Personen aus, ihre Rechte geltend zu machen20. Die zugeschrie-
benen Opferidentitäten, an denen sich kulturelle und politische Normen von Gender, Rasse, 
Sexualität sowie Alter, Klasse und sexuelle Zugehörigkeit manifestieren, entfernen, so die 
von Bärbel Uhl zitierte US-amerikanische Journalistin Alice Miller, vor allem weibliche Be-
troffene von der Durchsetzung ihrer Rechtsansprüche: „Bei Personen jedoch, die in die Kate-
gorie ‚Frau’ fallen, werden Auffassungen von Bürgerrechten durch kulturelle und politische 
Normen gedämpft, um nur ein Beispiel zu nennen. Daher ist für viele Frauen, besonders für 
Frauen aus der dritten Welt, die Entfernung von ‚Sexsklavin’ zur Bürgerin bemerkenswert 
lang“ (Miller 2004: 30 in Uhl 2008: 146).  
Neben den Problemen, die eine praktische Umsetzung der Palermovorgaben mit sich bringt, 
bleibt als zentrales Problem des internationalen Anti-Trafficking-Framework bestehen, dass 
einer Gruppe MigrantInnen (Menschenhandelsopfer) Menschenrechte in Abgrenzung zu an-
deren Gruppen (irregulären MigrantInnen etc.) garantiert werden. Damit werden nicht nur 
irregulären Migrantinnen Menschenrechte aberkannt, sondern die den „Opfern von Men-
                                                        
20 Maßgeblich geprägt wurden diese Diskurse vor allem in Ost- und Süd-Ost-Europa durch die Poster und Öf-
fentlichkeitskampagnen der IOM. Kritische Analysen zum Repräsentationsregime der Organisation finden sich 
bei: Davies 2002; Andrijasevic 2007; Ihme 2008. 
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schenhandel“ zugebilligten Rechte bekommen den Charakter eines staatlichen Gnadenakts 
(vgl. Aradau 2008, 36ff). Dieser Umstand hat weitreichende Konsequenzen für den politi-
schen Charakter der Unterstützungsaktivitäten für Betroffene von Menschenhandel. Verstan-
den als Akt der Barmherzigkeit kann sich unter der eindeutigen Prämisse der Menschlichkeit 
zwar eine Vielzahl von Akteuren, unterschiedlicher Couleur, darauf einigen, dass es eine mo-
ralisch verpflichtende Gemeinschaftsaufgabe ist, dem individuellen Leid der Betroffenen ein 
Ende zu setzen. „Two hundred years after the end of the trans-Atlantic slave trade, we have 
the obligation to fight a crime that has no place in the 21st century. This Forum shows our 
determination. Your participation proves your commitment. Let us combine forces“ (Costa 
2008)21.  
Die Unterzeichnung des Palermo-Protokolls verpflichtet Staaten zwar dazu, Menschenhandel 
unter Strafe zu stellen, aber nicht dazu, Präventions- oder Schutzmaßnahmen für Betroffene 
von Menschenhandel zu organisieren. Dieses Fehlen eines internationalen Schutzregimes für 
Betroffene von Menschenhandel hinterlässt sowohl Unklarheiten bezüglich der Gestaltung 
von Betreuungs- und Unterstützungsanboten als auch bezüglich der Kriterien, nach denen 
Personen, an die sich diese Schutzmaßnahmen richten, identifiziert werden sollen. Damit ent-
steht ein rechtliches Vakuum, das ein „patchwork of protection regimes throughout the world 
which can result in the availability of aromatherapy treatment for victims in some countries, 
while in others, victims are prosecuted for minor legal infractions directly related to the traf-
ficking experience such, as illegal entry“ bedingt (Danziger/Martens/Guajardo 2009: 
282/283). So erschwert es die Rechtsunsicherheit auf internationaler Ebene vor allem, die 
konkreten Schutzverpflichtungen von Staaten festzulegen. In der Praxis werden Schutzmaß-
nahmen für Betroffene häufig nicht von staatlichen Akteuren, sondern von NGOs und interna-
tionalen Organisationen erarbeitet und umgesetzt. Die konkrete Ausgestaltung wird maßgeb-
lich von den Agenden der jeweiligen ausführenden Organisationen (Bekämpfung der Prostitu-
tion, Migrationsmanagement etc.) und ihrer Geldgeber (Staaten, internationale Organisatio-
nen) geprägt. Wenn Betroffene von Menschenhandel rechtliche Garantien formulieren und 
geltend machen wollen, wirkt es sich besonders erschwerend aus, dass Assistenz-, Schutz-, 
                                                        
21 Eröffnungsrede Antonio Maria Costa, Direktor des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung (UNODC) anlässlich des Wiener Forums der Globalen Initiative der Vereinten Nationen ge-




und andere Leistungen nicht als Rechtsansprüche fixiert sind, sondern vom Ermessen der je-
weiligen Organisation abhängen (Uhl 2008: 147).  
Auf EU-Ebene wurden die Vorgaben des Palermo-Protokolls zur Kriminalisierung von Men-
schenhandel22 im Rahmenbeschluss von 2002 (ABl. Nr. L 203 der Europäischen Union vom 
01.08.2002) weitestgehend übernommen23. Die sogenannte Opferschutzrichtlinie aus dem 
Jahr 2004 (ABl. L 261 der Europäischen Union vom 06.08.2004) regelt Aufenthalt, Schutz 
sowie soziale und medizinische Versorgung Angehöriger aus EU-Drittstaaten, die mit den 
Strafverfolgungsbehörden zusammenarbeiten (Follmar-Otto 2008: 68). Der EU-Aktionsplan 
aus dem Jahr 2005 (ABl. C 311/01 der Europäischen Union vom 09.12.2005) führt an, dass 
sich Anti-Trafficking-Strategien an den Bedürfnissen und Rechten der betroffenen Personen 
orientieren und durch Sicherheits-, Entwicklungs- und Nachbarschaftspolitik sowie durch 
politische Maßnahmen in den Bereichen soziale Angelegenheiten, Beschäftigung, Gleichstel-
lungspolitik und Nichtdiskriminierung befördert werden. Vorgaben, wie eine Stärkung der 
Rechte der Betroffenen konkret umgesetzt werden kann, enthält der Plan nicht (Follmar-Otto 
2008: 68).  
Trotz einer Fülle von menschenrechtlichen Bekundungen in Aktionsplänen oder in der Folge 
von internationalen Kongressen, ist das rechtliche Rahmenwerk zur Bekämpfung von Men-
schenhandel der EU und auch der Mehrheit ihrer Mitgliedsstaaten im Kern darauf angelegt, 
der Organisierten Kriminalität entgegenzuwirken. Rechtsexperten wie Phillip Thiee unter-
streichen jedoch, dass mit der inhaltlichen Schwerpunktsetzung „Verbrechensbekämpfung“ 
(strafrechtlicher Ansatz) auch die verfehlte Wirkung von Anti-Trafficking-Gesetzgebungen 
als Instrumente gegen Menschenhandel (hier vor allem zum Zweck der sexuellen Ausbeu-
tung) korrespondiert: „Auch wenn das Strafrecht inzwischen einen präventiven Charakter hat, 
so reagiert es doch nur auf strukturelle Probleme, bei denen es selbst nicht die Instrumente 
besitzt, sie von der Wurzel her zu lösen. Arbeitsmigration und Sexarbeit sind aber in erster 
Linie ein Problem der Arbeit. Daher muss und kann eine Lösung für dort bestehendes Elend 
                                                        
22 “The States Parties to this Protocol, declaring that effective action to prevent and combat trafficking in per-
sons, especially women and children, requires a comprehensive international approach in the countries of origin, 
transit and destination that includes measures to prevent such trafficking, to punish the traffickers and to protect 
the victims of such trafficking, including by protecting their internationally recognized human rights,” (United 
Nations 2000: 41). 
23 Der Rahmenbeschluss nennt als Zweck von Menschenhandel oder Schuldknechtschaft und ähnlicher Verhält-
nisse die Ausbeutung einer Person zum sexuellen Missbrauch „einschließlich Pornografie“ (ABl. Nr. L 203 der 
Europäischen Union vom 01.08.2002 2002: Artikel. 1). Im Gegensatz zum Palermo-Protokoll ist im Rahmenbe-
schluss Menschenhandel zum Zweck der Organentnahme nicht aufgeführt. 
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im Arbeitsrecht und anderen Bereichen des Zivilrechts gefunden werden. […] Das Strafrecht 
und das Ordnungsrecht stehen Lösungen, welche Opfer-Täter-Beziehungen von vornherein 
obsolet machen würden entgegen“ (Thiee 2005: 405/406)24.  
Die Menschenrechtsexpertin Follmar Otto hält jedoch fest, dass sich während der letzten 
Jahrzehnte ein Verständnis von Menschenhandel als Menschenrechtsthema vor dem Hinter-
grund des Konzepts der Frauen- und Menschenrechte und durch die Verbindlichkeiten, die 
sich für Staaten aus der menschenrechtlichen Pflichtentrias erwuchsen, weiter entwickelte25. 
Demnach seien Staaten nicht nur angehalten, Menschenhandel als eine schwere Form der 
Menschenrechtsverletzung mit kriminalistischen und strafrechtlichen Mitteln zu verfolgen, 
sondern auch „ […] die Menschenrechte der Betroffenen von Menschenhandel zu respektie-
ren, sie vor Verletzungen durch Private zu schützen und einen Rahmen an Institutionen und 
Verfahren zu gewährleisten, damit Betroffene ihre Rechte wahrnehmen und tatsächlich um-
setzen können“ (Follmar-Otto 2008: 66). Sie weist auf fünf Elemente hin, durch die sich ein 
menschenrechtlicher Ansatz gegen Menschenhandel auszeichnet: das sind sowohl die Ursa-
chenbekämpfung von Menschenhandel als auch das Empowerment der Betroffenen, das mit 
ihrer Anerkennung als Rechtssubjekte einhergeht. Ebenso werde mit der Eröffnung von Exit-
Optionen, der Beseitigung rechtlicher und tatsächlicher Strukturen, die Menschenhandel be-
günstigen, seine Bekämpfung vorangetrieben. Ein Diskriminierungsverbot setze Standards für 
die Behandlung der Betroffenen, und die Wahl der Anti-Trafficking-Instrumente werde auf 
jene begrenzt, die sich aus dem Primat der Menschenrechte ergeben (Follmar-Otto 2008: 70-
72). 
Die gängige Praxis der operativen Umsetzung zeigt jedoch, dass vor allem die Problemlö-
sungsvorschläge in den Hintergrund geraten, die auf die Einhegung der sogenannten Root-
Causes von Menschenhandel abzielen und in diesem Zusammenhang die Realisierung von 
sozialen und auch politischen Menschenrechten implizieren, zu denen Staaten im Kontext 
frauenmenschenrechtlicher Verpflichtungen auch angehalten sind (Follmar-Otto 2008: 66). 
                                                        
24 So geht es nach Thiee bei strafrechtlichen Maßnahmen gegen Menschenhandel darum, ausländische Prostitu-
ierte, die Opfer von Schlepperbanden und Menschenhändlern wurden „durch die Verfolgung ihres Umfelds mit 
dem Strafrecht wieder in ihr Recht […]“ zu setzen (Thiee 2005: 399). Den Anknüpfungspunkt für strafrechtliche 
Maßnahmen bildet der „generelle Verdacht der auslandsspezifischen Hilflosigkeit“ (Thiee 2005: 397). 
25 Eine entscheidende Rolle spielten hier vor allem FrauenMenschenrechts NGOs, denen es durch Advocacy- 
und Lobbyarbeit gelang, auf internationaler, nationaler und regionaler Ebene menschenrechtliche Instrumente in 





Unter dem Strich stellt Verbrechensbekämpfung weltweit und auch in der EU den Schwer-
punkt der staatlichen Anti-Trafficking-Politiken dar (Anderson 2007; Davies 2009; Follmar-
Otto 2008). Auch Experten wie der Politikwissenschaftler Cornelius Friesendorf bemängeln: 
„Von entwicklungs- oder handelspolitischen Instrumenten, die die sozioökonomischen 
Grundursachen von Menschenhandel bekämpfen könnten, macht die EU kaum Gebrauch“ 
(Friesendorf 2006: 30).  
Eher lässt sich vor dem Hintergrund der Schritte zur Vergemeinschaftung der EU-
Migrationspolitik seit den 1990er Jahren, die maßgeblich durch den Zusammenbruch des Ost-
blocks und die Vollendung des Binnenmarktes motiviert waren, eine Versicherheitlichung 
(Securization)26 der EU-Migrationspolitik und in diesem Zusammenhang auch der Anti-
Trafficking-Politik beobachten. Unter der Überschrift „Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts“ wurde die europäische Integration im Politikfeld Innere Sicherheit vorangetrie-
ben. Dabei „europäisierte“ und „externalisierte“ sich das Politikfeld Innere Sicherheit, in des-
sen Zentrum Migrationssteuerung und -kontrolle stehen, gleichermaßen (Apap/Anderson 
2002: 3). Die institutionellen Grundlagen dafür wurden 1997 mit dem Amsterdamer Vertrag 
geschaffen, die in den nachfolgenden Verträgen und Programmen von Tampere (1999), Den 
Haag (2005) und Stockholm (2009) weiterentwickelt und vertieft wurden. Hier wurden kon-
krete Maßnahmenkataloge für eine EU-weite (interne) und eine externe migrationspolitische 
Agenda erarbeitet27. Ziel dieser Agenden ist die Gestaltung der EU als „Raum der Freiheit, 
                                                        
26 Securization bezeichnet im Verständnis der (sozial-) konstruktivistisch orientierten Kopenhagenschule die 
Darstellung (politischer) Sachverhalte als Sicherheitsbedrohung. Damit werden Notstandsregelungen und die 
Durchführung von Maßnahmen, die außerhalb üblicher politischer Entscheidungsverfahren getroffen werden, 
gerechtfertigt (Buzan/Wæver/Wilde 1998: 24). Eine generelle Objektivität von Sicherheitsbedrohungen wird von 
der Kopenhagenschule in Frage gestellt. Vielmehr wird von den AutorInnen darauf hingewiesen, dass Sicher-
heitsprobleme durch Sprache bzw. Sprechakte erzeugt werden. „The issue becomes a security issue – not neces-
sarily because a real existential threat exists but because the issue is presented as such a threat” 
(Buzan/Wæver/Wilde 1998: 24). Damit diese Darstellung erfolgreich ist, muss die Bedrohung eines gemeinsa-
men Wertes, dessen Schutz besondere Sicherheitsmaßnahmen erfordert, von den Zuhörern verstanden und ak-
zeptiert werden. Es zeigt sich also auch, dass Versicherheitlichung in ihrer sozialen Konstruiertheit intersubjektiv 
ist. „Security (as with all politics) rests neither with the objects nor with the subjects but among the subjects” 
(Buzan/Wæver/Wilde 1998: 31). 
Von zentraler Bedeutung bei der Produktion von Sicherheitsbedrohungen ist es aber nicht nur als Bedrohung zu 
definieren, nach Huysmans sind es vielmehr die politisch-institutionellen Rahmenbedingungen, innerhalb derer 
politische Problemstellungen in Sicherheitsfragen umgewandelt werden, die er als „domains of insecurity“ be-
zeichnet, die bei der Produktion von Unsicherheit ausschlaggebend sind. „These domains refer to areas of activi-
ty and interest that are traversed by, and invest social and political relations with a ratio by virtue of which inse-
curity is known to exist. Insecurity thus emerges from discursively and institutionally modulating practices in 
terms of security rationality that makes policies intelligible as security practice” (Huysmans 2006: 4). 
27 Für eine Zusammenfassung der in den Programmen beschlossenen Maßnahmen (Weil 2009), ausführlicher 
(Europäische Union ohne Datum). 
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der Sicherheit und des Rechts“. In diesem Zusammenhang wird Freiheit als Abwesenheit von 
(externen) Bedrohungen für EU-BürgerInnen konzipiert. Vor diesem Hintergrund entwickelte 
sich Sicherheit zum dominierenden Handlungsziel von Migrationspolitiken. Gleichzeitig bil-
dete sich ein Wahrnehmungs- und Darstellungsmuster von Migration heraus, dass illegale28 
Migration und Menschenhandel eine Sicherheitsbedrohung für den EU-Raum darstellen29. Im 
Kontext der Herausbildung eines gemeinsamen Wirtschaftsraums wurden nun in den öffentli-
chen politischen Debatten der EU-Länder Versicherheitlichungsprozesse vor allem mit den 
destabilisierenden Effekten, die illegale Einwanderung für kulturelle Identität, öffentliche 
Ordnung und EU-Arbeitsmärkte hätten, begründet (Huysmans 2000: 752; Boswell 2003: 
623). 
2.1.5 Menschenrechte und globale Gerechtigkeit: Zwei Perspektiven 
2.1.5.1 Kosmopolitische Ansätze  
Während die bisher diskutierten NGO-Ansätze und -Kritiken die faktische Ausgestaltung und 
Umsetzung gesetzlich fixierter Menschenrechtsstandards beim Opferschutz fokussieren, geht 
es im Folgenden darum, die (präventive) Bekämpfung von Menschenhandel im Rahmen kos-
mopolitischer Gerechtigkeitstheorien30 zu diskutieren. In diesem Zusammenhang wird Men-
schenhandel nicht primär als ein Problem der organisierten Kriminalität betrachtet, sondern 
der Blick wird verstärkt auf globale Ungerechtigkeitsverhältnisse, als eine der Grundursachen 
von Menschenhandel, gelenkt. Entsprechend formuliert Christien van den Anker ihre 
                                                        
28 „Mit dem Begriff ‚illegale Einwanderung’ werden in der Regel mehrere Phänomene beschrieben. Darunter 
fallen Drittstaatsangehörige, die illegal auf dem Land-, See- oder Luftweg, einschließlich der Transitzone von 
Flughäfen, in das Gebiet eines Mitgliedstaates einreisen. Dies geschieht häufig unter Verwendung falscher oder 
gefälschter Dokumente oder mithilfe organisierter krimineller Netze von Menschenhändlern und Schleusern. 
Darüber hinaus gibt es eine beträchtliche Zahl von Personen, die legal mit einem gültigen Visum oder visumfrei 
einreisen, aber den autorisierten Aufenthalt überschreiten („overstay“) oder den Aufenthaltszweck ändern. Fer-
ner zu erwähnen sind abgewiesene Asylbewerber, die nach einer abschließenden Negativentscheidung nicht 
ausreisen“ (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2006: Artikel 3). 
29 Deutlich zum Ausdruck gebracht wird die Verknüpfung von Einwanderung und Asyl mit Terrorismus, grenz-
überschreitenden organisiertem Verbrechen sowie Grenzkontrollen dadurch, dass die Regulierung von Migration 
innerhalb eines Rahmenwerks für die Herstellung der inneren Sicherheit festgelegt wird (Bigo 1994: 163; 
Huysmans 2000: 756). 
30 Nach Pogge zeichnen sich kosmopolitische Ansätze dadurch aus, dass sie sich an Individuen, nicht an Grup-
pen, Nationen oder Staaten richten, dass alle Menschen und nicht nur spezielle Untergruppen wie Männer oder 
Weiße gleich sind und dass dieser Status überall auf der Welt gültig ist: „Persons are ultimate units of concern 




Forderung nach einem Ansatz für Langzeit-Prävention31, der Root-Causes in ihrer 
Mehrdimensionalität anspricht als Gerechtigkeitsanspruch von globaler Dimension: „A cos-
mopolitan approach to root causes would address the issue of trafficking as a global problem 
since it is at least partly caused by structural factors in the global economy and therefore the 
responsibility of policymakers and citizens in all countries of the world benefiting from pre-
sent global inequality” (Anker 2006: 193).  
Christien van den Anker untermauert ihre Argumentation für eine derartige Anti-Trafficking-
Strategie mit einer Reihe ethisch-moralischer Prinzipien, mit denen auch der Philosoph Tho-
mas Pogge und der Politikwissenschaftler Charles Beitz ihre Ansätze für einen Kosmopoli-
tismus als Gerechtigkeitsdoktrin, in dessen Zentrum Verteilungsgerechtigkeit32 steht, legiti-
mieren. Die frühen Ausführungen der beiden Autoren zu einer Theorie der globalen Gerech-
tigkeit bauen auf den Ideen, die John Rawls, in „A Theory of Justice“ (1971) formuliert, auf. 
Pogge und Beitz erweitern die von Rawls entwickelte vertragstheoretische Begründungsfigur 
hinsichtlich ihrer Reichweite und Substanz grundlegend, indem sie sie auf die globale Ebene 
übertragen.  
Anders als Rawls jedoch, der eine Redistribution im globalen Maßstab mit dem Argument 
ablehnt, dass die Weltwirtschaft kein transparentes System darstelle und deshalb folgert, dass 
das Prinzip der Verteilungsgerechtigkeit hier keine Anwendung finden kann (Benhabib 2008: 
103), gehen Pogge und Beitz aufgrund von Dependenzerfahrungen von einer gesellschaftli-
chen Grundstruktur und einem öffentlichen Gerechtigkeitsverständnis im globalen Maßstab 
aus (Hahn 2009: 107). Moralische und politische Gerechtigkeitskonzeptionen können daher in 
ihrer Reichweite nicht auf Nationalstaaten beschränkt werden. Vom Standpunkt eines morali-
schen Kosmopolitismus verpflichten wachsende globale Ungerechtigkeiten zur Erarbeitung 
institutioneller Modelle globaler Gerechtigkeit (politischer Kosmopolitismus). So konstatiert 
Beitz: „Ideale Gerechtigkeit wirkt sich in die nichtideale Politik über eine natürliche Pflicht 
                                                        
31 Van den Anker unterscheidet Anti-Trafficking-Maßnahmen grob in Kurzzeit- und Langzeitstrategien. Fast 
ausschließlich sind die weltweit realisierten Anti-Trafficking-Aktivitäten temporäre Maßnahmen. Sie umfassen 
z. B. Öffentlichkeitskampagnen, die temporäre medizinische, psychologische und materielle Versorgung von 
Betroffenen sowie oftmals nur bruchstückhafte Unterstützungsangebote für zurückgekehrte Opfer. Dahingegen 
versuchen auf längere Dauer gestellte Präventionsansätze, die strukturellen Faktoren von (weiblicher) Migration 
im Generellen und von Trafficking im Besonderen anzusprechen (Anker 2006: 186).  
32
 Im Anschluss an Peter Koller unterscheidet Hahn sechs Grundformen sozialer Gerechtigkeit: Verteilungsge-
rechtigkeit (Kooperationsverhältnisse), Tauschgerechtigkeit (Wirtschaftsbeziehungen), politische Gerechtigkeit 
(Herrschaftsverhältnisse), Strafgerechtigkeit (Rechtsverhältnisse), Generationengerechtigkeit (Intergenerative 
Abhängigkeiten) und Internationale Gerechtigkeit (Hahn 2009: 25). 
Forschungsstand 35
   
 
aus, gerechte Institutionen zu sichern, wo es noch keine gibt“ (zitiert in Hahn 2009: 108). Ei-
ne zentrale Rolle für die politisch-praktische Übersetzung von Theorien globaler Gerechtig-
keit33 spielen die universellen Menschenrechte. In kosmopolitischer Lesart begründen Men-
schenrechte Gerechtigkeitspflichten. Sie werden als „grundsätzliche und interkulturell gültige 
Gerechtigkeitsprinzipien“ erachtet (Hahn 2009: 101). Am Beispiel der globalen Armut erklärt 
Thomas Pogge die Funktion der universellen Menschenrechte. Er weist den Industrienationen 
die Verantwortung für Problematiken globaler Armut zu, da sie von den Ungerechtigkeiten 
der gegenwärtigen, maßgeblich von ihnen geschaffenen, weltweiten Wirtschaftsordnung pro-
fitieren. Dabei verstoßen sie gegen Gerechtigkeitsgrundsätze, die in der allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte sowie in den nachfolgenden Pakten formuliert wurden (Hahn 2009: 
47). In der Folge haben alle Personen, die in einem institutionellen Zusammenhang stehen, 
vor allem aber die Regierungen einzelner Nationalstaaten und die internationale Gemeinschaft 
die Verantwortung für eine Aufrechterhaltung oder Umgestaltung eines Menschenrechtsre-
gimes, das kosmopolitischen Gerechtigkeitsansprüchen genügt. 
Die Pflicht von Staaten, Menschenhandel zu bekämpfen, wird neben dem Palermo-Protokoll 
in einer Reihe frauen- und menschenrechtlicher Übereinkommen fixiert: Dazu zählen die 
Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) von 1979 
und die Deklaration der UN-Generalversammlung über die Beseitigung der Gewalt gegen 
Frauen (DEVAW) aus dem Jahr 1993. Die EU-Grundrechtecharta hält fest, dass Menschen-
handel verboten ist (Europäische Union 2000: Artikel 5, Absatz 3). Mehrheitlich wird Men-
schenhandel als eine moderne Ausprägung der Sklaverei oder als Form von Zwangsarbeit 
begriffen. Festgeschrieben im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
(Art. 8 Abs. 1, 2), gehört das Verbot der Sklaverei zu den notstandfesten Menschenrechten 
und zählt zum zwingenden Völkerrecht (ius cogens). Menschenhandel verletzt aber auch ein-
zelne Aspekte der Kernmenschenrechtsverträge der Vereinten Nationen34 wie z. B. „die Rech-
te auf persönliche Freiheit, auf Arbeit und auf körperliche Unversehrtheit, sowie das Diskri-
                                                        
33 Henning Hahn beschreibt die Theorie globaler Gerechtigkeit als „Vermittlungsorgan zwischen Moral und 
Recht“, das „die Rechtsfähigkeit einzelner moralischer Forderungen und damit die Möglichkeit, sie mit der Ver-
bindlichkeit einer Gerechtigkeitspflicht auszustatten“ diskutiert (Hahn 2009: 22). 
34
 Zu den menschenrechtlichen Kernnormen rechnet Petra Follmar-Otto den Internationalen Pakt über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte (Sozialpakt), den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte (Zivilpakt), das Antirassismusübereinkommen (ICERD), das Frauenrechteübereinkommen (CEDAW), 





minierungsverbot“ (Follmar-Otto/Rabe 2009: 32). Auch Konventionen spezialisierter UN-
Organisationen wie die der ILO zu Zwangsarbeit (Nr. 29 und Nr. 105) und Kinderarbeit (Nr. 
182), konkretisieren die Pflicht von Staaten, dem Menschenhandel durch die Gewährung und 
Durchsetzung von Arbeitsrechten vorzubeugen. Pogge folgend lässt sich diese Zusammen-
schau der verschiedenen menschenrechtlichen Dokumente dahingehend interpretieren, dass 
durch die Menschenrechtsverletzung Trafficking in erster Linie bei Staaten, aber grundsätz-
lich auch bei allen Menschen, nicht nur die Verpflichtung zur strafrechtlichen Verfolgung des 
Problems besteht, sondern dass durch die Verletzung sozialer und ökonomischer Menschen-
rechte auch Pflichten erwachsen, die auf die Herstellung von Verteilungsgerechtigkeit und 
damit auch auf die Prävention der Grundursachen von Menschenhandel abzielen. 
Dabei ist der Dreh- und Angelpunkt eines Modells, das den (ökonomischen) Root-Causes von 
Menschenhandel durch die Beförderung von Verteilungsgerechtigkeit vorbeugt, wie es auch 
van den Anker intendiert, Bewegungsfreiheit im globalen Maßstab. Aus der Perspektive eines 
gerechtigkeitstheoretischen Kosmopolitismus legitimiert die Forderung nach Bewegungsfrei-
heit zum einen das Prinzip der Gleichheit aller Menschen (Pogge 2005: 169), zum anderen 
das instrumentalistisch inspirierte Argument, dass Bewegungsfreiheit die Voraussetzung ist, 
um politische und wirtschaftliche Gerechtigkeit zu realisieren (Moses 2003: 26). 
Vom kosmopolitischen Standpunkt der Gleichheit aller Menschen aus betrachtet, stellen Mig-
rationskontrollen und die damit einhergehende Klassifizierung und Hierarchisierung von 
Menschen entlang der Kategorie Staatsbürgerschaft eine gravierende Einschränkung der 
menschlichen Freiheit dar. Sowohl die kosmopolitische Maxime der Gleichheit aller Men-
schen als auch die globalen Interdependenzen, die Ausdruck einer bestehenden politischen 
und sozialen Realität sind, erfordern es nach Meinung von WissenschaftlerInnen, die kosmo-
politische Ordnungen befürworten, den Nationalstaat als ethisch-politischen Rahmen hinter 
sich zu lassen (Beck/Cronin 2006: 2; Benhabib 2008: 13f). Sheila Benhabib folgend bildet der 
Nationalstaat keine angemessene Grundlage für die Regelung von Zughörigkeit und damit 
auch für die Verteilung bzw. Aberkennung von Rechten mehr (Benhabib 2008: 13).  
Aus einer liberal universalistischen Perspektive hinterfragt Joseph H. Carens Staatsbürger-
schaft als Mechanismus zur Gewährung oder Verwehrung von Rechten. Für ihn ist Staatsbür-
gerschaft, „[T]he modern equivalent of feudal privilege – an inherited status that greatly 
enhances one’s life chances. Like feudal birthright privileges, restrictive citizenship is hard to 
justify when one thinks about it closely” (Carens 1987: 252). Carens’ Argumentation macht 
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den Zusammenhang zwischen Staatsbürgerschaft und Exklusion deutlich, stützt damit den 
zentralen kosmopolitischen Gedanken von der Gleichheit aller Menschen und dem damit ein-
hergehenden Versprechen der Menschenrechte: Unabhängig von willkürlichen Kriterien ste-
hen allen Menschen die gleichen (Menschen-) Rechte und damit auch das Recht auf Bewe-
gungsfreiheit zu35.  
Den Ideen kosmopolitischer Gerechtigkeit folgend, können Migrationskontrollen angesichts 
existierender Not, Armut36 und ungleicher Lebenschancen nicht gerechtfertigt werden (Bader 
2005: 340). Vom Standpunkt einer moralischen Verpflichtung zur Umverteilung aus, würden 
offene Grenzen es allen Menschen erlauben, sich weltweit ohne Beschränkungen zu bewegen. 
Sie bekämen Zugang zu Arbeitsmärkten, könnten ihre materielle Situation verbessern und 
Rücküberweisungen in die Heimat leisten37. Für die Konzeption langfristiger Anti-
Trafficking-Strategien würde das bedeuten, unter Berücksichtigung einer Feminisierung der 
Migration (Han 2003: 9ff; La Botz 2008: 14), den ökonomischen root-causes von Menschen-
handel durch Bewegungsfreiheit auf globaler Ebene entgegenzutreten, was zu einer gerechte-
ren Verteilung von Ressourcen führen würde und dadurch die Traffickingvulnerabilität sen-
ken würde (Anker 2006: 192-194).  
Ein weiterer wichtiger Aspekt, der bei der Diskussion von Bewegungsfreiheit als langfristiger 
Präventionsstrategie gegen Menschenhandel in den Blick genommen werden muss, ist der 
Zusammenhang zwischen kapitalistischer Produktion und Migrationskontrollen bzw. Zugehö-
rigkeitskonstruktionen. So basiert stabile und profitable Kapitalakkumulation immer auf Be-
ziehungen der Herrschaft und der sozialen Hierarchisierung. Eine zentrale Rolle in diesen 
Prozessen spielen Staatsapparate, die für die Definition und Beschränkung von Arbeitskraft 
zuständig sind (Braunmühl 1978: 176). Die durch diese Apparate hervorgebrachten „Systeme 
                                                        
35 Bei diesem liberalen Verständnis von Gleichheit geht es vornehmlich um gleiche Ausgangspositionen. Anders 
als aus linker oder marxistischer Perspektive sind auf dieser Grundlage Ungleichheiten aufgrund von Leistung 
oder harter Arbeit moralisch akzeptabel und folgen nicht der von Marx formulierten Maxime einer kommunisti-
schen Gesellschaft: „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen!“ (Marx 1974: 20). 
36 Für eine Migrationsentscheidung ist Armut jedoch nur ein möglicher Erklärungsfaktor. Dominierend in der 
wissenschaftlichen und in der öffentlichen Debatte zur Begründung von Migration ist das Erklärungsmodell der 
push-und-pull-Faktoren. Migrationsbewegungen werden auf der Makroebene als Resultat eines Lohn-
Arbeitskräfte-Ungleichgewichts und auf der Mikroebene als das Ergebnis rationaler Entscheidung zugunsten der 
Aussicht auf Gewinnmaximierung begriffen. Um Migrationsentscheidungen präzise darzustellen, müssen sowohl 
weitere Migration begründende Makro- und Mikrofaktoren berücksichtigt werden als auch weitere theoretische 
Modelle, die über das rational-individuell orientierte push-und-pull-Modell hinausgehen, hinzugezogen werden 
(Kraler 2005: 328). 
37 Umgekehrt schlösse eine gerechtere Verteilung von Ressourcen aber auch ein „Recht zu bleiben“ ein 




der differentiellen Inklusion” (Sharma 2006: 18 [Übersetzung S. Sch.]) verlaufen entlang mit-
einander verwobenen Kategorien wie Rasse, Geschlecht und Staatsbürgerschaft. Diese von 
patriarchalen, nationalistischen38 und kolonialen Ideologien geprägten Normierungen struktu-
rieren das kapitalistische Akkumulationssystem und dienen gleichzeitig der Legitimierung der 
damit verbundenen Praktiken der Segregierung, Diskriminierung und Ausbeutung.  
Die Wirkung dieser Differenzierungspraktiken offenbart sich in einer „[…] subordination of 
all those who can be rendered ‘foreign’ and an intensification of competition between work-
ers, both globally and within nationalized spaces” (Sharma 2006: 5). Ebenso äußern sich diese 
Praktiken in der Migrantisierung und Feminisierung bestimmter Industrie- und Dienstleis-
tungsbereiche sowie der prekären, sekundären Arbeitsmärkte. So haben insbesondere Migran-
tinnen, maßgeblich bedingt durch die Systeme differentieller Inklusion sowie durch Kontroll- 
und Abwehrmechanismen der irregulären Migration, kaum Chancen, Arbeit außerhalb der 
kaum regulierten Bereiche der häuslichen, der Pflege-, Versorgungs-, Reinigungs-,39 und se-
xuellen Dienstleistungen zu finden. Die Wahrscheinlichkeit in solchen Jobs ausgebeutet zu 
werden ist hoch40. In diesem Zusammenhang beschreibt Saskia Sassen Cross-Border-Circuits 
als neue Formen „of making a living, earning a profit and securing government revenue“ 
(Sassen 2002: 506), die gleichzeitig Indikatoren für eine „Feminisierung des Überlebens“ 
sind, da eine steigende Zahl von Frauen in diese Kreisläufe involviert ist. Diese von Sassen 
als Counter-Geographies41 bezeichneten Kreisläufe legen die systemischen Verbindungen 
offen, die zwischen der Arbeit niedrig entlohnter oder ausgebeuteter Frauen, inoffiziellen 
Netzwerken und Regierungen bestehen. Weibliche Arbeitskraft erweist sich hier nicht nur als 
eine Quelle für illegalen Profit, sondern auch als eine Quelle von umsetzbaren Valuta. 
                                                        
38 Nina Glick-Schillers Überlegungen folgend, sind die Bezeichnungen „MigrantInnen“ und „Migration“ Aus-
druck eines „methodologischen Nationalismus’”, der Effekte der Ausschließung und Hierarchisierung zeitigt 
(Glick-Schiller 2009: 109).  
39 Anderson spricht hier von den drei Cs: Cooking, Cleaning, Caring (Anderson 2006).  
40 Trafficking erklärt sich nicht notwendigerweise aus dem Vorhandensein von gewaltsamen Ausbeutungsver-
hältnissen. Auch Arbeitsverhältnisse in regulären Migrationssystemen können durch Gewalt, Ausbeutung oder 
Täuschung geprägt sein, die in Ausmaß und Stärke variieren. Da es keine international gültigen Arbeitnehmer-
rechte gibt und damit auch keine (internationale) Messlatte für Ausbeutung, erweist es sich als problematisch 
festzulegen, wer Opfer von Menschenhandel ist. So bilden die Erfahrungen aus solchen Arbeitsverhältnissen ein 
Kontinuum, anhand dessen schwer festzustellen ist, wann zumutbare Formen migrantischer Arbeit enden und 
wann Trafficking anfängt. Diese Definitionen hängen dann von den jeweils zu Grunde liegenden politischen und 
moralischen Werten ab (Anderson/Davidson 2003: 7 ff.; Prasad/Rohner 2005: 41). 
41 „Counter-Geographies“ sind nach Sassen Kreisläufe, die direkt mit den ökonomischen Programmen und Be-
dingungen einer globalen Wirtschaftsordnung verbunden sind, jedoch nicht als Teil dieser gelten, da sie außer-
halb von Gesetzen und Verträgen operieren, deshalb aber nicht notwendigerweise dem Bereich der organisierten 
Kriminalität zuzuordnen sind (Sassen 2002: 523). 
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Kosmopolitische Ansätze streben als Grundlage für die praktische Umsetzung globaler Ver-
teilungsgerechtigkeit die Einführung einer globalen Staatsbürgerschaft an (Anker 2009). Shei-
la Benhabib weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass sich MigrantInnenrechte nicht 
lediglich unter dem Aspekt der Verteilungsgerechtigkeit erfassen lassen. Sie fordert, dass ein 
Recht auf Zugehörigkeit im moralischen Sinne des Begriffs betrachtet wird. Durch eine glo-
bale Staatsbürgerschaft, verstanden als ein Menschenrecht auf Zugehörigkeit, wäre die Vo-
raussetzung geschaffen, um die Forderung Hannah Arendts auf ein „Recht Rechte zu haben“, 
zu realisieren (Benhabib 2008: 76). Damit würde nicht nur grenzüberschreitende Solidarität 
zum Ausdruck gebracht werden, sondern alle Menschen würden in die Lage versetzt, Rechte 
und auch Pflichten oberhalb der Ebene nationaler Zugehörigkeit wahrzunehmen (Anker 
2009). 
2.1.5.2 Globale Soziale Rechte  
Ein weiteres Konzept, das an kosmopolitische Ansätze anschließt, aber die Forderungen nach 
universalen Menschenrechten aus der Perspektive eines demokratischen Sozialismus begrün-
det, ist das der Globalen Sozialen Rechte (GSR). Hier geht es nicht um Reformen in globalem 
Maßstab, sondern um grundlegende Umwälzungen des globalen Kapitalismus. Dabei ver-
schränken sich die politischen Forderungen nach einem Weltbürgerschaftsrecht, sozialen 
Rechten und einem Recht auf Aneignung, das die gesamte gesellschaftliche Gestaltung be-
trifft. In den vergangenen Jahren wurden die GSR als ein Ansatz, der, in Anbetracht von Glo-
balisierungsdynamiken neoliberalen Zuschnitts, auf soziale Sicherung und ein Leben in Wür-
de im globalen Maßstab abzielt und damit eine Alternative zum „fordistischen Normalarbeits-
verhältnis und dem nationalen Wohlfahrtsmodell vergangener Jahrzehnte“ 
(Loeber/Schröder/Seibert ohne Datum) darstellen will, in den verschiedenen Spektren linker 
sozialer Bewegungen rund um das globalisierungskritische Netzwerk attac diskutiert. Im 
Zentrum dieses Bewegungsdiskurses um Partizipation, Demokratie und Gerechtigkeit steht 
das Bestreben, den normativen Gehalt der Menschenrechte möglichst erschöpfend auszuloten: 
„Die Idee der Menschenrechte wurde aus dem Übergang vom Feudalismus in den Kapitalis-
mus genutzt, um vor allem den Eigentumsbegriff in sehr spezifischer Weise festzuschreiben, 
da dieser die Voraussetzung kapitalistischer Produktionsweise ist. Doch weisen die Men-
schenrechte weit darüber hinaus, und es gilt diese Verkürzungen offenzulegen, um ihren uto-




Aneignungspraxen, mit denen sie im Konzept Globaler Sozialer Rechte über ihr derzeitiges 
Verständnis hinauswachsen, einen erweiternden Charakter“ (Klautke/Oehrlein 2008: 8). Ver-
fechterInnen des GSR-Ansatzes betonen, dass sich in den Kämpfen um GSR, die vom Philo-
sophen Jacques Derrida beschriebene „Politisierung des Rechts“ ausdrückt. Derrida geht hier 
von einem Widerspruch zwischen Recht und Gerechtigkeit aus: Gerechtigkeit muss für alle, 
aber auch für jede/n Einzelne/n gelten. Unter dieser doppelten Prämisse von Gerechtigkeit 
können Gesetze bestritten werden. Das ist dann der Fall, wenn gesetzliche Regelungen zwar 
gegeben sind, ihre faktische Geltung aber nicht durchgesetzt wird. In der Konsequenz werden 
ihr veränderter Vollzug oder die Schaffung neuer Gesetze gefordert. Diese Politisierung des 
Rechts begreift Derrida als einen endlosen Prozess: „[…] Sie [die Politisierung des Rechts, S. 
Sch.] kann und darf niemals zu einem Abschluss kommen. Damit dies nicht wie eine Binsen-
weisheit oder etwas Triviales klingt, gilt es, folgende Konsequenz zu erkennen: Jedes Vorsto-
ßen der Politisierung zwingt uns dazu, die Grundlagen des Rechts, die aus einer schon erfolg-
ten Berechnung und Abgrenzung resultieren, […] neu zu deuten. So hat es sich z. B. bei der 
Erklärung der Menschenrechte zugetragen, bei der Abschaffung der Sklaverei, im Zuge all 
jener Befreiungskämpfe, die statthaben und weiterhin statthaben werden, überall in der Welt, 
im Namen der Frauen und der Männer“ (Derrida 1991: 58).  
MigrantInnen sind in diesen Kämpfen paradigmatische Akteure, da sie im Rahmen der gel-
tenden Rechte systematisch diskriminiert werden, unter anderem indem ihnen der Zugang zu 
Recht per se oder teilweise verschlossen wird
42
. Für eine Politisierung des Rechts, die den 
Bedingungen einer fortschreitenden kapitalistischen Globalisierung Rechnung trägt, bilden 
die Universalen Menschenrechte als bereits bestehender weltweiter Konsens einen Ansatz-
punkt für die Forderung nach Globalen Sozialen Rechten (Loeber/Schröder/Seibert ohne Da-
tum). Menschenrechte, verstanden als GSR, implizieren bedingungslose Entfaltungsrechte, 
das heißt, dass Rechtsansprüche auf bestimmte Lebensbedingungen, die jedem Individuum 
zustehen, menschenrechtlich begründet werden. Das beinhaltet eine materialistische Men-
schenrechtspolitik, bei der es darum geht, „grundlegende vorstaatliche Rechte wie friedliche 
Formen des Zusammenlebens und der Konfliktaustragung zu sichern, sowie grundlegende 
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 Beispiele sind Menschenhandelsbetroffene, die aufgrund ihres Aufenthaltstitels gehindert werden, grundle-
gende Menschenrechte wahrzunehmen (Ban Ying 2006) oder auch sogenannte Denizens, die zwar nicht den 
Status von vollständig Fremden haben, jedoch nicht über volle BürgerInnenrechte verfügen (Pécoud/De 
Guchteneire 2005: 15). 
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materielle Lebenschancen und -bedürfnisse anzugleichen“ (Brand/Wissen 2008: 78). Werden 
diese (Menschen-) Rechte nicht gewährt, müssen sie angeeignet werden.  
Die Forderung nach GSR hat im Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte aus 
dem Jahr 1966 ihren maßgeblichen völkerrechtlichen Anhaltspunkt. Sie hebt sich jedoch von 
den Universalen Menschenrechten durch die Auffassung ab, dass zur faktischen Umsetzung 
dieser Rechte nicht-staatliche oder überstaatliche Organisationen angefragt werden müssen, 
sondern dass die Realisierung von sozialen Menschenrechten durch bedingungslose Aneig-
nung erfolgt. Durch das Attribut ‚bedingungslos’ sowie den Verweis auf das Recht auf An-
eignung von Rechten werden sowohl der emanzipatorische Inhalt der Menschenrechte als 
auch ihr subversives Potential betont (Diekmann 2008: 33). So steht Bedingungslosigkeit 
konträr zum Wertesystem und den Denkweisen des Kapitalismus, wo reale ökonomische 
Verhältnisse und staatliche Zugehörigkeitskonzepte ein Rechtssystem, das auf bedingungslo-
sen Rechten gründet, ausschließen: „Diesen Widerspruch der Menschenrechte mit dem kapi-
talistischen Wertsystem aufzudecken, die einst entwickelt wurden, um dem aufkommenden 
Kapitalismus, der gegenüber den Fesseln des Feudalismus einen Fortschritt darstellte, den 
Boden zu bereiten, bedeutete nicht nur Rettung und Weiterentwicklung, sondern offenbarte 
das ihnen innewohnende Wertesystem, dessen Umsetzung notwendig eine andere Gesell-
schaftsform nach sich zöge, da jede Form der Bedingungslosigkeit kapitalistischer Verwer-
tungslogik entgegensteht“ (Oehrlein 2008: 25). 
Mit dem Recht auf Aneignung geht auch das Recht auf gesellschaftliche Mitgestaltung einher. 
Dabei müssen Antworten auf die Frage gefunden werden, wie eine solche „citizenship from 
below“ aktiv ausgestaltet und organisiert werden kann (Gregor Samsa 2006). Unter der Prä-
misse, dass Freiheit und Gerechtigkeit allen zukommen, müssen Formen des gesellschaftli-
chen Miteinanders gefunden werden, die dem „Individuum möglichst vollständige Entfal-
tungsmöglichkeit“ (Oehrlein 2008: 16) in Aussicht stellen. Eine zentrale Rolle spielen in die-
sem Zusammenhang Menschenbilder. Das schließt laut Martin Dieckmann „Entwürfe von 
einem Zusammenleben, von Normen des Handelns und des Verhaltens mit ein, die Wahr-
nehmungsweisen innerhalb derer die Anerkennung der Anderen stattfindet“ (Diekmann 2008: 
30/31). 
Als bedingungslose soziale Rechte interpretiert würden die Universalen Menschenrechte so-
wohl den gesellschaftlichen als auch den politischen Umgang mit globalen Problemen wie 




schenrechten vor allem implizieren, dass sich die Trafficking-Vulnerabilität dieser Personen 
durch die Verwirklichung von globaler Bewegungsfreiheit sowie durch weltweit ausgegliche-
ne materielle Lebenschancen und -bedürfnisse signifikant verringern würde. Vor dem Hinter-
grund dieser Ausführungen, durch die die Bandbreite von Vorstellungen einer menschenrecht-
lichen Ausrichtung von Anti-Trafficking-Ansätzen aufgezeigt und damit die normative 
Spannbreite des Menschenrechtsbegriffs ausgelotet wurde, soll nun die (menschenrechtliche) 
Gestaltung der Anti-Trafficking-Initiativen der IOM diskutiert werden.  
2.1.6 Menschenrechtlich inspirierte Kritiken an der Anti-Trafficking-
Politik der IOM 
2.1.6.1 Das Anti-Trafficking-Konzept der IOM und seine praktische Umsetzung 
Die IOM begreift Menschenhandel als eine schwere Verletzung der Menschenrechte, die eine 
extreme Form der irregulären Migration darstellt. Aus diesem Verständnis leitete die Organi-
sation folgende Prämissen für ihre praktische Arbeit ab: 
1) Der Migrant/die Migrantin ist ein Opfer, dessen Menschenrechte verletzt wurden und das 
geschützt werden muss.  
2) Migration bedarf sowohl in Ziel- als auch in Sendeländern der Regelung (Migrationsmana-
gement) (Ducasse-Rogier 2001: 169). 
In groben Zügen sieht eine Bekämpfung von Menschenhandel in der Logik des Migrations-
managementansatzes43 vor, dass sowohl proaktive Maßnahmen wie die Schaffung legaler 
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 Das Projekt des Migrationsmanagements bildete sich im Zusammenhang mit der „Asylkrise” in Westeuropa 
der frühen 1990er Jahre aus, die durch die zunehmende Ost-West-Migration, die Kriege im ehemaligen Jugosla-
wien und eine ebenfalls wachsende Süd-Nord-Migration (Georgi 2007: 11; International Centre for Migration 
Policy Development) ausgelöst wurde. Der Ansatz des Migrationsmanagements sollte die Ausgestaltung eines 
internationalen Migrationsregimes anleiten, das den neuen Realitäten von (Im-) Migration Rechnung trug 
(Widgren 1994: 2f). Im Vordergrund standen dabei: […] a) „preventing mass movements” and b) „creation of 
orderly migration channels between continents and nations” (Widgren 1994: 17). Die IOM beansprucht mit 
Migrationsmanagement Win-Win-Situationen zu schaffen, in denen einerseits die positiven Aspekte von Migra-
tion maximiert, andererseits die negativen Auswirkungen von (vor allem irregulärer) Migration für Staaten, 
Gesellschaften und MigrantInnen minimiert werden (International Organization for Migration (IOM) and the 
Federal Office for Migration (FOM) 2005: 5). Mit diesen Strategien setzt der Ansatz sowohl auf die Kontrolle 
und den Schutz staatlicher Territorien als auch auf die Förderung kanalisierter nutzbringender Einwanderung. 
Migrationsmanagement zielt einerseits darauf ab, das Prinzip staatlicher Souveränität vor einem Angriff durch 
undokumentierte Einwanderung zu schützen, will aber gleichzeitig auch den Bedarf an Arbeitskräften in spezifi-
schen Sektoren decken. 
Auf operativer Ebene übersetzt die IOM das Projekt des Migrationsmanagements durch die Implementierung 
von Maßnahmen, die Staaten in die Lage versetzen sollen, Migration (besser) zu handhaben. Dabei sind techni-
sche Zusammenarbeit und Kapazitätsbildung richtungsweisende Arbeitsschwerpunkte (Ducasse-Rogier 2001: 
117). Maßgeblich befördert werden sollten diese Aktivitäten im Rahmen regionaler Prozesse, in denen auch die 
Bekämpfung von Menschenhandel hohe Priorität hat. Neben der Zusammenarbeit mit Staaten richtet sich die 
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Migrationsmöglichkeiten, um die Root-Causes irregulärer Migration anzusprechen (Ghosh 
2003: 25) als auch reaktive Maßnahmen wie die Anwendung neuer Technologien im Rahmen 
von Sicherheits- und Kontrollmaßnahmen sowie die Förderung von freiwilliger Rückkehr 
(Internation Organisation for Migration 2003: 61-63; International Organization for Migration 
(IOM) and the Federal Office for Migration (FOM) 2005: 42; Usher 2004a: Band 3; Kapitel 
3.1; 3.2 und 3.3) durchgeführt werden. 
Im Rahmen ihrer Anti-Trafficking-Projekte bietet die IOM direkte Assistenzen für Migran-
tInnen an. Das umfasst Im Rahmen ihrer Anti-Trafficking-Projekte bietet die IOM direkte 
Assistenzen für MigrantInnen an. Das umfasst Im Rahmen ihrer Anti-Trafficking-Projekte 
bietet die IOM direkte Assistenzen für MigrantInnen an. Das umfasst Im Rahmen ihrer Anti-
Trafficking-Projekte bietet die IOM direkte Assistenzen für MigrantInnen an. Das umfasst  
2.1.6.2 Menschenrechtlich inspirierte NGO-Kritiken 
Während die IOM in ihren Selbstdarstellungen und Arbeitsberichten zum Thema „Menschen-
handel“ von einer expliziten Menschenrechtssprache Gebrauch macht, fechten sowohl NGOs 
als auch MigrantInnnengruppen, WissenschaftlerInnen und soziale Bewegungen die Konzepte 
der Organisation an und ziehen ihre Postulate, angesichts dokumentierter konkreter Fälle, in 
denen die Menschenrechte von IOM-KlientInnen missachtet oder verletzt wurden, in Zweifel 
(Limanowska 2007: 75; Böker 2003; Kröger/Prasad 2003; Wennerholm/Zillén 2003;Human 
Rights Watch 2002). Diese menschenrechtlich inspirierten Kritiken an der Anti-Trafficking-
Arbeit der IOM aus Zivilgesellschaft und Wissenschaft lassen sich in zwei verschiedene Ka-
tegorien einteilen.  
2.1.6.3 Konkrete Fälle von Menschenrechtsverletzungen 
Diese Kritiken basieren auf direkten Erfahrungen aus der Zusammenarbeit mit der IOM. Oft-
mals werden dabei menschenrechtliche Leerstellen bei der operativen Umsetzung von IOM-
Projekten gegen Menschenhandel oder aber auch konkrete Verletzungen internationaler und 
nationaler Gesetze offengelegt. Das betrifft insbesondere: 
• Das operative Verständnis der IOM von Freiwilligkeit und die konkrete Durchführung 
von „freiwilligen Rückkehren“ bei Betroffenen von Menschenhandel (Böker 2003) 
                                                                                                                                                                             
IOM beim Migrationsmanagement mit konkreten Praxisinitiativen auch an die MigrantInnen selbst. Durch so 
genannte Migration Support Activities soll ökonomische Entwicklung durch Migration vorangetrieben werden 




• Die Stigmatisierung Betroffener von Menschenhandel in ihren Heimatländern, die 
oftmals mit einer Rückkehr im Rahmen von IOM-Programmen einhergeht (Pearson 
2002: 56ff; Böker 2003; Limanowska 2007: 75) 
• Die Reviktimisierung von Betroffenen von Menschenhandel durch die 
Assistenzprogramme der IOM (Limanowska 2007: 76; Uhl/Vorheyer 2006: 31)  
• Die paternalistische Behandlung der Betroffenen von Menschenhandel in den von der 
IOM betriebenen Schutzeinrichtungen, die mit konkreten Menschenrechtsverletzungen 
wie Freiheitsentzug in geschlossenen Sheltern einhergingen (Wennerholm/Zillén 
2003: 31; Limanowska 2007: 76; Norwegian Agency for Development Cooperation 
2011: 71) 
• Die Zusammenarbeit der IOM mit staatlichen Organisationen, die Menschenrechte 
Betroffener von Menschenhandel missachten oder verletzen, sowie solche Verstöße 
hinnehmen (Böker 2003; Norwegian Agency for Development Cooperation 2011: 44)  
• Die extensive, irreguläre Sammlung persönlicher Daten gehandelter Menschen, mit 
der die Stigmatisierung als Risikogruppe und der Verlust der Kontrolle dieser 
Personen über ihre privaten Daten einhergeht (Uhl 2008: 149f).  
 
2.1.6.4 Konzeptionelle Kritik an der menschenrechtlichen Ausrichtung von Anti-
Trafficking-Projekten 
Beim zweiten Kritiktypus wird von NGOs eine großzügige Interpretation der Menschenrechte 
bei der Konzeption und Realisierung von Anti-Trafficking-Projekten gefordert, bei der das 
Wohl der Menschenhandelsbetroffenen an erster Stelle steht. Viele NGOs argumentieren, 
dass ihre eigene Unterstützungsarbeit unter der Prämisse steht, die Betroffenen von Men-
schenhandel in die Lage zu versetzen, die Kontrolle über ihr Leben zurückzuerlangen und ihre 
Menschenrechte einzufordern (Jordan 2002; Follmar-Otto/Rabe 2009). Im Zuge von IOM-
Anti-Trafficking-Maßnahmen ist die Unterstützung von Betroffenen auf eine kurzzeitige Be-
treuung, durch die das physische und psychische Wohl dieser Personen vorläufig gesichert 
wird, beschränkt. Danach erfolgt oftmals eine durch die IOM betreute „freiwillige Rückkehr“. 
Im Vorfeld einer „freiwilligen Rückkehr“ durchläuft ein Teil der ehemaligen Menschenhan-
delsopfer Reintegrationsmaßnahmen und -programme. Hier werden verschiedene Schritte, um 
Betroffenen von Frauen- und Menschenhandel eine (Re-)Integration zu ermöglichen, von der 
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Organisation abgewickelt. Externe Gutachter kritisierten diese Maßnahmen in verschiedenen 
regionalen Projekten jedoch als nachlässig geplant, unprofessionell begleitet und oberfläch-
lich überwacht (ODHIR Anti-Trafficking Programme 2009). 
Allgemein führt die Menschenhandelsexpertin Heide Bärbel Uhl menschenrechtliche Defizite 
bei der Betreuung von Menschenhandelsbetroffenen auf die fehlenden rechtlich fixierten 
Schutzstandards auf internationaler Ebene zurück (Uhl 2008: 147). Uhl schlägt deshalb die 
Ausarbeitung konkreter internationaler und regionaler Schutzregelungen vor sowie die Ein-
richtung von Kontrollmechanismen, um deren Einhaltung zu garantieren (Uhl 2008: 148). So 
empfiehlt auch eine Evaluation der norwegischen Gesellschaft für Entwicklungszusammenar-
beit (NORAD) aus dem Jahr 2011 der IOM, dass die Organisation, um Effekte und Folgen 
ihrer Anti-Trafficking-Initiativen nachvollziehbar und überprüfbar zu machen, sich sowohl 
um die Ausarbeitung lokaler, nationaler und internationaler Anti-Trafficking-Strategien, um 
die Entwicklung von Mechanismen, die den menschenrechtlichen Bezug ihrer Praxisprojekte 
dokumentieren sowie um die Formulierung konkreter Standards für die Bewertung der Resul-
tate und Konsequenzen ihrer Anti-Trafficking-Programme und -Projekte bemühen sollte 
(Norwegian Agency for Development Cooperation 2011: 68f). 
Um sicherzustellen und zu beurteilen, dass den menschenrechtlichen Bedürfnissen von Men-
schenhandelsbetroffenen Rechnung getragen wird, wäre außerdem ein Schutzmandat erfor-
derlich, über das die Organisation weder im Bereich „Menschenhandel“ noch im Bereich 
„Flucht- und Migration“ verfügt. Ein fehlendes Schutzmandat der IOM beanstanden auch 
NGOs, die mit Flüchtlingen und MigrantInnen zusammenarbeiten. Dies führt nach Aussage 
dieser Organisationen vielfach dazu, dass die IOM den menschenrechtlichen Schutz dieser 
Personen, insbesondere Staaten gegenüber, nicht angemessen garantieren kann (Human 
Rights Watch; International Catholic Migration Committee; World Council of Churches 
2001; Human Rights Watch 2003; Thomas/Schenkenberg van Mierop 2004; Castan Centre 
for Human Rights Law 2006). Der für Flüchtlingsschutz mandatierte Hohe Kommissar der 
Vereinten Nationen für Flüchtlinge (UNHCR) definiert Schutz (protection) als „all activities 
aimed at obtaining full respect of the rights of the individual in accordance with the letter and 
spirit of the relevant bodies of law” (UNHCR 2007, 1, § 2). Anders als der UNHCR besitzt 
die IOM aber kein Mandat ihrer Mitgliedsstaaten, das sie zum Schutz der Personen, die sie 
betreut, verpflichtet. Das UNHCR-Papier gibt jedoch zu bedenken, dass die IOM eine de-




schiedene Artikel in der IOM-Verfassung den Schutzauftrag der Organisation, als eine ihrer 
zentralen Aufgaben, festhalten (UNHCR 2007). Diese Schutzrolle kompensiert jedoch nach 
Ansicht vieler NGOs nicht das fehlende Mandat der Organisation. Denn ein internationales 
Schutzmandat würde der IOM die Autorität und die Unabhängigkeit garantieren, um einen 
effektiven Schutz dieser Personen sicherzustellen. Fehlt jedoch ein Schutzmandat, gibt es kei-
ne Mechanismen, um Beschwerden und Rechtsbrüche effektiv zu verfolgen. Das australische 
Castan Centre for Human Rights Law fasste im Jahr 2006 zusammen: „[S]hould IOM breach 
the rights of any asylum seekers that are under its care there are no internal avenues through 
which those asylum seekers can have that problem addressed. Nor can any of the supporters, 
nor can states, do anything about the fact that those breaches of human rights have occurred” 
(Castan Centre for Human Rights Law 2006). 
Im Bereich Anti-Trafficking wird das Fehlen eines Schutzmandats von den IOM-
MitarbeiterInnen unterschiedlich beurteilt: „Two IOM headquarters staff specifically high-
lighted the lack of a formal protection mandate to address trafficking as a constraint on their 
work. At the same time, other staff argued that IOM’s working relationship with national 
governments benefited from this lack of a formal international legal instrument, because there 
was nothing IOM used ‘to beat them [the national governments] over the head’” (Norwegian 
Agency for Development Cooperation 2011: 23). Angesichts dieser divergierenden Äußerun-
gen stellt sich die Frage, ob die IOM durch Völkerrecht und internationale Konventionen an-
geleitet oder eher eingeschränkt wird (Ashutosh/Mountz 2011: 22). Die unterschiedlichen 
Wahrnehmungen der MitarbeiterInnen bringen zum Ausdruck, dass sich die IOM mit ihrer 
Arbeit im Bereich Migration im Allgemeinen und bei Anti-Trafficking-Initiativen im Beson-
deren in einem Spannungsfeld bewegt, in dem sie bemüht ist, eine Balance herzustellen. Zum 
einen versucht die IOM, den Interessen ihrer Mitgliedstaaten nachzukommen, zum anderen 
beansprucht sie als unparteiische, dem Gemeinwohl dienende Internationale Organisation, den 
Schutz der Menschenrechte von MigrantInnen und Flüchtlingen sicherzustellen.  
Die Abwesenheit eines Schutzmandats fällt aber vor allem dann ins Gewicht, wenn Staaten 
internationale Verpflichtungen wie die Einhaltung der Menschenrechte von MigrantInnen44, 
hinter nationalstaatlichen Sicherheitsinteressen zurückstellen (Danziger/Martens/Guajardo 
2009: 267). Besonders die Funktion der IOM als Dienstleister für „freiwillige Rückkehren“, 
                                                        
44 Eine Ausnahme stellen die unveräußerlichen Menschenrechte dar, wie das Recht auf Leben und das Recht, 
nicht gefoltert zu werden. 
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stellt sich in diesem Zusammenhang als überaus bedenklich dar. Zwar orientiert sich die IOM 
an den Rückkehrprinzipien des UNHCR (UN High Commissioner for Refugees 1996) und 
verpflichtet sich mit ihrer Bezugnahme auf die Menschenwürde und -rechte der Betroffenen 
zur Wahrung dieser. Andererseits besteht durch diese losen Selbstverpflichtungen, die tat-
sächliche Realisierung des dreifachen Gewinnversprechens der Assisted Voluntary Return-
Projekte (AVR), das sich sowohl an die rückkehrenden MigrantInnen als auch an die Sende- 
und Zielländer richtet, flexibel zu handhaben. Das heißt konkret, ein Ungleichgewicht besteht 
zugunsten von Staaten und deren Schutz- und Sicherheitsinteressen. Deutlich drückt sich das 
im Verständnis der Organisation von Freiwilligkeit aus. Hier unterscheidet die IOM drei Ar-
ten von Rückkehrmigration (return migration): 
• Vollkommen freiwillige Rückkehr, die ohne jeglichen Druck stattfindet. Die Rückkeh-
renden können in diesem Fall zu jeder Zeit selbstständig über eine Rückreise entschei-
den und tragen die Kosten dafür selbst. 
• Freiwillige Rückkehr erfolgt dann unter Druck, wenn Personen nur über einen zeitlich 
befristeten Aufenthaltsstatus verfügen, als AsylbewerberInnen abgewiesen werden 
oder aus anderen Gründen nicht in der Lage sind, ihren Aufenthalt zu organisieren. Sie 
entscheiden sich dann, in ihre Herkunftsländer zurückzukehren 
• Unfreiwillige Rückkehr ist das Resultat einer behördlichen Anordnung (International 
Organisation for Migration ohne Datum g). 
Die IOM ist nicht an erzwungenen unfreiwilligen Rückkehren beteiligt; diese werden in der 
Regel von nationalstaatlichen Organen der Exekutive durchgeführt. Sie organisiert aber 
„freiwillige Rückkehren“, bei denen die Einwilligung unter Druck zustande kam: die Heim-
kehr von abgelehnten AsylbewerberInnen oder von MigrantInnen mit befristetem 
Aufenthaltstatus wie z. B. von Kriegs- oder Katastrophenflüchtlingen sowie von Opferzeu-
gInnen, die nach abgeschlossenen Menschenhandelsverfahren laut EU-Gesetzgebung zur 
Ausreise verpflichtet sind45. Der Europäische Rat für Flüchtlinge und im Exil Lebende 
(ECRE) hat für diese Form der „freiwilligen Rückkehr“ den Begriff mandatory return (ange-
ordnete Rückkehr) geprägt, ECRE erachtet AVR als angeordnete Rückkehr und nicht mehr 
als eigenmotivierte Entscheidung (von Lersner 2008: 29). Dagegen erkennt Theo van Krie-
                                                        
45 In Deutschland können Drittstaatenangehörige nach Prozessende in Ausnahmefällen auch einen Aufenthaltsti-
tel nach § 25.3 Aufenthaltsgesetz bekommen. Das ist der Fall, wenn für die OpferzeugInnen und/oder ihre engen 




ken, Rechtsberater der IOM, aufgrund der internationalen Rechtslage sogar eine Verpflich-
tung des/der Migranten/Migrantin zur Rückkehr (Krieken 2000: 27). 
Vor dem Hintergrund des Rechtes von Nationalstaaten auf Selbstbestimmung46, stellt das 
Programm der IOM für „freiwillige Rückkehr“ ein wichtiges Instrument dar, um dieses Recht 
praktisch umzusetzen. „Consequently, those attempting to enter a state other than their own 
and who do not meet the requirements enabling them to enter or remain there may need to 
consider returning to their country of origin or of previous residence” (International Organisa-
tion for Migration ...d). AVR-Maßnahmen tragen, so führt die IOM aus, dazu bei, den ord-
nungsgemäßen Charakter legaler Migrationswege und die Glaubwürdigkeit gerechter Asyl-
verfahren zu bewahren (International Organisation for Migration 2008a). Staaten und Migran-
tInnen präsentiert sie AVR als kostengünstigere und menschenwürdigere Alternative zu De-
portationen (Usher 2004b: Abschnitt 3. 9: 15; International Organisation for Migration ...d). 
Darüber hinaus gilt AVR bei vielen der IOM-Mitgliedstaaten, vor allem deshalb als aussichts-
reiche, nachhaltige Strategie zur Einhegung und Prävention von Menschenhandel47, da AVR-
Programme auch darauf abzielen, dass Betroffene befähigt werden, sich in ihren Herkunfts-
ländern neue Lebensgrundlagen aufzubauen (Anker 2006: 188). Mit diesen Zielsetzungen 
korrespondieren die medial verbreiteten oder von MitarbeiterInnen von Schutzorganisationen 
geäußerten Argumente, dass Menschenhandelsopfer freiwillig zurückkehren, da es ihr einzi-
ger Wunsch sei, wieder mit ihren Familien zusammen sein zu können (Interview C 2008). 
Oftmals geraten dabei jedoch die Interessen der Betroffenen ins Hintertreffen. Vor allem 
dann, wenn Betroffene von Menschenhandel den Familienzusammenhang explizit zurücklas-
sen wollten. In diesen Fällen erweisen sich Rückkehrpolitiken als eine paternalistische Strate-
gie, die sich nicht mit einer Politik, die die Rechte des Opfers respektiert, vereinbaren lässt 
(Norwegian Agency for Development Cooperation 2011: 44 und 71). 
Um einen Ansatz zu realisieren, bei dem in erster Linie die Menschenrechte von MigrantIn-
nen gesichert werden, müsste die IOM nach Meinung von KritikerInnen jedoch zuerst die 
diskursive Verknüpfung von Sicherheitsbedrohungen, (irregulärer) Migration und Menschen-
handel aufbrechen. Im Gegeneil aber tragen die Veröffentlichungen der IOM zu den Themen 
                                                        
46 „It is recognized that States have the authority to decide individually how they want to manage migration 
related to their own territory. States have primary responsibility for their own citizens and they set the terms for 
the admission, residence, and removal of aliens“ (International Organisation for Migration ohne Datum a). 
47 So bezeichnete beispielsweise der ehemalige tschechische Innenminister Ivan Langner auf einem Workshop, 
den die IOM in Kooperation mit dem österreichischen Innenministerium im Februar 2009 in Wien organisierte, 
AVR als einen wirksamen und präventiven Schutz gegen Menschenhandel (Bahl/Ginal 2009; Hasenfeld 2009). 
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„Menschenhandel und –schmuggel“, eher noch zur Fixierung der sozialen Konstruktion von 
Migration als Sicherheitsbedrohung bei (Black 2003: 43). Hier werden Terrorismus, organi-
sierte Kriminalität und Migration als miteinander verschränkt konstruiert und in der Folge für 
die Durchsetzung von versicherheitlichten (securitized) Anti-Trafficking-Politiken genutzt. 
Menschenhandel, dargestellt als ein Phänomen, das Prostitution, „illegalen“ Aufenthalt, Ter-
rorismus und organisiertes Verbrechen einschließt, ist dann nicht mehr primär ein Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, sondern eine Bedrohung, die ernsthafte negative Folgen sowohl für 
die Sicherheit von Staaten als auch für Gesellschaften erwarten lässt (International 
Organization for Migration (IOM) and the Federal Office for Migration (FOM) 2005: 42).  
Leitende MitarbeiterInnen der IOM sind sich über die Defizite, die das im Palermo-Protokoll 
international fixierte Mainstream-Modell der Kriminalitätsbekämpfung für den Schutz der 
Menschenrechte der Betroffenen mit sich bringt, im Klaren. Nach Ansicht Richard Danzigers, 
dem Leiter der Anti-Trafficking-Abteilung der IOM, versucht die Organisation diese 
Schwachpunkte mit dem Ansatz des Migrationsmanagements zu überwinden. „There are 
nonetheless inherent flaws, rooted primarily in the criminal justice approach, in many of the 
interventions that have been devised that would indicate that little progress has been made to 
prevent trafficking, protect its victims, and prosecute its perpetrators. The solution lies in a 
broader appreciation of migration dynamics and the additional tools available through a mi-
gration management approach” (Danziger/Martens/Guajardo 2009: 270). 
NGO-ExpertInnen bezweifeln jedoch, ob Migrationsmangement als ein Instrument neolibera-
ler Wirtschaftskonsolidierung, mit dem versucht wird, Migration aus utilitaristischer Perspek-
tive zu steuern (Düvell 2002; Georgi 2009a, ein geeigneter Ansatz ist, um Menschenhandel zu 
bekämpfen. Strittig ist vor allem, ob die Organisation mit dem Ansatz des 
Migrationsmangements einen adäquaten Schutz der Menschenrechte von Betroffenen von 
Menschenhandel gewährleisten kann (Human Rights Watch 2002; Kröger/Prasad 2003; Bö-
ker 2003; Engel 2008). In der Regel zielt Migrationsmanagement nicht auf die grundlegenden 
Ursachen des Handels mit Frauen ab (Kelly 2005: 257). Das sind nach Ansicht von ExpertIn-
nen die soziale, politische und ökonomische Marginalisierung von Frauen und Mädchen und 
die damit einhergehenden sozialen Konstruktionen von Frauen „als natürliche oder ideale 
Besetzung für die niedrigsten Positionen in Haus- und Sexarbeit“ (Anderson/Davidson 2003: 




Vor dem Hintergrund des Migrationsmangementansatzes werden „mixed migration flows“ 
(Danziger/Martens/Guajardo 2009: 263) in „schutzbedürftige Menschenhandelsopfer“ und 
„irreguläre MigrantInnen“ unterschieden. In vielen Ländern, wie z. B. auch in der Russischen 
Föderation, bestimmt die IOM mithilfe standardisierter Verfahren, die auf Grundlage der De-
finitionen des Palermo-Protokolls entwickelt wurden, ob es sich bei den betroffenen Personen 
um VoTs handelt. In sogenannten Screening-Interviews werden Fragen zur Anwerbung, zum 
Weitertransport und zur Ausbeutung der Betroffenen gestellt. Nach Beantwortung des Fra-
genkatalogs entscheiden MitarbeiterInnen der Organisation, ob es sich bei den Personen um 
VoTs handelt, die abhängig von nationalen gesetzlichen Regelungen zeitweilig untergebracht 
werden, medizinische und psychologische Unterstützung, einen temporären Aufenthaltsstatus 
oder Reintegrationshilfen erhalten und anschließend „freiwillig zurückgeführt“ werden. Die 
Erfahrungen der Jahre zeigen, wie schwierig sich eine konsistente Anwendung der Palermo-
Definition zur Identifikation von Menschenhandelsopfern gestaltet48. In diesem Zusammen-
hang hat die IOM im Rahmen einiger Projekte begonnen, ihre Hilfsangebote auch auf andere 
MigrantInnen auszuweiten, die zwar nicht den Kriterien für Trafficking-Opfer entsprechen, 
aber ausgebeutet wurden und auf Unterstützung angewiesen sind (Norwegian Agency for De-
velopment Cooperation 2011: 31). Statt MigrantInnen strikt nach administrativen Kategorien 
zu trennen, schlägt die Anti-Trafficking-Einheit der IOM einen flexiblen Unterstützungsan-
satz vor, der sich an den unmittelbaren Bedürfnissen der MigrantInnen orientiert. Erste Schrit-
te zur praktischen Umsetzung wurden bereits zusammen mit dem UNHCR unternommen: In 
Kooperation wurden Standardrichtlinien für den Umgang mit MigrantInnen, die in die Zu-
ständigkeitsbereiche beider Organisationen fallen, entwickelt (Norwegian Agency for Deve-
lopment Cooperation 2011: 32). Mit einer Erweiterung des Kriterien-Katalogs wird das 
grundsätzliche Schema der Identifikation/Dis-Identifikation (Aradau 2008: 35) jedoch nicht 
verändert. Nach diesem Schema der In-/Exklusion steuert und strukturiert die IOM unter An-
wendung menschenrechtlicher Sprache Migrationsbewegungen (im Auftrag von Staaten) 
(Ashutosh/Mountz 2011: 22). 
                                                        
48
 Oftmals ist es in der Praxis nur schwer möglich zu entscheiden, was ein Menschenhandelsopfer eigentlich 
ausmacht, so fallen beispielsweise Betroffene von Zwangsheiraten nicht unter die Palermo-Definition und eben-
so gibt die Konvention keine Hilfestellung bei der Definition des Straftatbestandes der sexuellen Ausbeutung, 
sondern überlässt dies explizit den Staaten (Norwegian Agency for Development Cooperation 2011: 30). 
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2.1.7 Zusammenfassung 
Diese Zusammenschau von Kritiken am internationalen und am EU-Anti-Trafficking-Regime, 
der IOM-Initiativen und Konzepte gegen Menschenhandel sowie der alternativen kosmopoli-
tischen und GSR-Ansätze reflektiert die Spannbreite menschenrechtlich fundierter Anti-
Trafficking-Ansätze. So befinden sich am einen Ende der Skala jene, denen ein enges Ver-
ständnis der Menschenrechte zugrunde liegt und am anderen Ende die, die sich auf das „Ver-
sprechen der Menschenrechte“ und ihr utopisches Potential (Oehrlein 2008: 16) berufen. Die-
se Vielzahl „menschenrechtlicher Modelle“ drückt aus, dass sowohl die Interpretation als 
auch die Implementierung von Menschenrechten ein politisches Streitthema sind (Kreide 
2008: 24). Die strittigen Punkte rühren aus der grundlegenden Konzeption der Menschenrech-
te als moralische Rechte, die einer Juridifizierung bedürfen. Ebenso erwachsen aus dem 
Universalismusanspruch der Menschenrechte Widersprüche zwischen der Selbstbestimmung 
souveräner Staaten und der Einhaltung der universellen Menschenrechte. Problematisch ist 
auch eine faktische Hierarchisierung der Menschenrechte, wo Freiheitsrechte eine Vorrang-
stellung beanspruchen, der die sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Menschenrechte un-
tergeordnet sind (Kreide 2008: 19). Entsprechend schlagen sich menschenrechtliche Ansprü-
che von Menschenhandelsbetroffenen häufig nicht in positivem Recht nieder (Uhl 2008). 
Auch wenn die Rechte, wie z. B. das auf Entschädigung, für diesen Personenkreis kodifiziert 
sind, können sie in der Praxis von den Betroffenen oftmals nur schwer in Anspruch genom-
men werden (Follmar-Otto/Rabe 2009: 78f; Popova 2008: 14). Nationale und internationale 
Aktionspläne zur Bekämpfung von Menschenhandel enthalten zwar ambitionierte Willenser-
klärungen für eine verstärkt menschenrechtliche und nachhaltige Ausrichtung von Anti-
Trafficking-Maßnahmen durch die Bekämpfung von Root-Causes, lassen jedoch konkrete 
Realisierungschritte vermissen (Anker 2006: 190).  
Im Anti-Trafficking-Ansatz der IOM, der in das Konzept des Migrationsmanagements einge-
bettet ist, drückt sich unverkennbar das Spannungsverhältnis zwischen den Sicherheitsinteres-
sen souveräner Staaten und der Universalität der Menschenrechte aus. Durch Programme der 
freiwilligen Rückkehr als dem zentralem Bestandteil ihrer Anti-Trafficking-Dienstleistungen 
unterstützt die Organisation, die propagiert, Migration zum Wohle von Staaten und Individu-
en zu managen (Internation Organisation for Migration 2011), vornehmlich ihre Mitgliedsna-
tionen bei der Wahrung staatlicher Souveränität durch die Ausübung personaler und territoria-




und andere Praktiken des Migrationsmanagements als elementare Bestandteile neoliberaler 
Strategien zur Bereitstellung und Verwertung migrantischer Arbeitskraft auseinander 
(Ashutosh/Mountz 2011; Düvell 2002a; Andrijasevic/Walters 2010; Georgi 2007; 
Meyer/Purtschert 2008; Overbeek 2002). Die Prämisse der IOM, bei der Bekämpfung von 
Menschenhandel und in diesem Zusammenhang auch durch Rückkehrpolitiken, primär das 
Wohl der Betroffenen ins Auge zu fassen (International Organisation for Migration ohne Da-
tum b) wird von NGOs, die mit der IOM zusammenarbeiten oder die Organisation beobach-
ten, entschieden in Frage gestellt. In vielen Fällen machten zivilgesellschaftliche Initiativen 
auf konkrete Verletzungen menschenrechtlicher Standards durch die IOM aufmerksam. 
Gleichzeitig üben NGOs auch vermehrt Kritik an der konzeptionellen Arbeit der Organisation 
und fordern, dass die Anti-Trafficking-Initiativen der Organisation so gestaltet werden, dass 
sie eine großzügige Interpretation der Menschenrechte zulassen (Georgi/Schatral 2012: 198).  
Kaum eine dieser zivilgesellschaftlichen Organisationen legt jedoch ihre menschenrechtlichen 
Forderungen so weit aus, dass der Rahmen einer pragmatisch-legalistischen bzw. impliziten 
Kritik überschritten wird. Werden die IOM-Initiativen zur Bekämpfung von Menschenhandel 
vor einem normativen Hintergrund, der das Gleichheits- und Freiheitsversprechen der Men-
schenrechte im Sinne kosmopolitischer Modelle oder des GSR-Ansatzes auslegt betrachtet, 
wird deutlich, dass Maßnahmen zur Beschränkung und Selektion von Migration, wie sie auch 
die IOM betreibt, weder fair noch gerecht sein können (Georgi/Schatral 2012: 209ff). Viel-
mehr zählen diese Initiativen als eine der Grundursachen von Menschenhandel (Andrijasevic 
2004: 214; Follmar-Otto/Rabe 2009: 25; Sassen 2004: 959). Auch die aktuellen Hilfs- und 
Unterstützungsangebote, die, festgeschrieben in internationalem und nationalem Recht, Men-
schenhandelsbetroffenen zugebilligt werden, entsprechen schwerlich menschenrechtlichen 
Gerechtigkeitsvorstellungen, die auf weltweit ausgeglichene materielle Lebenschancen und -
bedürfnisse abzielen. 
Kosmopolitisch inspirierte Ansätze globaler Gerechtigkeit sowie Modelle, die die Forderung 
und Verwirklichung globaler sozialer Rechte auseinandersetzen, stellen die ethischen als auch 
die politischen Grundlagen dar, um die menschenrechtliche Ausrichtung der IOM-Anti-
Trafficking-Politiken zu diskutieren. Die Universalen Menschenrechte werden im Rahmen 
dieser Ansätze ausbuchstabiert, das heißt, ihr utopisches Potential der Freiheit, Gleichheit und 
Solidarität aller Menschen wird als Entfaltungsrecht aller Menschen interpretiert. Auf dieser 
Grundlage ist es möglich, eine normative Messlatte zu entwickeln, anhand derer eingeschätzt 
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und beurteilt kann, ob die Aktivitäten der IOM als langfristige Konzepte für die Bekämpfung 
der Root-Causes von Menschenhandel gelten können. 
2.2 Internationale Organisationen als Akteure  
Wurden im vorangehenden Abschnitt die normativen Frage- und Problemstellungen, die die 
menschenrechtliche Ausrichtung der Bekämpfung von Menschenhandel begleiten, diskutiert, 
werden im Folgenden die theoretischen Grundlagen aufgeführt, mit Hilfe derer die 
Arbeitsweisen der IOM als Akteur im Rahmen einer globalen Anti-Trafficking-Governance 
analysiert werden können. Ausgehend von regimetheoretischen Ansätzen, mit denen einem 
veränderten Verständnis von politischem Handeln in den internationalen Beziehungen 
Rechung getragen wird sowie dem sozialkonstruktivistischen Theorem von Barnett und 
Finnemore, das die Grundlagen und Funktionsweisen der social construction power von 
Internationalen Organisationen erklärt, sollen Aktivitäten der IOM mit dem 
gouvernementalistisch inspirierten Modell der Praxisregime als Form der Regierung 
analysiert werden.  
2.2.1 Bilder von Internationalen Organisationen 
Ein gängiges Bild, das von Internationalen Organisationen im Kontext der 
„Weltordnungspolitik“ (Brand/Brunnengräber 2000: 13) gezeichnet wird, ist das der „pieces 
of global governance“ (Karns/Mingst 2004: 4). IGOs befördern, regeln und unterstützen 
neben internationalen Abkommen, internationalen Normen, Regimen und anderen formellen 
und informellen Strukturen, wie z. B. Konferenzen, kooperatives und an Problemlösungen 
orientiertes Handeln von unterschiedlichen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren. Sie 
bearbeiten globale Problemstellungen und sind in die „Neugestaltung von Staatlichkeit im 
Prozess der Globalisierung“ involviert (Brand/Brunnengräber 2000: 22). Die Bedeutung und 
der Einfluss von IGOs werden jedoch von den verschiedenen Theorieschulen der 
Internationalen Beziehungen (IB) unterschiedlich konzipiert und bewertet. So vertreten 
realistische Theorieschulen ein staatenzentriertes Modell der IB. Lediglich Staaten verfügen 
über Akteursqualitäten in der internationalen Politik und versuchen ihre Macht- und 
Sicherheitsinteressen zu maximieren (Rittberger/Zangl/Staisch 2008: 38). Dabei sind IGOs 
ein Werkzeug, mit dem nationalstaatliche Macht gesteigert oder verringert werden kann 




unpolitische Instrumente von Staaten notwendige Koordinations- und Regulierungsaufgaben 
in einer interdependenten Welt (Venzke 2008).  
Entsprechend richtete sich das Forschungsinteresse in den IB über Jahre hinweg fast 
ausschließlich auf staatliche Akteure und strukturelle Erklärungsmodelle für staatliches 
Handeln (Venzke 2008). IGOs blieben, bis auf wenige Ausnahmen, in den meisten Studien 
„black-boxes”. Weder der Handlungsmacht internationaler Organisationen, mittels derer 
Veränderungen der (sozialen) „Struktur“ herbeigeführt werden können noch der Umstand, 
dass IGOs nicht nur rational altruistische Ziele, sondern auch Eigeninteressen verfolgen 
(Brechin/Ness 1988), trugen die Untersuchungen, die durch realistische oder 
funktionalistische Theorien der IB inspiriert waren, in angemessener Weise Rechnung.  
2.2.2 Regime 
Die in den 1970er Jahren entwickelte Regimetheorie brach mit einer wesentlichen Grundan-
nahme realistischer IB-Theorien, dass Staaten „[…] die letzten Instanzen politischen Han-
delns […] sind, auf deren (Macht-) Interessen alles politische Handeln zurückgeführt werden 
kann“ (Hess 2007: 48). Regime sind Regelwerke, die von verschiedenen AkteurInnen der IB 
(Staaten, NGOs, IOs, IGOs) dauerhaft49 akzeptiert werden. Dabei tragen die unterschiedlichen 
Akteure zur Generierung und Aufrechterhaltung dieser Regime bei. In seiner sogenannten 
Konsensdefinition fasst Krasner Regime „als Zusammenhänge von impliziten oder expliziten 
Prinzipien, Normen, Regeln und Entscheidungsverfahren, an denen sich die Erwartungen von 
Akteuren in einem gegebenen Problemfeld der internationalen Beziehungen ausrichten. Prin-
zipien umfassen empirische, kausale und normative Grundsätze. Normen sind Verhaltens-
standards, die sich in Rechten und Pflichten ausdrücken. Regeln sind spezifische Verhaltens-
vorschriften und -verbote. Entscheidungsverfahren sind die maßgeblichen Praktiken beim 
Treffen und der Implementation kollektiver Entscheidungen“ (Efinger 1990: 264/265)50. 
Innerhalb internationaler Regime sind vor allem die Aufgaben von IGOs vielfältig: Zum einen 
wirken sie als „Normentwickler“ an der Produktion neuer Regime mit. Zum anderen sichern 
sie die Effektivität von Regimen durch operative Leistungen wie z. B. die Überprüfung der 
Regeleinhaltung oder die Bereitstellung von Informations- und Kommunikationsleitungen 
                                                        
49 “Regimes must be understood as something more than temporary arrangements that change with every shift in 
power or interests” (Krasner 1982: 186). 
50 Im Orginal: Krasner, Stephen D.: Structural causes and regime consequences: regimes as intervening variables, 
in: Krasner, S.D., (Hrsg.), 1983, S. 2. 
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(Young 1993, Rittberger/Zangl/Staisch 2008). Diese Vielzahl an Aufgaben überschreitet so-
wohl in Bandbreite als auch in Substanz das in realistischen und funktionalistischen Ansätzen 
für internationale Organisationen vorgesehene Aufgabenspektrum. Ein Verständnis von inter-
nationalen Organisationen als Akteure der IB, das über das eines Instruments von und für 
Staaten hinausgeht, hat aber auch Konsequenzen für die Vorstellungen von internationalem 
Regieren. Hess und Karakayali betonen, dass es der Regimebegriff erlaubt, „eine Vielzahl von 
Akteuren in die Analyse einzubeziehen, deren Praktiken zwar aufeinander bezogen sind, nicht 
aber in Gestalt einer zentralen (systemischen) Logik“ (Hess 2007: 48). Politische Steuerung 
kann als das Resultat sozialer Handlungen erfasst werden, die nicht notwendigerweise staatli-
ches Handeln als Ausgangspunkt haben müssen (Hess 2007: 48). Damit impliziert nach Hess 
und Karakayali die Existenz von Regimen eine Verschiebung von Government zu 
Governance, wo sich im Rahmen der Anstrengungen transnationale Probleme zu bewältigen 
„[…] Governance-Strukturen jenseits nationalstaatlicher Regierungsdominanz“ herausbilden 
(Schuppert 2008: 16). Im Zuge dieser Aktivitäten werden die Lösungsansätze von staatlichen 
und nicht-staatlichen Akteuren auf lokaler, regionaler, nationaler, supranationaler sowie 
transnationaler Ebene integriert. Dabei durchschneiden und beeinflussen sich verschiedene 
Handlungsebenen wechselseitig. Horizontale sowie vertikale Dimensionen des Regierens ver-
binden sich zu einer neuen Form, der sogenannten Multi-Level Governance (Bache 2005: 3). 
Mithin stellt Multi-Level Governance auch den „neuen“ favorisierten Typus des Regierens in 
der EU dar, der durch ein Mehrebenensystem, Dezentralisierung und regulative auf Exper-
tenwissen basierte Politiken sowie die starke Beteiligung privater Akteure und internationaler 
Akteure, charakterisiert ist (Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2001).  
Vor diesem Hintergrund eröffnet der Regimebegriff erweiterte Perspektiven für die Untersu-
chung von internationalen Organisationen. IGOs können als eigenständige politische Akteure 
in den Blick genommen werden. Davon ausgehend, dass Regime nicht eine Ebene oberhalb 
des staatlichen Handelns bilden, sondern dass sich hier lokale, nationale und transnationale 
Ebenen durchdringen, können vielfältige Formen des Regierens, die durch IGOs ausgeübt 
werden, identifiziert werden. IGOs setzen dabei nicht nur die politischen Vorgaben von Staa-
ten um, sondern sie gestalten, spezifizieren und reformieren Regime beständig durch ihre Pra-
xen und Diskurse. In diesem Zusammenhang verweist der Regimebegriff und die damit ein-
hergehenden Vorstellungen von Governance auch auf die Untersuchung der immateriellen 




2.2.3 Konstruktivistische Änsatze 
Erst mit den 1990er Jahren wurden IGOs in soziologisch konstruktivistischen Ansätzen als 
Akteure konzipiert, die Interessen, intersubjektive Problemwahrnehmungen und dadurch auch 
das Verhalten von Staaten beeinflussen konnten (Abbott/Snidal 1998; Liese/Weinlich 2006; 
Senarclens 2001; Venzke 2008). Die verschiedenen konstruktivistischen Ansätze51 eint die 
ontologische Grundannahme einer sozial konstruierten Welt und die epistemologische An-
nahme, dass auch Wissen sozial konstruiert wird. „Ziel sämtlicher konstruktivistischer Bemü-
hungen ist es letztendlich, mit Hilfe unterschiedlicher, vorwiegend text- und diskursanalyti-
scher Methoden zu beschreiben und zu erklären, wie und im Rahmen welcher Prozesse diese 
Konstruktionen erzeugt werden“ (Ulbert/Weller 2005: 10). Konstruktivistische Theorien ge-
hen demnach davon aus, dass Wirklichkeit immer Erfahrungswirklichkeit ist. Wirklichkeit 
wird durch begriffliche Wahrnehmung nicht lediglich abgebildet, sondern gestaltet. Realität 
ist somit in erster Linie ein Ergebnis von sozialen Konstruktionsprozessen (Gareis/Varwick 
2006). „Die soziale Welt wie sie uns zugänglich ist, ist also intersubjektiv [...] durch die Art 
und Weise wie sie konstruiert [wird] und welche gemeinsam geteilten Vorstellungen über die 
‚Welt’ wir haben” (Ulbert 2006: 409). Sinn- und Bedeutungsstrukturen werden durch geteilte 
Überzeugungen, durch sozial konstruierte Regeln sowie durch kulturell-institutionelle Prakti-
ken beeinflusst und geformt (Risse 2003: 108). 
Für eine theoretische Grundlegung der IB aus konstruktivistischer Perspektive heißt das, dass 
anders als bei realistischen Ansätzen die Interessen und Identitäten von Akteuren der IB nicht 
als objektiv gegeben und feststehend angesehen werden. Konstruktivistische Ansätze gehen 
nicht von einer positionalen, sondern von einer transformatorischen Ontologie (Dessler 1989) 
aus. Demnach sind soziale Realitäten nicht fest und beständig, sondern flexibel. Sie sind in 
hohem Maße umkämpft und geprägt von wechselseitigen Beeinflussungen auf nationaler und 
internationaler Ebene. Soziale Realitäten besitzen folglich auch keinen universalen Charakter. 
Sie sind begrenzt auf bestimmte Kontexte und Zeitrahmen (Locher 2007: 45). 
Konstruktivistische Ansätze gehen, der Strukturierungstheorie von Giddens folgend, von 
einer Wechselwirkung zwischen Struktur und AkteurInnen aus. Akteur und Struktur 
konstituieren sich gegenseitig durch die Vermittlung von Identitäten und Handlungschancen. 
                                                        
51 Für einen Überblick Risse 2003: 102; Adler 2006. 
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Deutlich zeigt sich diese konstruktivistische Kernannahme52 an der Doppelrolle von IGOs in 
den IB: Zum einen spiegeln sie die Normen53 und Regeln „ihres“ sozialen Systems, also der 
Internationalen Gemeinschaft, wider. Zum anderen formen sie durch die in ihnen verankerten 
Normen die Interessen und das Verhalten von Akteuren. In diesem Zusammenhang treten 
internationale Organisationen als Normenlehrer (Finnemore 1993) oder auch als 
Normentwickler auf.  
Eine weitere ontologische Prämisse des Konstruktivismus ist die Annahme, dass Interessen 
und Ideen sich endogen herausbilden. Im Gegensatz zu rationalistischen Theorien geht der 
Konstruktivismus nicht davon aus, dass Akteure aufgrund einer von außen vorgegebenen 
Ordnung nur die Option wählen, die eine Nutzenmaximierung verspricht. Vielmehr werden 
Entscheidungen in einem reflexiven Prozess, der durch die Reinterpretation von Normen und 
Ideen geprägt ist, getroffen (Ulbert/Weller 2005: 18). Gemäß dieser ontologischen Grundan-
nahmen fragen empirisch orientierte konstruktivistische Studien a) welche Rolle nicht-
materielle Faktoren (Normen, Überzeugungen, Ideen) im Politikprozess spielen und wie sie 
entstehen, sich verändern und wirken, b) nach der intersubjektiven Konstruktion von geteilter 
Wirklichkeit durch Akteure oder Strukturen und c) welche Machtbeziehungen hinter den be-
stehenden Konzepten und Wissensbeständen existieren (Ulbert/Weller 2005: 11).  
Für diese Arbeit heißt das, in einem ersten Schritt festzustellen, welches die Grundlagen sind, 
auf denen die sozialen Konstruktionen der IOM formuliert und wirkmächtig werden können. 
In einem zweiten Schritt werden die so hergestellten „Führungsverhältnisse“ untersucht.  
2.2.4 IGOs als Bürokratien 
Einen konstruktivistischen Ansatz, der IGOs als eigenständige Akteure konzipiert, die Macht 
besitzen und Einfluss auf andere Akteure ausüben, entwickelten Michael Barnett und Martha 
Finnemore in ihrem Buch „Rules for the World“ (Barnett/Finnemore 2004). Rekurrierend auf 
Max Weber fassen Barnett und Finnemore IGOs als Bürokratien, um ausgehend von den Cha-
rakteristika dieser sozialen Organisationsform das Handeln und die Machtausübung von IGOs 
sowie die Pathologien dieses Handelns zu erklären. Als Bürokratien sind IGOs im Sinne We-
                                                        
52
 So kehren sie der reinen Konzentration auf die Auswirkungen der „Struktur” auf die AkteurIn den Rücken und 
schreiben AkteurInnen nicht nur Handlungsmacht, sondern auch die Möglichkeit zur Veränderung der Struktur 
zu (Karns/Mingst 2004). 
53 Bei Normen handelt es sich um wertegestützte, intersubjektiv – also zwischen den AkteurInnen eines sozialen 




bers eine legitime Form der Herrschaft, da sie diese in rational-legaler Form ausüben. Gleich-
zeitig speist sich ihre Legitimität aus einer höheren Quelle, „dem Glauben an die Legalität 
gesatzter Ordnungen“ (Weber 1972: 124). Diese Legitimitätsgeltung erklärt die Autorität In-
ternationaler Organisationen, die es ihnen ermöglicht, diskursive und institutionelle Ressour-
cen einzusetzen, um Definitionen und Identitäten zu gestalten und andere Akteure dazu zu 
bringen, in diesem Sinne zu handeln (Barnett/Finnemore 2004: 1-10).  
Im Folgenden werde ich diesen Ansatz ausführlicher vorstellen, da er es ermöglicht, IGOs als 
Akteure zu untersuchen, deren Fähigkeiten an Governanceprozessen teilzunehmen auf imma-
teriellen Ressourcen gründet. Barnett und Finnemores Ausführungen über den Charakter und 
die Funktionsweisen sowie das Einflusspotential Internationaler Organisationen liefern An-
haltspunkte, Kategorien und Begriffe, um zu untersuchen, wie die IOM in ihren Anti-
Trafficking-Projekten in der Bundesrepublik Deutschland und der Russischen Föderation 
vorgeht.  
2.2.4.1 Bürokratie als Organisationsform 
Was zeichnet internationale Bürokratien als Organisationsform aus? Worauf gründet die Au-
torität von IGOs? Wie üben IGOs durch Einsatz der „Ressource“ Autorität Macht aus? Das 
sind grundsätzliche Fragen, die Barnett und Finnemore in ihrer Studie zum UNHCR und der 
WTO zu beantworten suchen. 
Die AutorInnen verstehen IGOs im Anschluss an Weber als Bürokratien. Bürokratien sind 
Verwaltungssysteme, die Politiken (Policies) in Direktiven übersetzen, welche durch Organi-
sationen verwirklicht werden (Beetham 1987:12). Sie sind eine distinkte soziale Organisati-
onsform mit eigener innerer Logik und eigenen Verhaltensweisen (Weber 1972: 128). Ihre 
Legitimität als Herrschaftsform basiert auf der Orientierung an rational begründeten Regeln 
(Weber 1972: 130). Für Max Weber stellt die bürokratische Verwaltung „die rationalste Form 
der Herrschaftsausübung“ dar (Weber 1972: 128), die folgende Grundmerkmale kennzeich-
nen: Hierarchie, Kontinuität, Unpersönlichkeit und Expertise (Beetham 1987: 11f; Weber 
1972: 122ff). 
Die von Weber entwickelte Typologie von Bürokratien legt ein instrumentelles Verständnis 
von Verwaltungssystemen als Produzenten von öffentlichen Gütern nahe. Um jedoch ein um-
fassenderes Bild vom Wirken einer Bürokratie zu bekommen, ist es nach Olsen notwendig, 
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Bürokratien als (soziale) Institutionen zu untersuchen, anstatt sich lediglich auf die inneren 
Merkmale des Instruments Verwaltung zu konzentrieren (Olsen 2006: 3).  
Als politische Institutionen sind Bürokratien „Regelsysteme der Herstellung und Durchfüh-
rung verbindlicher gesamtgesellschaftlicher Entscheidungen“ (Göhler 1994: 22). Wie soziale 
Institutionen haben sie regulierende und orientierende Funktionen. D. h., sie setzen politische 
Entscheidungen verbindlich für ein „soziales Ganzes“ um und repräsentieren, wie soziale In-
stitutionen, die gemeinsamen (politischen) Wertvorstellungen einer Gesellschaft. Politische 
Institutionen sind überpersönlich und stellen damit den Rahmen dar, in dem (politische) Ent-
scheidungen getroffen und ausgeführt werden. Sozialen Organisationen gleich, sind sie „rela-
tiv auf Dauer gestellte, durch Internalisierung verfestigte Verhaltensmuster“ (Göhler 1994: 
12). Was sich für politische Institutionen in „ein Mindestmaß an politischer Macht, rechtlicher 
Normierung und Akzeptanz durch die Betroffenen“ übersetzt (Göhler 1994: 12).  
2.2.4.2 Die Regeln einer Bürokratie 
Unpersönliche Regeln sind die „building blocks of a bureaucracy and figure prominently in 
any explanation of bureaucratical behaviour” (Barnett/Finnemore 2004: 18). Demnach richtet 
sich das Erkenntnisinteresse beim Erforschen von Bürokratien auf Regeln, die als zentrales 
Element das Wirken von Bürokratien bestimmen. Für internationale Organisationen, konzi-
piert als Bürokratien, identifizierten Barnett und Finnemore vier Schlüsselwirkungen von Re-
geln:  
1) Die Regeln einer Bürokratie sind sowohl für organisationsinterne Prozesse als auch 
für die Umwelt handlungsleitend.  
2) Regeln formen die Weltsicht der Bürokraten. Regeln sind konstitutiver Bestandteil 
von Sensemaking54-Mechanismen, die Organisationsmitglieder zur Perzeption, zur In-
terpretation und auch zum Handeln innerhalb eines bestimmten Umfelds befähigen.  
3) Regeln tragen nach Barnett und Finnemore wesentlich dazu bei, die bürokratische 
Kultur einer IGO zu definieren und sind damit konstitutiv für ihre Identität (Bar-
nett/Finnemore 2004: 18f).  
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 Sensemaking bezeichnet nach Weick, „how the text is constructed as well and how it is read. Sensemaking is 
about authoring as well as reading” (Weick 1995: 7). Sensemaking umfasst Regelmechanismen zum Erfassen, 
Interpretieren und Handeln in festgelegten kulturellen Kontexten. Es unterscheidet sich von der Interpretation, 
der Erklärung von Wörtern mit Wörtern, durch die Einordnung von Stimuli in einen Referenzrah-




4) Bürokratische Kultur bildet einen normativen Handlungsrahmen. Sie umfasst die Lö-
sungen einer Gruppe, die sie für gemeinsam zu bearbeitende Probleme entwickelt. 
„These solutions become institutionalized, remembered and passed on as the rules the 
rituals, and values of the group” (Vaughan 1996: 64). „Bureaucratic culture guides ac-
tion but does not determine it“ (Barnett/Finnemore 2004: 19). Dementsprechend ga-
rantiert auch das Vorhandensein von Regeln nicht ihre Umsetzung in konkretes Han-
deln.  
Zwar lässt sich eine Reihe positiver Wirkungen von Regeln feststellen: Regeln erhöhen die 
Handlungsfähigkeit und -effizienz von Bürokratien. Regeln stellen Bedeutungscodes (Codes 
of Meaning) bereit und ermöglichen dadurch die Interpretation ambivalenter Welten. Wenn 
Regeln nicht nur bestimmten Interessengruppen dienen, sondern auf unparteiliche und 
unkorrupte Weise umgesetzt werden, befördern Regeln das öffentliche Vertrauen in Instituti-
onen (Olsen 2006). Doch Olsen weist darauf hin, dass der Nutzen von Regeln nicht unprob-
lematisch, ja sogar zweischneidig ist. Regeln sind in unterschiedlichem Grade präzise, konsis-
tent, verpflichtend und legal bindend. Sie geben mehr oder weniger klare Beschreibungen von 
Verhalten in bestimmten Umgebungen und Situationen. Die Schwierigkeit ist es dann, Regeln 
so auszulegen, dass sie dem Allgemeinwohl entsprechen. Der Effekt von Regeln ist deshalb 
stark an seine interpretierenden Akteure gebunden. In Anlehnung an Weber betont Olsen da-
her, dass Bürokraten in ein Ethos der Regelbefolgung sozialisiert sind, da mehrere Hand-
lungslogiken bei der Anwendung von Regeln konkurrieren: Regelgeleitetes bürokratisches 
Handeln kann sowohl einer Logik der consequentiality folgen als auch einer Logik der 
appropriateness55, die nicht nach Nutzenmaximierung, sondern nach sozial angemessenem 
Handeln strebt. Je nachdem ob Regeln internalisiert sind oder sich die Regelbefolgung an 
externen Anreizen orientiert, variieren auch die Effekte des bürokratischen Handelns. Positive 
Effekte der Regelanwendung zeichnen sich dann durch die Fähigkeit der einzelnen Bürokra-
ten zur ethischen Reflektion und zur rationalen Argumentation aus sowie durch das Vermö-
gen, zwischen legitimen und illegitimen Anforderungen zu unterscheiden (Olsen 2006: 11). 
Grundsätzlich bleibt festzuhalten, dass Regeln und ihre Auslegung nicht fest und statisch sind. 
Regeln, ihre Interpretation und die daraus folgenden Handlungen befinden sich in einem dau-
ernden Verhältnis der wechselseitigen dynamischen Beeinflussung: „Bureaucracies create 
                                                        
55
 Zu den beiden unterschiedlichen Handlungslogiken (March/Olsen 1998).  
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rules that shape future action, but action, in turn, shapes the evolution and content of rules“ 
(Barnett/Finnemore 2004: 20). Das wiederum gibt internationalen Organisationen den Spiel-
raum, die Welt durch ihre Regeln so zu konstruieren, dass sie der Intervention internationaler 
Organisationen bedarf. IGOs benutzen Regeln also nicht nur, um die Welt zu regulieren, son-
dern auch, um sie zu konstituieren (Barnett/Finnemore 2004: 3). 
2.2.4.3 Die Autorität von IGO-Bürokratien 
Da das Vorhandensein von Regeln nicht automatisch zu ihrer Befolgung führt, ist Autorität 
ausschlaggebend, um den Regeln von IGOs Gewicht zu geben und in dem Maße Nachdruck 
zu verleihen, damit sie (vielleicht) befolgt werden. Diese Autorität speist sich aus verschiede-
nen Quellen: der rational-legalen Organisationsform, Delegation, Moral und Expertise (Bar-
nett/Finnemore 2004: 20ff). Da Autorität eine soziale Konstruktion ist, die von der Anerken-
nung Dritter abhängig ist, funktioniert sie in der sozialen Welt durch den Glauben an ihre Le-
gitimität. Die Autorität einer IGO hängt also davon ab, ob die Art und Weise, wie sie ihren 
Anspruch auf Macht formuliert und wie sie diese Macht ausübt, als legitim aufgefasst wird 
(Sennett 1985). Daher ist es wichtig, dass die Machtausübung von IGOs als einem sozialen 
Zweck dienend betrachtet wird und geteilte Überzeugungen zu der „(...) appropriateness of 
the organization’s proceduralism, mission and capabilities“(Cronin/Hurd 2008: 12) existieren. 
So verstanden ist Autorität Macht plus Legitimität (Barnes 1986: 183).  
Eine Bürokratie übt in erster Linie Macht aus, weil sie in der Lage ist, unpersönliche Regeln 
zu setzen. Damit verfügt sie „über eine bestimmte Stärke und setzt sie ein, um andere anzulei-
ten, indem [sie ihr] Handeln in Hinblick auf einen höheren Maßstab verändert“ (Sennett 1985: 
21). Die Wirkmächtigkeit von Autorität äußert sich dann in der Bereitschaft zu freiwilligem 
Gehorsam. Das wiederum setzt die Anerkennung einer Ordnung mit Vorgesetzten und Unter-
gebenen und den Glauben an die Legitimität „gesatzter Ordnungen“ voraus (Weber 1972: 
124). Die Legitimität von Autorität bedeutet aber nicht, dass sie automatisch anerkannt wird 
und sich in entsprechendes Handeln übersetzt. Vielmehr spricht Weber von einer Chance, 
dass die Legitimität einer Herrschaft anerkannt,  und also als Autorität akzeptiert wird56. Im 
Gegensatz zu Zwang ist Autorität eine transparente und nachvollziehbare Form der Macht-
ausübung (Barnes 1986: 182). Sie orientiert sich an äußeren Bedingungen, kollektiven Wert-
                                                        
56 „Die Legitimität einer Herrschaft darf natürlich auch nur als Chance dafür, in einem relevanten Maße gehalten 




vorstellungen und Überzeugungen. Sie unterscheidet sich aber auch durch Überzeugung und 
Kosten-Nutzen-Kalkulationen. „Authority is a subset of the category ‘relations of power’ and 
its defining feature is the existence of a legitimated hierarchy” (Hurd 2008: 25). 
Rational-legale Autorität ist eine endogene Form der Autorität (Gareis/Varwick 2006: 67), die 
IGOs aufgrund ihrer speziellen Regelwerke, die Verhaltensweisen für Akteure sowohl inner-
halb als auch außerhalb der Organisation vorschreiben, besitzen. Autorität kann IGOs aber 
auch von ihren Mitgliedsstaaten übertragen werden. Delegation von Autorität ist nach Haw-
kins et al. „a conditional grant of authority from a principal to an agent that empowers the 
latter to act on behalf of the former” (Hawkins/Lake/Nielson/Tierney 2006: 13). Rational 
handelnde Staaten delegieren Autorität an IGOs, da sie sich davon aufgrund von Arbeitstei-
lung und Spezialisierung gesteigerten Nutzen erhoffen (Abbott/Snidal 1998; Haw-
kins/Lake/Nielson/Tierney 2006). Dadurch sollen Streitigkeiten zwischen Staaten beigelegt 
und gemeinsame Entscheidungsfindungen unterstützt sowie die Glaubwürdigkeit von Ab-
kommen erhöht werden (Hawkins/Lake/Nielson/Tierney 2006). Aktivitäten, die von einzel-
nen Staaten ausgeführt als inakzeptabel gelten, werden mit hoher Wahrscheinlichkeit auf grö-
ßere Zustimmung in der Staatenwelt stoßen, wenn eine neutral geltende IGO sie ausführt 
(Abbott/Snidal 1998: 18). Unter dem Strich reflektieren die hier aufgezählten Motive nur ei-
nen Bruchteil der Interessenlagen, die Staaten dazu veranlassen, Autorität an IGOs zu über-
tragen. Einer der wesentlichen Gründe für Delegation ist laut Barnett und Finnemore, dass 
Staaten „want some other actor to take charge of a problem and sort it 
out“(Barnett/Finnemore 2004: 22).  
In der Regel ist Delegation von Autorität durch Staaten an IGOs temporär und an Bedingun-
gen geknüpft. Sie funktioniert nur selten reibungslos. Die Überantwortung von Autorität im-
pliziert auch, dass Staaten IGOs ein gewisses Maß an Autonomie zugestehen, das sie in der 
Regel zur Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben benötigen. Diese Unabhängigkeit kann 
neben positiven auch unerwünschte Auswirkungen für den Prinzipal mit sich bringen. Haw-
kins et. al sprechen von agency slack, der sich in zwei Formen äußert; in Drückebergerei 
(shirking), wenn IGOs ihre Anstrengungen zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben mini-
mieren und in Abweichungen (slippage), wenn Organisationen mit ihren Politiken nicht die 
vom Prinzipal erwünschten Ergebnisse produzieren, sondern ihre eigenen Ziele verfolgen 
(Hawkins/Lake/Nielson/Tierney 2006: 7). Durch das institutionelle Design einer IGO soll der 
mit Delegation verbundene Kontrollverlust eingeschränkt werden. Doch „[r]egardless of the 
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rigidity of their charters though, once established organisations, in many instances they evolve 
in ways that could not have been foreseen by their founders” (Cox et al. 1973: 7).  
Moralische Autorität beanspruchen IGOs vor allem deshalb für sich, da sie im Dienste libera-
ler Grundüberzeugungen wie Demokratie, Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit und Markt-
wirtschaft stehen. Werte also, die sowohl von nationalen Öffentlichkeiten als auch von einer 
internationalen Staatengemeinschaft hochgeschätzt werden, da durch deren Wahrung, Schutz 
und Verbreitung die Welt sowohl progressiv verändert als auch Frieden und Wohlstand ge-
fördert werden sollen (Barnett/Duvall 2005). Im Gegensatz zu einzelnen Staaten, die ihre ei-
genen Interessen verfolgen, erheben IGOs den Anspruch, in unparteilicher und neutraler Wei-
se die Anliegen einer Staaten- bzw. Weltgemeinschaft zu vertreten (Barnett/Finnemore 2004). 
„IOs defending peace and human rights, [...] can claim their actions are neutral and impartial 
because these are motherhood-and-apple-pie values that we all profess to love“ (Bar-
nett/Finnemore 2005:173).  
Ein weiterer zentraler Bestandteil der (rational-legalen) Autorität von internationalen Büro-
kratien ist Expertenwissen: „Die bureaukratische Verwaltung bedeutet: Herrschaft kraft Wis-
sen: dies ist ihr spezifisch rationaler Grundcharakter“ (Weber 1972: 129). Da soziales Han-
deln auf Wissen über kausale oder auch über normative Zusammenhänge gründet, bedeutet 
Kontrolle über Wissen in erster Linie auch Macht über soziale Konstruktionen (Venzke 2008: 
1414). Demnach kontrollieren IGOs Informationen nicht nur, wie rationalistische Ansätze 
hervorheben, sie sind auch in der Lage, diese Informationen in Wissen zu transformieren und 
es so zu konstruieren, dass es als bedeutsam wahrgenommen wird (Barnett/Finnemore 2004: 
6). Die Autorität, über die IGOs dann aufgrund von Wissen verfügen, hat verschiedene Di-
mensionen: Expertenwissen wird als ein wichtiger Faktor wahrgenommen, der notwendig ist, 
damit Bürokratien ihre Aufgaben wahrnehmen können. Wissen ist konstituierend für die Aus-
übung rational-legaler Herrschaft und damit auch für rational-legale Autorität. Eine morali-
sche Dimension dieser Wissensautorität entsteht durch das Vertrauen, das in Expertenwissen 
gesetzt wird, da es als relevant für gesellschaftliche Weiterentwicklung gilt. Diese moralische 
Autorität findet sich in den Identitäten der IGO-Mitarbeiter wieder, die mit ihrem Wissen für 
die Verbesserung des öffentlichen Wohls arbeiten (Barnett/Finnemore 2004: 24).  
Um dieses Ansehen zu wahren, müssen IGOs aber dafür sorgen, dass ihr Handeln mit dem 
entwickelten Expertenwissen übereinstimmt: „The IMF cannot propose any policies it 




ganization will not readily entertain policy options not supported by its expertise“ (Bar-
nett/Finnemore 2004: 24). Vor allem quantifizierbares Wissen dient der Objektivierung von 
IGOs. IGOs präsentieren sich als außenstehende Dritte, die beobachten, Informationen sam-
meln und auswerten. Ihre Objektivität gründet auf den Bürokratien eigenen rational legalen 
Verfahrensweisen und dem dahinter liegenden System von Werten und Normen. Da das Han-
deln von Bürokratien diesen rational nachzuvollziehenden Regelwerken folgt, werden sie als 
unparteilich und objektiv wahrgenommen.  
Die verschiedenen Quellen der Autorität machen IGOs auf unterschiedliche Weise zu Autori-
täten. So setzt die Delegation von rational-legaler Autorität Organisationen „in-Autorität“, die 
damit auch an institutionelle Rollen gebunden sind. Wird eine IGO hingegen als „eine Autori-
tät-für-etwas“ anerkannt, so wird sie das unabhängig von Rolle oder Position zumeist wegen 
ihres Expertenwissens und ihrer Erfahrung (Barnett/Finnemore 2004: 25).  
Autorität ermöglicht es IGOs auch eigenständig zu handeln und die Welt um sich herum zu 
verändern. Dabei hängen Rollen und Felder für autonomes Handeln nicht in Gänze von der 
Überwindung mächtiger Staaten und deren Interessen ab, wie rationalistische Theorieansätze 
es nahe legen, sondern, 
- IGOs handeln autonom, um staatliche Interessen voranzutreiben (autonomy by de-
sign); 
- IGOs handeln, wo Staaten gleichgültig sind. Dadurch eröffnet sich ihnen eine 
Spannbreite an eigenen Handlungsmöglichkeiten; 
- durch bürokratische Prozeduren werden die Direktiven von Staaten transformiert, ihre 
Umsetzung vor Ort entspricht oft nicht dem, was Staaten eigentlich wollen; 
- IGOs handeln entgegen staatlicher Interessen; 
- die Belegschaft von IGOs zielt durch Beeinflussung kognitiv normativer Schemata da-
rauf ab, das weitere Umfeld von Staaten und deren Auffassungen zu verändern (Bar-
nett/Finnemore 2004: 27f). 
2.2.4.4 Macht und Einfluss von IGO-Bürokratien 
Sind IGOs in wachsendem Maße in der Lage, autonom zu handeln, impliziert das auch, dass 
sie über ein dementsprechend größeres Potential an Macht und damit auch über umfassendere 
Mittel der Einflussnahme verfügen, als ihnen von rationalistischen Ansätzen eingeräumt wird. 
Unter Macht verstehen Barnett und Duvall die „production, in and through social relations, of 
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effects that shape the capacity of actors to determine their own circumstances and fate” (Bar-
nett/Finnemore 2004: 3). Macht ist in dieser Lesart also keine gespeicherte Ressource, die erst 
in effektiven Einfluss umgesetzt werden muss, sondern schließt Einflussnahme bereits mit 
ein57. 
In Prozessen der Global Governance nach Barnett und Duvall kann sich die Macht internatio-
naler Organisationen in vier verschiedenen Dimensionen ausdrücken:  
1) Als compulsory power äußert sich Machtausübung in direkter Form zwischen ver-
schiedenen Akteuren (Barnett/Duvall 2005: 13-15).  
2) Institutional power bezeichnet die indirekte Kontrolle, die ein Akteur über andere hat. 
Institutionelle Macht wird in Form von institutionellen Arrangements wie Entschei-
dungsregeln, Arbeitsteilung oder Abhängigkeitsstrukturen wirkmächtig (Bar-
nett/Duvall 2005: 15-17).  
3) Structural power beschreibt die Beziehungen zwischen strukturellen Positionen. Bei 
struktureller Macht geht es um den Aufbau von sozialen Kapazitäten und von Interes-
sen von Akteuren, die in direkter Abhängigkeit zueinander stehen (Barnett/Duvall 
2005: 17-20). 
4) Productive power entsteht durch das Formen von sozialen Subjekten durch Wissens-
systeme und diskursive Praktiken. Produktive Macht wird durch Bedeutungs- und Be-
zeichnungssysteme erzeugt sowie durch Netzwerke sozialer Kräfte, die sich perma-
nent gegenseitig formen (Barnett/Duvall 2005: 20-22).  
IGOs üben vor allem drei dieser idealtypischen Formen der Macht aus: Durch compulsory 
power, z. B. in Form von technischer Zusammenarbeit und capacity building prägen sie das 
Verhalten von Staaten und üben in Kooperationen Einfluss auf staatliche und nicht-staatliche 
Akteure aus. Die institutional power Internationaler Organisationen wird durch die ungleichen 
Resultate ihrer kollektiven Problemlösungen widergespiegelt, die oftmals Gewinner- und Ver-
lierer(staaten) produzieren. Die productive power Internationaler Organisationen liegt in ih-
rem diskursiven Potenzial. 
Für eine empirische Untersuchung dieser verschiedenen Formen der IGO-Macht schlüsseln 
Joachim et al. nach diskursiven und institutionellen Ressourcen auf, die auf Durchsetzungs-
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 Robert Cox und Harold Jacobson unterscheiden Macht und Einfluss folgendermaßen: „Influence is to be dis-
tinguished from power. Power means capability; it is the aggregate of political resources that are available to an 
actor. These resources may be material or not. Power may be converted into influence, but it is not necessarily so 




macht (enforcement power) und Managementfähigkeiten (managerial skills), also compulsory 
power, aber auch auf Autorität – institutional und productive power basieren (Joa-
chim/Reinalda/Verbeek 2007: 8ff).  
Ähnlich unterscheidet die MANUS-Forschungsgruppe58 drei Dimensionen der 
Macht/Einflussnahme59 Internationaler Organisationen. IGOs beeinflussen internationale Poli-
tik auf kognitiver, normativer und exekutiver Ebene60. Dabei kommen ihnen unterschiedliche 
Rollen zu: Als knowledge broker be- und verarbeiten sie Wissen und sind dadurch in der La-
ge, die „belief-systems“ anderer Akteure zu beeinflussen (kognitive Dimension). Sie können 
als negotiation facilitators auftreten, die Norm bildende Prozesse innerhalb internationaler 
Kooperationen unterstützen und gestalten (normative Dimension). Und schließlich fördern sie 
als capacity builder die Umsetzung und Einhaltung internationaler Übereinkommen (exekuti-
ve Dimension) (Busch 2006).  
2.2.4.5 Mechanismen der Machtausübung 
Die Grundlage der Machtausübung und Einflussnahme61 in unterschiedlicher Form ist die 
bürokratische Autorität von IGOs. Sie ermöglicht es ihnen, institutionelle und diskursive 
Ressourcen einzusetzen. So kann bspw. das Verhalten staatlicher und nicht-staatlicher 
Akteure durch (materielle) Anreize verändert werden. Vor allem aber stellen IGOs durch 
soziale Konstruktionen Realitäten her: „I[G]Os exercise power as they use their knowledge 
and authority not only to regulate what currently exists but also to constitute the world, 
creating new interests, actors, and social activities” (Barnett/Finnemore 2004: 7). Drei 
Mechanismen sind im Rahmen dieser Gestaltungsprozesse wegweisend.  
                                                        
58 Die MANUS-Forschungsgruppe untersuchte den Einfluss internationaler Bürokratien in der Umweltpolitik. 
Weitere Informationen über das MANUS-Projekt http://www.ecoeco.uni-oldenburg.de/35179.html#MANUS. 
59 „We do not use the alternative concept of ‘power’ because it denotes a degree of involuntary, forced action by 
the addressee of an international bureaucracy that is at odds with the ’soft’ character of the influence that most 
international bureaucracies studied in our project can bestow” (Biermann/Siebenhüner 2007). 
60
 Die MANUS-Gruppe schließt dabei alle Phasen des Policycycles ein und konzentriert sich nicht wie Joachim 
et al. auf die Implementationsphase. 
61
 Eine Untersuchung von Einfluss beinhaltet das Erfassen der Bandbreite von möglichen Effekten internationa-
ler Bürokratien, sogenannte policy outcomes, allen voran Veränderungen des Verhaltens von staatlichen und 
nichtstaatlichen Akteuren sowie von Öffentlichkeiten oder individuellen Akteuren wie Wissenschaftlern oder 
Journalisten (Biermann/Siebenhüner 2007; Haas/Haas 1993; Göhler 1994). Im Gegensatz zu Studien, die sich 
mit Effektivität von IGOs beschäftigten, eröffnet sich dadurch eine breite Forschungsperspektive, die sämtliche 
Auswirkungen (outcomes) berücksichtigt und nicht nur Effekte (impacts) fokussiert, die anhand von Zielindika-
toren spezifiziert wurden (Biermann/Siebenhüner 2007). 
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a) Das Klassifizieren der Welt, durch die Herstellung von Kategorien für Probleme, 
Akteure und Handlungen; 
b) Die Fixierung von Bedeutungen in der sozialen Welt;  
c) Die Artikulierung und Verbreitung von Normen und Regeln in globalem Maßstab 
(Barnett/Finnemore 2004: 17ff). 
Zu a) Das Klassifizieren der sozialen Welt und seine Übersetzung in bürokratische Praxen 
identifiziert Don Handelman als genuine Aufgabe von Bürokratien: „[B]ureaucracies are 
ways of making, ordering, and knowing social worlds“ (Handelman replies to Heyman in 
Heyman 1995: 280). Mit der Herstellung, Anwendung und Änderung von Klassifizierungs-
systemen nehmen Bürokratien Einfluss auf die soziale Welt und verändern sie. Dabei ist ein 
Ausschlag gebender Punkt der Einflussnahme internationaler Organisationen ihr Potenzial, 
(soziale) Probleme zu determinieren. Aus sozialkonstruktivistischer Perspektive existieren 
soziale Probleme nicht einfach als „objektive“ Gegebenheiten. Vielmehr muss nach Kitsuse 
und Spector der Anspruch formuliert werden, dass bestimmte Gegebenheiten mutmaßlich ein 
Problem darstellen. Soziale Probleme sind also immer die Produkte eines definitorischen Pro-
zesses, in dem die (objektiven) Gegebenheiten bearbeitet werden (Kitsuse/Spector 1987: 5f). 
Gleichermaßen ist die Existenz eines (sozialen) Problems die Voraussetzung für die operati-
ven Aktivitäten von internationalen Bürokratien. Ist ein Problem erst definiert, legen IGOs 
kraft ihrer bürokratischen Autorität fest, welche Modelle und Akteure für Problemlösungen in 
Frage kommen (Barnett/Finnemore 2004: 7).  
Zu b) Um eigene oder Interventionen anderer Akteure zu veranlassen, weisen IGOs Proble-
men bestimmte Bedeutungen zu. Damit verdeutlichen sie, dass Handlungsbedarf besteht und 
wie die Problemlösungen aussehen sollen. „Because actors are oriented towards objects and 
objectives on the basis of meaning that they attribute to them, the ability to invest situations 
with a particular meaning constitutes an important resource of power“ (Barnett/Finnemore 
2004: 32). Das geschieht durch entsprechendes framing. Mit Hilfe von frames werden be-
stimmte Definitionen, Interpretationen und Handhabungen eines Phänomens betont und her-
vorgehoben. 
Zu c) IGOs sorgen dafür, dass die von ihnen entwickelten Regeln und Normen verbreitet und 
umgesetzt werden (Barnett/Finnemore 2004: 33). Kraft ihrer bürokratischen Autorität legen 




Organisationen, die ihnen in der rational-legalen Bearbeitung des Problems ähnlich sind, den 
Vorzug (Barnett/Finnemore 2004: 34).  
2.2.5 Wissens- und Praxisregime 
Barnett und Finnemore spezifizieren, in welcher Weise IGOs ihre social construction power 
geltend machen, um Einfluss auf die soziale Welt zu nehmen. Von besonderer Bedeutung ist 
hier die Rolle Internationaler Organisationen als Wissensautorität. Um zu untersuchen in 
welcher Weise eine Internationale Organisation wie die IOM Einfluss auf die Gestaltung von 
Praxen und Politiken zur Bekämpfung von Menschenhandel nimmt und diese Einflussnahme 
in ihrer Machtförmigkeit als Form des Regierens analysieren zu können, eignen sich die 
Ansätze der Wissens- bzw. Praxisregime.  
2.2.5.1 Wissensregime 
Wissensregime bezeichnen einen „Zusammenhang von Praktiken, Regeln, Prinzipien und 
Normen des Umgangs mit Wissen und unterschiedlichen Wissensformen, zumeist bezogen 
auf einen bestimmten Handlungs- und Problembereich“ (Wehling 2007: 704). Im Unterschied 
zu Wissensordnungen greifen Wissensregime unmittelbar und inhaltlich in die Erzeugung und 
Verwendung von Wissen in spezifischen Handlungsfeldern ein (Wehling 2007: 707). Der 
Begriff des Wissensregimes schließt also sowohl die epistemische als auch die soziale Di-
mension der Einflussnahme unterschiedlicher Akteure in spezifischen Themenfeldern ein 
(Schützeichel 2010: 180).  
Wissensregime sind das gefestigte Ergebnis von „Wissenspolitik, verstanden als Feld von 
Auseinandersetzungen um die Bedeutung, Anerkennung und Nutzung von Wissen“ (Wehling 
2007: 707). In diesen Kämpfen geht es primär um die Etablierung eines „epistemischen Stils“ 
(Schützeichel 2010:181). Dieser Begriff rekurriert auf das Konzept Ludwik Flecks von Denk-
stilen, als „gerichtetes Wahrnehmen, mit entsprechendem gedanklichen und sachlichen Ver-
arbeiten des Wahrgenommenen“ (Fleck 1980: 130), durch die „die ‚Gestalt’ der Problemdefi-
nition, und Problembearbeitung, der Erkenntnismittel und der Methoden“ festlegt wird 
(Schützeichel 2010: 181). Wissenspolitische Akteure suchen bei der Durchsetzung „ihres“ 
Stils die verschiedenen Dimensionen von Wissensregimen zu beeinflussen. Das sind, a) die 
Sozialdimension, die vorgibt, welche Akteure legitimiert sind, Wissen zu genieren und zu 
verbreiten, b) die Sachdimension, wo definiert wird, welche epistemischen Formen, Modi und 
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Stile in den jeweiligen Bereichen als angemessen gelten und in welchem Abhängigkeitsver-
hältnis sie zueinander stehen sowie c) die Temporaldimension, durch die festgelegt wird, nach 
welchen Kriterien Wissen und Kompetenz ausgesucht und transferiert werden (Schützeichel 
2010: 180). 
Nach Wehling legt die Konzeption des Wissensregimes eine Untersuchungsperspektive nahe, 
wo im Anschluss an Foucault Macht/Wissen-Komplexe, Hierarchien, Dominanzverhältnisse 
und Ausschließungsregeln in den Blick genommen werden (Wehling 2007: 706). Der Ansatz 
der Praxisregime bietet darüber hinausgehend die Möglichkeit, die Verknüpfung von Wissen, 
Technologien und Ethos beim Regieren zu fokussieren. Neben der diskursiven Formung von 
Wissen, bei der die IOM ihre bürokratische Autorität einsetzt, um Deutungsmuster und Wis-
sensangebote in ihrem Sinne zu strukturieren, anzuordnen und zu beeinflussen, wird auch die 
materielle Realität von Einflussnahme wie z. B. durch Praktiken und Positionierungen be-
rücksichtigt. So können sämtliche Dimensionen der IOM-Anti-Trafficking-Projekte als For-
men des Regierens (government) benannt und verständlich gemacht werden.  
2.2.5.2 Praxisregime 
Der von Mitchell Dean entwickelte Ansatz der regimes of practice bzw. regimes of 
government gründet auf Foucaults Konzept der Gouvernementalität. Die semantische Verbin-
dung der Begriffe des Regierens (gouverner) und der Denkweise (mentalité) beschreibt die 
Untersuchung von „Machtbeziehungen unter dem Blickwinkel von „Führung“ (Lemke 2001: 
109). In diesem Zusammenhang verweist der Begriff der „Führung“ bzw. des Regierens „[…] 
auf zahlreiche und unterschiedliche Handlungsformen und Praxisfelder, die in vielfältiger 
Weise auf die Lenkung, Kontrolle, Leitung von Individuen und Kollektiven zielen und glei-
chermaßen Formen der Selbstführung wie Techniken der Fremd-Führung umfassen“ (Lemke 
2001: 110). Der Begriff Gouvernementalität drückt aus „[…] how we think about governing, 
with the different rationalities, or, as it has been sometimes phrased, ‚mentalities of govern-
ment’“ (Dean 2010: 24). Mentalities of government betonen nach Dean „[…]the way in 
which the thinking involved in practices of government is explicit and embedded in language 
and other technical instruments but is also relatively taken for granted, i.e. it is not usually 
open to questioning by its practioners (Dean 2010: 25).  
Entsprechend fragen Governmentality Studies, um die Rolle von Denkmodellen und Denk-




Effekten. Regimes of practices sind institutionalisierte, sprich ritualisierte und routinisierte 
Anleitungen „Dinge zu tun”62, die an Zeit und Ort gebunden sind. Sie umfassen: „[…] prac-
tices for the production of truth and knowledge, compromise multiple form of practical, tech-
nical and calculative rationality, and are subject to programmes of their reform” (Dean 2010: 
28). In jeder Gesellschaft existiert eine große Zahl von regimes of practices, die verschiedene 
Institutionen einbinden und unterstützen. So wird bspw. das Praxisregime des Strafsystems 
maßgeblich durch die Institution des Gefängnisses getragen. Die unterschiedlichen Praxisre-
gime einer Gesellschaft beeinflussen sich aber auch gegenseitig: „[…] there are borrowings 
across these regimes themselves, and forms of cooperation, overlap, intersection, 
fragmentation and contestation between them (Dean 2010: 31). Wissen ist im Rahmen dieser 
Prozesse von zentraler Bedeutung. Praxisregime produzieren Wissen und werden durch Wis-
sen und Expertise geformt. Durch Spezialwissen wie Pädagogik oder Kriminologie werden 
nicht nur die Objekte, sondern auch die Vorgehensweisen, der Zweck und das Ziel von Prak-
tiken festgelegt (Dean 2010: 32). Eine Konsequenz, die diese Wechselbeziehung zeitigt ist, 
dass Praxisregime durch Programme, die Dean als systematische Formen des Denkens be-
schreibt, rationalisiert, in Besitz genommen und verändert werden können. Entsprechend 
muss bei einer Untersuchung von regimes of pratice zwischen der Regimestrategie, die eine 
Kombination von intentionalen Elementen ist und den Programmen, die versuchen sie be-
stimmten Zwecken und Zielen unterzuordnen, aber nicht ihr raison d’etre sind, unterschieden 
werden (Dean 2010: 32). 
Eine Untersuchung von Praxisregimen setzt bei der Identifizierung von sogenannten Proble-
matisierungen an, wo im Rahmen spezifischer räumlicher und zeitlicher Kontexte Regieren 
(government) in seiner bisherigen Form in Frage gestellt wird. Das beinhaltet, „[…] calling 
into question of how we shape or direct our own and other’s conduct. Problematizations 
might thus equally concern how we conduct government and how we govern conduct” (Dean 
2010: 38). Entsprechend müssen, da Problematisierungen von Government auf Grundlage von 
Praxisregimen gemacht werden, deren Veränderungen, Umformungen, Neuausrichtungen und 
                                                        
62 Der Begriff Dinge bezieht sich auf Tätigkeiten zur Organisation bzw. Führung des gesellschaftlichen politi-
schen Lebens, wie die Verwaltungs-, Erziehungs- oder Gesundheitssysteme. „[…] [T]he organized practices 
through which we are governed and through which we govern ourselves of doing things (Dean 2010: 28). 
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Re-Fokussierungen erforscht werden63. Weiter beinhaltet das Analysieren von regimes of 
practices nach Dean, die Quellen der einzelnen Elemente, aus denen sie sich zusammensetzen, 
zu identifizieren und zu verfolgen, wie sich diese Elemente zu stabilen Formen organisationa-
ler und institutioneller Praxis verbinden (Dean 2010: 32). Das erfordert insbesondere, die Tra-
jektorien dieser historisch gewachsenen Assemblagen nachzuvollziehen (Dean 2010: 40). 
Um Antworten auf die Frage geben zu können, wie Regierung gedacht wird, werden an Pra-
xisregime, mehrheitlich Wie-Fragen gestellt: „‚How’ questions lead us to the problems of the 
techniques and practices rationalities and forms of knowledge and identities and agencies by 
which governing operates. Another way of putting this is to say that to asks ‘how’ questions 
of government is to analyse government in terms of its ‘regimes of practices’ (Dean 2010: 
40). Die Praxis der Machtausübung wird also nicht lediglich in einem bestimmten Kontext 
beobachtet und beschrieben, sondern es wird nach den Bestandteilen der Praxisregime, die 
dafür notwendig sind, gefragt. Praxisregime existieren als ein „stable field of correlation of 
visibilities, mentalities, technologies and agencies“ (Dean 2010: 37). Entsprechend lassen sie 
sich entlang dieser vier wechselseitig miteinander verbundenen Dimensionen untersuchen. 
Das sind:  
1) Die charakteristischen Formen der Sichtbarmachung (visibility), die für den Bestand eines 
Praxisregimes notwendig sind. Damit sind sowohl Sicht- und Repräsentationsweisen als auch 
die räumlichen Parameter des Regierens gemeint; 
2) Die techne des Regierens. Dazu zählen die Mittel, Mechanismen, Prozeduren, Instrumente, 
Techniken, Technologien und das Vokabular, auf dem Autorität gründet und mit denen Herr-
schaft ausgeübt wird; 
3) Die Episteme des Regierens bezeichnen Wissensformen, Expertise, Formen der Kalkulati-
on oder der Rationalität, die in diesen Prozessen angewandt werden. Sie stützen sich auf ein 
abgegrenztes Vokabular und spezifische Prozeduren, durch die Wahrheitsformen hervorge-
bracht werden; 
4) Die Formen individueller und kollektiver Identität, die durch Praxen und Programme des 
Regierens hervorgebracht werden. Dabei bestimmen regimes of practice Identitäten jedoch 
nicht, sie wirken vielmehr auf Identitäten ein, indem sie die Zuschreibung eines bestimmten 
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 Das betrifft den Transfer von Vokabular zwischen verschiedenen Praxisregimen. So wird z. B. die Sprache der 
Ökonomie auf das Gemeinwesen, den Bereich der Sozialarbeit oder des Gesundheitswesens übertragen (Dean 




Status‘ oder bestimmter Kapazitäten vorantreiben, blockieren oder verhindern (Dean 2010: 
41-44). 
Ein wichtiger Punkt, der bei einer Analyse des Regierens auf Grundlage von Praxisregimen 
berücksichtigt werden muss, ist der Umstand, dass seine Denkweisen, die mentalities of 
government, immer utopische Zielsetzungen enthalten. Dieser sogenannte telos des Regierens 
impliziert, dass jede Theorie und jedes Programm des Regierens die Verwirklichung utopi-
scher Ziele wie z. b. einem besseren Leben anstrebt, dieses Ziel aber nie in vollem Umfang 
verwirklichen kann (Dean 2010: 40). Die Präsenz utopischer Elemente führt Dean zu der Fra-
ge, welche Rolle Werte in Praxisregimen des Regierens (regimes of government) spielen. Als 
Komponenten politischer Rhetorik und Ratio werden Werte, die neben Expertise und Praxis-
wissen Bestandteil von Rationalitäten des Regierens sind und in diesem Zusammenhang be-
stimmte Funktionen erfüllen, fassbar. „They give regimes of practice a particular purpose and 
seek to reform them in the service of such a purpose. […] Values, knowledge, techniques, are 
all part of the mix of regimes of practice but none alone acts as guarantor of ultimate mean-
ing” (Dean 2010: 45). Praxisregime sind demnach nicht der Ausdruck von bestimmten Wer-
ten, sondern Werte haben bestimmte Funktionen in Paxisregimen, die aufgespürt und er-
forscht werden können.  
2.2.5.3 Die kritische Perspektive von Praxisregimen 
Die Auseinandersetzung mit Denkweisen des Regierens schließt oftmals die Einnahme einer 
kritischen Perspektive ein. So zeichnet sich eine machttheoretische Analyse von policy64, als 
einem Bestandteil von Praxisregimen, zum einen dadurch aus, dass policy als Untersuchungs-
gegenstand und nicht als gegebener Bestandteil der Forschungsagenda aufgefasst wird und 
zum anderen dadurch, dass dominante Denkfiguren des Politikdiskurs’ hinterfragt werden, 
indem sie als komplexe und sich gegenseitig durchdringende, soziale, kulturelle und politi-
sche Konstrukte untersucht werden, die auf die Gestalt von Praxisregimen einwirken (We-
del/Feldman 2005). Dean weist in diesem Zusammenhang auf problematische Punkte hin, die 
bei einer derartigen Analyse zu beachten sind. So impliziert der Gebrauch der Sprachbegriffe 
Herrschaft und Emanzipation ein normatives Rahmenwerk, das darauf abzielt, dass sich ein-
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 Gemeinhin wird unter policies der inhaltliche, materielle Teil von Politik verstanden. Policies sind politische 
Programme, Gesetze oder Verordnungen, durch die öffentliche Aufgaben erfüllt oder Probleme gelöst werden 
sollen. Resultate von policies können BürgerInnen direkt betreffen, an ihnen vorbeigehen oder lediglich symbo-
lische Wirkung entfalten (Schubert/Bandelow 2003 4f.).  
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zelne über die Formen der Beherrschung klar werden sollen, um sich von ihnen zu befreien. 
Da das Individuum aber niemals außerhalb dieser Herrschaftsbeziehungen steht, sondern die 
Macht, wie Foucault es formuliert, durch das Indivuum hindurch geht (Foucault 1978: 82). Da 
Macht sowohl erfahren als auch ausgeübt wird, soll und kann eine Analyse von regimes of 
government keine grundsätzliche Kritik von Machtausübung leisten. Dean formuliert daher 
folgenden Vorschlag: „My point here is that making the opposition between domination and 
liberty into a feature of relations of power – or of regimes of government – does not absolve 
that opposition of its general declamatory functions and the possibility for using it for ‘ an 
extremist denunciation of power’ (Dean 2010: 47). 
Infolgedessen favorisiert Dean eine Form von Kritik, die anstatt generelle Prinzipien zur Be-
urteilung und somit auch zur Umgestaltung Herrschaft 65 zu erstellen, den Tacit-Charakter der 
Praxisregimen innewohnenden Denkweisen offenzulegen (Dean 2010: 48). So formulieren 
Cris Shore und Susan Wright für eine kritische Untersuchung von policies aus 
gouvernementaler Perspektive einen umfangreichen Fragenkatalog, um deren „historical 
contingency and inventedness of our taken for granted present“ aufzuzeigen (Shore/Wright 
1997: 17). Dazu gehören folgende Fragen: „How do policies work as instruments of govern-
ance […]? What are the mobilizing metaphors and linguistic devices that cloak policy with 
the symbols and trappings of power? How do policies construct their subjects as objects of 
power […]? […] How are the normative claims used to present a particular way of defining a 
problem and its solution, as if these were the only ones possible, while enforcing closure or 
silence on other ways of thinking or talking?” (Shore/Wright 1997: 3). 
In diesem Zusammenhang spielen aber auch Prinzipien und Überzeugungen eine zentrale Rol-
le. Denn stehen wissenschaftliche Bestrebungen, Klarheit zu den von Shore und Wright geäu-
ßerten Fragen zu erlangen, im Dienste „sittlicher Mächte“ 66, erweitert sich nach Dean „our 
sense of responsibility about techniques, practices, and rationalities of government and self 
government“ (Dean 2010: 49). Anhand von konkreten Beispielen des Widerstands gegen Pra-
xisregime, die die Bewertungen verschiedener Akteure wiederspiegeln, kann anders als vom 
Standpunkt einer grundsätzlichen Ablehnung jeglicher Form von Herrschaft, untersucht wer-
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 Dean versteht darunter die Reform des „conduct of conduct“ (Dean 2010: 48). 
66
 Hier rekurriert Dean auf Max Webers Forderung an den/die Berufswissenschaftler/in, den/die er im Dienste 
»sittlicher« Mächte dazu verpflichtet sieht „[…] Klarheit und Verantwortungsgefühl zu schaffen, und ich glaube, 
er (der Lehrer S. Sch.) wird dieser Leistung um so eher fähig sein, je gewissenhafter er es vermeidet, seinerseits 




den, ob „[…] a form of power or state of domination is contingent or necessary“ (Dean 2010: 
49). In diesem Sinne kommen Analysen von Praxisregimen moralischen Imperativen dadurch 
zu Gute, dass Perspektiven für ein neuartiges Nachdenken über Regieren (Government) und 
seine Umsetzung in Praxen eröffnet (Dean 2010: 49). Übertragen auf die vorliegende Arbeit 
können auf Grundlage der Untersuchungsergebnisse der IOM-Praxisregime Aussagen über 
das Trafficking-Regieren der Organisation getroffen werden und seinem Verhätltnis zum mo-
ralischen Imperativ der Menschenrechte. 
2.3 Die IOM 
Um Einsichten zur Frage zu gewinnen, mit welchen Ressourcen die IOM ausgestattet ist, wird 
in diesem Kapitel die Entwicklung der IOM von einer „Transportorganisation“ mit geogra-
phisch begrenztem Wirkungsbereich (Feldblum 1999) zu einer global agierenden IGO, die 
„migrationsbezogene Dienstleistungen“ sowohl im operativen als auch im politisch-
planerischen Bereich anbietet, dargestellt. Diese Entwicklungen zeigen, dass der Einsatz und 
die Ausbildung von Ressourcen, die der IOM zur Verfügung stehen und standen, stark durch 
die politischen und gesellschaftlichen Ereignisse im Laufe des 60jährigen Bestehens der Or-
ganisation beeinflusst wurde. Wiederholt standen Legitimität, Rolle und Aufgabenbereiche 
der Organisation zur Diskussion. Im Laufe der Jahrzehnte wurden Mandat, Organisationsde-
sign und geographische Ausdehnung der IOM verändert. Gleichzeitig wuchs damit auch die 
Autorität der IOM als humanitäre Institution, als Expertin und als Bürokratie. Entsprechend 
müssen diese Veränderungen bei einer Diskussion des delegierten Mandats, des moralischen 
Ansehens und der Expertise als Ressourcen, die der IOM zur Verfügung stehen, berücksich-
tigt werden. Vor diesem Hintergrund kann die aktuelle Relevanz der Organisation als Autori-
tät im Bereich der Migrationssteuerung und -politik im Allgemeinen sowie als Spezialistin bei 
der Bekämpfung von Menschenhandel im Speziellen erfasst und eingeschätzt werden.  
2.3.1 Organisationsstrukturen der IOM 
Bis heute spiegeln das institutionelle Design und das Finanzierungsmodell der IOM wider, 
dass die Organisation in erster Linie als ein Instrument zur operativen Umsetzung der migra-
tionsbezogenen Interessen ihrer Auftrag gebenden Mitgliedsstaaten konzipiert wurde. Die 
Organisation ist, um diese Aufgaben wahrzunehmen, aus folgenden Organen zusammenge-
setzt: dem Rat, dem Exekutivkomitee und der Verwaltung. Im Rat sind sämtliche Mitglieds-
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staaten mit jeweils einer Stimme vertreten. Nicht-staatliche Organisationen und Beobachter-
staaten haben kein Stimmrecht. Der Rat hat die Aufgabe, die Politiken der Organisation fest-
zulegen, die Arbeit des Exekutivkomitees und des Generaldirektors zu überprüfen sowie das 
finanzielle Budget zu kontrollieren. Ein weiteres Aufgabengebiet ist die Aktualisierung und 
die Entwicklung des Handlungsrahmens der Organisation. Der Rat trifft einmal im Jahr zu-
sammen. Wenn ein Drittel der Mitgliedsstaaten, das Exekutivkomitee oder der Generaldirek-
tor es für notwendig erachten, können auch weitere Sitzungen anberaumt werden. Die Vorge-
hensweise und Regeln des Rates legt dieser selbst fest. 
Das Exekutivkomitee wird aus dem Rat gewählt, ihm gehören neun Mitglieder der unter-
schiedlichen Mitgliedsstaaten für zwei Jahre an. Die Aufgaben des Exekutivkomitees beste-
hen darin, die Arbeit des Generaldirektors der gesamten Organisation und in diesem Zusam-
menhang auch die Verwendung der finanziellen Mittel zu überprüfen. Das Exekutivkomitee 
erarbeitet eigene Initiativen und trifft bei dringenden Problemen selbstständig Entscheidun-
gen. Der Generaldirektor, der der Verwaltung vorsteht, ist sowohl dem Rat als auch dem Exe-
kutivkomitee gegenüber rechenschaftspflichtig. Er wird mit einer ⅔-Mehrheit vom Rat ge-
wählt. Die Hauptaufgaben des Generaldirektors sind neben dem Management der Organisati-
on die Formulierung kohärenter Politiken und die Sicherstellung einer konsistenten Pro-
grammentwicklung (International Organisation for Migration 1951/1989). 
Neben dem Hauptsitz in Genf betreibt die IOM zwei administrative Zentren in Manila und 
Panama. Dorthin wurde ein Teil der,  „[…] labour and information technology-intensive” 
Verwaltungsaufgaben ausgelagert (International Organisation for Migration 2008b: 36), mit 
dem Ziel, Lohnkosten einzusparen. In Genf gliedert sich die Arbeit der Organisation neben 
dem Büro des Generaldirektors, dem die Abteilung für Genderkoordination und eine 
Ombudsperson angehören, in die Abteilung für Management-Koordination, einen Bereich für 
Fragen des allgemeinen und des internationalen Migrationsrechts, eine Einheit für Technolo-
gie und Kommunikation sowie in das Büro des Generalinspekteurs. 
2.3.2 Aufgabenbereiche 
Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs organisiert die IOM den Transport und die 
Umsiedlung von MigrantInnen, Flüchtlingen sowie Auswanderern. In diesem Zusammenhang 
arrangiert die Organisation länderübergreifende Jobvermittlungen und bietet Sprach- und 




humanitäre Hilfsprojekte in der Folge von Naturkatastrophen oder Bürgerkriegen. Für diese 
Operationen wurden im Jahr 2010 52 % des operativen Budgets aufgewendet (International 
Organisation for Migration 2010b). Die IOM ist aber nicht nur operativ in den 
verschiedensten Bereichen und Phasen der Steuerung und Kontrolle von Migration tätig, 
einen weiteren Aufgabenschwerpunkt der Organisation bildet Forschung.  
Die IOM unterhält umfangreiche Datenbänke, erstellt Studien, verfasst Praxishandbücher und 
organisiert Workshops und Tagungen zu migrationsspezifischen Themen. Ebenso nehmen 
IOM-MitarbeiterInnen weltweit an verschiedensten Konferenzen rund um das Thema 
Migration teil und tragen so systematisch zur Verbreitung der IOM-Praxisregime bei. Eine 
ihrer wichtigsten Aufgaben ist es, Staaten bei der Konzeption und bei der praktischen 
Umsetzung von Politiken zur Regulierung von Migration zu unterstützen. Dabei geht es 
darum, institutionelle, kulturelle und kognitive Kapazitäten von Staaten weiterzuentwickeln 
und zu stärken. Auf Organisationsebene setzt die IOM diese Aufgaben in sechs Sektionen, 
Migration Management Services, Migrationspolitik, Forschung und Kommunikation, Externe 
Beziehungen, Ressourcen Management, Einsatzunterstützung sowie Migration und 
Gesundheit um (International Organisation for Migration 2008b: 28-36).  
2.3.3 Finanzierungsmodell 
Das Budget der IOM besteht aus zwei Teilen: einem administrativen und einem operativen. 
Der administrative Teil des Haushalts speist sich aus Beitragszahlungen der Mitgliedsländer. 
Die zu zahlende Summe wird gemäß einer Bemessungsskala (assessment scale) festgelegt und 
beträgt Promilleteile des Bruttosozialprodukts der jeweiligen Mitgliedsländer. Im IOM-
Gesamtbudget macht der administrative Teil circa 4 % aus. Durch ihn werden die Kosten für 
Management, Politikformulierung, Projektentwicklung und -planung sowie Kosten, die anfal-
len, um die Verbindung zu Staaten und multilateralen Organisationen aufrecht zu erhalten, 
abgedeckt67. Im Jahr 2000 betrug der administrative Teil des Budgets 34 060 000 US-Dollar. 
Im Jahr 2009 stieg er auf fast 40 000 000 US-Dollar (International Organisation for Migration 
2008b: 39). Der operative Teil, aus dem Programm- und Projektaktivitäten der Organisation 
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 Seit einigen Jahren hat die IOM Schwierigkeiten mit diesem Finanzmodell. Trotz ihrer Expansion und ihrer 
wachsenden Mitgliederzahl entstand aufgrund der Differenz zwischen nominalem und realem Nullwachstum 
eine Finanzlücke, die nun durch Zuwendungen aus dem sogenannten discretionary income, das sich aus projekt-
bezogenen Zuschlägen, aus Zinseinkünften und Finanzbeiträgen, die nicht zweckgebunden sind, gedeckt wird 
(International Organisation for Migration 2008b: 38-39). 
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finanziert werden, setzt sich aus den freiwilligen Zahlungen der Mitgliedsstaaten zusammen. 
Im Jahr 2009 betrugen die operativen Gelder rund 632 000 000 US-Dollar (International Or-
ganisation for Migration 2008b: 58). Das Finanzierungsmodell der Organisation bildet die 
Grundlage für ein an den Interessen der Geldgeber ausgerichtetes (donor-driven) Aktiv-
Werden der Organisation. Das heißt, realisiert werden können nur die Projekte, für die es eine 
Finanzierung gibt. Mit dem Prinzip der projectization wird die innere Logik eines auf Kosten-
effektivität ausgerichteten Finanzmodells stringent fortgeführt und zugespitzt. Projectization 
bedeutet, dass die über den Zeitraum der Projektdauer anfallenden Fixkosten der IOM-
Unterorganisationen (Länderbüros) im Budget der zu implementierenden Projekte veran-
schlagt werden. Für die oft vollständig projektfinanzierten Ländervertretungen der IOM heißt 
das, dass sie beständig unter dem Druck stehen, erfolgreich Projektmittel einzuwerben, um 
das Bestehen der Einrichtung und der anhängigen Arbeitsplätze zu sichern. Mit dem Finanzie-
rungsmodell der Projectization soll eine größtmögliche Kosteneffektivität gesichert werden. 
Gleichzeitig erhöht sich mit diesem Finanzierungsmodell der Druck für die Organisation, sich 
laufend „neue Märkte“ zu erschließen. So sprach der Leiter des deutschen IOM-Büros, Bernd 
Hemingway, anlässlich des 50-jährigen Jubiläums der IOM in Deutschland, bezüglich der 
Aktivitäten der Organisation in den Bereichen Bekämpfung des Menschenhandels und Steue-
rung von Arbeitsmigration, vom „Ausbau neuer Geschäftsbereiche“ (IOM Deutschland 
2004a). Diese Aussage lässt annehmen, dass finanzielle Kriterien bei der Planung und Aus-
wahl von Projekten ein größeres Gewicht zufällt als normativen Erwägungen oder Überle-
gungen zum Gebrauchswert dieser Projekte (Georgi 2010).  
Mithin drängt dieses Finanzierungsmodell das IOM-Management zu marktförmigen Vorge-
hensweisen, um das Fortbestehen der Organisation zu sichern. Die IOM muss ihre „Migrati-
onsdienstleistungen“ optimal anbieten und verkaufen. Dazu gehören neben einer attraktiven 
Gestaltung des Preis-Leistungsverhältnisses ihrer „migrationsbezogenen Dienste“ auch eine 
gewisse Flexibiliät bei der Projektgestaltung: „IOM’s provision of services is dynamic and 
demand driven“ (International Organisation for Migration 2004a: 9). Das impliziert nicht nur 
eine Entpolitisierung der sogenannten Migrationsdienstleistungen der IOM (Georgi 2010), 
sondern auch eine ausgeprägte boundedness by design68. 
                                                        




Barnett und Finnemore greifen in ihrem Theorem diese Wechselbeziehung von Autorität und 
finanziellen Ressourcen nicht auf. Dabei wirkt sich die Art der finanziellen Förderung maß-
geblich auf die Performanz einer IGO aus (Andersen/Havn Poulsen 2011: 23). Eine stabile 
Finanzierung stellt eine zentrale Voraussetzung für die Autonomie einer IGO und die Ausbil-
dung von bürokratischer Autorität dar. Die regelmäßige Bereitstellung von Geldmitteln bildet 
die Grundlage für ein kontinuierliches Tätigsein einer IGO-Bürokratie, die Regeln gestaltet 
und Regeln implementiert. Gleichzeitig stellt die Verstetigung der bürokratischen Arbeit die 
Voraussetzung dar, um Glaubwürdigkeit zu demonstrieren und dadurch die normative Autori-
tät der Organisation zu stärken und auszubauen. Finanziell auf stabiler Grundlage und wei-
testgehend unabhängig, ist eine IGO in der Lage, Schutzmandate für Einzelne auszuführen, 
und diese im Zweifelsfall auch gegen staatliche Autorität durchzusetzen.  
Auch die im nächsten Abschnitt dargelegten Debatten über Status und Aufgabengebiet der 
IOM, die seit dem Jahr 2003 im IOM-Rat und anderen internationalen Foren geführt werden, 
reflektieren die Zusammenhänge zwischen (finanzieller) Autonomie und Glaubwürdigkeit 
sowie die Relation von Status Quo, Mandat und Autorität der Organisation. Vor dem Hinter-
grund ihrer mittlerweile über 60-jährigen Geschichte können aktuelle Aussagen zur Autono-
mie und Autorität der IOM nur unter Einbeziehung des historischen Kontexts reflektiert wer-
den. Kontinuitäten, Brüche und Neuorientierungen werden durch die Berücksichtigung der 
zeitgeschichtlichen Dimension dieser Diskussionen sichtbar. 
2.3.4 Entstehungsgeschichte  
2.3.4.1 Die Gründung der IOM nach dem Zweiten Weltkrieg: Bevölkerungsord-
nung und Kalter Krieg 
Die IOM verfügt heute über 146 Mitgliedsstaaten. Zahlreiche NGOs, IGOs und 13 weitere 
Staaten haben Beobachterstatus (Stand Dezember 2011). Neben zahlreichen regionalen Mis-
sionen ist sie mit 450 Field-Offices und 7 000 MitarbeiterInnen rund um den Erdball vertreten 
(International Organisation for Migration 2010c). Die Organisation, die ihren Hauptsitz in 
Genf hat, wurde 1951 unter dem Namen International Provisional Intergovernmental Comitee 
for the Movement of Migrants in Europe (PICMME) gegründet, um nach dem Zweiten Welt-
krieg die Wiederansiedlung europäischer displaced-persons, Flüchtlinge und MigrantInnen, 
zu organisieren und umzusetzen (Perruchoud 1989: 504). Wie auch heute noch gehört es zum 
Tätigkeitsspektrum der Organisation, vorbereitende Sprachkurse durchzuführen, die Erstauf-
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nahme von Flüchtlingen und MigrantInnen in den Zielländern zu organisieren oder Hilfestel-
lungen bei der Niederlassung in den Aufnahmeländern zu geben (Perruchoud 1989: 504). Das 
Mandat des PICMME war von Beginn an operativ ausgerichtet. 
Nachdem der Vorschlag, durch die Einbeziehung der International Labour Organization (ILO) 
eine Lösung zu finden, um den Transport und die Wiederansiedlung von MigrantInnen und 
Flüchtlingen abzuwickeln, von einer Staatenmehrheit abgelehnt wurde, wurde die Gründung 
des PICMME im Jahre 1951 auf der Brüsseler Migrationskonferenz69 beschlossen. In der Fol-
ge wurde im Jahr 1952 auch die International Refugee Organisation (IRO) aufgelöst. Bereits 
im Vorfeld der Konferenz hatten die USA mit dem Mutual Security Act aus dem Jahre 1951, 
der 10 Millionen US-Dollar für die Gründung einer Migrationsorganisation vorsah, ihr Inte-
resse bekundet, sich mit den Fragen der „surplus population“ in Europa und gleichzeitig auch 
mit dem steigenden Bedarf an Arbeitskräften in den Ländern außerhalb Europas auseinander-
zusetzen (Perruchoud 1989): 504)70. So drohte doch das Problem der relativen Bevölkerungs-
überschüsse die politische Stabilität des Kontinents zu erschüttern und aus Sicht der USA den 
kommunistischen Staaten in die Hände zu spielen (Elie 2010b: 349).  
Die Einrichtung des PICMME war maßgeblich bestimmt durch das explizite Interesse der 
USA, außerhalb des Rahmens der Vereinten Nationen Einfluss auf die Ausarbeitung und Im-
plementierung von Flüchtlings- und Migrationsprogrammen zu gewinnen, um diese Wande-
rungsprozesse besser kontrollieren und beeinflussen zu können (Feldblum 1999). Ausschlag-
gebend hierfür war der Umstand, dass die Flüchtlingsfrage in den Nachkriegsjahren ins Zent-
rum der ideologischen Auseinandersetzungen zwischen kapitalistisch und sozialistisch ausge-
richteten Staaten gerückt war (Loescher/Scanlan: 55). Die ideologischen Kontroversen, die 
rund um die Flüchtlingsfrage entbrannten, kulminierten in dem Streitpunkt, ob Menschen das 
Recht haben, frei zu entscheiden, wo sie leben, um politischer Verfolgung zu entgehen und 
das Recht auf freie Meinungsäußerung wahrzunehmen. West und Ost vertraten dabei gänzlich 
unterschiedliche Positionen: Bestanden die westlichen Staaten auf der Entscheidungsfreiheit 
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 An der Konferenz nahmen 13 Staaten teil: Australien, die Bundesrepublik Deutschland, Chile, Frankreich, 
Griechenland, Italien, Kanada, Luxemburg, die Niederlande, Österreich, die Schweiz, die Türkei und die Verei-
nigten Staaten (Hawkins 1991: 161). Damit setzte sich das Gründungskomitee der Organisation aus Einwande-
rungs-, Auswanderungs- und sympathisierenden Ländern zusammen (Elie 2010a). 
70 So war vor allem unter antikommunistischen Politikern im US-Kongress die Auffassung verbreitet, dass die 
sogenannte surplus-Bevölkerung in Deutschland und auch anderen Staaten des Nachkriegseuropas durch Ar-
beitslosigkeit und den daraus resultierenden Frustrationen anfällig gegenüber kommunistischer Vereinnahmung 




dieser Personen71, so sprachen die kommunistischen Länder ihnen dieses Recht vollständig ab 
(Loescher/Betts/Milner 2008: 10). Aus westlicher Sicht galten die Staaten des Warschauer 
Pakts, die auch in den UN-Organisationen vertreten waren, als Verfolger der politischen 
Flüchtlinge dieser Zeit. Dementsprechend standen die kommunistischen Staaten den Aktivitä-
ten einer internationalen Organisation, die die Weiterwanderung und Umsiedlung von Flücht-
lingen und displaced persons aus Mittel- und Osteuropa durchführte, anstatt sie zu repatriie-
ren, äußerst feindlich gegenüber (Carlin 1989: 33: Loescher 1996: 55).  
Die politische Großwetterlage der frühen Phase des kalten Krieges spiegelt sich deutlich in 
den Kriterien für eine Mitgliedschaft in der Organisation wider. So war in der Verfassung des 
PICMMEs festgelegt, dass lediglich Staaten „with a demonstrated interest in the principle of 
free movement of persons” als Mitglieder zugelassen wurden (Carlin 1989: 359). Aus dem 
Annex der PICMME-Verfassung geht weiter hervor, dass die Gründung der Organisation aber 
ebenso durch ökonomische Zielsetzungen motiviert war: „A close relationship exists between 
economic development and immigration“ (PICMME1991). Das PICMME stellte die für die-
sen Zweck notwendigen operativen Dienste zur Verfügung, die von den Mitgliedstaaten ange-
fordert und direkt finanziert wurden (Feldblum 1999; Carlin 1989: 35/36). Den größten Teil 
der Finanzierung der Organisation trugen die Vereinigten Staaten, die in den 1950er Jahren 
rund 30 % der administrativen und 45 % seiner operativen Ausgaben finanzierten (Carlin 
1989).  
Unter dem Strich lässt sich feststellen, dass der Organisation mit ihren Transportdienstleis-
tungen für Flüchtlinge und MigrantInnen eine wichtige Rolle bei der Umsetzung der außenpo-
litischen Aspirationen der USA in dieser Zeit (Truman-Doktrin) zukam (Feldblum 1999; 
Düvell 2002a). Das institutionelle Design des PICCME war so angelegt, dass es dem flücht-
lingspolitischen Diktum der USA Rechnung trug. Die Existenz der Organisation war zeitlich 
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 Dabei handelte es sich mehrheitlich um displaced persons, „[…] Zivilpersonen, die sich aus Kriegsfolgegrün-
den außerhalb ihres Staates befinden; die zwar zurückkehren oder aber eine neue Heimat finden wollen, dieses 
aber ohne Hilfestellung nicht zu leisten vermögen (Jacobmeyer 1985: 16). In Deutschland lebten jüdische DPs 
unter unerträglichen Bedingungen in den Lagern der amerikanischen Militärbehörden. Ähnlich wie im sowjeti-
schen und fränzösischen Sektor war ihre Entscheidungsfreiheit, in welche Länder sie weiterwandern konnten, 
stark eingeschränkt. So wurden die in der sowjetischen Zone befindlichen DPs zu 80 % in ihre Herkunftsländer 
zurückgebracht. Auch die französischen Besatzungsbehörden repatriierten unter Zwang (Giere 1997: 14f). Eine 
„[…] restriktive Einwanderungspolitik der Briten in ihrem Mandatsgebiet Palästina und ein ebenso inflexibel 
festgelegtes Immigranten-Quotensysteme in den USA“ waren der Grund, dass ein Großteil der jüdischen DPs 
gezwungen war, über die Jahre 1945-48 in den DP-Camps in Deutschland zu leben (Giere 1997: 18). Erst 1948 
verabschiedete der US-Kongress ein Gesetz, das 200 000 jüdischen und nicht-jüdischen DPs die Einwanderung 
in die USA ermöglichte. Im Jahr 1950 wurden weitere 200 000 DPs aufgenommen (Giere 1997: 115).  
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befristet und ihr Mandat sah ausschließlich operative Funktionen vor. Durch das Finanzie-
rungsmodell wurde sichergestellt, dass nur von den Mitgliedstaaten erwünschte Operationen 
ausgeführt wurden (Loescher/Betts/Milner 2008: 13). Gleichzeitig sollten die finanziellen 
Kosten der Mitgliedsstaaten, und hier vor allem der USA (Karatani 2005: 531), so niedrig wie 
möglich gehalten werden. Grundsätze der PICMEE-Finanzpolitik waren Schlankheit, Flexibi-
lität, Wirtschaftlichkeit und Effizienz (Elie 2010a). Das Bestreben der USA, ein Flüchtlings-
regime der Nachkriegszeit gemäß ihrer politischen Interessen zu formen, drückte sich aber 
auch in der ablehnenden Haltung der Vereinigten Staaten zur Gründung des UNHCRs aus72.  
Im Jahr 1953 wurde das Komitee, angesichts großer Personengruppen, die aus den kommu-
nistischen Ländern Ost- und Mitteleuropas flohen, nicht aufgelöst, sondern sein Bestehen 
wurde nach der Umbenennung in International Comitee for European Migrants (ICEM), ver-
längert (Perruchoud 1989: 505). Nach wie vor war eine Mitgliedschaft in der Organisation für 
kommunistische Staaten nicht vorgesehen (ICEM 1974: Artikel 2b). Vornehmliche Aufgabe 
des Komitees war immer noch die Unterstützung der Wiederansiedlung von Flüchtlingen, 
MigrantInnen und displaced persons durch die Bereitstellung verschiedenster Hilfen73. Den 
finanziellen Rahmen für diese Programme sowie Anzahl und Auswahlkriterien für aufzuneh-
mende Personen legte jedes der Länder individuell fest (Carlin 1989: 35).  
2.3.4.2 Die 1960er und 1970er Jahre: Ausdehnung des geographischen Wir-
kungsbereichs und Weiterentwicklung der Programmaktivitäten der 
IOM  
Als in den 1960er Jahren die Um- und Wiederansiedlung osteuropäischer Flüchtlinge und 
MigrantInnen mehrheitlich zu Ende geführt war, stellten zwei der Gründerstaaten, Kanada 
und Australien, die Notwendigkeit eines Weiterbestehens des Komitees in Frage. Sie befürch-
teten eine vermehrte Einmischung in die als genuin nationale Angelegenheit aufgefasste Mig-
rationspolitik der beiden Länder. Darüber hinaus lehnten beide eine weitere Mitgliedschaft in 
                                                        
72 Die USA wollten eine temporäre Flüchtlingsorganisation mit einem Mandat, das internationalen Flüchtlings-
schutz lediglich auf einer rechtlichen Ebene implizierte (Loescher 1996: 56). Die westeuropäischen Länder, 
Pakistan und Indien wollten angesichts des eigenen drängenden Flüchtlingsproblems, dass der „[…] UNHCR 
should be a strong permanent organization with the ability to raise funds for material assistance on a voluntary 
basis“ (Loescher 2002: 44). Dennoch setzten sich die USA mit der Position durch, dass ein Mandat dem 
UNHCR keine Verantwortlichkeiten für Wiederansiedlungs- oder Hilfsaktionen zustand und der Organisation 
lediglich ein festgelegtes administratives Budget zur Verfügung gestellt wurde. Bis zum Jahr 1955 verweigerten 
die USA dem UNHCR jegliche finanzielle Unterstützung bei Notfalloperationen (Loescher/Scanlan (1986): 41). 





der Organisation unter dem Einwand zu hoher finanzieller Belastungen ab. In der Folge ver-
ließ Kanada im Jahr 1962 und Australien im Jahr 1973 das ICEM. Beide Staaten traten aber 
bald als Beobachter und 1985 (Australien) und 1990 (Kanada) der Organisation wieder bei 
(Hawkins 1991: 161-163). Im Bestreben, das Weiterbestehen der Organisation zu sichern, 
erschloss sich das ICEM in den Jahren von 1960-1979 neue Arbeitsbereiche, mit denen es 
sich der weltweit veränderten politischen, sozialen und ökonomischen Situation anpasste. In 
der IOM-Monographie wird diese Phase als grundlegend wichtig für die (Weiter-) Entwick-
lung der Organisation gewertet. In der Organisationsgeschichte heißt es, dass das ICEM in 
dieser Zeit zu einem „global operator“ heranwuchs (Ducasse-Rogier 2001: 69).  
In diesem Zusammenhang baute die Organisation ihre migration development-Programme aus 
und realisierte vor allem in Lateinamerika eine Vielzahl von Projekten, um die Auswahl, die 
Rekrutierung und den Transport von Fachkräften und Technikern, sogenannten national 
migrants, die ihre Lebens- und Arbeitssituation verbessern wollten, organisiert durchzufüh-
ren74. Das Prinzip dieser selektiven Migrationsprogramme wurde sukzessive auch auf Länder 
Asiens und Afrikas ausgeweitet. Zusammen mit der Erforschung der wirtschaftlichen und 
demographischen Rahmenbedingungen dieser Wanderungs- und Wiederansiedlungsprozesse 
bildete sich ein weiterer neuer Arbeitsschwerpunkt heraus.  
2.3.4.3 Von ICEM über ICM zu IOM 
Im November 1980 wurde das ICEM auf Beschluss des Rates der Organisation in 
Intergovernmental Comitee for Migration (ICM) umbenannt. Mit der offiziellen Umbenen-
nung bekräftigten die Mitgliedsstaaten, dass die Aktivitäten der Organisation nun nicht mehr 
provisorisch und geographisch auf Europa beschränkt waren (Ducasse-Rogier 2001b: 69; 
Carlin 1989: 122). Wiederholt weitete die Organisation ihre thematischen und geographischen 
Aktivitätsfelder in beträchtlichem Maße aus. Neben sogenannten resettlement-Programmen 
auf verschiedenen Kontinenten75 führte sie nun auch verstärkt Gesundheitschecks bei Reise-
willigen durch, die durch Aufklärungskampagnen ergänzt wurden. (Ducasse-Rogier 2001: 
76). 
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 Das betraf sowohl die Ein- als auch die Auswanderung von qualifizierten Fachkräften. 
75
 Der geographische Schwerpunkt der resettlement-Programme lag auf Asien und Afrika (Ducasse-Rogier 2001: 
74). 
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In verschiedenen afrikanischen Ländern wurde in den frühen 1980er Jahren mit der Imple-
mentierung von migrations- und entwicklungsbezogenen Programmen begonnen (Ducasse-
Rogier 2001: 79). In Lateinamerika wurden sowohl Programme für return of talents als auch 
die Vermittlung von „integrierten Experten“76 überarbeitet und ausgebaut. In Europa verschob 
sich mit der „Asylwelle“ der 1980er Jahre der Schwerpunkt der ICM-Projekte von der Um-
siedlung von Flüchtlingen und Migranten auf die Repatriierung von AsylbewerberInnen. In 
den Jahren 1979 und 1984 wurden die Rückkehrprogramme REAG (Reintegration and Emig-
ration Programme for Asylum-Seekers in Germany) und REAB (Reintegration and Emigrati-
on Programme for Asylum-Seekers in Belgium) erstmals in Zusammenarbeit mit deutschen 
bzw. belgischen Ministerien durchgeführt.  
Vor dem Hintergrund der Unzufriedenheit der westlichen Staaten mit der „zu liberalen“ 
Flüchtlingspolitik des UNHCRs in den 1980er Jahren, eröffneten sich für die IOM, als eben-
falls im Politikfeld Migration wirkender, allerdings nicht an ein Schutzmandat für Flüchtlinge 
gebundenen IGO, neue Tätigkeitsperspektiven (Georgi 2009b: 80). Die IOM trug den Wün-
schen ihrer Mitgliedsstaaten mit der Entwicklung von Konzepten für die Steuerung und Kon-
trolle von Migrationsbewegungen Rechnung. Um Ansätze, wie in späteren Jahren auch den 
des Migrationsmanagements, zu diskutieren und ihre Umsetzung zu planen, begann sie trans-
nationale inter-organisationale Foren anzuregen und zu organisieren77 (Georgi 2009b: 80).  
Im Jahr 1989 wurde das ICM in International Organization for Migration (IOM) umbenannt. 
Die Verfassung des Komitees wurde ergänzt und sein Mandat erweitert. Die signifikante Auf-
gabenerweiterung und die Umwandlung von einem zeitlich befristeten Komitee in eine auf 
Dauer existierende Organisation sind in erster Linie in Zusammenhang mit der Entwicklung 
der weltweiten Migrationssituationen zu bringen, die durch die politischen und gesellschaftli-
chen Umbrüche in den Staaten Mittel- und Osteuropas, Globalisierungsprozesse und soge-
nannte flüchtlingsproduzierende gewaltförmige Konflikte (refugee generating conflicts) be-
stimmt waren (Ducasse-Rogier 2001: 96-98). Entsprechend stieg auch das Interesse der IOM-
                                                        
76 Im Rahmen von integrated experts-Programmen werden ausgebildete Spezialisten aus westlichen Industriena-
tionen angeworben, um dann in Ländern Afrikas, Asiens, Lateinamerikas oder Osteuropas zu arbeiten (Ducasse-
Rogier 2001: 84, IOM Deutschland 2004c: 19). 
77
 Im Jahr 1985 wurden im Rahmen der erstmals stattfindenden Inter-Governmental Consultations on Migration, 
Asylum and Refugees (IGC) auf transnationaler Ebene Informationen zu Migrationsbewegungen ausgetauscht. 
Auf dieser Grundlage wurde der politische Umgang mit diesen Wanderungsbewegungen erörtert (International 
Organisation for Migration ohne Datum e). Die IGC wurde von sieben Staaten als informelles Treffen ins Leben  
Gerufen. Heute nehmen neben den USA, Australien, Neuseeland, Kanada und elf westeuropäischen EU-Staaten 




Mitgliedsstaaten an „Migrationsienstleistungen“ sowie an der Umsetzung von entwicklungs-
bezogenen Projekten (Perruchoud 1989: 501). Folgende Aufgabenbereiche der Organisation 
wurden in der neuen Verfassung der IOM festgelegt: 
- der Transport und Transfer von MigrantInnen und Flüchtlingen, die Unterstützung be-
nötigen; 
- die Umsetzung migrationsbezogener Dienstleistungen in Abstimmung mit und im 
Auftrag von Staaten78 ; 
- die Durchführung von freiwilligen Rückkehren und Repatriierungen in Abstimmung 
mit und im Auftrag von Staaten; 
- die Anregung und die Organisation eines kontinuierlichen Austausches von Staaten in 
Migrationsfragen (International Organisation for Migration 1951/1989: 11). 
2.3.4.4 Illegale Migration und Menschenhandel 
Die Kompetenzerweiterungen der IOM stellten die Grundlage dar, auf der die Organisation in 
den nachfolgenden Jahren eine zweigliedrige Strategie erarbeitete und erprobte. So trieb die 
Organisation in den 1990er Jahren ihre Aktivitäten zur Dokumentation und Untersuchung von 
Migrationsprozessen in verstärktem Maße voran (Ducasse-Rogier 2001: 108). Die IOM 
forschte in der Dekade von 1990 bis 2000 schwerpunktmäßig zu den Themen Migration und 
Gesundheit, Trafficking und irregulärer Migration sowie weiblicher Migration. Ausgangs-
punkt der Forschungstätigkeiten der IOM zum Thema „Menschenhandel“ in den frühen 
1990er Jahren war die Durchführung des Migration Information Programme (MIP) für zent-
ral- und osteuropäische Länder (Ducasse-Rogier 2001: 167). Finanziert durch die Schweiz 
und einige andere europäische Länder, diente das Programm dazu, Profile und Motive poten-
tieller MigrantInnen zu erforschen und Auskunft über die Gründe für größere Migrations-
ströme zu geben (Ducasse-Rogier 2001: 167f; Düvell 2002: 104). Ergebnisse der MIP-
Forschungsarbeiten in 20 zentral- und osteuropäischen Ländern waren, dass den drei Phäno-
menen zukünftig verstärkte Aufmerksamkeit geschenkt werden sollte: Irregulärer Migration, 
Transitmigration und trafficking in migrants (Ducasse-Rogier 2001: 167).  
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Das sind z.B. die Anwerbung, die Weitervermittlung und die Auswahl von MigrantInnen, das Anbieten von 
Sprach- und Orientierungskursen, das Durchführen von medizinischen Untersuchungen, die Unterstützung von 
Migrantinnen bei der Ankunft und während des Integrationsprozesses sowie die Beratung von MigrantInnen bei 
allen Fragestellungen, die die Migration betreffen (vgl. Artikel 1c International Organisation for Migration 
1951/1989). 
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Parallel zum Ausbau ihrer Forschungstätigkeiten ging die IOM die in Artikel 1e der neuen 
Verfassung festgehaltene Aufgabe an „[…] to provide a forum to states as well as other inter-
national and other organizations for the exchange of views and experiences, and the promo-
tion of cooperation of efforts on international migration issues, including studies on such is-
sues in order to develop practical solutions“ (International Organisation for Migration 
1951/1989: 11). Zu diesem Zweck veranstaltete die IOM sogenannte regionale Prozesse, um 
ein „besseres Verständnis“ von Migrationsprozessen zu fördern sowie die Verbreitung, die 
Diskussion, den Transfer und die Weiterentwicklung von Ansätzen zum Management dieser 
Prozesse zu stärken (Ducasse-Rogier 2001: 116). Menschenhandel stellte im Rahmen regiona-
ler Prozesse einen thematischen Schwerpunkt dar. So sieht es die Organisation seit dem Jahr 
1993 es als eine ihrem Mandat entsprechende Aufgabe an, nicht nur verschiedenste Aktivitä-
ten und Politiken zu koordinieren, sondern auch als ein permanentes Forum für Diskussion 
und Austausch zwischen Regierungen, nicht-staatlichen Akteuren und anderen internationalen 
Organisationen zur Verfügung zu stehen. Im Jahr 1994 organisierte die IOM ein erstes globa-
les Seminar zum Thema Trafficking. Zusammen mit der Europäischen Kommission bereitete 
die IOM im Jahr 1996 eine Anti-Trafficking-Konferenz vor, die sie in Wien durchführte. Auf 
dieser Konferenz machte sich die IOM einen Namen als Spezialistin der Erforschung von 
Menschenhandel. Im Jahr 2002 organisierte sie in Zusammenarbeit mit der EK die Brüsseler 
Konferenz, an der über 500 ExpertInnen, WissenschaftlerInnen, Regierungs-, NGO- und 
IGO-VertreterInnen aus EU-Mitgliedstaaten, EU-Kandidatenländern und aus wichtigen Dritt-
ländern teilnahmen. Auf diesem Forum sollten neben dem Erfahrungsaustausch auch weiter-
führende Impulse für eine EU-Politik gegen Menschenhandel gesammelt werden. Ihren Nie-
derschlag fanden die Ergebnisse in der Brüsseler Erklärung (International Organisation for 
Migration 2002). Im Bereich Assistenz- und Schutz implementierte die Organisation in den 
Jahren 1997-2011 757 operative Projekte (Norwegian Agency for Development Cooperation 
2011: 8f).  
2.3.4.5 Anti-Trafficking-Expertise 
Schrittweise arbeitet die IOM auf Grundlage ihrer Projekterfahrungen ein, nach eigenem Ver-
ständnis, holistisches Assistenzmodell zum Schutz der Betroffenen aus (International Organi-
sation for Migration 2007a): vi). Sie füllt damit die Lücke, die das Palermo-Protokoll mit den 




tionsinitiativen lässt. Als best practice offeriert sie staatlichen und nicht-staatlichen Anti-
Trafficking-Akteuren, ihre „13jährige Erfahrung, bei der Umsetzung von Counter-
Trafficking-Projekten und bei der direkten Unterstützung von 14 000 Opfern in allen Regio-
nen der Welt“ (International Organisation for Migration 2007a: v [Übersetzung S. Sch.]). In 
einem Handbuch „On Direct Assistance for Victims of Trafficking“ kompilierte und systema-
tisierte die IOM ihr Praxiswissen (International Organisation for Migration 2007a). Diese 
ausgewählten Vorgehensweisen sollen die Realisierung von Anti-Trafficking-Projekten unter-
stützen und erleichtern. Mit dem Werk erhebt die IOM gemäß der Prinzipien von best practi-
ce-Vorgehensweisen jedoch nicht den Anspruch „[…] to provide a single methodology […], 
but to offer suggestions of guidance“, die sich in erster Linie an zivilgesellschaftliche Akteure 
richten (International Organisation for Migration 2007a: v). An der Ausarbeitung der einzel-
nen Kapitel des Handbuchs wirkten sowohl IOM-MitarbeiterInnen als auch externe ExpertIn-
nen mit.  
Die Wissensbestände der Organisation in diesem Bereich sind nach dem Umbrellaprinzip 
strukturiert. Das heißt, das Anti-Trafficking-Wissen wird auf Ebene der Gesamtorganisation 
gesammelt. Die field-offices der Organisation und teilweise auch die staatlichen und nicht-
staatlichen PartnerInnen der IOM auf nationaler Ebene können darauf zurückgreifen. Das im 
Handbuch zusammengetragene best practice-Wissen bildet die Grundlage für den Transfer, 
für Modifikationen und für unterschiedlichste Ergänzungen aus regionalen, nationalen und 
lokalen Projektkontexten. Auf diese Weise zirkuliert das best pratice-Wissen der IOM konti-
nuierlich. Es wird durch nationale und regionale Erfahrungen erweitert und aktualisiert.  
Mit dem Identifizieren, Sammeln und Verbreiten von best practices im Politikfeld Anti-
Trafficking zielt die IOM nicht nur darauf ab, „[…] to bridge the gap between policy and 
legislation on the one side, and implementation of these policies and laws on the other“ (Dan-
ziger ohne Datum: 5), sondern es geht, wie bereits eingangs erwähnt, vor allem auch darum, 
die Lücke, die sich durch fehlende internationale Rechtsetzung in den Bereichen Schutz und 
Prävention eröffnet, durch praxisgenerierte und -getestete Standards annäherungsweise zu 
schließen. Als Eckpunkte der best practice-Modelle für die Betreuung von Trafficking-Opfern 
definiert die IOM: 
• die Gewährleistung der Sicherheit von Schutzsuchenden und Betreuenden; 
• die Entwicklung einer einheitlichen Methode zur Identifikation der Betroffenen; 
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• die Weiterbetreuung und Reintegration Betroffener (referral mechanisms und „freiwil-
lige Rückkehr“); 
• die Ausarbeitung von Richtlinien für Schutzeinrichtungen;  
• Gesundheitsaspekte; 
• die Zusammenarbeit von bzw. mit Strafverfolgungsbehörden (International Organisa-
tion for Migration 2007a: ixf). 
2.3.4.6 Die IOM als Anti-Trafficking-Autorität 
Immer mehr entwickelte sich die IOM seit Mitte der 1990er Jahre zu einer der bedeutendsten 
internationalen Akteurinnen im Politikfeld „Menschenhandel“. Mit der externen Anerkennung 
als Wissensautorität und unparteiische, rational vorgehende Bürokratie gehen sowohl die or-
ganisationsinterne Einschätzung, dass die Organisation dadurch in der Lage ist, alle Aspekte 
von Menschenhandel anzusprechen (Norwegian Agency for Development Cooperation 2011: 
33) als auch ein Selbstbild als „the trafficking solver“ einher (Wennerholm/Zillén 2003: 78). 
Ihr Mandat (1), die Orientierung an internationalen Rechtsnormen (2), die Kontrolle und der 
Besitz von quantifizierbarem aktuellem Datenmaterial (3) sowie ihre Professionalität und Ex-
pertise (4) legitimeren ihr Aktivwerden gegen Menschenhandel: 
(1)Das Mandat der IOM sieht neben dem Transfer von MigrantInnen vor, dass die IOM auch 
für Staaten die Organisation und Durchführung „freiwilliger Rückkehren“ übernimmt und als 
Austauschforum für Staaten in Migrationsfragen fungiert (International Organisation for Mig-
ration 1951/1989: Kapitel 1). Ihre Anti-Trafficking-Aktivitäten übt die IOM auf Grundlage 
der in Artikel 1 ihrer Verfassung aus und wird damit durch ihre Mitgliedsstaaten „in Autori-
tät“ gesetzt, Maßnahmen gegen Menschenhandel umzusetzen. In einer Informationsbroschüre 
aus dem Jahr 2004 formuliert die IOM diesen Arbeitsauftrag für den Bereich Anti-Trafficking 
folgendermaßen: „IOMs mandate is to promote orderly and humane migration, to help protect 
the human rights of migrants, and to cooperate with its Member States to deal with problems 
related to migration. One of the core challenges for IOM and its Member States is to combat 
trafficking in persons, which is an exploitative form of irregular migration involving the vio-
lation of the migrants human rights“ (International Organisation for Migration 2004b). Im 
Rahmen dieser Definition wird Menschenhandel in erster Linie als ein Problem der (irregulä-




menwerk formuliert, das laufend aktualisiert wird, als auch über ein vielseitiges operatives 
Instrumentarium verfügt. 
(2)Internationale Rechtsnormen verleihen den Konzepten der IOM zur Bekämpfung von 
Menschenhandel dadurch Legitimität, dass sie sich an den im Palermo-Protokoll der Verein-
ten Nationen festgehaltenen Prinzipien, Normen, Regeln und Verfahrensweisen orientieren. 
Relevante Grundlagen, an denen sich die Anti-Trafficking-Politik der IOM ausrichtet, sind 
darüber hinaus internationale Rechtsnormen im Bereich Frauen- und Menschenrechte (z.B. 
CEDAW) und der Arbeitsmigration (das sind die ILO-Kernarbeitsnormen Nr. 29 (Zwangsar-
beit 1930), Nr.105 (Abschaffung der Zwangsarbeit 1957), Nr.138 (Mindestalter, 1973) und 
Nr.182 (Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der 
Kinderarbeit, 1999).  
(3)Durch eine langfristige und breit angelegte systematische Sammlung von Daten im Bereich 
„Menschenhandel“ verfügt die IOM über einen erheblichen Informationsvorsprung gegenüber 
staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren, der ihre Position als Sachverständige und 
Expertin stärkt. Seit dem Jahr 2000 speichert die IOM Daten von Trafficking-Betroffenen, die 
die Betreuungs- und Assistenzleistungen der Organisation in Anspruch genommen haben. 
„[…] Through the global database IOM seeks to promote and ensure international best practi-
ces for the secure collection, storage and processing of standardized and comparable data on 
human trafficking“ (International Organisation for Migration ohne Datum e: 3) Durch ein 
standardisiertes Verfahren, das die Vergleichbarkeit der gesammelten Daten ermöglichen soll, 
werden Daten aus den weltweiten Counter-Trafficking-Projekten der IOM aufgenommen. 
Dokumentiert werden die Erfahrungen der Betroffenen, die auf Grundlage vereinheitlichter 
Formulare für Screening- und Assistenzinterviews erhoben wurden. Am Ende des Jahres 2009 
enthielt das Verzeichnis die Primärdaten von 13 809 Betroffenen, die 85 verschiedenen Nati-
onalitäten angehörten und in mehr als 100 Länder gehandelt wurden (International Organisa-
tion for Migration ohne Datum e: 2). Neben seiner Funktion als Instrument für das verbesserte 
Management einzelner Traffickingfälle betont die IOM auch den zusätzlichen Wert der Da-
tenbank für die Erforschung des Menschenhandelsphänomens (International Organisation for 
Migration ohne Datum e: 2). 
(4)Professionalität und Expertise sind weitaus schwerer zu fassende und zu umreißende 
Grundlagen der Autorität der IOM. Professionalität und Expertise bedingen sich gegenseitig 
und ergänzen einander. Expertise ist eine Voraussetzung für Professionalität. Wird im Alltag 
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von Professionalität gesprochen, ist in der Regel gemeint, dass Aufgaben gekonnt ausführt 
werden, wobei die Qualität ihres Handelns zumeist nicht näher spezifiziert wird. In diesem 
Zusammenhang steht Professionalität synonym für Kompetenz, die durch eine Reihe von 
Qualitätsmerkmalen wie Rationalität, Systematik, Methodik, Kontrollierbarkeit, 
Optimierbarkeit und Aktualität nachgeprüft werden kann (Pfadenhauer 2003). Die IOM bean-
sprucht „[…] in the most professional manner possible“ Betroffene von Menschenhandel so 
zu unterstützen, dass die komplexen Problemstellungen des Phänomens berücksichtigt werden 
(International Organisation for Migration 2007a: vi).  
2.3.4.7 Die Expansion der IOM in der Ära Mckinley 
Die Entwicklung der IOM zu einer Expertin in Migrationsfragen mit einem breiten themati-
schen Spektrum trieb in den Jahren von 2000 bis 2008 der damalige Generaldirektor, Brunson 
Mckinley durch eine gezielte Wachstumsstrategie voran (Georgi 2010). Die Organisation 
wurde in einer Reihe neuer Themenfelder, jenseits der traditionellen Transportaktivitäten, 
aktiv.  
Die rasante Ausdehnung der Organisation belegen die Zahlen zu Budget, MitarbeiterInnen 
und Mitgliederstaaten, die der Mckinley-Nachfolger Lacey Swing in seiner ersten Rede vor 
dem Rat für den Zeitraum von 1998 bis 2008 vorlegte. Swing resümierte für die Mckinley-
Ära: eine Verdoppelung der Mitgliederzahl von 67 auf 125 Staaten sowie eine Verdreifa-
chung der Gesamtausgaben der Organisation, die im Jahr 2008 fünfmal so viele Projekte wie 
im Jahr 1998 implementierte und mit 6 000 Angestellten im Jahr 2008 fünfeinhalb Mal so 
viele MitarbeiterInnen wie zehn Jahre vorher hatte (International Organisation for Migration 
2008c: 8). 
Unter Mckinley wurde aber auch eine Vielzahl neuer Aktivitäten auf internationaler Ebene 
veranlasst, die die Rolle der IOM als internationales Forum und als Gestalterin internationaler 
Migrationspolitik förderten. Hervorzuheben ist die Einrichtung der Geneva Migration Group 
(GMG)79 im Jahr 2003, die mit dem Ziel gegründet wurde, globale Migrationspolitiken unter 
Einbeziehung von Organisationen, deren traditionelle Schwerpunkte auf Fragen der Wirt-
schafts- und Handelspolitik liegen, auszuformulieren. Als bedeutsam stellte sich in dieser 
Hinsicht auch der Hochrangige Dialog über Migration und Entwicklung der Vereinten Natio-
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nen heraus, der im September 2006 über 160 RegierungsvertreterInnen von Mitgliedsstaaten 
mit einer Reihe von UN-Organisationen und der IOM zusammenbrachte. Es wurde betont, 
dass die IOM in Zusammenarbeit mit der GMG bestens dazu geeignet sei, die Verknüpfung 
zwischen Migration und Entwicklung anzusprechen und zu einem thematischen Schwerpunkt 
des globalen Regierens zu machen (Hemingway 2008: 25).  
2.3.5 Diskussionen über die internationale Rolle der IOM  
Mit dem Wachstum der IOM gehen auch Debatten im Rat der Organisation (International 
Organisation for Migration 2004c) einher zur Frage, welchen Status die IOM im internationa-
len System erhalten muss, damit sie als die global maßgebliche Migrationsorganisation gelten 
kann und welchen Aufgaben sie in diesem Zusammenhang nachkommen muss. Die GCIM 
schlug im Jahr 2005 vor, die IOM zu einer Organisation innerhalb des UN-Systems umzu-
wandeln, damit sie besser zur Entwicklung und Realisierung kohärenter Politiken im Bereich 
der internationalen Migration beitragen könne. Nach Ansicht der Kommission soll die IOM, 
die über kein Schutzmandat für Flüchtlinge verfügt80, neben dem UNHCR, das Flüchtlings-
schutz auf Grundlage der Genfer Konventionen garantiert, die Funktion einer globalen Institu-
tion für Wirtschaftsmigration einnehmen (Weltkommmission für Internationale Migration 
(GCIM) 2005: 74).  
Das Selbstverständnis der IOM im 21. Jahrhundert reflektiert den thematischen und geogra-
phischen Aufgabenzuwachs der Organisation seit dem Ende des Kalten Krieges. In ihrem 
Strategiepapier aus dem Jahr 2004 beschreibt die IOM ihre Rolle als migrationsbezogene IGO 
folgendermaßen: „Today, IOM’s membership reflects its global coverage, and its mandate 
covers the entire range of migration issues facing states“ (International Organisation for Mig-
ration 2004a: 2). Die Debatten und Pläne über die zukünftigen Aufgaben der Organisation 
verdeutlichen, dass die normative und politische Autorität der IOM in entscheidendem Maße 
von ihrem Status im internationalen System abhängt. Die Möglichkeit eines UN-Beitritts der 
IOM, die außerhalb des UN-Systems agiert und überwiegend auf operativer Ebene mit deren 
Organisationen kooperiert, wird seit einigen Jahren im Rat der IOM diskutiert. Im Jahr 2003 
wurde eine Arbeitsgruppe geschaffen, um die verschiedenen Möglichkeiten der institutionel-
                                                        
80 Auf Grundlage des Beschlusses Nr. 96 des UNHCR-Exekutivkomitees über die Rückstellung von Personen, 
bei denen kein internationaler Schutzbedarf festgestellt wurde, arrangiert und fördert die IOM eine freiwillige 
Rückkehr von Personen, bei denen kein internationaler Schutzbedarf festgestellt wurde 
www.unhcr.de/pdf/407.pdf. 
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len Modelle, die eine Stärkung der IOM-UN-Beziehungen befördern könnten, zu prüfen. Die 
Arbeitsgruppe evaluierte den Status Quo der IOM-UN-Beziehungen und wog die Vor- und 
Nachteile eines UN-Beitritts als spezialisierte Organisation ab (International Organisation for 
Migration 2003b: 1).  
Die EvaluatorInnen kamen zu dem Schluss, dass sich die Kooperation zwischen IOM und 
verschiedenen UN-Unterorganisationen in konstruktiver und kosteneffektiver Weise entwi-
ckelte. Dennoch würde die IOM aber nicht als gleichberechtigte Partnerin der UN wahrge-
nommen, da es ihr, dadurch, dass sie keine UN-Organisation sei, an Autorität in Migrations-
fragen mangele. Aufgrund ihres „Außenseiterstatus“ sei sie nicht an strategischen Entschei-
dungsprozessen beteiligt und ihr Einfluss auf die Politik der UN dadurch begrenzt. Ebenso 
werde die IOM gegenüber UN-Organisationen benachteiligt, wenn es keine klaren Mandate 
für Praxiseinsätze gäbe oder Mandate mit denen von UN-Organisationen überlappten wie 
bspw. im Falle des UNHCRs (International Organisation for Migration 2003b: 19).  
Würde die IOM in eine spezialisierte UN-Organisation umgewandelt, würde nicht nur ihr 
Status Quo aufgewertet, sie bekäme auch das Recht, an den unterschiedlichsten Gremien und 
Ausschüssen der UN teilzunehmen. Damit würden nicht nur ihr Einfluss auf Planung, Durch-
führung und Koordinierung von Projekten und Programmen rund um den Globus erweitert, 
sondern als spezialisierte UN-Organisation gewänne die IOM erheblich an Sichtbarkeit und 
damit auch an normativer Autorität. Der formale Status der Organisation würde sich Dritten 
wie Regierungsbeamten oder Politikern besser erschließen. Ebenso könnte eine Statustrans-
formation den Zugang zu zusätzlichen Finanzressourcen eröffnen (International Organisation 
for Migration 2003b: 22-23).  
Auf der Minusseite identifizierte die Arbeitsgruppe vor allem den mit einem UN-Beitritt ver-
bundenen finanziellen Mehraufwand. Ebenso wurde befürchtet, dass dadurch Bürokratisie-
rungsprozesse in Gang gesetzt werden, die die Unabhängigkeit, Flexibilität und Reaktionsfä-
higkeit der Organisation bedrohen (International Organisation for Migration 2003b: 21-22). 
Um diese Qualitäten weiterhin zu bewahren, schlug die Arbeitsgruppe vor, den Status Quo 
der IOM-UN-Beziehungen auszubauen, jedoch ohne den UN als spezialisierte Organisation 
beizutreten. Die Mehrheit der Mitgliedsstaaten unterstützte auf der 86. Ratssitzung der Orga-
nisation diese Position (International Organisation for Migration 2003c: 41). 
Bei wiederholten Diskussionen im IOM-Rat im Jahr 2006 bestand unter den Mitgliedstaaten 




(International Organisation for Migration 2007b: 45). Ein daraufhin erstelltes Optionspapier 
aus dem Jahr 2007 stellte den Mitgliedstaaten vier Modelle für eine IOM/UN-Beziehung vor: 
a) Das bestehende Kooperationsabkommen zwischen UN und IOM aus dem Jahr 1996 
soll in vollem Maß ausgeschöpft werden (International Organisation for Migration 
2007c: 2); 
b) Die IOM erhält den Status einer den UN zugehörigen Organisation (related agency) 
wie ihn bspw. die Welthandelsorganisation (WTO) oder die Internationale Atomener-
gieorganisation (IAEA) besitzen (International Organisation for Migration 2007c: 2); 
c) Die IOM wird in ein UN-Programm oder einen Fonds umgewandelt (International Or-
ganisation for Migration 2007c. 3-4);  
d) Der Status der IOM wird in den einer spezialisierten UN-Organisation überführt (In-
ternational Organisation for Migration 2007c: 4f. 
Favorisiert wird von den AutorInnen der Status einer specialized agency, da dadurch die Rolle 
der IOM als „die führende IGO“ im Arbeits- und Aufgabengebiet Migration gestärkt wird 
(International Organisation for Migration 2007b: 45). Der Führungsanspruch einer speziali-
sierten UN-Organisation drückt sich vor allem über die rechtlichen Parameter, die Befugnisse 
und Verpflichtungen bezüglich der Kooperation, der Koordination, des Formulierens von 
Empfehlungen und des Anfertigens von Rechenschaftsberichten aus. Ebenso wird durch die 
Position einer spezialisierten UN-Organisation, die mit anderen UN-Einrichtungen zusam-
menarbeitet, eine optimierte gegenseitige Repräsentation sowie der verbesserte Austausch 
rechtlicher und statistischer Informationen ermöglicht. Der Status einer Spezialorganisation 
(specialized agency) wirkt sich nicht negativ auf die Autorität von organisationsinternen Ent-
scheidungsstrukturen wie dem Rat der IOM aus. Vom veränderten Status der Organisation 
profitiert vor allem aber die tagtägliche Arbeit in den Ländervertretungen, von der Anbindung 
der IOM-Vertretungen an die UN-Länder-Teams und auch davon, dass zur Finanzierung der 
Länderaktivitäten entsprechende Fördermechanismen der UN genutzt werden können. Auf 
Entscheidungen bezüglich der Finanzen und des Budgets der Organisation wirkt sich der Sta-
tus einer spezialisierten Organisation in dreifacher Weise aus: Als spezialisierte Organisation 
verpflichtet sich die IOM, die Satzung der „Übergreifenden Finanzinspektion“ (joint 
inspection unit) anzunehmen und Evaluationen und Inspektionen der externen Finanzaufsicht 
zu gestatten. Ebenso erklärt sie sich bereit, ihre Finanzen, so weit es geht, zu koordinieren und 
zu vereinheitlichen sowie der Generalversammlung der Vereinten Nationen über ihr Budget 
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Auskunft zu erteilen. Darüber hinaus führt eine Statustransformation weder zu einer zusätzli-
chen finanziellen Belastung noch zu Veränderungen bei der Bezahlung der MitarbeiterInnen. 
Damit wird die IOM ihren UN-Partnern auf praktischer Ebene gleichgestellt. Sie wird in die 
politischen Debatten und die internationale Kooperation im Politikfeld Migration, die inner-
halb der UN stattfinden, einbezogen. Ebenso verbessert sich der Status der IOM-Angestellten, 
die damit in den Genuss von Reiseprivilegien und Immunitäten kommen, die für Mitarbeiter 
einer spezialisierten Organisation vorgesehen sind.  
Bislang steht ein endgültiges Ergebnis, ob die IOM den Status einer spezialisierten UN-
Organisation erwerben soll, noch aus. Externe ForscherInnen wie Kathleen Newland, die sich 
in einem GCIM-Arbeitspapier mit den verschiedenen Statusoptionen, die für die IOM im Jahr 
2003 zur Verfügung stehen, auseinandersetzt, sehen hier dringenden Handlungsbedarf. Sie 
äußert Bedenken, ob die Organisation in ihrer aktuellen Verfasstheit im Jahr 2005 den Aufga-
ben und Anforderungen einer führenden globalen Migrationsorganisation überhaupt nach-
kommen kann. Aufgrund ihrer unzureichenden finanziellen Ausstattung stelle sich die Frage, 
inwieweit es der Organisation möglich sei, ihre Kapazitäten zu erweitern, um die mit dieser 
Aufgabe verbundenen Ziele zu erreichen. Darüber hinaus verfüge die IOM weder über ein 
Schutzmandat für Flüchtlinge und MigrantInnen noch über Mechanismen des standard set-
tings. Ihre normative Autorität sei somit anderen UN-Organisationen gegenüber vergleichs-
weise gering. Auch die Option, die IOM, um diese Defizite auszugleichen, in eine speziali-
sierte UN-Organisation umzuwandeln, sieht Newland von einer Reihe problematischer As-
pekte begleitet. Bei einer Umbildung der IOM in eine UN-Spezialorganisation mit globalem 
Führungsanspruch sei mit dem Widerstand anderer UN-Organisationen gegen die Übernahme 
ihrer migrationsbezogenen Teilaufgaben durch die IOM zu rechnen (Newland 2005: 15).  
Andere WissenschaftlerInnen führen insbesondere die mangelnde normative Autorität der 
IOM auf das wenig präzise und schwerpunktmäßig operative Mandat der IOM sowie auf den 
Umstand, dass es kein formales internationales Migrationsregime gibt, zurück. Sind doch 
„[…] most trans boundary issue areas in which the main international organizations’ work is 
underpinned by a mandate to uphold a particular normative framework based on international 
law“ (Betts 2008: 6). Durch ihr institutionelles Design besitzt die IOM nur ein geringes Po-
tential, Normen im internationalen Rahmen zu entwickeln und zu setzen (Betts 2008: 9). Ihr 
Spielraum, Maßnahmen einer globalen Migration Governance umzusetzen, ist durch Mandat 




In der Verfassung ist verankert, dass der Generaldirektor die Ziele der Organisation festlegt. 
Diese Regel trägt dazu bei, dass die IOM eher der Organisation einer privaten Firma ähnelt 
als einer typischen IGO (Betts 2008: 9)81, die über das Potential, verfügt Normen zu setzen 
und einzuhalten. 
Viele der westlichen IOM-Mitgliedstaaten haben jedoch ein großes Interesse daran, den 
schwerpunktmäßig operativen Charakter der IOM zu bewahren. Damit ist die Erwartung die-
ser Länder verbunden, dass die Organisation außerhalb der Vereinten Nationen flexibler und 
unabhängiger agieren kann. Geleichzeitig bleibt Migrationskontrolle eine genuine Domäne 
des souveränen Nationalstaats. Wenn die IOM nicht in den UN-Apparat eingegliedert ist und 
dort neben operativen auch die typischen Aufgaben einer IGO, wie Normsetzung etc. über-
nimmt, eignet sie sich besser zur Umsetzung der migrationspolitischen Absichten einiger ihrer 
Mitgliedsstaaten. Das sind vor allem ihre Hauptbeitragszahler, die Vereinigten Staaten und 
die EU bzw. ihre Mitgliedsländer (Geiger 2005: 7).  
2.3.6 Zusammenfassung 
Die hier beschriebenen Debatten verdeutlichen nochmals, welche Beschränkungen, verankert 
in Mandat und institutionellem Design der Organisation, bis heute die Autorität der IOM 
schwächen. Aufgrund ihres schwerpunktmäßig operativen Mandats verfügt die IOM nicht 
über die Autorität, Normen zu setzen (norm setting) und zu erzwingen (norm enforcement). 
Gegründet als Instrument zur Verwirklichung US-amerikanischer außenpolitischer Interessen 
explizit außerhalb des UN-Rahmens stehend und größtenteils projektfinanziert, verfügt die 
IOM weder über die mit einer UN-Mitgliedschaft assoziierten normativen noch über die fi-
nanziellen Ressourcen, der Mehrzahl der UN-Organisationen.  
Um die IOM als flexibles, effizientes und kostengünstiges flüchtlings- und migrationspoliti-
sches Implementationswerkzeug von Nationalstaaten (Andersen/Havn Poulsen 2011: 31) zu 
erhalten, halten viele ihrer Mitgliedsstaaten bewusst am Design der Gründungstage fest. Da-
durch wird sichergestellt, dass die IOM nur in konkreten Arbeitsgebieten z. B. als service 
provider selbständig tätig ist. Auch durch das projektbezogene Finanzierungsmodell ist der 
Arbeitsauftrag der IOM auf bestimmte Aufgaben, die in fest abgegrenzten Zeiträumen nach-
gefragt werden, beschränkt. Die moralische Autorität der IOM ist vergleichsweise gering, was 
                                                        
81 Betts begründet das vor allem mit der massiven Expansion der Organisation in den frühen 2000er Jahren, die 
ein explizit gesetztes Ziel des damaligen Generaldirektors Brunson Mckinley war.  
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sich vor allem darauf zurückführen lässt, dass die von den Mitgliedsstaaten delegierte Autori-
tät nur geliehen und damit unmittelbar an die Bedingungen der delegierenden Staaten ge-
knüpft ist (Barnett/Finnemore 2004: 22-23).  
Die internationale Reputation der IOM als Wissensautorität in den Bereichen Migrationsma-
nagement und Anti-Trafficking kann jedoch kaum in Zweifel gezogen werden. Die Expertise 
der IOM basiert auf der 60-jährigen Erfahrung bei der Durchführung operativer und wissen-
schaftlicher Projekte. Ob ihrer weltweiten Präsenz verfügt die Organisation über einen globa-
len Überblick, gewinnt aber auch spezielle regionale oder lokale Einblicke, die sie dann Staa-
ten zur Verfügung stellt. Ihre umfassenden Wissensbestände bilden die (Legitimations-) 
Grundlage, auf der die IOM als bürokratische Autorität tätig wird und Regeln zur „Klassifi-
zierung der Welt“ unparteiisch verbreitet (Barnett/Finnemore 2004: 21). Die Instrumente, mit 
denen die IOM implizit z. B. auf Grundlage eines völkerrechtlichen Abkommens normative 
Autorität ausübt, sind vielfältig. In erster Linie ist hier das sogenannte capacity building anzu-
führen. Unter der Prämisse der Kapazitätsbildung werden Praxiskonzepte verbreitet, die un-
terhalb von internationalen Rechtsnormen anzusiedeln sind. Die IOM entscheidet selber oder 
zusammen mit ausgewählten Partnern, welche Maßnahmen und Ansätze als best oder good 
pratices gelten. Die rechtlichen und völkerrechtlichen Grundlagen, auf denen die Beurteilung 
erfolgt, sind jedoch nicht immer eindeutig nachzuvollziehen. Denn dadurch, dass die IOM 
nicht explizit an eine bestimmte Konvention gebunden und mit ihrer Durchsetzung betraut ist, 
verfügt sie zwar über weniger moralische Autorität, kann aber ihre Konzepte flexibler gestal-
ten und dadurch besser an spezifische politisch-gesellschaftliche Kontexte anpassen. Dass 
sich diese lediglich implizite Bindung an internationale Konventionen problematisch bezüg-
lich einer vorbildlichen Erfüllung menschenrechtlicher Standards in der IOM-Praxis auswirkt, 
zeigt sich vor allem an den Kritiken von Menschenrechts-NGOs. Die Diskrepanzen zwischen 
der von der IOM einerseits zum Einsatz gebrachten Menschenrechtsrhetorik und der Umset-
zung von Menschenrechten auf praktischer Ebene andererseits sowie die Schwierigkeiten, die 
aus dem unbestimmten Mandat der Organisation hinsichtlich der Wahrung und Realisierung 
der Schutzbedürfnisse von Flüchtlingen, Migrantinnen und Menschenhandelsbetroffenen er-
wachsen, werden im nachfolgenden Kapitel eingehend diskutiert. 
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3 Forschungsdesign und Methoden  
3.1 Hypothesen  
Das Theorem von Barnett und Finnemore gibt den Weg für eine Untersuchung von IGO-
Ressourcen aus konstruktivistischer Perspektive vor. Gefragt wird, über welche Ressourcen 
Internationale Organisationen verfügen und worauf die Wirksamkeit ihrer Hauptressource 
Autorität gründet. Die Ressourcen Internationaler Organisationen wiederum bilden den Un-
terbau von Praxisregimen. Sie sind die Voraussetzung, dass Praxisregime überhaupt Wirkung 
zeigen können. Durch eine Verknüpfung der beiden Ansätze kann der Ressourceneinsatz der 
IOM in Projekten gegen Menschenhandel aus machttheoretischer Perspektive untersucht wer-
den. Dabei werden die Anti-Trafficking-Aktivitäten der IOM als Formen des „Regierens“ 
analysiert, denen bestimmte Wahrheitskonstruktionen und Rationalitäten zu Grunde liegen, 
die den Einsatz entsprechender Technologien motivieren und die sich in spezifischen Visuali-
sierungen äußern. Um darüber hinaus auch Rückschlüsse zur Ethik dieser Formen der Macht-
ausübung bzw. des Regierens zu ziehen, werden die möglichen menschenrechtlichen Ausrich-
tungen von Anti-Trafficking-Projekten in ihrer Spannbreite diskutiert. Dabei werden im Sinne 
Deans jene moralischen Imperative aufgeführt, vor deren Hintergrund das IOM-Regieren aus-
einandergesetzt wird und die menschenrechtlichen Postulate der IOM bezüglich ihrer Sub-
stanz und ihres Spielraums beurteilt werden können. Um die Praxisregime der IOM in ihrer 
menschenrechtlichen Orientierung einzuordnen, sollen folgende Hypothesen, hervorgehend 
aus den eingangs formulierten Forschungsfragen, getestet werden:  
I. Welche Möglichkeiten und Grenzen stellen sich der Organisation dabei aufgrund: 
• des historischen Kontextes ihrer Entstehung 
• ihrer institutionellen Struktur 
• ihres Verständnisses des Verhältnisses von individuellen Menschenrechten und staatli-
cher Sicherheit? 
II. Wie bewerten WissenschaftlerInnen und NGOs die Performanz und Politiken der IOM 
insbesondere zu Menschenrechtsfragen, die mit dem Vorgehen der IOM gegen Menschen-
handel verbunden sind? Wie sind vor diesem Hintergrund die Maßnahmen, die die Organisa-
tion in den beiden Länderprojekten umsetzte, zu beurteilen?  
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3.2 Forschungsdesign 
Die Untersuchung des IOM-Ressourceneinsatzes und ihrer Praxisregime im Rahmen der EU-
geförderten Anti-Trafficking-Projekte in der Russischen Föderation und der Bundesrepublik 
Deutschland ist als eine Fallstudie, die verschiedene Fälle erfasst, angelegt. Fallstudien unter-
suchen: „[…] a contemporary phenomenon within its real-life context; when the boundaries 
between a phenomenon and the context are not clearly evident; and in which multiple sources 
of evidence are used“ (Yin 1984: 21). Ein wesentlicher Vorteil der Fallstudie liegt in ihrer 
„holistischen Betrachtungsweise“ (Jahn 2006: 321). So wird der Komplexität der Fälle da-
durch Rechnung getragen, dass sie kontextualisiert und dadurch historische sowie kulturspezi-
fische Aspekte berücksichtigt werden (Jahn 2006: 321). Als Nachteil der Fallstudie wird zu-
meist reklamiert, dass sie in der Regel keine Generalisierungen zulässt (Yin 1984: 21). Darü-
ber hinaus würden aus einem oftmals problematischen Verhältnis zwischen Theorie und Fall 
nicht nur die willkürliche Auswahl des Falles und der einzubeziehenden Variablen, sondern 
auch ein mangelhaftes Forschungsdesign82 resultieren (Jahn 2006: 321f). Die Einbeziehung 
mehrerer Fälle soll primär dazu beitragen, den Mangel an „experimenteller Varianz“ von Ein-
zelfallstudien zu überwinden (Jahn 2006: 321). „[…] A major insight is to consider multiple 
cases as one would consider multiple experiments – that is, to follow a replication logic (Yin 
1984: 48).  
In der vorliegenden Studie folgt die Einbeziehung mehrerer Fälle nicht der von Robert Yin 
beschriebenen Replikationslogik, wo durch mehrere Fälle, ähnlich wie bei Experimenten, 
theoriegeleitete Annahmen bestätigt bzw. widerlegt werden sollen. Die Informationen aus den 
beiden Fallstudien werden zwar zusammengeführt, aber nicht im Sinne der Replikationslogik 
miteinander verglichen. Vielmehr orientiert sich das Vorgehen in dieser Arbeit am Ansatz der 
Multi-Sited Ethnograhy, wo die Forscherin mobilen oder an mehreren Plätzen situierten Stu-
dienobjekten folgt. Das können Menschen, Dinge, Metaphern/Bedeutungen, Erzählun-
gen/Allegorien, Biographien oder auch Konflikte sein (Marcus 1995: 106ff). Mit diesem vom 
                                                        
82 Die Komponenten, die ein Forschungsdesign enthalten sollte, um seiner Funktion als „action plan for getting 
from here to there, where “here“ may be defined as the initial set of questions to be answered, and “there“ is 
some set of conclusions (answers) about these questions” (Yin 1984: 28), fasst Robert K. Yin in einem Fünf-
Punkte-Katalog zusammen. So sollten im Rahmen eines soliden Forschungsdesigns die passenden Forschungs-
fragen und Thesen (nicht zwingend) formuliert werden, Analyseeinheiten anhand der Forschungsthesen identifi-
ziert werden, eine logische Verbindung zwischen Thesen und Datenmaterial hergestellt werden sowie Interpreta-
tionskriterien klar festgelegt werden (Yin 1984: 29ff). Die Qualität eines Forschungsdesigns beweisst sich an 
sozialwissenschaftlichen Standards wie Reliabilität und Validität (Yin 1984: 35ff). 
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Ethnologen George E. Marcus angeregten Forschungskonzept soll einer durch Globalisie-
rungsprozesse wie Transnationalismus oder Migration in Gang gesetzten Relativierung der 
Unterscheidung von System und Lebenswelt Rechnung getragen werden. Die politisch, öko-
nomisch und kulturell übergeordneten Kräfte, die die Lebenswelten der Menschen mitbe-
stimmen, sollen in die Untersuchung aufgenommen werden. Eine vergleichende Perspektive 
impliziert der Ansatz insoweit, als dass, „the object of study is ultimately mobile and multiply 
situated, so any ethnography of such an object will have a comparative dimension that is inte-
gral to it, in the form of juxtapositions of phenomena that conventionally have appeared to be 
(or conventionally have been kept) “worlds apart”. Comparison reenters the very act of eth-
nographic specification by a research design of juxtapositions in which the global is collapsed 
into and made an integral part of parallel, related local situations rather than something mono-
lithic or external to them. This move toward comparison embedded in the multi-sited ethnog-
raphy stimulates accounts of cultures composed in a landscape for which there is as yet not 
developed a theoretical conception or a descriptive model” (Marcus 1995: 102). 
Übertragen auf die Untersuchung der IOM-Anti-Trafficking-Projekte in der Russischen Föde-
ration und der BRD sind die Studienobjekte, denen nachgespürt wird, die Bedeutun-
gen/Ausprägungen des Anti-Trafficking-Ansatzes, den die global operierende IOM im Zuge 
der Einhegung des weltweiten Phänomens „Menschenhandel“ in den jeweiligen Projektzu-
sammenhängen (sites) verbreitet. Eine cross-site-Studie erlaubt es auf Grundlage von Daten 
aus unterschiedlichen Quellen, – IOM-Projektzusammenhänge in der Russischen Föderation 
und der Bundesrepublik Deutschland – gemeinsame Schlüsselthemen und Muster zu identifi-
zieren. Gleichzeitig werden durch eine Nebeneinanderstellung der beiden Fälle die unter-
schiedlichen Rahmenbedingungen für die Verbreitung der Anti-Trafficking-Ansätze der IOM 
aufgezeigt. Entsprechend können unterschiedliche, kontextspezifische Erfahrungen von Kli-
entInnen und Interessengruppen beleuchtet und interpretiert werden.  
Obschon mit dem Ansatz der multi-sited ethnography Forschungsfelder untersucht werden 
können, die nicht an einem Ort erfahrbar sind, verbinden sich damit konzeptionelle Schwie-
rigkeiten, die die Erfassbarkeit des Globalen im Lokalen betreffen. Legt George E. Marcus 
mit dem Konzept der multi-sited ethnography doch nahe, dass in einer nahtlos ineinandergrei-
fenden Realität jede globale Einheit auch lokal ist. Folglich sind lokale Studien automatisch 
auch Untersuchungen des Weltsystems (Marcus 1995). Entgegenzuhalten ist dieser Auffas-
sung Matei Candeas Argument, dass „[…] the world of multi-sitedness is woven of a single, 
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many-stranded cloth (albeit with its knots, rips, and tears)“ (Candea 2007: 171). In diesem 
Zusammenhang erweist sich das Forschungsfeld (field-site) als „[...] a contingent framing cut 
out of this seamless reality“ (Candea 2007: 171). Unter diesen Voraussetzungen kann die For-
schungsstrategie des „Folgens“ gleichermaßen in gewählten multi-sited wie auch in lokalen 
Kontexten eingesetzt werden (Falzon 2009a: 172), die die Forscherin reflektieren und für die 
sie Verantwortung übernehmen muss (Falzon 2009b: 3). Dem Forschungsobjekt wird dann 
nicht mehr multi-sited, sondern unter der Prämisse, dass Raum ein soziales Produkt ist, ent-
lang geographischer Diskontinuitäten gefolgt (Falzon 2009a: 2). 
Die Entscheidung, die Russische Föderation und die Bundesrepublik Deutschland als For-
schungssites auszuwählen, motivieren verschiedene Gründe. Neben forschungspraktischen 
Erwägungen wie Sprachkenntnissen und geographischer Nähe, bestimmte die Kombination 
von Differenz, als ausschlaggebendem Kriterium der multisitedness (Falzon 2009a: 13) und 
von Gemeinsamkeiten, die Auswahl der beiden sites. Zunächst zu den Gemeinsamkeiten: 
Sowohl in Russland als auch in Deutschland waren die Anti-Trafficking-Projekte der IOM, 
die erste größere und über mehrere Jahre laufende Aktivität der Organisation in diesem Be-
reich. Beide Projekte wurden fast zeitgleich mit Mitteln aus EU-Finanzprogrammen gefördert. 
Entsprechend stellen die migrations- und sicherheitspolitischen Zielsetzungen der EU den 
übergeordneten politischen Rahmen der IOM-Anti-Trafficking-Projekte dar. Innerhalb dieses 
regionalen Rahmens unterscheiden sich die sites – Russische Föderation und Bundesrepublik 
Deutschland – hinsichtlich ihrer Akteure, Institutionen, Gesetzgebung, sozialer und politi-
scher Normen sowie sozialer und kultureller Verfasstheiten. Weitreichende Unterschiede be-
stehen auch bezüglich der Ausprägung des sozialen Problems Menschenhandel. So gilt die 
Russische Föderation gemeinhin als Sende-, Transit- und Zielland für Menschenhandel und 
wird aus der Perspektive der EU-Staaten als Sende- bzw. Transitland wahrgenommen. 
Deutschland gilt als Ziel- und Transitland. Durch die Unterschiedlichkeit der Fälle soll die 
Bandbreite der IOM-framing-Strategien ermittelt werden, mit denen die Organisation auf un-
terschiedliche „Umweltbedingungen“ reagiert. Gleichzeitig ist durch den EU-Bezug der poli-
tisch-normative Hintergrund umrissen, vor dem das framing der IOM stattfindet. Das heißt, 
die Zielsetzungen der Anti-Trafficking-Projekte in beiden Ländern korrespondiert mit den 
politischen und rechtlichen Vorgaben der EU, sie werden aber unterschiedlich gerahmt. Ent-
sprechend zielt die vorliegende cross-site-Fallstudie von zwei IOM-Anti-Trafficking-
Projekten nicht in erster Linie darauf ab, die beiden sites miteinander zu vergleichen, sondern 
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strebt an, die verschiedenen Ausprägungen des Problems „Menschenhandel“ und die in den 
jeweiligen Ländern spezifischen Umgangsweisen zu erfassen und zusammenzufügen, um 
Rückschlüsse auf die Flexibilität der IOM ziehen zu können, ihre menschenrechtlichen 
Selbstverpflichtungen in Anti-Trafficking-Projekten vor Ort umzusetzen.  
3.3 Frameanalyse 
Ausgangspunkt dieser Frameanalyse ist die sozialkonstruktivistische Prämisse, dass mit Hilfe 
von Diskursen Wahrheiten konstruiert werden, die materielle und immaterielle Konsequenzen 
zeitigen (Verloo 2005: 20). Frames strukturieren Diskurse und somit auch die Bedeutung von 
Realität. Sie werden in politischen Prozessen bewusst und strategisch eingesetzt, denn als 
Wahrnehmungsmuster sind frames nicht nur bloße Beschreibungen der Wirklichkeit, sondern 
sie weisen ihr bestimmte Bedeutungen zu und formen so die Vorstellungen von sozialer und 
politischer Realität (Verloo 2005: 20). Frames sind mental maps83, mit denen Bedeutungen in 
der sozialen Welt fixiert werden (Barnett/Finnemore 2004: 32f). Framing, die Konstruktion, 
die Anpassung und Aushandlung eines Wahrnehmungsmusters (Verloo 2005: 20), ist ein 
Konzept, mit dem die „power of a communicating text“ (Entman 1993: 51) beschrieben wer-
den kann. Frameanalyse beschäftigt sich mit der „(re)construction and negation of reality by 
social/political actors through the use of symbolic tools” (Triandafyllidou/Fotiou 1998). Ent-
sprechend werden, um die Muster der (Re-) Präsentation und (Re-) Interpretation der Welt zu 
erkennen, diskursive Äußerungen untersucht (Schwenken 2006: 76).  
Die grundlagentheoretische Ausgangsposition der Frameanalyse ist das interpretative Para-
digma. Die Deutungsleistungen der handelnden und interagierenden Akteure werden heraus-
gestellt und soziale Wirklichkeit wird als eine „durch Interpretationshandlungen konstituierte 
Realität“ aufgefasst (Lamnek 2005: 34). Demnach ist ein frame ein Deutungsmuster, das es 
dem Wahrnehmenden ermöglicht, Ereignisse und Objekte sinnhaft zu interpretieren (Donati 
2001: 149). Dabei werden „die einzelnen Wahrnehmungsdaten unter einer gemeinsamen Ka-
tegorie ‚gruppiert’, in einem breiteren Deutungsrahmen, der sie mit einer wiedererkennbaren 
Struktur und Bedeutung versieht“ (Donati 2001: 149). Deutungsmuster existieren sowohl in 
der Kultur als auch im Gedächtnis der Einzelnen. Kognition ist dann nach Donati 
Rekognition, wo Akteure Dingen deshalb einen Sinn zumessen, da sie diese in einer sinnhaft 
                                                        
83
 Nautz und Sauer verwenden hier synonym den Begriff Wahrnehmungsmuster (Nautz/Sauer 2008: 15). 
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geordneten Welt wiedererkennen (Donati 2001: 150). Folglich kann auch nicht erkannt wer-
den, was nicht in einem kulturellen Sinnsystem verankert ist.  
Der Soziologe Erving Goffman, der das analytische Konzept der Rahmenanalyse entwickelte, 
fasste frames als Formen der unbewussten Alltagsinterpretation. Mit der Untersuchung von 
frames wollte er ergründen, wie die Interpretation und Sinnzuschreibung sozialer Wirklichkeit 
durch soziale Gruppen und Individuen organisiert ist. Nach Goffman sind frames durch Sozia-
lisation erlernte Erfahrungsschemata, deren Benutzung unbewusst ist. Sie helfen uns, Situati-
onen sinnhaft wahrzunehmen, dadurch dass sie „einen sonst sinnlosen Aspekt der Szene zu 
etwas Sinnvollem“ (Goffman 1977: 31) machen. Im Goffmannschen Sinne bilden frames die 
grundlegenden kognitiven Strukturen, die Wahrnehmung und Repräsentation der Realität 
steuern; vermittels derer letztlich also auch festgelegt wird, welche Aspekte der Realität ins 
Bewusstsein des/der Einzelnen dringen. Goffman unterscheidet hier zwischen natürlichen und 
sozialen primären Rahmen. Natürliche primäre Rahmen sind vollständig (quasi natürlich) 
vorgegeben und nicht durch absichtsvolles Handeln geformt. Dagegen stellen soziale primäre 
Rahmen einen „Verständnishintergrund für Ereignisse [bereit; S. Sch.], an dem Wille, Ziel 
und steuerndes Eingreifen einer Intelligenz beteiligt sind. [...] Es kommen Motive und Ab-
sichten ins Spiel, deren Unterstellung die Auswahl eines der möglichen sozialen Rahmen er-
leichtert“ (Goffman 1977: 32).  
Andere AutorInnen betonen, dass frames als „Waffen“, in politischen Diskursen im Kampf 
um die Definition sozialer Wirklichkeit bewusst eingesetzt werden (Donati 2001: 152). „In a 
political system, the struggle among competing frames is a struggle for power, the power to 
define a situation authoritatively for all participants in the system and thus pre -structure the 
way interests can be articulated, claims be made and policy decisions be taken“ (Jachtenfuchs 
1996: 26). In diesem Zusammenhang weisen Lombardi et al. darauf hin, dass frames niemals 
gänzlich bewusst sind. Vielmehr seien frames durch die Giddensche „Dualität der Strukturen“ 
geprägt (Lombardo/Meier/Verloo 2009: 10). Frames entspringen dem diskursiven Bewusst-
sein der Akteure, sie können begründen, warum und weshalb sie etwas tun. Frames geben 
aber auch Aufschluss über ihr praktisches Bewusstsein, das auf Regeln und Routinen gründet, 
denen sie nachkommen. Demnach haben sowohl diskursive als auch praktische frames mate-
rielle Konsequenzen für Realitäten und zukünftige Aktionen (Lombardo/Meier/Verloo 2009: 
12). 
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Praktiken der Bezeichnung (signification) wie framing wirken als Legitimations- und Herr-
schaftsinstrumente. Auf den Foucaultschen Diskursbegriff rekurrierend fasst Verloo zusam-
men: „Discourse in general is a power mechanism, and frames used in policymaking can be 
expected to have (positive and negative) impacts in terms of power relations (Verloo 2005: 
19). Die in Politikprozessen eingesetzten policy frames begreift Verloo als „an organizing 
principle that transforms fragmentary or incidental information into a structured and meaning-
ful policy problem, in which a solution is implicitly or explicitly included” (Verloo 2005: 20). 
Sie dienen jedoch nicht nur als kognitive Schemata, um die Welt zu verstehen, sondern bein-
halten oftmals auch implizite normative Annahmen, die die Problemwahrnehmung von Ak-
teuren maßgeblich beeinflussen. Die mit Hilfe von policy frames vorgeschlagenen Problem-
definitionen und -lösungen werden dadurch befördert, dass bestimmte Aspekte sozialer Reali-
tät ausgewählt, hervorgehoben oder auch weggelassen werden: „Framing essentially involves 
selection and salience. To frame is to select some aspects of a perceived reality and make 
them more salient in a communicating text, in such way as to promote a particular problem 
definition, causal interpretation, moral evaluation, and/or treatment recommendation for the 
item described (Entman 1993: 52). 
Im Rahmen dieser Arbeit stütze ich mich auf den Framingbegriff von Verloo, der auf 
Entmans Definition aufbaut und diese um eine implizite Dimension ergänzt. 
3.3.1 Frames in der Bewegungsforschung 
Bewegungsanalytische Ansätze fassen frames als bewusst von AkteurInnen eingesetztes Mit-
tel der politischen Auseinandersetzungen (Benford/Snow 2000: 614; McAdam 1994: 393). 
Entsprechend bildet die Frameanalyse seit den 1980er Jahren einen methodischen und theore-
tischen Ansatz zum Erforschen von Mobilisierungsprozessen sozialer Bewegungen. Soziale 
Bewegungen verfügen selten über genügend Macht, ihre Themen durchzusetzen, sondern sind 
darauf angewiesen, andere von der Dringlichkeit ihres Anliegens und der Gültigkeit, der von 
ihnen bevorzugten Normen, zu überzeugen. Deshalb werden Themen oder Normen von den 
BewegungsakteurInnen rhetorisch verpackt. Die Protestthemen werden regelrecht inszeniert 
(Hellmann 1999: 101). „Dadurch, dass sie die Art vorstrukturiert, wie ein Problem oder eine 
Situation reflektiert wird und damit, wie Interessen artikuliert, Ansprüche angemeldet und 
politische Entscheidungen getroffen werden, stellt eine solche Weltsicht [frame; S. Sch.] auch 
eine Machtressource dar (Jachtenfuchs 1993: 12). Neben dem erfolgreichen framing eines 
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Protestthemas gehören die Mobilisierung von Ressourcen (ressource mobilization), das sind 
die formellen und informellen Formen der Organisierung, die für die Aktivierung einer Be-
wegung rational eingesetzt werden können, und die Nutzung von Gelegenheitsstrukturen 
(opportunity structures), das sind die politischen Gelegenheiten und Hemmnisse, mit denen 
Bewegungen konfrontiert sind, zu den Faktoren, die für die Entstehung und die Weiterent-
wicklung einer Bewegung von Bedeutung sind.  
Soziale Bewegungen werden durch collective action frames mobilisiert, „action oriented sets 
of beliefs and meanings that inspire and legitimate social movements’ activities and cam-
paigns (Benford/Snow 2000: 614). Entlang von collective action frames verhandeln und ent-
wickeln Bewegungsmitglieder ein gemeinsames Verständnis problematischer Situationen und 
Umstände. Es werden politische Veränderungen vorgeschlagen sowie Problemlösungen ge-
genüber Staat und Gesellschaft zur Diskussion gestellt, gerechtfertigt und erklärt. Damit sind 
die Hauptanforderungen, denen collective action frames genügen müssen, bereits genannt. Sie 
müssen sowohl eine Problemdefinition und Lösung anbieten als auch zum (kollektiven) Han-
deln auffordern. Benford und Snow unterscheiden hier zwischen diagnostischem, prognosti-
schem und motivationalem framing (Benford/Snow 2000: 623). 
Analytisch lassen sich frames entlang dreier Dimensionen klassifizieren: der kognitiven, der 
normativen und der symbolischen, die den Handlungstypen des strategischen, normenregu-
lierten und symbolischen Handelns mit ihren jeweiligen Weltbezügen der objektiven, der so-
zialen und der Innenwelt entsprechen (Jachtenfuchs 1993: 10). Die Framekomponenten, die 
sich diesen drei Dimensionen zuordnen lassen, bestehen laut Herbert Kitschelt aus „heißen 
normativen und evaluativen Orientierungen und kalten kognitiven Erfahrungen und Annah-
men darüber, wie Kausalbeziehungen in der sozialen Welt arbeiten und wie intentionales, 
strategisches Handeln sich diese Funktionskreise dienstbar machen kann“ (Kitschelt 1999: 
156). Ein „Kulturstock“ (Kitschelt 1999: 156), ein kulturelles Reservoir an Symbolen und 
Argumenten, das situationsbezogen aktualisiert werden kann (Donati 2001: 150), ist die 
Grundlage, auf der diese heißen und kalten Interpretationen gebildet werden. 
Die symbolische Dimension eines frames hingegen entzieht sich einer Beurteilung gemäß der 
Schemata gut/schlecht oder wahr/falsch, sie beschreibt mit ihrem Bezug auf die subjektive 
Welt „die Identität des Akteurs im Verhältnis zu anderen“ (Jachtenfuchs 1993: 11). Symbo-
lisch vermittelt und in komprimierter Form zugänglich gemacht werden Kausalzusammen-
hänge und Werte durch framing devices. Dabei handelt es sich um spezifische Argumentati-
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onsformen und nicht-sprachliche Elemente wie Slogans, Metaphern, Metonymien und Sym-
bole (König 2004). Framing devices sind alle Arten von visuellen Images, Graphiken, Stereo-
typen oder dramatischen Charakteren, aber auch die Auswahl einer besonderen Lexik oder 
bestimmter Quellen (Van Gorp 2005: 486). Neben den framing devices, die unterschiedliche 
Ideen-Elemente einer Kultur als interpretative Bündelungen (interpretive packages) zusam-
menhalten, sind ein weiterer Bestandteil von frames die sogenannten reasoning devices 
(Gamson/Lasch 1998: 398). Während framing devices nahelegen, wie über einen bestimmten 
Sachverhalt gedacht wird und „suggest a framework within which to view the issue“ 
(Gamson/Lasch 1998: 399), weisen reasoning devices, die sich gleichermaßen auf die diag-
nostischen wie die prognostischen Funktionen eines frames beziehen (Entman 1993a: 52), 
darauf hin, was gemäß der Definition eines Sachverhalts zu tun ist. Mit Hilfe von reasoning 
devices werden generelle Positionen erläutert, sie geben Auskunft über Hintergründe und 
Konsequenzen. Ebenso mahnen sie moralische Prinzipien und entsprechende Verhaltensmaß-
regeln an (Gamson/Lasch 1998: 400).  
Frames werden in Abhängigkeit von drei Prozessen, die Benford und Snow als diskursiv, stra-
tegisch und umkämpft beschreiben, und die maßgeblich ihre externen Wirkungsmöglichkeiten 
bestimmen, generiert (Benford/Snow 2000: 623). Dazu, dass Interpretationsrahmen ihre kul-
turell anschluss- und konsensfähige Wirkung entfalten können, tragen diskursive Prozesse der 
Verstärkung und Übersteigerung (amplification) bei. Im Rahmen strategischer Prozesse des 
frame alignments werden unterschiedliche frames verknüpft, ausgedehnt oder transformiert, 
um existierende Werte zu verstärken oder zu klären. Darüber hinaus muss ein frame, um er-
folgreich zu mobilisieren, allgemein an das kulturelle System anschlussfähig sein (centrality), 
und er sollte über eine gewisse Mindestreichweite (range) verfügen, d.h. nicht nur Spezial-
themen ansprechen. Außerdem sollten seine Bestandteile hinreichend miteinander verknüpft 
sein (interrelatedness), damit er argumentativ leistungsfähig ist und Belastungen standhält. 
Ein resonanter frame ist empirisch glaubwürdig (credibility), die Deutungen der Ereignisse 
decken sich mit den Erfahrungen Betroffener (experiental comensurability), und er hat eine 
erzählerisch packende Wirkung (narrative fidelity) (Benford/Snow 2000: 621).  
Bei der Entwicklung und Ausarbeitung von frames kommt es zu sogenannten framing con-
tests (Benford/Snow 2000: 626). Diese Auseinandersetzungen finden in multi-
organisationalen und multi-institutionellen Arenen oder auch innerhalb einer Bewegung statt, 
die von BewegungsakteurInnen einkalkuliert werden. Denn Opponenten aus Medien und Po-
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litik entwerfen oftmals Gegenmodelle zu den vorgebrachten frames (counter-framing) 
(Benford/Snow 2000: 61f). Bei diesen Kontroversen spielen frames, die sowohl über eine 
größere Reichweite als auch über einen breiteren Einfluss verfügen, als die meist thematisch 
und strukturell eingeschränkteren frames einer einzelnen sozialen Bewegung, eine zentrale 
Rolle. Die sogenannten master-frames sind „sufficiently broad in interpretative scope inclu-
sivity, and cultural resonance“ (Benford/Snow 2000: 216). Diese Kriterien erfüllen sogenan-
nte rights-Frames, choice-frames, injustice-Frames und return to democracy-Frames. Der 
Rückgriff auf master-frames, die auf erfolgreiches framing aufbauen, soll die Aussicht auf 
eigene Erfolge erhöhen (Benford/Snow 2000: 216).  
3.3.2 Frames und politische Konzepte 
Am Beispiel des Gender Mainstreamings machen Verloo et. al. deutlich, inwieweit sich die 
diskursiven Strategien, die angewendet werden, um die Bedeutung(en) des Konzepts auszu-
handeln, negativ auf die feministische Ausrichtung des Konzepts Gender Mainsteaming aus-
wirken. So können durch die oben beschriebenen Framingstrategien die Bedeutungen eines 
Konzepts entweder fixiert, verengt, gedehnt oder verformt werden. Damit gehen einher: ein 
möglicher Verlust von Reflexivität und dynamischer Entwicklung, die Vernachlässigung wei-
ter gehender Problemaspekte, eine Verwässerung der originären Bedeutung des Konzepts 
sowie seine mögliche Fragmentierung (Lombardo/Meier/Verloo 2009: 3-7).  
Beim Thema „Menschenhandel“ lässt sich beobachten, dass sich eine auf einen bestimmten 
Aspekt verengte bzw. fixierte Problemwahrnehmung negativ auf die menschenrechtliche Aus-
richtung von Anti-Trafficking-Konzepten auswirkt. Wijers und van Doorninck machen neben 
der menschenrechtlichen Perspektive vier wesentliche Problemsichten aus: Menschenhandel 
als Problem der Organisierten Kriminalität, der Migration, der Arbeitsmarktpolitik und als 
moralisches Problem (Wijers/van Doorninck 2002). Je nach präferiertem Wahrnehmungsmus-
ter des Themas variieren Problemdiagnosen, Problemursachen, Problemlösungen und Ver-
antwortliche für Problemlösungen. Unter diesen fünf dominanten Frames beanspruchen Ver-
treterInnen des menschenrechtlichen Wahrnehmungsmusters, ein umfassendes holistisches 
Problemlösungsmodell entwickelt zu haben. In den internationalen und nationalen Politikare-
nen und Rechtsordnungen herrschen Betrachtungsweisen von Menschenhandel als einem 
Problem der organisierten Kriminalität und der „illegalen“ Migration vor (Hopkins/Nijboer 
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2004). Dabei greifen diese Ansätze zwar punktuell menschenrechtliche Prämissen auf, ordnen 
sie jedoch den Zielen der Strafverfolgung und -durchsetzung unter.  
Entsprechend resultiert aus diesen spezifischen Betrachtungsweisen laut 
MenschenrechtsadvokatInnen nicht nur eine eingegrenzte Definition des Problems (Diagnose 
und Ursachen), sondern auch ein verengter Problemlösungsfokus. Wird Menschenhandel als 
Problem der organisierten Kriminalität betrachtet, so bedeutet das, bezogen auf die Gesetz-
gebung der meisten EU-Staaten, dass menschenrechtliche Garantien für Betroffene zumeist an 
Maßnahmen der Strafverfolgung gebunden sind. Aspekte der Einhegung des Menschenhan-
dels, wie die Bekämpfung von root-causes, die soziale Menschenrechte ansprechen, werden 
bei einer Sichtweise mit Fokus auf Verbrechensbekämpfung in der Regel hintangestellt. 
Frame Diagnose  Problemursachen Problemlösungen Verantwortliche 
 Worin besteht das Prob-
lem? 
Wer/was ist verantwort-
lich für das Problem? 
Was sollte unternommen 
werden? 
Wer sollte aktiv werden? 
Organisierte 
Kriminalität 

























Kooperation von IGOs, 
NGOs und GOs auf ope-












Kooperation von IGOs, 
NGOs und GOs auf ope-
rativer Ebene, nationale 
Gesetzgeber, Staatenge-
meinschaft 






Bestrafung von Kunden, 



















IGOs, NGOs, Staaten, 
internationale Gemein-
schaft, jede/r Einzelne 
 
Eigene Darstellung in Anlehnung an Verloo (2005: 24) 
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3.3.3 Der Master-Frame Menschenrechte im Kampf gegen Menschenhan-
del 
Eine zentrale Rolle im Kontext von Anti-Trafficking-Maßnahmen spielt der Menschenrechte-
master-frame. Dass dieser resonante und deutungsoffene frame auf vielfältige Weise interpre-
tiert werden kann, hat jedoch zur Folge, dass häufig unklar bleibt, was eigentlich eine men-
schenrechtliche Anti-Trafficking-Politik ausmacht. Unter dem normativen Dach des Men-
schenrechtsframes finden Ansätze mit unterschiedlicher Stoßrichtung einen Platz. Es können 
Wahrnehmungsmuster zum Thema „Menschenhandel“ identifiziert werden, die sich hinsicht-
lich der Definition und Bewertung des Problems ähneln, in der Konsequenz jedoch differie-
rende Problemlösungen propagieren. Ein derartiges Vorgehen kann als frame bridging 
(Benford/Snow 2000:624) bezeichnet werden, bei dem strukturell unverbundene frames, wie 
der Menschenrechte- und der Migrationsframe, miteinander verbunden werden. Solche For-
men des frame-alignments sind mit Prozessen der Diskursstrangverschränkung vergleichbar, 
wo mehrere thematisch einheitliche Diskursverläufe miteinander verknüpft werden. Ersicht-
lich wird eine solche Verbindung beim Anti-Trafficking-Framing der IOM, wo Menschen-
handel als Menschenrechtsverletzung definiert wird und als Mittel, um das Problem einzuhe-
gen, Maßnahmen des Migrationsmanagements favorisiert werden. Folgende Tabelle gibt ei-
nen Überblick zu den unterschiedlichen menschenrechtlichen Frames von Anti-Trafficking-
Akteuren. 
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 IOM NGOs Soziale Bewegungen (Kosmo-
politen, GSR) 
Problemdefinition Vgl. Artikel 3 des Zusatzproto-
kolls zum Übereinkommen der 
Vereinten Nationen gegen die 
grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität 
Vgl. Artikel 3 des Zusatzpro-
tokolls zum Übereinkommen 
der Vereinten Nationen gegen 
die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität; De-
Facto ist Menschenhandel 
Frauenhandel 
Ablehnung der Definition des 
Zusatzprotokolls zum Überein-
kommen der Vereinten Natio-
nen gegen die grenzüberschrei-
tende organisierte Kriminalität  
Ursachen Kriminelle Energie, Nachfrage 
nach billiger Arbeit und sexuel-
len Dienstleistungen, Armut, 
fehlende Chancengleichheit 
Verbrechen, weibliche Armut, 
Chancenungleichheiten, Dis-






Bewertung der Effekte  Ausbeutung von MigrantInnen 
ist eine schwere Form der 
Menschenrechtsverletzung  
Menschenhandel ist eine 
extreme Form des Miss-
brauchs innerhalb des Migra-
tionsprozesses von Frauen 
Schwere Menschenrechtsver-
letzung 




schutz in Kooperation mit 





rung von Arbeitsbedingungen; 
Verteilungsgerechtigkeit 




Eigene Darstellung in Anlehnung an Entman (1993) 
3.3.4 Potentiale und Probleme der Frameanalyse 
Mit Hilfe der Frameanalyse kann untersucht werden, wie die IOM beim (kognitiven) capacity 
building vorgeht. Dabei geht es darum aufzuzeigen, wie ein soziales Problem der Öffentlich-
keit und in diesem Fall den mit der Bearbeitung des Themas „Menschenhandel“ befassten 
GO- und NGO-Akteuren, präsentiert wird; welche Strategien für den Umgang sowie die wei-
tere Bearbeitung des Problems als passend erachtet werden. Die Frameanalyse stellt also nicht 
nur auf Postulate oder Erklärungen ab, sondern bezieht auch Handlungsstrategien mit ein. 
Durch Frameanalyse können die vielgestaltigen möglichen Repräsentationsformen eines Poli-
tikproblems aufgezeigt werden (Lombardo/Meier/Verloo 2009: 10). So wird das Politikfeld 
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Anti-Trafficking durch eine Vielzahl staatlicher, zivilgesellschaftlicher und internationaler 
Akteure charakterisiert, die Menschenhandel unterschiedlich rahmen. Diese verschiedenen 
frames stehen für eine Reihe unterschiedlicher Vorstellungen bezüglich der Hintergründe, der 
Ursachen, der Auswirkungen sowie der Politiken und Strategien, die als geeignet für eine 
adäquate Bearbeitung des Problems Menschenhandel gelten. Aus einer kritischen Perspektive 
nimmt eine Frameanalyse aber auch (diskursive) Ein- und Ausschlussverfahren bei der Bil-
dung von frames in den Blick (Lombardo/Meier/Verloo 2009: 10f). Sie beschäftigt sich also 
damit, welche Akteure in Framingprozessen über eine Stimme verfügen und kann anschlie-
ßend aufzeigen, welche frames marginalisiert oder vereinnahmt werden. In diesen Prozessen 
spielen hegemoniale Diskurse eine zentrale Rolle. Durch sie werden die Grenzen des Sag- 
und Denkbaren festlegt und damit auch die unbewusste Dimension von frames beeinflusst. 
Demnach haben Akteure nicht „total control on the framing of concepts, as underlying dis-
courses delimit the understanding of issues and unconsciously steer people’s frames in direc-
tions that express particular forms of gendering, racializing or sexualizing political issues or 
debates“ (Lombardo/Meier/Verloo 2009: 13). Inwieweit Akteure über die Fähigkeit verfügen, 
frames und damit auch politische Konzepte zu beeinflussen und zu formen, hängt aber vor 
allem auch von ihrem unterschiedlichen Zugang zu Ressourcen und (Macht-) Positionen ab. 
Deshalb haben gerade Bürokratien, die in der Regel über vielfältige und reichhaltige Ressour-
cen verfügen, starken Einfluss auf eine längerfristige Verankerung von Konzepten (Lombar-
do/Meier/Verloo 2009: 13). Somit erlaubt das Erfassen dominanter frames, auch Rückschlüs-
se auf die Machtbeziehungen in Politikbereichen zu ziehen. Es lässt sich zeigen, welche Ak-
teurInnen im Politikfeld Anti-Trafficking Einfluss ausüben und welche AkteurInnen sich die-
sen machtvollen ‚Playern’ anpassen oder unterordnen. Ebenso können aufgrund unterschied-
licher Rahmungen des Themas in Deutschland und in der Russischen Föderation Aussagen 
über die Anpassungsfähigkeit der IOM an lokale Gegebenheiten getroffen werden; somit kann 
auch ihre Flexibilität bei einer länderübergreifenden Bekämpfung von Menschenhandel be-
wertet werden. 
Als problematisch erweist sich jedoch, die Gründe für die Resonanz eines frames präzise zu 
bestimmen. Schwerlich lässt sich sagen, ob, wie bereits erwähnt, frames auch „bei suboptima-
ler Erfüllung aller dieser Bedingungen [Erfüllung der sogenannten core framing tasks; S. 
Sch.] erfolgreich sind (Hellmann 1999: 102). Unklar bleibt zumeist auch, ob der Erfolg von 
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frames eher durch strukturelle und institutionelle Faktoren oder aber durch ihre Qualität84 
beeinflusst wird.  
Vor allem stellen sich aber auch Fragen zu den methodischen Grundlagen der Frameanalyse. 
So bleibt in den meisten Studien unklar, nach welchen Kriterien frames identifiziert werden. 
Wissenschaftliche Diskussionen zur Identifizierung von frames fehlen zumeist völlig (König 
2004: 85). Zwar legen ForscherInnnen Kodierungsprozesse offen, aus theoretischer Sicht 
bleibt jedoch offen, wie frames gebildet werden. Thomas König, der eine Antwort auf diese 
Frage zwar weiterhin schuldig bleibt, schlägt ein konkretes Modell vor, das mit Hilfe von 
Computersoftware optimiert werden kann und an inhaltsanalytische Verfahren sowie deren 
Prämissen der Regel- und Theoriegeleitetheit anknüpft85. Im Folgenden beschreibe ich mein 
an Königs Vorschläge angelehntes Vorgehen zur Identifikation der von der IOM verbreiteten 
Deutungs- und Wahrnehmungsmuster. Dabei ist mir bewusst, dass ich mich bei dem Versuch 
auf inhaltsanalytischem Wege, also mit Hilfe einer klassifikatorischen Vorgehensweise, Sinn 
zu rekonstruieren, im Spannungsfeld von analytischem Zergliedern und synthetischem Ver-
stehen bewege (vgl. Mayring 2010: 49).  
3.4 Frameanalyse und Qualitative Inhaltsanalyse 
Eine frameanalytisch informierte Inhaltsanalyse beansprucht ein Instrument zu sein, das die 
Leerstellen der gewöhnlichen Inhaltsanalyse schließt. Im Gegensatz zur gewöhnlichen In-
haltsanalyse, bei der Kommunikation zumeist nur nach einem Positiv-/Negativ-Schema ein-
geschätzt wird, zielt ein frameanalytisches Vorgehen darauf ab „to measure the salience of 
elements in the text, and […] to gauge the relationships of the most salient elements clusters 
of messages – the frames – to the audience’s schemata” (Entman 1993: 57). In diesem Zu-
sammenhang ist der erste Schritt die interpretative Identifikation von frames. Hilfreich ist 
dabei der Rückgriff auf besonders oft erfasste master-frames (Benford/Snow 2000: 216), die 
                                                        
84
 Über den Erfolg und somit auch die Qualität eines frames entscheidet seine salience. Das heißt konkret, „mak-
ing a piece of information more noticeable, meaningful, or memorable to audiences” (Entman 1993: 53).  
85
 Die qualitative Inhaltsanalyse hat zum Ziel, sprachliches Material regel- und theoriegeleitet zu analysieren. 
Durch die Orientierung an Regeln wird sie für Außenstehende nachvollziehbar, und mit einer theoriegeleiteten 
Vorgehensweise als weiterer Prämisse wird sichergestellt, dass an das Wissen und die Erfahrungen anderer über 
den Untersuchungsgegenstand angeknüpft wird (Mayring 2010: 57). Damit werden exaktere und leichter über-
prüfbare Ergebnisse als bei einer freien Textinterpretation erzielt. Unter diesen Voraussetzungen versteht sich 
die qualitative Inhaltsanalyse als Methode zur Erhebung der sozialen Wirklichkeit: „Nicht reine Textanalyse ist 
ihr Ziel, nicht allein Analyse des Inhalts, wie ihr Name suggerieren mag, sondern der Schluss vom Material auf 
die soziale Realität.“ (Mayring 1985: 188). 
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wiederum in strukturelle und inhaltliche86 frames eingeteilt werden können (König 2004: 
84f). Darauf folgt als zweiter Schritt die Bildung eines Kategoriensystems. Hier werden Kate-
gorien synthetisch konstruiert, das heißt, es werden vorher nicht Ordnungskriterien festgelegt, 
sondern das Kategoriensystem ist vielmehr das Ergebnis der Analyse. Es setzt sich zusammen 
aus Schlüsselbegriffen und Schlüsselsymbolen, die aus dem Material herausgefiltert wurden 
und die Bausteine der verwendeten Deutungs- und Argumentationsmuster sind (Entman 1993: 
53; König 2004: 87). Begriff und Symbole können dann wiederum den jeweiligen frames 
bzw. den im Frame enthaltenen Dimensionen eines Problems zugeordnet und der frame da-
durch erfasst werden (König 2004: 87).  
Die Gewinnung von Kategorien findet auf Grundlage von Informationen aus der Sekundärli-
teratur statt und durch offenes Kodieren gemäß der Grounded Theory. Offenes Kodieren wird 
von Strauss und Corbin als Prozess des Aufbrechens, Untersuchens und Vergleichens, Kon-
zeptualisierens und Kategorisierens von Daten verstanden. Kodiert werden kann Zeile für 
Zeile, Satz für Satz oder auch in größeren Abschnitten bzw. das ganze Dokument in einem. 
Daraufhin werden möglichst nahe am Text die Konzepte in einem Kurzsatz formuliert. Im 
nächsten Schritt werden die Konzepte gruppiert, die zum selben Phänomen gehören, sie wer-
den kategorisiert. Strauss und Corbin schlagen vor, für Kategorien abstraktere Namen zu fin-
den als die um ein Phänomen zusammengestellten Konzepte. Die Benennung der Kategorien 
kann bspw. bei Interviews nahe an den Worten und Äußerungen des Informanten gebildet, 
sogenannte In-Vivo-Codes, aber auch aus der vorliegenden Fachliteratur, abgeleitet werden. 
Im weiteren Verlauf werden diese Kategorien dimensionalisiert. Diese Dimensionen können 
dann zu Mustern geordnet werden. Die grundlegenden analytischen Fragen, mit denen das 
erreicht wird sind folgende: das „Befragen“ von Daten und das Vergleichen hinsichtlich Ähn-
lichkeiten und Unterschieden zwischen jedem Ereignis, Vorfall und anderen Beispielen für 
Phänomene (Strauss/Corbin/Niewiarra/Legewie 1996: 55 ff). 
Am Beispiel des „Risikoframes“ soll das inhaltsanalytische Vorgehen zur Identifikation von 
frames nachvollzogen werden. Das Ergebnis ist ein Modell, das die verschiedenen, im Text-
korpus identifizierten Schlüsselbegriffe und -symbole, entlang der Framebestandteile, Prob-
lemdefinition, Problemursache, Bewertung der Effekte und Problemlösung dimensionalisiert. 
                                                        
86
 Strukturelle frames sind Grammatiken, eine Struktur, die Bedeutung beinhaltet, die durch die Verbindung der 
einzelnen Elemente transportiert wird. Inhaltliche frames hingegen funktionieren wie Indexe. Hier treten be-
stimmte Elemente in den Vordergrund, während andere ausgeblendet werden (Benford 1997: 413). 
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In der Perspektive des Risikoframes wird das Problem als Menschenrechtsverletzung, im 
Kontext von Sklaverei, Arbeitsausbeutung und Zwangsprostitution dargestellt. Dabei wird das 
Problem als schicksalhafter Unglücksfall gedeutet und mit Hilfe verschiedenster visueller und 
textueller Symbole inszeniert. Insbesondere wird die Gefahr bleibender physischer und psy-
chischer Schäden deutlich herausgestellt. Als Problemursache wird individuelles Risikover-
halten, das durch strukturelle Faktoren begünstigt wird, ausgemacht. Das Problem „Men-
schenhandel“ wird dadurch gelöst, dass Risiken vermieden werden, und auch hier geht die 
Initiative von Einzelpersonen aus. Werden die einzelnen Bestandteile des Risikoframes vor 
dem Hintergrund der fünf wegweisenden Wahrnehmungsmuster zum Thema „Menschenhan-
del“ untersucht, so lassen sich Anschlüsse und Verknüpfungen zu diesen frames herausarbei-
ten. So baut der Risikoframe auf denselben Annahmen zur Problemursache wie der OK-
Frame, dem Opfer/Täter-Konflikt, auf. Beim Risikoframe wird jedoch die Problemursache 
primär auf das riskante Verhalten des Opfers zurückgeführt, was in der Konsequenz den Ein-
satz individueller Problemlösungsstrategien bestärkt und legitimiert.  




Irreversibler Unglücksfall  
Kommodifizierung (Symbole: 
Barcode, Preisschild) 





























Die im Rahmen dieser Studie angewandte qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring zielt so-
wohl auf eine Rekonstruktion von Sinn als auch auf eine Klassifizierung des Materials ab 
(Mayring 2010). Dabei geht es nicht um die immanente Interpretation von Texten, sondern 
die Untersuchung von fixierter Kommunikation, die Rückschlüsse auf die Wirklichkeit und 
das Handeln von Akteuren zulässt.  
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Im Rahmen dieser Studie werden von der IOM bzw. ihren MitarbeiterInnen verfasste Texte 
wie Selbstdarstellungen, Konzeptpapiere, Handbücher, Arbeitspläne, Konferenzdokumentati-
onen, Protokolle, Projektanträge und Informationsbroschüren, sowie Bild- und Filmmaterial, 
das im Rahmen der Öffentlichkeitskampagnen der Organisation zum Einsatz gebracht wird, 
untersucht. Darüber hinaus werden von der Autorin erhobene und transkribierte Interviews 
mit AkteurInnen, die an den jeweiligen Projekten beteiligt waren, analysiert. Diese Kombina-
tion unterschiedlichen Datenmaterials entspricht dem, vor allem in der Ethnographie ange-
wandten Verfahren, der pragmatischen oder impliziten (Daten-) Triangulation: „Es werden 
vielfältige Dokumente gesammelt und erzeugt: von den Teilnehmern erstellte (Artefakte, di-
verse Schriftstücke), Interviewdokumente, Konversationsmitschnitte, Videotakes. Solche Do-
kumente können sich in einem Datenkorpus wechselseitig interpretieren und kontrollieren“ 
(Ammann/Hirschauer (1997: 16) in Flick 2011: 53-54). 
Datentriangulation stellt, dadurch dass Daten, die mit unterschiedlichen Methoden gewonnen 
wurden und so verschiedene Arten von Validitätsgefahren (validity threats) abgedecken, ein 
sinnvolles Mittel zur wechselseitigen Validitätskontrolle dar. In gleichem Maß eröffnen sich 
durch Datentriangulation aber auch Möglichkeiten, umfassendere Erkenntnisse über den For-
schungsgegenstand (in der Ethnographie z. B. einen Lebensbereich) zu gewinnen. „One must 
engage in what Denzin called triangulation, checking everything, getting multiple documenta-
tion, so that evidence does not rely on a single voice, so that data can become embedded in 
their contexts, so that data can be compared” (Deegan 200l: 34 in Flick 2011: 53).  
Einengungen der Forschungsperspektive, die mit der Festlegung auf bestimmte Methoden 
oder Datensorten einhergehen, werden durch Material- und Methodenpluralität vermieden. 
Spezifische Eigenschaften und Eigenheiten des Feldes können durch die Nutzung verschiede-
ner Informationsquellen besser erfasst werden, ohne dass diese Kombination explizit formali-
siert würde (Flick 2011: 53). Im vorliegenden Fall werden durch die Kombination unter-
schiedlicher Daten die verschiedenen Ebenen, auf denen die Umsetzung von Anti-
Trafficking-Politiken der IOM verläuft, sichtbar. Das heißt, die Untersuchung unterschiedli-
cher Daten ermöglicht es die Schritte, die zwischen der Konzeption von Anti-Trafficking-
Projekten und ihrer Umsetzung vor Ort liegen, zu rekonstruieren. Darüber hinaus können 
durch Interviewdaten Aspekte der subjektiven Wahrnehmung ergänzt werden. Im Rahmen 
dieser Arbeit werden Schriftstücke, Akten etc. mit Hilfe der inhaltsanalytischen Technik der 
Dokumentenanalyse anhand eines Kategoriensystems auf die Ausprägung bestimmter Variab-
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len hin untersucht. Eine derartige Untersuchung sagt jedoch noch nichts über die Produkti-
onsbedingungen von Anti-Trafficking-Wissen und damit über die Prägung der Praxisregime 
in den unterschiedlichen IOM-Projekten aus. Durch die Hinzunahme von Interviewmaterial 
können die Einstellungen der Personen, die hinter Konzepten und Programmen stehen oder 
die schriftlich formulierte Vorgaben umsetzen, in die Analyse einbezogen werden. Sie geben 
Aufschluss darüber, wie Anti-Trafficking-Vorgaben entstanden und teilweise auch wie die 
Vorgaben umgesetzt angepasst und erneut fixiert werden. Das gesamte Material lässt sich in 
drei Kategorien unterteilen: in konzeptionelles, in Informations- und Unterrichtsmaterial so-
wie in explizierendes Material.  
Konzeptuelles und pro-
grammatisches Material 
Informations-/Unterrichtsmaterial explizierendes Material 
Öffentlichkeit NGOs, GOs 
IOM Dokumente: 
• zur jährlichen 
Programm- und 
Finanzplanung 




















Im Zeitraum von 2008˗2010 wurden insgesamt 26 Interviews mit Personen aus den Projekt-
zusammenhängen in der Russischen Föderation und der Bundesrepublik Deutschland erho-
ben. Diese Personen waren an der Planung und Umsetzung der beiden Projekte beteiligt. Es 
handelt sich um MitarbeiterInnen von Nicht-Regierungsorganisationen und der IOM sowie 
WissenschaftlerInnen, die im Auftrag der IOM zu projektrelevanten Themen forschten. In 
ihrer Funktion als EntwicklerInnen und MultiplikatorInnen von Anti-Traffickingkonzepten 
liefern die mit dem Thema „Menschenhandel“ befassten SpezialistInnen Fachwissen und il-
lustrieren den Forschungsgegenstand. Dieses ExpertInnenwissen gliedert sich nach Meuser 
und Nagel in diese zwei Formen: Betriebswissen und Kontextwissen. Ersteres stellt das Er-
fahrungswissen der ExpertInnen hinsichtlich bestimmter Betriebsabläufe dar, Letzteres be-
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zeichnet Hintergrundwissen zum Thema, das durch seine inhaltlich-konzeptionelle Ausrich-
tung über die Kenntnisse von Arbeitsabläufen hinausgeht (Hitzler et al. 1994: 26). Mit ihren 
Aussagen erhellen die ExpertInnen Sachverhalte im spezifischen Forschungsbereich, ohne 
aber Allgemeingültigkeit im Sinne einer Prüfinstanz zu beanspruchen. Vergleichen lassen sich 
die Interviews mit den ExpertInnen sowohl anhand des Leitfadens als auch anhand des ge-
meinsamen institutionellen Kontextes. 
3.5 Problemzentrierte Leitfadeninterviews 
Christel Hopf beschreibt qualitative Interviews als Instrument der verstehenden Soziologie. 
Sie ermöglichen, „Situationsdeutungen oder Handlungsmotive in offener Form zu erfragen, 
Alltagstheorien und Selbstinterpretationen differenziert und offen zu erheben“ (Hopf 2000, S. 
350). Das teilstandardisierte Interview steht zwischen zwei Polen qualitativer Interviews: dem 
Interview, in dem eine feste, vorformulierte Abfolge an Fragen gestellt und der Leitfaden als 
fester Rahmen eingesetzt wird, und dem, wo nur wenige vorab formulierte Fragen oder ledig-
lich Fragerichtungen vorliegen. Das teilstandardisierte Interview orientiert sich an einem Leit-
faden, der jedoch flexibel bezüglich Frageformulierungen, Nachfragen und der Reihenfolge, 
in der die Fragen gestellt werden, ist.  
Die Interviews wurden als problemzentrierte Interviews konzipiert, die „auf eine möglichst 
unvoreingenommene Erfassung individueller Handlungen sowie subjektiver Wahrnehmungen 
und Verarbeitungsweisen gesellschaftlicher Realität“ zielt (Witzel 2000, o.S.). Der Erhe-
bungs- und Auswertungsprozess wird als „induktiv-deduktives Wechselverhältnis“ organi-
siert. Dabei muss das Vorwissen des/der Interviewenden offen gelegt werden, das den heuris-
tisch-analytischen Rahmen für die Entwicklung von Interviewfragen bildet. Witzel rät zu In-
terviewstrategien, die mit sensitizing concepts arbeiten. Sensitizing concepts machen im Ge-
gensatz zu klar definierten Konzepten keine konkreten Wahrnehmungsvorgaben, sondern 
„merely suggest directions along wich to look“(Blumer 1954: 7). Mit Hilfe von sensitizing 
concepts kann die Problemsicht der Interviewten sensibel erfasst werden, ohne dass der/die 
Interviewende den befragten Personen eigene Meinungen oder Sichtweisen überstülpt (Witzel 
2000). 
Das problemzentrierte Interview zeichnen vor allem drei Charakteristika aus:  
• Problemzentrierung: „Der Interviewer nutzt die vorgängige Kenntnisnahme von objek-
tiven Rahmenbedingungen der untersuchten Orientierungen und Handlungen, um die 
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Explikationen der Interviewten verstehend nachzuvollziehen und am Problem orien-
tierte Fragen bzw. Nachfragen zu stellen“ (Witzel 2000, o. S.).  
• Gegenstandsbezogenheit: Die Gewichtung und Modifizierung der Methoden orientiert 
sich am untersuchten Gegenstand (Witzel 2000, o. S.).  
• Prozessorientierung: Der Kommunikationsprozess wird so konstruiert, dass dadurch, 
dass der Fokus der Interviews auf der Rekonstruktion von Orientierungen und Hand-
lungen gelegt wird, ein Vertrauensverhältnis entsteht, das zu Selbstreflexion motiviert 
(Witzel 2000, o. S.). 
Das problemzentrierte Interview nach Witzel gliedert sich in vier Bestandteile: den Kurzfra-
gebogen, die Tonträgeraufzeichnung, den Interviewleitfaden und das Postskript (Witzel 2000, 
o. S.). Die Erhebung beginnt mit einem vorgeschalteten Kurzfragebogen, der zwei Hilfsfunk-
tionen hat: Zum einen die erste Beschäftigung mit dem Thema, bei der Gedächtnisinhalte ak-
tiviert werden sollen, zum anderen die Voraberhebung von Daten, die die soziale Situation 
des Befragten kennzeichnen. Darüber hinaus soll mit dem Kurzfragebogen ein Frage-
Antwort-Schema vermieden werden. Der Interviewleitfaden dient dazu, das theoretische 
Vorwissen thematisch zu ordnen. Durch ihn nähert man sich kontrolliert und nachvollziehbar 
dem Forschungsgegenstand. Der Leitfaden dient dem Interviewer/der Interviewerin aber auch 
als Gedächtnisstütze und Orientierungsrahmen. Im Verlauf des Interviews legt er die innere 
Logik des Gesprächs ebenso fest wie die Themenbereiche, denen das Forschungsinteresse 
gilt. Er stellt auch ein Ideenreservoir dar, aus dem Anregungen für eventuelle Ad-hoc-
Formulierungen, z.B. bei stockendem Gesprächsfluss, geschöpft werden können. Im Laufe 
des Interviews muss der Erzählstrang des/der Befragten verfolgt werden, ohne gleichzeitig 
Nachfragemöglichkeiten aus dem Auge zu verlieren. Dabei sind Entscheidungen darüber zu 
treffen, an welchen Stellen der Forscher/die Forscherin zur Ausdifferenzierung der Thematik 
die mit Hilfe seines theoretischen Vorwissens vorformulierten Fragen einbringen kann. Er/Sie 
muss auch darüber entscheiden, ob weitere Themen, die von den Erzählenden selbst einge-
bracht werden, für die Problemstellung fruchtbar sind und weiter verfolgt werden sollen. Um 
den Anforderungen der Interviewmoderation nachzukommen, muss sich der Interviewer/die 
Interviewerin vollständig auf das Gespräch konzentrieren. Dies wird durch eine Tonaufzeich-
nung des Gesprächs gewährleistet. Der gesamte Gesprächsverlauf wird lückenlos festgehal-
ten, und die interviewende Person ist nicht zusätzlich mit anderen Aufgaben, wie dem simul-
tanen Protokollieren des Gesprächs, befasst. 
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Nach dem Interview empfiehlt Witzel ein Postskript anzufertigen, in dem sowohl die nicht auf 
Band aufgezeichneten Äußerungen der InterviewpartnerInnen als auch persönliche Gespräche 
oder Nachfragen zum Forschungszweck notiert werden. Auch Notizen zum Verlauf der Kon-
taktaufnahme oder welche Erwartungen an das Interview schon vorher existierten, finden 
Eingang in das Postskript. Seine Funktion ist es, die Thematik inhaltlich abzurunden und die 
Gesprächspassagen verständlicher zu machen.  
Als zentrale Kommunikationsstrategien benennt Witzel vier tragende Elemente: den Ge-
sprächseinstieg, die allgemeine Sondierung, die spezifische Sondierung und die Ad-hoc-
Fragen. Allzu schematisch, wie es in dieser Darstellung des problemzentrierten Interviews 
wirken mag, verwendete ich diese Instrumentarien jedoch nicht: Teilaspekte des Leitfadens 
wurden immer wieder zugunsten des Redeflusses vernachlässigt. Bestimmte, von den Befrag-
ten selber aufgebrachte Aspekte wurden vertieft und in der Nachfragephase verbreitert. Auch 
liefen die Interviewphasen nicht immer in derselben Reihenfolge ab, sondern wurden den Be-
dürfnissen der InterviewpartnerInnen angepasst. Am Ende eines jeden Interviews hatten die 
Befragten die Möglichkeit, selbst Fragen zu stellen oder Kritik und Anregungen zu formulie-
ren. Darüber hinaus forderte ich meine InterviewpartnerInnen auf, Wünsche und Visionen 
bezüglich ihres zukünftigen beruflichen Engagements gegen „Menschenhandel“ zu äußern. 
Teilweise wurden diese Gesprächsteile aufgezeichnet, teilweise wurden sie zusammen mit 
meinen eigenen Eindrücken nach dem Interview im Postskript festgehalten. 





4 Anti-Trafficking-Projekte der IOM in der Bundesrepublik 
Deutschland und der Russischen Föderation 
Rutvica Andrijasevic und William Walters regen an, die Aktivitäten und Programme der IOM 
kritisch zu befragen. Denn eine kritische Analyse der eher technisch und sachlich anmutenden 
Konzepte und Management-Praxen ermöglicht es, zu Einsichten über Ethos und 
Rationalitäten zu gelangen, die die Art und Weise prägen, wie die Organisation Migration, im 
internationalen Maßstab, „regiert“ (Andrijasevic/Walters 2010a: 980). In diesem Sinne zielt 
das folgende Kapitel darauf ab, durch die Untersuchung von Projektaktivitäten und -outcomes 
herauszufinden, wie die IOM das Problem „Menschenhandel“ in Deutschland und in der Rus-
sischen Föderation einzuhegen versucht, welche Ressourcen sie zu diesem Zweck einsetzt 
und wie dieses „Regieren“ unter menschenrechtlichen Maßstäben einzuschätzen ist.  
Zu diesem Zweck wird unterschiedliches Quellenmaterial im Rahmen einer Frameanalyse 
untersucht. Hierzu gehören die Länderwebseiten der Organisation, Projektberichte und -
outlines, Handbücher, Expertisen und Selbstdarstellungen der IOM sowie Interviews mit Mit-
arbeiterInnen der IOM und anderer Organisationen, die mit den Projektzusammenhängen ver-
traut sind. 
4.1 Das IOM-Projekt „Prevention of Trafficking in the Russian Federation“ 
Im Projekt „Prevention of Trafficking“ fanden die Bestrebungen der IOM, das bestehende 
Praxisregime zur Bekämpfung von Menschenhandel in der Russischen Föderation zu formen, 
einen vorläufigen Höhepunkt. Insbesondere folgende Vorgehensweisen und Stategien, die die 
Organisation anwendete, um die Wirkung des Projektes zu fördern, sollen im nachfolgenden 
Kapitel diskutiert werden:  
• Best Practices als ein strategischer Wert (Geiger/Pecoud 2010: 13), um lokale Akteure 
mittels Capacity Building zu veranlassen, die von der IOM vermittelten 
Problemwahrnehmungen und Problemlösungsmodelle aufzugreifen und umzusetzen. 
• Risikokonstruktionen, um die Bevölkerung im Allgemeinen und bestimmte (Risiko-) 
Gruppen im Besonderen zu (risiko-) vorbeugendem Verhalten anzuhalten; 
• Werbung mit Berühmtheiten, um die Wirkung ihrer Öffentlichkeitskampagnen zu 
fördern. 
Anti-Trafficking-Projekte der IOM in der Bundesrepublik Deutschland und der Russischen 
Föderation 
119
   
 
4.1.1 IOM Capacity-Building zur Bekämpfung von Menschenhandel: Die 
Vermittlung von Best Practice  
Durch Capacity Building verfolgt die IOM den Aufbau und die Förderung von Strukturen, die 
eine effektive Bekämpfung von Menschenhandel87 ermöglichen. Zu diesem Zweck werden 
die „kognitiven, administrativen, technischen und finanziellen Kapazitäten“ staatlicher und 
nichtstaatlicher Anti-Trafficking-Akteure gestärkt (Liese 2005: 70). Im Rahmen kapazitäts-
bildender Maßnahmen werden Problemwahrnehmungen und Problemlösungsmodelle ge-
formt. Anschließend werden lokale AkteurInnen zur Umsetzung dieser Lösungen angehalten. 
Im Capacity Building drückt sich das Potential der IOM aus „to create social reality and to set 
parameters how to act in it” (Barnett/Finnemore 2004: 6). Attraktivität und Überzeugungs-
kraft der IOM-Modelle werden durch die Darstellung als Best Practices gefördert. Best Prac-
tices fungieren hier gleichermaßen als Verbreitungs- und Kommunikationsinstrument sowie 
als Qualitätssiegel. Best Practices geben Auskunft darüber, welche Wahrheitskonstruktionen, 
Technologien und Instrumente zum Zwecke des Anti-Trafficking-Regierens (Government) 
der IOM vorzugsweise angewandt werden. 
Das folgende Kapitel untersucht, welche Problemdefinitionen und Problemlösungen die IOM 
bei ihren Bestrebungen, ein nationales System zur Bekämpfung von Menschenhandel in der 
Russischen Föderation aufzubauen, einsetzt. Um Aussagen zu treffen, in welcher Weise die 
IOM Best Practice als Framing Device und Resonanzverstärker im Projekt Prevention of 
Trafficking in the Russian Federation einsetzt, wird vorliegendes Datenmaterial (Projektdo-
kumentationen, IOM-Workshopmaterialien, Interviews) analysiert und interpretiert. Eine kri-
tische Analyse des Instruments Best Practice, die Macht- und Interessenstrukturen einbezieht, 
legt folgende Fragen nahe: Auf welche Weise stärken Best Pratices den Einfluss der IOM? 
Inwieweit kann die IOM mit dem Instrument Best Practice lokale Besonderheiten erfassen 
und sich an die Situation vor Ort anpassen? Wie stellen sich die als best ausgezeichneten 
Maßnahmen unter menschenrechtlichen Gesichtspunkten dar? Da menschenrechtliche Prä-
missen jedoch umstritten, wandelbar und kontextabhängig sind, orientiere ich mich an den 
Effekten der IOM-Praxisregime um zu beurteilen, inwieweit sie einen Beitrag zu Langzeit-
prävention bzw. zur Einhegung der Root-Causes von Menschenhandel leisten.  
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 Die IOM lässt die Kriterien für eine effektive Bekämpfung von „Menschenhandel“ offen. 





Vorangestellt ist dem Kapitel ein Überblick zur Arbeit der IOM in der Russischen Föderation, 
der über die materiellen, personellen und rechtlichen Grundlagen informiert, auf denen die 
Organisation in der Russischen Föderation aktiv ist. Die Initiativen der Organisation gegen 
„Menschenhandel“ werden ausführlich vorgestellt, um sie in den politischen Gesamtkontext 
der Organisation einordnen zu können und um die Entwicklung der Anti-Trafficking-
Initiativen der IOM in der Russischen Föderation als Prozesse der Problematisierung, in de-
nen bisherige Formen des Regierens hinterfragt und verworfen werden, nachvollziehbar zu 
machen. Dafür wird zunächst die politische Ausgangslage in diesem Bereich in den frühen 
2000er Jahren dargestellt. Das umfasst in erster Linie eine Zusammenschau der Aushand-
lungs- und Planungsprozesse, die im Vorfeld des Projekts „Prevention of Human Trafficking 
in the Russian Federation“ stattfanden, aus denen der Arbeitsplan des von der Europäischen 
Kommission (EK) geförderten Anti-Trafficking-Projekts hervorgeht.  
4.1.1.1 Strukturelle und politische Rahmenbedingungen der IOM-Initiativen ge-
gen Menschenhandel in der Russischen Föderation 
Die rechtlichen und materiellen Grundlagen der Moskauer IOM-Mission beeinflussen die 
Reichweite der Aktivitäten der IOM auf politischer und operativer Ebene in der Russischen 
Föderation erheblich. In diesem Zusammenhang interessieren vor allem die vertraglich festge-
legten Arbeitsschwerpunkte der IOM und die Realisierung von Praxis-Projekten.  
Das Regionalbüro der IOM wurde 1992 in Moskau eröffnet. Die Ausgaben für Gebäudemiete, 
Betriebs- und Personalkosten werden vollständig aus Projektmitteln finanziert 
(Projectization). Die rechtliche Grundlage für das Tätigwerden der IOM in der Russischen 
Föderation ist ein im selben Jahr mit dem Außenministerium abgeschlossenes Kooperations-
abkommen, das alle zwei Jahre automatisch verlängert wird. Durch den Abschluss des Koo-
perationsvertrages verfügt die Russische Föderation zudem über den Status eines Beobachters 
im Rat der IOM88. Das IOM-Büro hat den Status einer diplomatischen Vertretung, mit allen 
anhängenden Privilegien. Nach Angaben des Moskauer Büroleiters legt das nichtöffentliche 
Dokument fest, dass die IOM, nach Abstimmung mit der Regierung und in Abhängigkeit ver-
fügbarer internationaler Finanzierung, transport- und transferbezogene Dienstleistungen im 
Migrationsbereich durchführt. Die IOM unterstützt die russische Regierung beim Fundraising 
                                                        
88 Beobachterstaaten bezahlen keine Mitgliedsbeiträge an die IOM und haben kein Stimmrecht im Rat der Orga-
nisation. Der Rat ist das höchste Organ der IOM, hier wird über die Politiken der Organisation entschieden (In-
ternational Organisation for Migration 1951/1989). 
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für abgesprochene Migrationsprojekte und bei der anschließenden Umsetzung dieser Projekte. 
Das umfasst die Migration von russischen StaatsbürgerInnen, die Rückkehr von Internally-
Displaced-Persons, die Rückkehr von qualifizierten „menschlichen Ressourcen” und von so-
genannten „integrierten Experten” sowie die Organisierung „selektiver Migration” und die 
Förderung regionaler Kooperationen im Bereich der Arbeitsmigration. Umgesetzt werden die 
vertraglich vereinbarten Aufgaben im Einverständnis mit der russischen Regierung und in 
Übereinstimmung mit den Prinzipien der IOM im Rahmen operativer Projekte und Program-
me. Entsprechend unterrichtet die IOM die russische Regierung jährlich über alle geplanten 
Projekte im Bereich Migration (Ponziani 2010). 
Ein weiteres Abkommen zur Zusammenarbeit bei der Regelung von Migration wurde mit 
dem russischen Föderalen Migrationsdienst (FMS) im Oktober 2007 unterzeichnet. Verein-
bart wurden die Entwicklung und praktische Umsetzung von Programmen im Bereich Migra-
tion: Initiativen zum Migrationsmanagement an denen sich sowohl die Russische Föderation 
als auch andere Länder beteiligen sowie Hilfs- und Unterstützungsleistungen für „gestrandete 
TransitmigrantInnen“. Die IOM soll zur Entwicklung von Politiken, der Gesetzgebung und 
einem institutionellen Rahmenwerk im Bereich Migration konsultiert werden sowie Training 
für MitarbeiterInnen des FMS anbieten (IOM Press Briefing Notes 2007).  
Entsprechend der in beiden Abkommen formulierten Aufgaben gliedert sich die Arbeit der 
IOM Moskau in fünf Schwerpunktbereiche: Transportleistungen für MigrantInnen (Move-
ment), katastrophen- und krisenbedingtes Migrationsmanagement (Movement, Emergency 
and Post-Crisis Migration Management), Regulierung von Migration, Förderung von Migrati-
on, Migrationspolitik und -forschung sowie Gesundheit und Migration.  
Im Rahmen des Arbeitsschwerpunkts Migrationsregulierung realisierte die IOM bislang sechs 
Anti-Trafficking-Projekte89, in denen unterschiedliche Zielsetzungen bei der Bekämpfung von 
„Menschenhandel“ verfolgt wurden. Es wurden Präventionskampagnen durchgeführt, Unter-
stützungs- und Beratungsmaßnahmen für potentielle MigrantInnen und Betroffene von Men-
schenhandel angeboten, die Entwicklung von Kooperations- und Koordinationsmechanismen 
zwischen unterschiedlichen staatlichen und zivilgesellschaftlichen Anti-Trafficking-Akteuren 
                                                        
89 Diese Projekte sind: Prevention of Human Trafficking in the Russian Federation; Combating Trafficking in 
Human Beings in the Russian Federation; Assistance Centre for Victims of Trafficking in Primorskiy Krai, 
Vladivostok City; Establishment of a Multi-Agency Model of Cooperation for Combating Trafficking in Human 
Beings in the Russian Far East (IOM Moskau 2009).  





vorangetrieben, VertreterInnen staatlicher und nicht-staatlicher Organisationen wurden wei-
tergebildet und geschult, Schutzeinrichtungen für Opfer von Menschenhandel aufgebaut so-
wie Vorschläge zur Präzisierung der Anti-Trafficking-Gesetzgebung und zur Effektivierung 
der Strafverfolgung erarbeitet, weitervermittelt und erprobt (IOM Moskau 2009). Ein weiterer 
zentraler Baustein von Projekten im Bereich der Migrationssteuerung, der auch im Zusam-
menhang mit „Menschenhandel“ relevant ist, war/ist die Entwicklung und Implementierung 
von Rücknahmeabkommen. Hier war die IOM in der Zeitspanne von Februar 2007 bis Januar 
2009 unterstützend aktiv bei der Ausarbeitung entsprechender Gesetzgebung und der Organi-
sation und Durchführung von Weiterbildungsprogrammen in den Verwaltungsbehörden (In-
ternational Organisation for Migration ohne Datum g: European Council on Refugees and 
Exiles 2008). Ergänzt wurden diese Maßnahmen durch Projekte zum Aufbau von grenzsi-
chernden Strukturen (IOM Technical Cooperation Centre for Europe and Central Asia Ohne 
Datum a).  
Die Projekte zur Bekämpfung von Menschenhandel führt die IOM unter Einbindung sowohl 
staatlicher als auch nicht-staatlicher Kooperationspartner durch. Planung und Umsetzung der 
IOM-Anti-Trafficking-Initiativen prägen die Besonderheiten des russischen Kontextes ent-
scheidend. Mit der Darstellung der Diskussionen und politischen Ereignisse, die der Umset-
zung des IOM-Projekts „Prevention of Human Trafficking in the Russian Federation“ vorge-
lagert waren, soll der politisch-praktische Stellenwert des Projekts auf lokaler, nationaler und 
internationaler Ebene erläutert werden.  
In den frühen 2000er Jahren war die IOM im Bereich Anti-Trafficking in der Russischen Fö-
deration insbesondere im Bereich Opferschutz und -assistenzen, Reintegration und Prävention 
nur in eingeschränktem Maße tätig. Während die IOM in anderen GUS-Staaten wie der Ukra-
ine (IOM Technical Cooperation Centre for Europe and Central Asia ohne Datum) oder auch 
Weißrussland (International Organisation for Migration ohne Datum c), weitaus früher mit 
operativen Maßnahmen aktiv wurde, lief das erste große Anti-Trafficking-Projekt „Prävention 
des Menschenhandel in der Russischen Föderation“90 im Jahr 2006 vergleichsweise spät an91. 
Ein Bündel unterschiedlicher Faktoren begründet diesen Umstand. So wurde die Bekämpfung 
                                                        
90
 Im Folgenden wird diese von der Europäischen Kommission finanzierte Anti-Trafficking-Initiative auch als 
IOM/EK-Projekt bezeichnet. 
91
 In der Ukraine oder auch Weißrussland wurde die IOM weitaus früher mit operativen Anti-Trafficking-
Maßnahmen aktiv (IOM Technical Cooperation Centre for Europe and Central Asia ohne Datum; International 
Organisation for Migration ohne Datum c). 
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von Menschenhandel von der russischen Regierung über viele Jahre vernachlässigt (Johnson 
2009: 131)92. Es bestand weder ein Interesse an der Zusammenarbeit mit internationalen Or-
ganisationen wie der IOM noch an der Förderung von nationalen zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren. Ebenso standen lange Zeit die notwendigen Gelder von ausländischen Geberorganisa-
tionen nicht oder nur in geringem Umfang zur Verfügung. Erst in den letzten Jahren begannen 
diese Organisationen, Anti-Trafficking-Programme und Projekte in der Russischen Föderati-
on zu fördern (Interview F 2004).  
Anfang des Millenniums konzentrierte sich das IOM-Büro in Moskau auf die Entwicklung 
und Planung von Anti-Trafficking-Initiativen (International Organisation for Migration 2000). 
Zu diesem Zweck baute die IOM Moskau eine Reihe von Kontakten zu Regierungsinstitutio-
nen wie dem Außenministerium, aber auch zu vielen Nicht-Regierungs-Organisationen auf. 
Ein wichtiger Punkt im Rahmen dieser Bestrebungen war es, die NGOs durch Weiterbildung 
und Kompetenzentwicklung zu unterstützen. In diesem Zusammenhang organisierte die IOM 
Trainingsworkshops für NGOs und staatliche Akteure zu Fragen der Modalitäten einer wech-
selseitigen Zusammenarbeit. Grundlage für diese Aktivitäten war ein im Jahr 2001 von Elena 
Tiurikanova verfasster Bericht zur Arbeit von Anti-Trafficking-NGOs in der Russischen Fö-
deration. Ein möglichst umfassendes Bild der Arbeit und der Profile von NGOs aus den ver-
schiedenen Regionen Russlands sollte erhoben werden. Dabei wurden Lücken und Mängel in 
der Zusammenarbeit mit anderen staatlichen, nichtstaatlichen und internationalen Anti-
Trafficking-Akteuren identifiziert. Die IOM erhielt wichtige Hinweise für die inhaltlich-
thematische Ausgestaltung von Capacity-Building-Workshops für NGOs. Gleichzeitig sollten 
dabei auch potentielle Partner für die Realisierung von IOM-geleiteten Projekten ermittelt 
werden (Tyuryukanova 2001: 3). 
Im Jahr 2002 wurde die IOM eingeladen, in der behördenübergreifenden Arbeitsgruppe der 
Duma an der Ausarbeitung eines Entwurfs für die russische Anti-Trafficking-Gesetzgebung 
mitzuwirken. Unter der Leitung der Dumaabgeordneten Elena Mizulina erarbeiteten 
VertreterInnnen verschiedener Ministerien (Inneres, Familien, Frauen und Gesundheit), zahl-
reicher Nichtregierungsorganisationen und der IOM, einen umfangreichen Gesetzesentwurf, 
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 Signifikante Anstrengungen bei der Bekämpfung von FMH bescheinigt der TIP-Report der russischen Regie-
rung erstmals im Jahr 2003 aufgrund ihrer Initiativen, FMH als Straftatbestand zu verfolgen (Department Of 
State Ot The United Staes Of America 2003: 168). 





der anschließend der Duma zur Ratifikation vorgelegt wurde93. Auf der zweiten allrussischen 
Versammlung von Anti-Trafficking-NGOs im Jahr 2007 betonte der Leiter des Moskauer 
Büros, Mark Getchell, die koordinierende Rolle der IOM. Neben der Aufgabe, den Dialog 
zwischen Sende-, Ziel- und Transitländern zum Thema „Menschenhandel“ zu fördern, habe 
die Etablierung der Zusammenarbeit mit Nicht-Regierungs-Organisationen auf dem Gebiet 
Opferschutz und direkte Assistenzen für die Organisation hohe Relevanz. Darüber hinaus 
müssten die Anstrengungen von staatlichen und nicht-staatlichen Organisationen in Einklang 
gebracht werden (Komitet po grazhdanskomy 2006: 14f). 
Ein weiteres Arbeitsgebiet der IOM ist der Bereich der Strafverfolgung. So beteiligte sich die 
IOM Moskau an einer Reihe von groß angelegten GUS-Konferenzen zu „Internationalen Per-
spektiven der Zusammenarbeit von Strafverfolgungsbehörden bei der Bekämpfung von Men-
schenhandel“. Die Konferenzen fanden, gefördert mit Finanzmitteln von SIDA, in den Jahren 
2003, 2004, 2005, 2007, in Minsk, Kiew und Chisinau statt. In den Jahren 2008 und 2009 
wurden die Konferenzen im Rahmen des von der Schwedischen Behörde für Internationale 
Entwicklungszusammenarbeit (SIDA) geförderten Projekts „Combating Trafficking in Hu-
man Beings in the Russian Federation“ in St. Petersburg und Moskau vom russischen Regio-
nalbüro der IOM organisiert (IOM-Moscow 2009). 
Darüber hinaus bildet die IOM seit dem Jahr 2004 zusammen mit der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO), dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP), dem Be-
völkerungsfonds der Vereinten Nationen (UNFPA), dem Büro der Vereinten Nationen für 
Drogen- und Verbrechensbekämpfung (UNODC) und dem Kinderhilfswerk der Vereinten 
Nationen (UNICEF) die IOM/UN-Arbeitsgruppe zu Menschenhandel. Erklärtes Ziel der IGO-
Gruppe ist, durch planvolle Kommunikationsstrategien vermehrt politische und gesellschaftli-
che Aufmerksamkeit auf das Thema „Menschenhandel“ zu lenken (UNICEF 2006). Die Ar-
beitsgruppe fungiert als Koordinations-, Weiterbildungs- und Austauschforum für alle Inte-
ressenvertreterInnen, die sich mit dem Phänomen „Menschenhandel“ auseinandersetzen (In-
ternational Organisation for Migration ohne Datum d).  
Das erste von der IOM in Eigenregie geleitete und koordinierte Projekt gegen Menschenhan-
del in der Russischen Föderation wurde im Jahr 2005 im Kaliningrader Gebiet unter dem Titel 
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 Bislang wurden nur die Ergänzungen, die Menschenhandel als Straftat definieren, in die russische Strafgesetz-
gebung übernommen.  
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„Trafficking Assessment and Counter-Trafficking Capacity Building Project” realisiert. Das 
Projekt befasste sich mit dem Ausmaß und den Besonderheiten von Menschenhandel im Ka-
liningrader Gebiet. Auf dieser Grundlage wurden kapazitätsbildende Maßnahmen für Vertre-
terInnen von Regierungs- und Nicht-Regierungs-Organisationen durchgeführt (IOM-Finland 
ohne Datum; International Organisation for Migration 2006) sowie ein Präventionsprogramm, 
dessen Zielgruppe Jugendliche beider Geschlechter waren, realisiert (IOM-Finland 2007). 
4.1.1.2 Die Vorgeschichte des IOM/EK-Projektes 
Im April des Jahres 2006 startete das bislang größte Projekt zur Bekämpfung von „Men-
schenhandel“ in der Russischen Föderation: „Prevention of Human Trafficking in the Russian 
Federation“. Die Projektaktivitäten fanden in drei Regionen der Russischen Föderation, in 
Astrachan, Karelien und im Moskauer Kreis statt. Finanziert wurde das Großprojekt mit ei-
nem Finanzvolumen von insgesamt 4,5 Millionen Euro und einem breiten Spektrum an inhalt-
lichen Schwerpunktsetzungen durch die Europäische Kommission und die Regierungen der 
Schweiz und der Vereinigten Staaten. Die zweijährige Laufzeit wurde im Sommer 2008 um 
ein Jahr verlängert, da sich die Umsetzung verschiedener Projektkomponenten verzögerte. Für 
eine weitere sechsmonatige Prolongierung bis Dezember 2009 bewilligte die EK im Juli 2009 
zusätzliche Mittel. In diesem Zeitraum sollten die durch das Projekt erarbeiteten Referral94-, 
Koordinations- und Kooperationsmechanismen konsolidiert, Synergieeffekte identifiziert und 
nutzbar gemacht werden sowie für das Thema „Menschenhandel“ sensibilisierende Maßnah-
men vertieft werden (Interview I 2009). 
Die mehrjährigen Planungs- und Verhandlungsphasen für das Projekt begannen im Jahr 2002 
(Blonde 2008). Dabei waren die Ende des Jahres 2003 von Duma und Föderationsrat ange-
nommenen Ergänzungen der russischen Gesetzgebung, die Menschenhandel unter Strafe stell-
ten, ein wichtiger politischer Anstoß für die IOM und ihre Geldgeber, die Projektplanungen 
voranzutreiben. Mit der Einführung von zwei Zusatzparagraphen im Strafgesetzbuch kam die 
Russische Föderation der aus der Ratifizierung des Palermoprotokolls erwachsenen Verpflich-
tung nach, Menschenhandel zu kriminalisieren. Ebenso übten, um die Gesetzesergänzungen 
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 Ein referral-Mechanismus legt fest, an welche zuständigen Stellen, z.B. Strafverfolgungsbehörden, NGOs oder 
internationale Organisationen Menschenhandelsopfer verwiesen werden. Im Handbuch der OSCE wird dazu 
festgehalten: „A National Referral Mechanism (NRM) is a co-operative framework through which state actors 
fulfil their obligations to protect and promote the human rights of trafficked persons, co-ordinating their efforts 
in a strategic partnership with civil society” OSCE/ODIHR 2004: 15).  





durchzusetzen, lokale NGOs sowie Dumaabgeordnete wie Elena Mizulina öffentlichen Druck 
aus (Orlova/Baglay 2006: 178f).  
Ein weiterer Faktor, der den Bestrebungen der IOM förderlich war, ein Anti-Trafficking-
Projekt in der Russischen Föderation auf den Weg zu bringen, war die fortschreitende 
Institutionalisierung der EU/Russland-Beziehungen (Timmermann 2003; Adomeit/Lindner 
2005; European Commission 2005). Damit eröffnete sich die Möglichkeit, das Projekt durch 
Finanzinstrumente, die zur Förderung und Intensivierung der EU/Russland-Beziehungen 
bereitstanden, zu realisieren. Den politischen Rahmen und damit auch die (politischen) 
Legitimationsgrundlagen für das Anti-Trafficking-Projekt von EK und IOM stellte die 
Petersburger Erklärung aus dem Jahr 2003 dar, die die Schaffung von vier gemeinsamen 
Räumen der Zusammenarbeit zwischen der EU und der Russischen Föderation vorsah 
(Pressemitteilung des Europäischen Rats 2003). Im Jahr 2005 wurden Wegekarten für die 
konkrete Umsetzung dieser Räume vereinbart (European Commission 2005). Für den Aufbau 
eines europäisch-russischen Raumes der Sicherheit, der Freiheit und des Rechts sahen die 
Wegekarten auch Maßnahmen zur Bekämpfung von „Menschenhandel“ vor. In der 
praktischen Umsetzung sollten sowohl die internationale Zusammenarbeit von Institutionen 
der Verbrechensbekämpfung verstärkt als auch der regelmäßige Informationsaustausch 
zwischen Europol und Russland intensiviert werden. Ebenso waren die Implementierung des 
Palermo-Protokolls und die Annahme weiterer Anti-Trafficking-Gesetze vorgesehen. Es 
sollten Maßnahmen zum Opferschutz und zur Risikoprävention realisiert, die Kooperationen 
mit lokalen NGOs ausgebaut und regelmäßige Trainings mit relevanten 
BehördenvertreterInnen durchgeführt werden. Ein kontinuierlicher Datenaustausch wurde 
angeregt, um sich gegenseitig (EU/Russische Föderation) über die Ausmaße des Trafficking-
Problems zu informieren. (European Commission 2005).  
Auch die inhaltliche Fixierung des Themas „Menschenhandel“ in den Wegekarten stellte ei-
nen wichtigen Schritt auf dem Weg zu einer operativen Umsetzung in Form eines durch die 
IOM geleiteten Projektes zur Prävention von Menschenhandel dar. Dem gingen Diskussions-
prozesse zwischen VertreterInnen der EK und russischen PartnerInnen voraus, in denen vor 
allem die Erwartungen bezüglich der zu realisierenden Maßnahmen erörtert und präzisiert 
wurden: „[…] it is a dialogue, it is not a unilaterally imposed project by Brusseles. This is 
based on a demand, and mainly demand driven“ (Blonde 2008).  
Anti-Trafficking-Projekte der IOM in der Bundesrepublik Deutschland und der Russischen 
Föderation 
127
   
 
Ein wichtiger Punkt für die konkrete Ausgestaltung des Projekts war es, sich auf eine schwer-
punktmäßig präventive Ausrichtung zu einigen. Denn mit der Fokussierung auf Prävention 
wurde das Vorhaben nicht nur konkretisiert, sondern auch die Voraussetzungen für eine An-
nahme des Vorschlags durch die russischen Dialogpartner geschaffen (Blonde 2008). So war, 
laut Blonde die russische Seite in der Verhandlungsperiode in den Jahren 2002, 2003, 2004 
kaum gewillt, sich mit dem Problem „Menschenhandel“ zu befassen. Aus russischer Perspek-
tive fürchtete man, es könnte der Eindruck entstehen, dass das Projekt und damit die IOM der 
einzige Akteur sei, der sich mit diesem großen Problembereich befasst. So wurde, vor allem 
um die russische Seite in besserem Licht zu zeigen, in der Betitelung des Projekts Prävention 
in den Vordergrund gestellt: „The focus on prevention made the project more tangible for the 
Russian side“ (Blonde 2008).  
Beide Seiten stimmten für die IOM als die am besten geeignete und qualifizierteste Organisa-
tion, um das Anti-Trafficking-Projekt zu implementieren. Dazu trug nach Meinung von Piet 
Blonde, dem Projektkoordinator im EU/Russland-Kooperationsprogramm für institutionelle 
Reformen, vor allem der operativ-unterstützende Charakter der IOM95 in ihrer Funktion als 
Internationale Organisation bei: „So, in my view, they are not considered as a threatening 
partner. […] No, a judging [partner; S. Sch.] and there are some reports which other organiza-
tions […] who then publish it on their website and make a press release and condemn. I’m 
speaking in the perception of the Russian side. IOM is not perceived as such an actor. Then 
you can call this the weakness of the organization. Let’s say in longer term it proofs, that it 
has a capacity to set up cooperation, to bring different parties together, who were not willing 
to work on such a topic before. There seems some fruit in their approach. I notice that IOM 
had been able to establish itself in a respected role, as a partner with whom also authorities are 
willing to work together” (Blonde 2008). 
Von Seiten der EK fiel die Wahl auf die IOM, da der Fokus des Anti-Trafficking-Projekts in 
hohem Maße mit den Kernaufgaben der Organisation – Assistenzen für Betroffene von Men-
                                                        
95
 Diese Ausrichtung ist im Mandat der IOM festgelegt: In der erweiterten Verfassung aus dem Jahr 1987 wer-
den die Aufgabenbereiche und Funktionen der intergouvernementalen Organisation folgendermaßen definiert: 
• Unterstützung der internationalen Gemeinschaft bei der operativen Bearbeitung migrationsbezogener 
Problemstellungen. Dabei arbeitet die IOM mit anderen IGOs, NGOs und staatlichen Organisationen 
zusammen und koordiniert oftmals diese Zusammenarbeit, 
• Beitragen zu einem weltweit besseren Verständnis von Migrationsfragen. Bei diesen Prozessen kommt 
der IOM die Funktion eines Austauschforums für Staaten und auch nicht-staatliche Akteure zu Migrati-
onsfragen zu(International Organisation for Migration 1951/1989). 





schenhandel – übereinstimmte (Blonde 2008). Grundsätzlich, so betont Blonde, war es aber 
auch dem dialogförmigen und prozesshaften Charakter der Projektentwicklung geschuldet, 
dass die IOM als die für die Implementierung des Projekts zuständige Organisation ausge-
wählt wurde (Blonde 2008).  
Die bereits erwähnte Pilotstudie zur Arbeit von Nicht-Regierungs-Organisationen war eine 
der Grundlagen, um den Bedarf eines umfassenden Anti-Trafficking-Projekts zu begründen 
und zu erklären. Die Analyse hebt vor allem die Notwendigkeit einer intensivierten Zusam-
menarbeit mit NGOs als den Hauptaktiven in den Bereichen „Schutz und Prävention von 
Menschenhandel“ hervor. Die Rolle, die die IOM auf Grundlage der Situationsanalyse und im 
Hinblick auf zukünftige Projektaktivitäten dabei anschließend für sich vorsah, war die eines 
Koordinators und Capacity-Builders (Tyuryukanova 2001: 46).  
Fünf Jahre später betonte die zeitgleich mit Beginn des IOM/EK-Projekts herausgegebene 
Bestandsaufnahme aktueller Anti-Trafficking-Maßnahmen in der Russischen Föderation96 
immer noch den Umstand, dass bis dato NGOs fast die einzigen Aktiven im Bereich der Prä-
vention und der Betreuung von Betroffenen des „Menschenhandels“ seien. Ein von Elena 
Tyuryukanova und dem Moskauer Institut für Urbane Ökonomie im Auftrag der IOM/UN-
Arbeitsgruppe verfasster Bericht stellte detailliert Lücken und Mängel des russischen Anti-
Trafficking-Systems dar und erklärte, dass zielgerichtete Maßnahmen, die genau an diesen 
Schwachstellen ansetzten, geboten wären97. Im Folgenden gebe ich einen kurzen Überblick 
über die von Tyuryukanova identifizierten Mankos des russischen Anti-Trafficking-Systems, 
um dann auf die Maßnahmen des IOM-Projektes „Prevention of Human Trafficking“ einzu-
gehen.  
Laut Tyuryukanova gibt es in der Russischen Föderation keine umfassende staatliche Anti-
Trafficking-Politik, die, wie im Palermo-Protokoll vorgesehen, Strafverfolgungs-, Opfer-
schutz- und Präventionsmaßnahmen bei der Bekämpfung von Menschenhandel verbindet. So 
wird durch Paragraph 127.1 der Straftatbestand „Menschenhandel“ definiert und das Strafmaß 
                                                        
96
 Human Trafficking in the Russian Federation Inventory and Analysis of the Current Situation and Responses. 
Report conducted by E.V. Tiurukanova and the Institute for Urban Economics for the UN/IOM Working Group 
on Trafficking in Human Beings, Moskau, 2006. 
97
 Auch die vom US-amerikanischen Außenministerium herausgegebenen Trafficking in Persons (TIP)-Berichte 
kritisieren über Jahre hinweg das mangelnde Engagement staatlicher Organisation und die fehlende Finanzierung 
von nichtstaatlichen Trägern, um präventive und schützende Maßnahmen durchzuführen (vgl. U.S. Department 
of State ohne Datum). 
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festgelegt, das je nach Schwere der Tat zwischen fünf und fünfzehn Jahren Freiheitsentzug 
variiert. Paragraph 127.2 kriminalisiert die Ausnutzung von Sklavenarbeit (Office for Democ-
ratic Institutions and Human Rights: 15). Beide Artikel stimmen nach Ansicht der Autorin 
jedoch nicht mit internationalen Standards überein. So spezifiziert die russische Gesetzgebung 
in Abweichung zur Definition im Palermo-Protokoll keine „Mittel“ wie Gewalt, Täuschung, 
Betrug oder die Ausnutzung von Verwundbarkeit, die die Straftat „Menschenhandel“ kenn-
zeichnen. Daraus resultiert eine Gleichsetzung von freiwilliger und erzwungener Sexarbeit als 
Menschenhandelsstraftat. Diese Definition prägt vor allem die Auffassung der Strafverfol-
gungsbehörden zu den Schutzbedürfnissen und -rechten der Betroffenen von Menschenhan-
del: „The fact that the definition requires no ‘means’ possibly contributes to a widely reported 
indifference amongst certain law enforcement as to the true plight of persons forced or de-
ceived into sexual exploitation; whom law enforcement generally believe to be voluntarily 
providing such services and therefore in no need of special protection“ (Office for Democratic 
Institutions and Human Rights: 17).  
Die Definition von (Arbeits-) Ausbeutung im russischen Strafkodex beschränkt sich auf Skla-
venarbeit und lässt damit andere Formen der Ausbeutung wie Schuldknechtschaft, die im Pa-
lermo-Protokoll explizit aufgeführt ist, außer Acht. Eine Gesetzgebung zu Kinderhandel fehlt 
gänzlich. Darüber hinaus hält Tyuryukanova die Implementierung der Anti-Trafficking-
Gesetze aufgrund knapper unverständlicher Definitionen in den Gesetzestexten und mangeln-
dem Sachverständnis der zuständigen Strafverfolgungsbeamten für unzureichend. Ähnlich 
verhält es sich bei der Anwendung der im Jahr 2005 verabschiedeten gesetzlichen Regelungen 
zum ZeugInnen- und Opferschutz. Hier erschweren dürftige Finanzmittel und fehlende Ver-
waltungsrichtlinien, dass die Menschenrechte der OpferzeugInnen während der Aufklärungs- 
und Gerichtsprozesse gewahrt bleiben. Auch die Praxis der zuständigen Strafverfolgungs- und 
Migrationsbehörden orientiere sich in der Regel nicht in ausreichendem Maße an Menschen-
rechtsstandards (UN/IOM Working Group on Trafficking in Human Beings 2006: 95). 
Grundsätzlich stellt Tyuryukanova auf der Regierungsebene eine Tendenz fest zu denken, 
dass durch die Einführung des Straftatbestandes „Menschenhandel“ genug für die Bekämp-
fung von Menschenhandel getan wurde (UN/IOM Working Group on Trafficking in Human 
Beings 2006: 92). Eine solche Auffassung widerspricht nicht nur ExpertInnenmeinungen, die 
ausgewogene, primär an den globalen Menschenrechten orientierte Anti-Trafficking-





Maßnahmen empfehlen (Askola 2007; Jordan 2002; Pearson 2002). Sie ignoriert auch das mit 
dem Menschenhandelsprotokoll der Vereinten Nationen vorgegebene Modell zur Bekämp-
fung von Menschenhandel, das, wenn auch optional, die Kombination von Präventions- und 
Opferschutzmaßnahmen mit Strafverfolgungsmaßnahmen vorsieht. 
Direkt mit dem mangelnden Problemverständnis der Regierung verbunden ist daher auch die 
unzulängliche Finanzierung von Programmen und Initiativen zur Bekämpfung des „Men-
schenhandels“, die Prävention und Opferschutz fokussieren. Das betrifft vor allem NGOs, 
deren Aktivitäten schwerpunktmäßig die soziale Betreuung von Betroffenen von Menschen-
handel und Aufklärungsarbeit umfassen. Bislang war die Mehrheit der russischen NGOs fast 
ausschließlich auf die Gelder ausländischer Geberorganistionen angewiesen. Aus dieser Situa-
tion folgt neben der großen Planungsunsicherheit der Organisationen auch ein unzureichendes 
Angebot an Assistenz- und Reintegrationsprogrammen. Nach Tyuryukanova vergeben aus-
ländische Geberorganisationen oft nur kurzzeitige Förderungen. Doch ohne die Sicherstellung 
langfristiger Finanzierungsmodelle gestalten sich der Aufbau und die kontinuierliche Auf-
rechterhaltung von Beratungsangeboten und Schutzeinrichtungen nahezu unmöglich. Häufig 
koordinieren die Geberorganisationen ihre Finanzzuwendungen untereinander nicht. Dadurch 
mangelt es den Initiativen der russischen Anti-Trafficking-NGOs nicht nur an Stabilität, son-
dern auch an Kohärenz und Nachhaltigkeit (UN/IOM Working Group on Trafficking in Hu-
man Beings 2006: 97).  
Eine weitere Lücke im russischen Anti-Trafficking-System sind die fehlenden Kooperations- 
und Koordinierungsmechanismen zwischen den relevanten staatlichen, nichtstaatlichen und 
internationalen Akteuren. So regeln bspw. nationale Verweismechanismen die Zuständigkei-
ten der verschiedenen Akteure bei der Identifizierung und der Betreuung der Betroffenen von 
Menschenhandel. Solche Regelungen tragen nicht nur zur Optimierung der Arbeit der betei-
ligten Akteure bei, sondern stellen auch das Wohlergehen und den Schutz der Betroffenen 
sicher. In der Russischen Föderation sind solche Mechanismen nicht oder nur in bestimmten 
Regionen oder Kommunen vorhanden (UN/IOM Working Group on Trafficking in Human 
Beings 2006: 98).  
Ein anderes Defizit der russischen Aktivitäten gegen Menschenhandel liegt laut 
Tyuryukanova im Bereich der Forschung. Sowohl im Bereich der kriminologischen als auch 
der sozio-ökonomischen Grundlagenforschung zum Thema „Menschenhandel“ gäbe es ver-
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stärkten Bedarf. Ebenso seien vergleichende Analysen zu den Anti-Trafficking-Politiken an-
derer Länder notwendig, um Best-Practice-Modelle und deren mögliche Anwendung in der 
Russischen Föderation zu identifizieren (UN/IOM Working Group on Trafficking in Human 
Beings 2006: 107).  
Ein maßgeblicher und nicht zu vernachlässigender Faktor im Bereich Prävention und bei der 
Sensibilisierung der Öffentlichkeit für das Problem „Menschenhandel“ sind die Massenmedi-
en. Sensationsjournalismus und die Fokussierung auf Menschenhandel zum Zweck der sexu-
ellen Ausbeutung führten nach Meinung der Autorin zu einem verzerrten Bild. Nicht zuletzt 
trage diese Form der Berichterstattung neben ignoranten Behörden und die häufig damit ein-
hergehende Behinderung des investigativen Journalismus maßgeblich zum niedrigen Prob-
lembewusstsein in der russischen Gesellschaft bei. Im Gegenzug werden zivilgesellschaftliche 
Positionen zur Bekämpfung des „Menschenhandels“ nur selten und oft nicht in angemessener 
Weise artikuliert (UN/IOM Working Group on Trafficking in Human Beings 2006: 70ff). 
4.1.1.3 Ziele und Arbeitsmechanismen des IOM/EK-Projekts 
Das IOM/EK-Projekt geht auf viele der in der Situationsanalyse identifizierten Schwachstel-
len bei der Bekämpfung von „Menschenhandel“ ein. Vorgesehen war, dass in den Bereichen 
Politikberatung, Prävention und Reintegration die Kapazitäten lokaler Akteure gestärkt wer-
den. Projektaktivitäten fanden in drei Regionen der Russischen Föderation, in Astrachan, Ka-
relien und im Moskauer Kreis statt. Unter Beteiligung zahlreicher GOs und NGOs wurde es 
von der IOM umgesetzt und gemanagt. Mit einem Finanzvolumen von 4,5 Millionen Euro 
und einer 3-jährigen Laufzeit vom Frühjahr 2006 bis zum Ende des Jahres 2009 war es das 
bislang größte Projekt zur Bekämpfung von „Menschenhandel“ in der Russischen Föderation. 
Geldgeber waren die Europäische Kommission und die Regierungen der Schweiz und der 
Vereinigten Staaten.  
Im Rahmen der Projektkomponente Politikberatung sollten lokale Akteure bei der Ausarbei-
tung einer russischen Anti-Trafficking-Rechtsetzung, die sich an EU-Standards orientiert so-
wie der Entwicklung von Methoden zur qualitativen und quantitativen Erfassung des Phäno-
mens „Menschenhandel“ in der Russischen Föderation unterstützt werden. Darüber hinaus 
sollten sowohl ein nationaler Aktionsplan verfasst werden als auch Mechanismen herausgear-
beitet werden, die die Zusammenarbeit verschiedener Anti-Trafficking-Akteure vorantreiben, 
entwickeln und verstetigen. Die IOM förderte und organisierte zu diesem Zweck runde Tische 





in den einzelnen Teilregionen des Projekts. Ebenso wurden Weiterbildungen und Studienrei-
sen für Strafverfolgungsbeamte durchgeführt. Formalisiert wurden die Kooperationsbezie-
hungen zwischen der IOM, den russischen Behörden (z. B. dem FMS) und NGOs durch 
„Memoranda of Understanding“. Im Bereich „Politikberatung“ kann die IOM auf bereits be-
stehende Kooperations- und Arbeitsbeziehungen mit nationalen Anti-Trafficking-
SpezialistInnen aufbauen. Verschiedene Mitglieder der Arbeitsgruppe der staatlichen Duma 
für eine Anti-Trafficking-Gesetzgebung unter der Leitung der Duma-Abgeordneten Elena 
Mizulina arbeiteten als ExpertInnen am IOM/EK-Projekt mit.  
Maßnahmen im Bereich Prävention zielten vor allem darauf ab, sogenannte Risikogruppen 
und eine breitere Öffentlichkeit für das Thema „Menschenhandel“ zu sensibilisieren. Rock-
Konzerte gegen Sklaverei wurden im Rahmen von Präventionskampagnen in Zusammenarbeit 
mit jungen Fernsehmoderatoren und lokalen Konzertorganisationen realisiert. JournalistInnen 
wurden im Rahmen verschiedener Workshops zu einer verantwortungsvollen Berichterstat-
tung angehalten. Als weitere Vorbeugestrategien gegen „Menschenhandel“ waren die Schaf-
fung von Arbeitsangeboten auf lokaler Ebene, die Bewerbung legaler Arbeitsmigration durch 
Informationszentren sowie die Förderung alternativer Einkommensmöglichkeiten für Risiko-
gruppen in Zusammenarbeit mit der ILO vorgesehen. Eine besondere Zielgruppe von Schu-
lungen und Weiterbildungen, die im Rahmen des IOM/EK-Projekts angeboten wurden, waren 
MitarbeiterInnen der Strafverfolgungsbehörden. Durch Befähigungsmaßnahmen wie Trai-
nings- und Studienreisen sollten Strafverfolgungsbeamte in die Lage versetzt werden, „Men-
schenhandel“ effektiver zu bekämpfen.  
Der dritte Projektbereich Reintegration konzentrierte sich auf die Betreuung und den Schutz 
von Menschenhandelsbetroffenen. Reintegrationsmaßnahmen umfassten den Aufbau eines 
Reintegrationszentrums, kapazitätsbildenden Lehrgängen für VertreterInnen staatlicher und 
nichtstaatlicher Organisationen sowie die Entwicklung und Vermittlung von Kooperations-
modellen von staatlichen und nichtstaatlichen AkteurInnen bei der Opferbetreuung 
(Prevention of human trafficking in the Russian Federation ohne Datum a).  
In allen drei Bereichen des Projekts verfolgte die IOM einen Befähigungsansatz (Liese 2005: 
70f) und strebte dabei an, die Ownership98 für die im Rahmen des Capacity Buidings vermit-
                                                        
98
 Ber Begriff Ownership besagt, dass die Regierung eines Landes oder Organisationen eines Landes hinter einer 
Politik oder einem Programm stehen sowie Willens und in der Lage sind, dieses Committment auch praktisch 
umzusetzen (Lopes/Theisohn 2003: 30). 
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telten Modelle zur Bekämpfung und Prävention von Menschenhandel zu festigen, um so die 
Nachhaltigkeit des Projekts zu sichern. Alberto Andreani, Leiter des IOM/EK-Projektes, 
betont: „The main key is sustainability, so theoretically the project sees its results, when all 
the components will be endorsed by the government (Andreani 2008a).  
Als Grundvoraussetzung für eine nachhaltige praktische Umsetzung der erworbenen Kennt-
nisse nennt der Projektleiter die Erstellung eines nationalen Aktionsplans: „The Russian 
government should at least draft a specific national plan of action and allocation of the budget 
[...] As I said before, without a specific plan of action, it’s just theory“ (Andreani 2008a). Die 
Rolle der IOM bei der Umsetzung dieser Strategie beschreibt Adreani folgendermaßen: „I 
think IOM is a great organisation with a solid experience, worldwide in counter trafficking 
issues and here in Russia it is giving at disposal of the authorities its experience. More than an 
interlocutor it is an assistant“ (Andreani 2008a). 
Diese Aufgabe beschränkte sich jedoch nur auf den ersten Blick auf die bloße Vermittlung 
von Wissen und Erfahrung zum Thema „Anti-Trafficking“. Vielmehr ging es darum, durch 
die regelmäßige Teilnahme von MitarbeiterInnen aus Politik und Verwaltung an kapazitäts-
bildenden Maßnahmen, Widerstände und Skepsis bezüglich der IOM-Anti-Trafficking-
Initiativen abzubauen (Blonde 2008). Die Arbeitsbeziehungen mit den jeweiligen Behörden, 
mit anderen staatlichen Einrichtungen und mit Ministerien sowie mit Nicht-Regierungs-
Organisationen wurden durch den Abschluss von Memoranda of Understanding stärker struk-
turiert und formalisiert. Dazu trugen auch der Aufbau von Netzwerkstrukturen und verbindli-
chen Kooperationsbeziehungen zwischen den unterschiedlichen staatlichen, nichtstaatlichen 
und internationalen Akteuren, bspw. durch die Einrichtung eines Systems von Verweisme-
chanismen im Bereich Reintegration, bei (Interview G 2008; Interview H 2008).  
4.1.1.4 Menschenhandelsframes im IOM/EK-Projekt  
Das im IOM/EK-Projekt wegweisende Problemverständnis von Menschenhandel lässt sich 
anhand der Ausführungen leitender ProjektmitarbeiterInnen veranschaulichen: Menschenhan-
del stellt ein Problem der organisierten Kriminalität dar, das starke Verbindungen zum Terro-
rismus hat, so gibt die Assistentin die Auffassung ihres Vorgesetzten, dem Projektleiter des 
IOM/EK-Projektes Alberto Andreani99, wieder: „But he always stresses the possible link 
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 Die Eckdaten der Biographie Alberto Andreanis offenbaren, dass er ein qualifizierter Sicherheitsakteur ist. Er 
besitzt einen akademischen Abschluss in Jura, besuchte die italienische Polizeiakademie, leitete eine Einsatz-





between human traffickers and terrorists. And anyway being an organized crime phenomenon, 
trafficking has also to be fought. Taken into consideration that it is organized criminality, yes” 
(Interview H 2008b). Im Nachwort eines IOM-Ratgebers für vorbildliche Medienberichter-
stattung regt Andreani an, durch harte Bestrafung der für die Ausbeutung und den Freiheits-
entzug der Opfer Verantwortlichen sowie durch verstärkte Informationspolitik aktiv gegen 
Menschenhandel vorzugehen (Andreani 2008b: 367).  
Auch Enrico Ponziani, Leiter des russischen IOM-Büros rahmt Menschenhandel als ein Prob-
lem, das sich primär auf die Aktivitäten des organisierten Verbrechens zurückführen lässt. Er 
entfaltet Diagnosen, Ursachen und Problemlösungen ausführlich: Menschenhandel stellt eine 
Form der Sklaverei dar. Dadurch ist sowohl die Sicherheit von einzelnen BürgerInnen, die 
Gefahr laufen, Opfer von Menschenhandel zu werden als auch die Sicherheit von ganzen Ge-
sellschaften bedroht. Für jede/n Einzelne/n besteht ein direktes Risiko, Opfer von Menschen-
handel zu werden, während Gesellschaften im Zuge von Menschenhandel sowohl durch über-
tragene Krankheiten und Seuchen als auch durch Geldwäsche, die im Zusammenhang mit 
organisierter Kriminalität und Terrorismus steht, destabilisiert werden können. Daher ist es 
die gebotene Pflicht von Staaten, diese Kriminellen ausfindig zu machen und zu bestrafen 
(Gespräch mit Enrico Ponziani; handschriftliche Aufzeichnung). 
Auch gegenüber den lokalen Anti-Trafficking-Akteuren wird diese Problemdefinition stark 
gemacht. Im Rahmen eines Workshops zum Thema „Nationale Sicherheit und Migration“ 
erläuterte die IOM-Mitarbeiterin Graziella Pavone, dass eine „enge Verbindung zwischen 
Menschenhandel, Migration und organisiertem Verbrechen“ besteht (Pavone 2008c: 50). Da-
bei werben Verbrecher Menschen an, die sich in schwierigen Lebenssituationen befinden und 
Risikogruppen angehören und sich dann „in den Netzen der Menschenhändler verfangen“ 
(Pavone 2008c: 50)100. Als Problemlösungen legt sie die Liquidierung der Verbrechergrup-
                                                                                                                                                                             
gruppe gegen Drogenkriminalität in Florenz, war Attaché für Recht der italienischen Botschaft in der Ukraine, 
Leiter der Ermittlungseinheit gegen Organisiertes Verbrechen im Büro der Vereinten Nationen im Kosovo und 
der dortigen Einsatzgruppe gegen Menschenhandel. Für die IOM war er, bevor er die Position des Projektleiters 
im IOM/EK-Projekt annahm, als Berater für Strafverfolgung in Georgien und Armenien tätig (Andreani 2008a; 
Russia Today 2008).  
100
 Die Metapher von MenschenhändlerInnen als der Spinne im Netz wurde von der IOM in Öffentlichkeitskam-
pagnen im post-sowjetischen Raum visualisiert. Mit den Effekten dieser Kampagnen setzt sich Rutvica 
Andrijasevic auseinander und kommt zu dem Schluss: „[…] The use of depersonalized images, such as a spi-
der’s web and hooks and cords, portray traffickers in terms of an impersonal and capillary system of control over 
female bodies. Such a representation fosters common assumptions of criminalization of eastern European socie-
ties in the post-1989 period and fuels the fear of Russian Mafia’s expansion westwards” (Andrijasevic 2007: 34).  
Anti-Trafficking-Projekte der IOM in der Bundesrepublik Deutschland und der Russischen 
Föderation 
135
   
 
pen, die gesetzliche Regelung der Arbeitsmigration und Schutzangebote für Arbeitsmigran-
tInnen nahe (Pavone 2008c: 51). Um die Bekämpfung von Menschenhandel in der Russischen 
Föderation und im globalen Maßstab zu effektivieren, müsste die Zusammenarbeit der ver-
schiedenen AkteurInnen optimiert werden. Das betrifft hauptsächlich die Kooperation zwi-
schen Strafverfolgungsbehörden und Nicht-Regierungsorganisationen auf nationaler Ebene 
sowie die Kooperation unterschiedlichster AkteurInnen auf internationaler Ebene (Pavone 
2008c: 51). Auf der Projektwebseite wurde dieser übergeordnete Arbeitsschwerpunkt des EK-
Projekts geradezu pathetisch bekräftigt: „You will find out what actions are being taken 
against trafficking in Russia by dedicated and caring people – our true fellow in arms“ (IOM-
Moskau ...).  
Verantwortliche für die Umsetzung dieser Problemlösung sind miteinander kooperierende, 
staatliche, nichtstaatliche und internationale Organisationen. Dabei richtet sich das IOM/EK-
Projekt schwerpunktmäßig an staatliche Sicherheitsakteure der Strafverfolgungs- und Straf-
durchsetzungsbehörden sowie mittlere VerwaltungsakteurInnen. Auch die Auswahl des „Na-
tionalen Forums gegen Verbrechen und Terrorismus“ (NAAF) als Partner-NGO im IOM/EK-
Projekt, korrespondiert mit der starken Orientierung auf sicherheitspolitische Aspekte bei der 
Einhegung von Menschenhandel101. Zu vermuten ist, dass der Vorsitzende, Anatoli Kulikov, 
der mit seiner Organisation regelmäßig Sitzungen zu Sicherheitsfragen in der Duma organi-
siert, im IOM/EK-Projekt ein Gelegenheitsfenster sieht, um Menschenhandel zu einem politi-
schen Thema in der Duma zu machen und die Verabschiedung des überarbeiteten Anti-
Trafficking-Gesetzes voranzutreiben.  
Zusammenfassend stellt sich der im IOM/EK-Projektzusammenhang gebräuchliche Frame 
folgendermaßen dar: 
                                                        
101 Die Organisation widmet sich aktiv der Darstellung von migrationsbezogenen Themen als einer primär 
sicherheitspolitischen Frage (Interview E 2008). Entsprechend verknüpft sie Terrorismus, organisierte Kriminali-
tät und illegale Migration in einem Bedrohungsszenario. Auch der Umstand, dass sich die Organisation in erster 
Linie aus Sicherheitsakteuren zusammensetzt, ist augenfällig (WAAF ohne Datum). Gründungsmitglied und 
Vorsitzender der Organisation ist Anatoli S. Kulikov, der in den Jahren 1995-1997 russischer Innenminister war. 
Als Innenminister unter Präsident Jelzin haftete Kulikov der Ruf eines „pedantischen Militärapparatschik“ an, 
der Russland von islamischem Fundamentalismus bedroht sah. (Windisch 1996).  
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4.1.1.5 Best Practices als Frameverstärker: Begriffsklärung und Untersuchungs-
perspektiven 
Die Problemlösungsmodelle, die auf diesen Definitionen aufbauen und von der IOM weiter-
gegeben werden, rahmen als Best Practices. Eine Projektmitarbeiterin der IOM Moskau cha-
rakterisiert das Vorgehen der IOM wie folgt: „[…] We provide comparative frameworks be-
cause we offer the best practices or good practices according to new EU terminology, good 
practice which has been implemented in other countries, because it is important to see how 
counter trafficking is fought, not just here, but how it can be combated here in Russia” 
(Pavone 2008b). 
Mithin dient die Vermittlung von Best Practice der Verbreitung und dem Transfer von prakti-
schem Policywissen. Grundsätzlich signalisieren Best-Practice-Trainings aber auch „[…] a 
shift from emphasis regarding learning – from learning being receiving-from-above to a form 
of horizontal learning; experimenting and accumulating knowledge through engaging with the 
daily experiences in situ” (Truong/Angeles 2005: 26). 
Der Begriff Best Practice stammt aus der angloamerikanischen Betriebswirtschaft und be-
zeichnet „vorbildliche und nachahmenswerte Verfahrensweisen“ (Truong/Angeles 2005b). 
Durch die Übernahme von Best Practice, also von Methoden, Praktiken und Lösungen erfolg-
reicher Organisationen, soll der wahrscheinliche Erfolg des eigenen Unternehmens gesichert 
werden (Camp 1994: 4). Best Practice kann dabei sowohl die bestmögliche Lösung als auch 
die beste realisierte Lösung sein, die oftmals auch als Good Practice bezeichnet wird. Letzt-
genannte Definition legt bereits nahe, dass die Suche nach optimalen Vorgehensweisen prag-
matischen Charakter hat. Jenseits von bloßen Trial-and-Error-Verfahren werden gute und bes-
te Praktiken zumeist durch sogenannte Benchmarking102-Verfahren ermittelt. Dabei werden in 
                                                        
102
 Benchmarking bezeichnet den Leistungsvergleich von Organisationen. Abgeleitet ist der Begriff vom engli-
schen Wort Benchmark, das „in der Landvermessung eine Markierung für Höhen und Richtungsvergleiche“ ist 
(Camp 1994: xi). Im Kern ist Benchmarking das Identifizieren und Lernen von den Best Practices anderer, ein 
Anti-Trafficking-Projekte der IOM in der Bundesrepublik Deutschland und der Russischen 
Föderation 
137
   
 
der Praxis eingesetzte Prozesse und Methoden systematisch anhand von Benchmarks, „Refe-
renzpunkt(en) in Form von […] gemessene(n) Bestleistung(en)“ (Mertins/Kohl 2009: 22) 
miteinander verglichen. Auf der Grundlage der betrieblichen Ziele wird bewertet, inwieweit 
die identifizierten Praxen geeignet sind nachgeahmt zu werden, um die angestrebten Ziele zu 
erreichen (Online-Verwaltungslexikon - Management und Reform der öffentlichen Verwal-
tung ;ohne Datum). Ebenso können Good oder Best Practic -Modelle aber auch von schlech-
ten Vorgehensweisen abgeleitet werden (Oyen 2004: 8).  
Die Soziologin Thanh Dam Truong hebt hervor, dass die Institutionen und Regeln, die im 
jeweiligen Politikfeld zur Anwendung kommen sowie die Sites, an denen Best Practices im-
plementiert werden, vermitteln, was als Best Practice gilt (Truong/Angeles 2005: 27). Ent-
sprechend können bei der Bewertung von Best Practices weder die administrativen Charakte-
ristika noch die Organisationskulturen der Best Practices implementierenden Organisationen 
außer Acht gelassen werden (Kabeer 2001: 20 in Truong/Angeles 2005: 27). In der 
Konsequenz reklamiert Truong, dass eine Beurteilung von Best Practices „[…] cannot stop at 
the level of mere techniques and tools shown to perform effectively. Such an exercise should 
consider the links between a technique of doing things with its implicit word view (including 
its inherent norms of validity) as part of the consideration on what may be categorised as the 
‘best’ (Truong/Angeles 2005: 27). Martin Geigers und Antoine Pecoud sprechen von Best 
Practices als einem „strategischen Wert“(Geiger/Pecoud 2010: 7). Diese Interpretation 
korrespondiert mit der Else Oyens als von Best Practices als „a valuable political symbol and 
a highly priced commodity“ (Oyen 2004: 12). Entsprechend sind bei der Untersuchung von 
Best Practices die einfließenden Überzeugungen und Interessen der Akteure bzw. ihrer Auf-
traggeber zu beachten sowie die gesellschaftlichen und politischen Machverhältnisse, die 
Auswahl- und Generierungsprozesse von Best Practices maßgeblich prägen. 
4.1.1.6 Der Einsatz von Best Practices im IOM/EK-Projekt 
Im Folgenden werde ich an drei Beispielen exemplarisch veranschaulichen, wie das Prädikat 
Best Practice die Wirkung der in den Projektzusammenhängen bemühten Problemlösungsmo-
                                                                                                                                                                             
„self-improvement-tool“ (Schreiterer 2001: 1) zur Leistungssteigerung. Durch den „Blick über den eigenen Tel-
lerrand (Mertins/Kohl 2009: 20) sollen in Organisationen Lernfähigkeit und Offenheit für Veränderungen geför-
dert werden. Das bei dieser Gelegenheit erfasste, oftmals sehr umfangreiche, Praxiswissen wird durch Struktu-
rierung und Bewertung handhabbar gemacht. Anschließend werden die herausgefilterten besten Vorgehenswei-
sen angepasst und in die betriebliche bzw. organisationale Praxis eingearbeitet. 





delle verstärken soll, um so das Capacity Building bei den russischen Anti-Trafficking-
AkteurInnen voranzutreiben. Die IOM vermittelte und arbeitete mit Best Practices:  
• Auf einer Studienreise im Jahr 2009 nach Berlin, wo den russischen TeilnehmerInnen 
Best Practices der Zusammenarbeit unterschiedlicher Anti-Trafficking-AkteurInnen in 
den Bereichen Prävention, Rehabilitation und Reintegration sowie Strafverfolgung 
und Rechtsdurchsetzung näher gebracht wurde.  
• Beim runden Tisch zum Thema „Mechanismen der Zusammenarbeit unterschiedlicher 
Anti-Trafficking-Akteure“ im Dezember 2008 in Moskau, wo diskutiert wurde, wie 
die von der IOM vermittelten Best Practices in den russischen Kontext übertragen und 
dort umgesetzt werden können. 
• Bei der Einrichtung einer Rehabilitationsklinik für Opfer von Menschenhandel in 
Moskau, wo Best Practices - Modelle umgesetzt, angepasst und weiterentwickelt wur-
den. 
Best Practices päsentieren: Die Studienfahrt nach Berlin 
Mehrheitlich nahmen an der Studienfahrt MitarbeiterInnen staatlicher Organisationen, vor-
zugsweise mittlere Beamte des Innenministeriums und der Strafverfolgungsbehörden, teil 
sowie eine Politikerin der Staatsduma und ein NGO-Vertreter. Die Themenschwerpunkte, die 
für die Studienreise gesetzt wurden, stimmten mit den thematischen Schwerpunkten des russi-
schen Projekts und auch den im Palermo-Protokoll formulierten Aufgabensphären überein. So 
wurden im Verlauf des Studienaufenthalts neben Überblicksvorträgen im Innenministerium 
und im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zu den Countertraffi-
cking Aktivitäten in der Bundesrepublik auch themenspezifische Referate in den Bereichen 
„Schutz“ (Aufgaben von NGOs), „Strafverfolgung“ (Arbeit des Berliner LKA) sowie „Straf-
durchsetzung“ (Arbeit der Berliner Staatsanwaltschaft) gehalten. Die Beiträge gingen auf un-
terschiedliche Aspekte der Bekämpfung von Menschenhandel ein. Im Vordergrund standen 
Fragen der Strafverfolgung, die nach Einschätzung der IOM in der Russischen Föderation nur 
fragmentarisch bearbeitet oder deren Umsetzung erst begonnen wurde. Um der russischen 
Seite den Sinn und die Notwendigkeit einer sowohl ebenen- als auch 
organisationenübergreifenden Zusammenarbeit vor Augen zu führen und die Notwendigkeit 
der Übertragung in den russischen Kontext zu unterstreichen, wurden die im bundesdeutschen 
Kontext entwickelten Systeme und Mechanismen als Best Practices eingeführt.  
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Das bundesdeutsche System zeichnet sich durch eine Problemlösungsperspektive der Straf-
verfolgung/-durchsetzung aus, der Schutz- und Präventionsmaßnahmen untergeordnet sind. 
So setzten die ReferentInnen aus den zuständigen Behörden die Maßnahmen und Praktiken 
des Opferschutzes in der Bundesrepublik Deutschland schwerpunktmäßig bezüglich ihres 
Beitrags zum Erhalt qualifizierter Aussagen von OpferzeugInnen auseinander. Als 
Grundvorrausssetzungen dafür wurden der Aufbau von Systemen mit klarer Arbeitsteilung 
sowie die Gewährung spezifischer aufenthalts- und menschenrechtlicher Garantien erach-
tet103. Jede Organisation verfügt über ihr explizites Arbeitsfeld und beschränkt sich auf die 
Aufgaben, die für ihren Bereich festgelegt sind. „In its daily work, the police operate with 
counselling centres based on knowledge and the acceptance of the different aims of both par-
ties. This approach ensures a clear separation between investigation and the provision of as-
sistance and care” (IOM Moscow 2009).  
Detailliert auseinandergesetzt wurden vor allem die bundesdeutschen Strukturen, um die Ar-
beit verschiedener Anti-Trafficking-AkteurInnen zu kombinieren, da die Zusammenarbeit von 
NGOs und staatlichen Organisationen, insbesondere der Strafverfolgungsbehörden, in der 
Russischen Föderation nicht formalisiert ist (UN/IOM Working Group on Trafficking in Hu-
man Beings 2006; 97). Vorgestellt wurde zu diesem Zweck die NGO-Dachorganisation 
„Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Frauenhandel und Gewalt an Frauen im Migrati-
onsprozess“ (KOK e.V.), der eine Schlüsselrolle dabei zukommt, die Interessen der deutschen 
Fachberatungsstellen (FBs) durch Lobby- und Kooperationspolitiken zu vertreten, zu organi-
sieren und zu koordinieren. Gleichzeitig existiert mit dem aus Geldern des Bundesministeri-
ums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend geförderten KOK e.V. ein Ansprechpartner für 
die Zusammenarbeit mit Bundesministerien und anderen staatlichen Organisationen. Eine 
weitere institutionalisierte Struktur, in der der KOK, verschiedene Dienststellen der Polizei 
sowie ministerielle Behörden kooperieren, ist die im Jahr 1997 eingerichtete Bund-Länder-
Arbeitsgruppe Frauenhandel (BLAG). Sie dient als Forum, um verschiedene Dimensionen 
und Ansätze von Anti-Trafficking-Arbeit aufzugreifen, zu diskutieren und zu integrieren. Ein 
konkretes Ergebnis der Zusammenarbeit im Rahmen der BLAG ist ein (Best Practice-) Mo-
                                                        
103 
Nach internationalem Recht ist Deutschland verpflichtet, opferschutzrechtliche Maßnahmen einzuleiten und 
umzusetzen. Grundlagen für die deutsche Gesetzgebung sind das Palermo-Protokoll der Vereinten Nationen aus 
dem Jahr 2000 und die sogenannte Opferschutzrichtlinie 2004/81/EG des Europäischen Rates. Zur Umsetzung 
der EU-Richtlinie in nationales Recht wurden im Jahr 2005 Änderungen im deutschen Strafgesetz reformiert und 
im August 2007 im Aufenthaltsgesetz (AufenthG) vorgenommen.  





dell für die Aus- und Fortbildung aller Berufsgruppen, die mit der Einhegung von Menschen-
handel zu tun haben104 (IOM Moscow 2009a). Entsprechend wurden den russischen Anti-
Trafficking-AkteurInnen spezielle Polizeitrainings für einen sensibilisierten Umgang mit Op-
fern als Mittel zur Erhöhung der Aussagebereitschaft unterbreitet (IOM Moscow 2009b). Die-
se kurze Zusammenschau verdeutlicht, dass im Rahmen der Studienfahrt die Einhegung von 
Menschenhandel schwerpunktmäßig als Kooperationsprojekt der Verbrechensbekämpfung 
dargestellt wurde. Eine der Grundvoraussetzungen, damit dieses Modell möglichst reibungs-
frei funktioniert, ist eine eindeutig festgelegte Aufgabenteilung, wie sie mit dem bundesdeut-
schen System realisiert wird.  
Das Label Best Practice hat beim Vermitteln diese Ansatzes, der schwerpunktmäßig die Be-
kämpfung einer Straftat respektive der organisierten Kriminalität fokussiert, doppelte Funkti-
on: Zum einen dient es dazu, die Vorbildfunktion von EU-Anti-Trafficking-Modellen grund-
sätzlich zu verstärken, indem die Mehrheit der Vorgehensweisen gegen Menschenhandel, die 
im EU-Land Deutschland praktiziert werden, der Russischen Delegation gegenüber als best 
dargestellt wird. Zum anderen spezifizieren Best Practices die im Palermo-Protokoll105 bzw. 
EU-Recht106 festgehaltenen Regelungen und zeigen in ausführlicher Weise auf, wie diese Re-
gelungen praktisch umgesetzt werden können. Dabei wählte die IOM nicht bestimmte Vorge-
hensweisen aus, die dann als Best Practices vermittelt wurden, sondern stellte die deutschen 
Strategien zur Bekämpfung von Menschenhandel als einen Grundstock dar, aus dem die rus-
sischen PartnerInnen vorbildhafte Praktiken auswählen konnten, die dann in den eigenen nati-
onalen Kontext übertragen werden sollten. Mit dem klar hervorgehobenen Oberziel der Ko-
operation der verschiedenen Anti-Trafficking-AkteurInnen bei der Verbrechensbekämpfung 
setzte die IOM einen konzeptionellen Schwerpunkt und damit auch den Rahmen, in dem un-
terschiedliche Vorgehensweisen als integriertes Modell dargestellt werden konnten. Mit der 
Vorstellung der unterschiedlichen Praxen und Erfahrungen staatlicher und nichtstaatlicher 
AkteurInnen wurde ein umfassendes Bild der Anti-Trafficking-Aktivitäten in Deutschland 
                                                        
104
 Spezifiziert und zusammengefasst sind diese Empfehlungen in einem Arbeitspapier der BLAG aus dem Jahr 
2007 mit dem Titel: Arbeitspapier zur Standardisierung der Aus -und Fortbildung im Deliktsbereich Menschen-
handel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung (Bundesministerium für Familie 2007). 
105
 Aus menschenrechtlicher Perspektive wird das Palermo-Protokoll häufig als unzureichend kritisiert, da es 
primär der Strafverfolgung dient (Jordan 2002: 32/33). 
106 
Wichtigstes Rechtsinstrument in diesem Bereich ist die sogenannte Opferschutzrichtlinie, die Drittstaatenan-
gehörigen, die sich bereit erklären, mit den Strafverfolgungsbehörden des jeweiligen EU-Staats im Rahmen eines 
Strafverfahrens zu kooperieren, ein Aufenthaltsrecht bis zum Abschluss des Strafprozesses gewährt. 
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präsentiert. Gleichzeitig wurde klar gemacht, dass die unterschiedlichen Vorgehensweisen 
und Arbeitsschwerpunkte der Organisationen einem gemeinsamen Ziel, nämlich der effekti-
ven Strafverfolgung der Täter, untergeordnet sind. Durch das Label Best Practice wurde der 
kooperative Charakter der in Deutschland praktizierten Strategien herausgestellt und auf diese 
Weise betont, dass die angewandten Anti-Trafficking-Praxen durch die IOM ausdrücklich zur 
Nachahmung anempfohlen werden, da sie ein exemplarisches Modell für die Umsetzung einer 
Anti-Trafficking-Politik sind, die EU-Standards folgt.  
Durch den unmittelbaren Peer to Peer-Kontakt mit den deutschen Amtskollegen wurden diese 
Politikmodelle konkret fassbar gemacht. Theoretisches Wissen und Anwendungswissen, auf 
dem die Praxen deutscher Behörden und zivilgesellschaftlicher Organisationen gründen, 
konnte direkt nachgefragt und erörtert werden. Entsprechend beschreibt die IOM Studienauf-
enthalte als ein „vehicle for exchanging best practices”, wo Kooperationsbeziehungen und 
Vernetzungen hergestellt werden sollen (IOM Moscow 2009a).  
Mit Best Practice im lokalen Kontext arbeiten  
Ende des Jahres 2008 organisierte die IOM Moskau den runden Tisch zum Thema „Estab-
lishment of Inter Agency Mechanisms for the Prevention and Referral of Victims in the 
Russian Federation“, wo verschiedene Anti-Trafficking-Akteure zusammenkamen. Die Sit-
zung fand kurz vor dem avisierten Ende des Projekts, im Dezember 2008, statt. Daher sollte 
eine Reihe der im Rahmen des Projekts durchgeführten Aktivitäten von den TeilnehmerInnen 
bewertet werden. Auf der Veranstaltung sollten Vorschläge zur Anpassung und Verbesserung 
der bis dato im Rahmen des EK-Projektes praktisch eingesetzten Instrumente zur Bekämp-
fung des Menschenhandels und zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den ver-
schiedenen Anti-Trafficking-Akteuren gemacht werden. Ziel war es, die Entwicklung eines 
einheitlichen Kooperationsmechanismus anzustoßen und zu diesem Zweck staatliche sowie 
nichtstaatliche AkteurInnen zum gemeinsamen Gespräch zusammenzubringen „They would 
actually get to talk and to discuss about the needs of their agencies and what they needed from 
the other agency, for example NGOs would point at some difficulties that they would have 
and ask law enforcement to support certain mechanisms of protection of victims” (Interview J 
2010). Um diese Fragen zu diskutieren, waren die TeilnehmerInnen in drei Gruppen aufge-
teilt, die jeweils zu den Themen „Prävention“, „Unterstützung von Opfern“ sowie „Strafer-
mittlung und -verfolgung“ arbeiteten. Zugleich wurden im Rahmen dieser Debatten auch Fra-





gen zur zukünftigen Ownership für eine Reihe der im Projekt realisierten Aktivitäten aber 
auch für die Bekämpfung von Menschenhandel im allgemeinen aufgeworfen. Auch bei der 
Stärkung von Ownership durch kapazitätsbildende Maßnahmen waren Best Practices ein 
wichtiges Arbeitsinstrument. Vorbildliche Praxen wurden zunächst identifiziert, und im An-
schluss diskutierten die TeilnehmerInnen, wie diese Modelle an den lokalen Kontext ange-
passt und weitergeführt werden konnten. Zusätzlich sollten diese Diskussionsprozesse da-
durch gefördert werden, dass im Vorfeld sämtlichen TeilnehmerInnen der Entwurf für eine 
Tagesordnung mit thematischen Fragen zur Kommentierung zugesandt wurde (Pavone 
2008b). Durch Situationsanalysen für jeden Arbeitsbereich gab die IOM vor, welche Verände-
rungspunkte prioritär diskutiert werden sollten und welchen inhaltlichen und operativen Cha-
rakter diese Modifikationen haben sollten. Während des Workshops waren die TeilnehmerIn-
nen aufgefordert zu reflektieren, was im Rahmen des Projektes bereits erreicht wurde, aber 
auch die Defizite und Mängel der russischen Anti-Trafficking-Praxis zu identifizieren und zu 
benennen. Es sollte lokalisiert werden, wo konkreter Verbesserungsbedarf bestand, wie aktiv 
an Ideen und Strategien mitgearbeitet und wie Neuerungen auf den Weg gebracht werden 
konnten. Mit anderen Worten: Die IOM formulierte den Soll-Zustand für Anti-Trafficking-
Maßnahmen und hielt die TeilnehmerInnen an, vor diesem Hintergrund den Ist-Zustand ein-
zuschätzen sowie Modelle zur Anpassung und Verbesserung zu entwickeln (IOM Moscow 
2008). Zum Abschluss der Zusammenkunft wurden von den VertreterInnen aus Ministerien 
(Inneres, Soziales), der Strafverfolgungsbehörden, der Verwaltung, rechtswissenschaftlicher 
Universitätsfakultäten sowie MitarbeiterInnen von NGOs, der IOM, der Behörde des russi-
schen Menschenrechtsbeauftragten und der US-amerikanischen Botschaft, Empfehlungen für 
das weitere Vorgehen gegen Menschenhandel in der Russischen Föderation formuliert. Durch 
die Bank bekräftigten die TeilnehmerInnen, dass der Auf- und Ausbau von Kooperationsme-
chanismen zentral für ein effektiv funktionierendes Anti-Trafficking-System sei. In diesem 
Zusammenhang wurden für die Fortsetzung und Weiterentwicklung wirksamer Präventions-
maßnahmen, der Aufbau von Koordinierungs- Austausch- und Monitoringmechanismen, die 
eine systematische Erforschung des Phänomens stärken sollten, vorgeschlagen. Für den Be-
reich Opferschutz und -assistenzen wurde die Entwicklung von Verweismechanismen als Pri-
orität gesetzt. Ebenso war im Bereich der Strafverfolgung und -durchsetzung, wo die Stär-
kung der Rechte der Betroffenen einen Arbeitsschwerpunkt darstellte, die Verstetigung des 
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internationalen und GUS-Länder-übergreifenden Dialogs in Fragen der Rechtsetzung, eine 
zentrale Empfehlung der TeilnehmerInnen.  
Mit den Debatten um praktikable und nachhaltige Modelle zur Bekämpfung des Menschen-
handels in der Russischen Föderation konnte die IOM Rückschlüsse auf die Lernerfolge und 
das grundsätzliche Engagement staatlicher und auch nicht-staatlicher Anti-Trafficking-
Akteure ziehen. Die Abwesenheit vieler hoher Regierungsbeamter107 zeigte nach Aussagen 
eines IOM-Mitarbeiters (Interview D 2009), dass die Bekämpfung von Menschenhandel auf 
Regierungsebene keine Priorität darstellte. Erhärtet wurde diese These in zahlreichen Veröf-
fentlichungen, die darauf hinwiesen, dass sich die Haltung vieler leitender Beamten schlicht-
weg durch mangelndes Interesse auszeichnete108.. Auch die im Rahmen des Workshops ge-
führten Debatten zur letztlich gescheiterten Übernahme und Weiterführung des von der IOM 
eingerichteten Rehabilitationszentrums bestätigten die Annahme, dass die Bekämpfung von 
Menschenhandel in der Russischen Föderation eher ein Randthema war und ist (Interview D 
2009). Gleichzeitig bedeutete die Weigerung der russischen Behörden, den Betrieb einer 
Schutzeinrichtung für Betroffene von „Menschenhandel“ aufrechtzuerhalten auch einen 
Rückschlag im Bestreben der IOM, die Nachhaltigkeit bereits realisierter Projektaktivitäten zu 
sichern. Sergey Trephykalin, juristischer Berater bei der US-Botschaft, brachte einen weiteren 
Erklärungsfaktor für das Desinteresse der Regierungsbeamten vor. Er erachtete vor allem den 
hohen Grad an Desorganisation, der die höhere Verwaltungsebene prägt, als ursächlich für 
mangelndes Engagement im Bereich Bekämpfung von Menschenhandel (Trepykhalin 2008).  
Eher positiv lassen sich die Empfehlungen der Arbeitsgruppenmitglieder bewerten, da sie 
deutlich machten, dass die nationalen AkteurInnen die von der IOM vermittelten Modelle und 
Mechanismen zur Opferbetreuung, zur Prävention und zur Gestaltung der Anti-Trafficking-
Gesetzgebung zur Kenntnis genommen und sich Gedanken gemacht haben, wie diese Modelle 
dem russischen Kontext angepasst werden könnten. Nichtsdestotrotz sollten diese Empfeh-
lungen nicht zu hoch bewertet werden, da sie vage blieben. Weder wurden konkrete Verant-
wortliche für die praktische Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmenkataloge benannt, 
noch wurden Finanzierungsmodelle für die angedachten Aktivitäten identifiziert. Laut Anga-
                                                        
107 So waren z.B. auch VerterInnen der Präsidentialadministration zur Studienfahrt nach Berlin eingeladen, nah-
men aber nicht daran teil. 
108 Buckley zu den Einstellungen der „chinovniki“– leitender Beamter und Bürokraten (Buckley 2006: 201). 
Orlova zum Problemverständnis von Beamten bei Polizei und Justiz (Orlova/Baglay 2006:180). 





ben eines Arbeitsgruppenmitglieds der IOM lag das vor allem daran, dass die anwesenden 
VertreterInnen nicht über den notwendigen Einfluss verfügten, die Umsetzung von Maßnah-
men gegen „Menschenhandel“ im erforderlichen Maße voranzutreiben. Dabei zeigte sich, wie 
bereits in den Situationsanalysen Tyuryukanovas hervorgehoben, dass für die erfolgreiche 
Übernahme und sukzessive Umsetzung von Best Practice vor allem zwei Faktoren maßgeb-
lich sind: kognitive Kapazitäten und finanzielle Ressourcen (UN/IOM Working Group on 
Trafficking in Human Beings 2006: 100ff). Beide sind im russischen Kontext nur einge-
schränkt vorhanden. Dennoch wurden die kognitiven Kapazitäten von VertreterInnen staatli-
cher Behörden, wie sich an den Empfehlungen des Workshops ablesen lässt, im Rahmen des 
Projekts gestärkt. Hier formulierten die VertreterInnen der verschiedenen Arbeitsgruppen zu 
den Themen „Prävention“, „Schutz“ und „Strafverfolgung“ eine Reihe von Vorschlägen, die 
sich stark an Best Practice-Modellen der IOM bzw. im Rahmen der Studienreisen als bei-
spielhaft vermittelten Praktiken orientierten (IOM-Moskau 2008a). Mithin konnten also auch 
aus den Aussagen der TeilnehmerInnen zu mangelnden Ressourcen und Defiziten der russi-
schen Anti-Trafficking-Initiativen positive Rückschlüsse zur Ownership der 
WorkshopteilnehmerInnen gezogen werden: Den TeilnehmerInnen sind die Schwächen und 
gravierenden Mängel des russischen Systems bewusst. Sie verfügen jedoch über eine von der 
IOM geprägte Mental Map, wie effektive Anti-Trafficking-Initiativen idealerweise aussehen 
könnten. Vor diesem Hintergrund wurde die aktuelle russische Situation von den Teilnehme-
rInnen im Anschluss bewertet.  
Best Practices umsetzen 
Die IOM organisierte im IOM/EK-Projekt jedoch nicht nur die Vermittlung und Diskussion 
von Best Practice, sondern setzte die den russischen Anti-Trafficking-AkteurInnen anempfoh-
lenen theoretischen Modelle auch praktisch um. Entsprechend veranschaulichte die IOM mit 
der Eröffnung eines Shelters in Moskau Best Practices zur Rehabilitation und Reintegration 
der Betroffenen, indem sie diese Maßnahmen operativ umsetzte. Damit vermittelte die IOM 
hier zentrale Aspekte der techne ihres Programms zur „Regierung“ des „Menschenhandels“.  
Erster Schritt im Rehabilitationsprozess ist die Identifizierung betroffener Personen als Opfer 
von Menschenhandel. Der Status VoT ist die Voraussetzung, um Schutz- und Versorgungs-
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angebote der IOM in Anspruch nehmen zu können109. Im Rahmen des Identifikationsverfah-
rens müssen sich betroffene Personen zuerst einem sogenannten Screening-Test unterziehen. 
Dafür werden die persönlichen Daten der Person aufgenommen, dann die Angaben, die den 
speziellen Fall betreffen wie die verweisende Organisation, der Zeitpunkt des Interviews, so 
wie der Name des Interviewenden und evtl. des/der Dolmetschenden. Die Fragen des Tests 
wurden auf Grundlage der im Palermo-Protokoll formulierten Definitionen erarbeitet. Mit 
Hilfe des Fragebogens soll ermittelt werden, ob die betroffene Person angeworben, transpor-
tiert und ausgebeutet (Vereinte Nationen 2000a) wurde. Unter der Rubrik „Anwerbung“ wird 
gefragt, ob die Rekrutierung unter Zwang oder freiwillig erfolgte, nach dem Verhältnis zwi-
schen WerberIn und Angeworbenen sowie nach Vorauszahlungen, die die Betroffenen leiste-
ten, und der Art der Jobangebote, die von den WerberInnen gemacht wurden. Zum Transport 
werden Fragen bezüglich der Transportmittel sowie zu Identitätsdokumenten, Visa und Tran-
sitaufenthalten gestellt. Um Einzelheiten des Ausbeutungsprozesses zu erfahren, werden die 
Betroffenen nach Tätigkeit, nach Höhe des Verdiensts, nach Gewaltanwendung sowie nach 
Lebens- und Arbeitsbedingungen befragt. Am Ende des Formulars wird vermerkt, ob die Be-
troffenen Opfer von „Menschenhandel“, geschmuggelte oder irreguläre MigrantInnen sind, ob 
sie bereit sind, „nach Hause“ zurückzukehren ,ob sie berechtigt sind, IOM-
Assistenzprogramme in Anspruch zu nehmen oder ob sie die IOM-Angebote ablehnen (Inter-
national Organisation for Migration 2008d).  
Ist eine Person erst als Opfer von Menschenhandel identifiziert, beginnt der Rehabilitations-
prozess, der einem standardisierten Modell folgt. Die als VoT identifizierte Person gibt ihr 
freiwilliges Einverständnis zum Aufenthalt in der IOM-Rehabilitationsklinik am Stadtrand 
von Moskau. Der Reintegrationsprozess beginnt mit einer 21-tägigen Genesungsphase. Kurz 
nach der Ankunft wird der Gesundheitszustand der PatientInnen untersucht, und sie werden 
unter anderem auf HIV, Hepatitis und sexuell übertragbare Krankheiten getestet. Danach 
können Menschenhandelsbetroffene einmal in der Woche an einer Einzel-Therapiesitzung 
teilnehmen; mehrere Male in der Woche finden gruppentherapeutische Sitzungen statt. Die 
SozialarbeiterInnen organisieren Freizeitaktivitäten, da die Insassen das Krankenhaus aus 
                                                        
109 (Anerkannte) Opfer von Menschenhandel haben das Recht auf Schutz, Assistenz und Entschädigung (IOM 
2007b). Daran zeigt sich aber auch, dass das Label Opfer als Filter funktioniert: Über den Status und damit die 
Anerkennungspraxis wird Unterstützung wie zeitweilige Unterkunft, medizinische und psychologische Betreu-
ung usw. gewährt oder verweigert (Kelly 2005: 234).  





Sicherheitsgründen nicht eigenständig verlassen sollen. Während des dreiwöchigen Aufent-
halts bereitet das IOM-Personal die Reintegration ihrer KlientInnen vor. Zuerst stellen Psy-
chologInnen und SozialarbeiterInnen fest, ob das Opfer zum Erhalt von Reintegrationshilfen 
berechtigt ist. Die Standard-Reintegrationshilfen umfassen folgende Angebote: Die IOM or-
ganisiert und zahlt die Rückkehr des Opfers in sein Heimatland oder seine Heimatregion. Im 
Anschluss zahlt sie eine einmalige Reintegrationsbeihilfe in Höhe von 150 Euro bei russi-
schen oder 50 Euro bei nicht-russischen StaatsbürgerInnen. Im Falle eines Wohnortwechsels 
werden bis zu sechs Monate die Kosten für Wohnung und Grundbedürfnisse wie Essen und 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel übernommen. Auch Berufstrainings, Ausbildung und 
andere einkommensfördernde Aktivitäten werden unterstützt. Außerdem werden medizinische 
Behandlungen und Rechtsberatung zu Beginn der Reintegrationsphase finanziert110. Zu den 
Maßnahmen, die eine erfolgreiche Reintegration sicherstellen sollen, gehört auch die Kon-
taktaufnahme mit anderen IOM-Missionen oder Partner-NGOs. Sie beobachten bis zu einem 
Jahr die Wiedereingliederung der Menschenhandelsopfer, um sogenanntes Re-Trafficking zu 
vermeiden. Während dieser Zeit fertigen die Organisationen Monitoringberichte an und ent-
wickeln Indikatoren, um den Erfolg des Reintegrationsplans zu bewerten (Guseva 2007: 11-
15). 
In einem Handbuch fassten IOM-MitarbeiterInnen ihre Praxiserfahrungen der psychologi-
schen und sozialpädagogischen Betreuung im Rehabilitationszentrum zusammen. Vorge-
hensweisen und Ziele der psychologischen und sozialen Rehabilitation werden hier detailliert 
dargelegt. Rehabilitationsmaßnahmen der IOM und anderer Betreuungsorganisationen sollten 
Antidiskriminierung, Vertraulichkeit, individueller Zuschnitt, Realismus und eine zeitliche 
Begrenzung der Hilfsangebote auszeichnen. Tauchen im Verlauf der Behandlung Problem-
stellungen auf, sollen sie mit den KlientInnen besprochen werden. Dazu gehören Fragen der 
Sicherheit, der Diskretion und der Gesundheit sowie Problematiken, die in der Vergangenheit 
der Betroffenen liegen oder deren Familien betreffen, aber auch solche, die die Zukunftspläne 
dieser Menschen betreffen. Schutzmaßnahmen für Betroffene von Menschenhandel werden 
                                                        
110
 Anzumerken ist jedoch, dass diese Hilfs- und Unterstützungsmaßnahmen grundsätzlich nicht allen Betroffe-
nen offen stehen, sondern dass die SozialarbeiterInnen darüber entscheiden, wer diese Fördermittel bekommt. Im 
Zeitraum von Oktober 2006 bis Juni 2007 wurden 85 Personen im EK-Projekt betreut. Alle 56 (66 %) russischen 
StaatsbürgerInnen, die im Zentrum betreut wurden erhielten 150 Euro, die anderen 29 (34 %) nicht-russischen 
StaatsbürgerInnen erhielten 50 Euro finanzielle Unterstützung. 20 der betreuten Personen (23 %) nahmen an 
Reintegrationsmaßnahmen teil. Neun dieser Personen (45 %) erhielten Beihilfe zur Unterbringung, weitere neun 
KlientInnen nahmen an Berufstrainings teil. Eine Person bekam einen neuen Laptop (Guseva 2007).  
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als eine Frage therapeutischer Behandlung angesehen, mit der die gravierendsten Folgen von 
Trafficking abgemildert und ein Beitrag zur Prävention geleistet wird. Simultan geht damit 
die Individualisierung und Entpolitisierung dieser Problemlösungsstrategien einher. Deutlich 
zum Ausdruck kommt dabei eine Verlagerung der Problemursachen von der strukturellen auf 
die individuelle Ebene zum Ausdruck: „[…] Das ist eine sehr schwierige Situation, sein Le-
ben zu ändern, wenn man es schon lange auf eine bestimmte Art gelebt hat, und dann muss 
man es ändern, auch wenn das mit unserer Hilfe geschieht, aber wir können es nicht für sie 
ändern. Manchmal ist das sehr schwierig und braucht viel Zeit“ (Interview B 2008). Für eine 
Rückkehr in ein „normales“ Leben ist die betroffene Person in letzter Konsequenz selbst ver-
antwortlich. Entsprechend besteht beim Shelterpersonal eine Erwartungshaltung, dass die Be-
troffenen sich auf die Angebote der IOM einlassen und Eigeninitiative während der Maßnah-
men entwickeln. „Aber wenn kein Wunsch und keine Kraft vorhanden sind, dann können wir 
auch nichts machen“ (Interview B 2008). Die Weigerung dieser Personen die Hilfsangebote 
der IOM anzunehmen, kann, folgt man dem Foucaultschen Verständnis einer zirkulierenden 
Macht, als Ausdruck von Widerstand bzw. Gegenmacht interpretiert werden. In ihrer „schein-
baren Passivität“ werden diese PatientInnen zu „aktiven AkteurInnen“, indem sie die Hilfsan-
gebote ablehnen (Quindel/Pankofer 2000: 37). Im Best Practice Handbuch des Moskauer 
IOM-Shelters wird die Verweigerung von Rehabilitationsangeboten darauf zurückgeführt, 
dass die Betroffenen ihr Trafficking-Trauma nur eingeschränkt akzeptieren (Poor 
Adjustment). Diese mangelhafte Akzeptanz äußert sich in „non-compliance or adherence to 
rehabilitation programmes, with some VoTs doing too little while others may push too hard“ 
(IOM-Moskau 2008b:12). Schlussendlich drückt die Verweigerung von Hilfsangeboten in 
therapeutischer Lesart eine Pathologie aus (Aradau 2008: 98; Quindel/Pankofer 2000: 37).  
In diesem Zusammenhang weist Claudia Aradau auf den präventiven Charakter therapeuti-
scher Hilfsleistungen hin. Diese haben gemäß der (Sicherheits-) Logik von EU-Anti-
Trafficking-Ansätzen, die auch im IOM/EK-Projekt vermittelt werden, primär die Funktion 
zu vermeiden, dass die Betroffenen wiederholt „Opfer von Menschenhandel“ werden: „The 
risk of women migrating or being re-trafficked is thus to be contained and prevented; they are 
to be surveyed and disciplined, subject to trauma therapy with the purpose turning them into 
subjects able to monitor their own risk“ (Aradau 2004: 275). Dabei verbinden sich laut 
Aradau zwei offensichtlich inkompatible Diskurse: der humanitäre und der Sicherheitsdis-





kurs. Es verschmelzen Risiko (Sicherheitsdiskurs) und Mitleid (humanitärer Diskurs). Dabei 
haben psychologisches Wissen und Praktiken eine zentrale Funktion. Sie tragen dazu bei, 
Individuen gleichermaßen bemitleidenswert und gefährdet erscheinen zu lassen und sie damit 
zum Ziel gouvernementaler Interventionen, sprich, von Anti-Trafficking-Praxisregimen zu 
machen (Aradau 2004: 276).  
Best Practices visualisieren 
Visualisierungen sind laut Dean essentiell, um die Kontinuität und das Weiterbestehen von 
Praxisregimen zu sichern (Dean 2010: 41). Dafür wurden im IOM/EK-Projekt vor allem die 
Ergebnisse und Einsichten aus der praktischen Arbeit im Rehabilitationszentrum gesammelt. 
In Form von Diagrammen und Tabellen wurden die unterschiedlichen Informationen zu Be-
troffenen von Menschenhandel sowohl Anti-Trafficking-ExpertInnen als auch der interessier-
ten Öffentlichkeit präsentiert. Mit Hilfe von Säulendiagrammen wurde die Häufigkeit be-
stimmter Merkmale der Betroffenen verglichen. Kreisdiagramme zeigten, wie sich die Gruppe 
der Betroffenen nach bestimmten Merkmalen aufschlüsselte. Dabei diente die Darstellung der 
gesammelten Daten als Diagramm in erster Linie der Dokumentation der geleisteten Arbeit, 
die durch diese Form der Veranschaulichung leichter erfassbar, nachvollziehbar und -prüfbar 
wurde. Die Visualisierungen ließen den Eindruck entstehen, dass eine kompliziert anmutende 
Wirklichkeit regelgeleitet und damit auch rational-objektiv erfasst werden konnte. Somit un-
terstreicht die Fähigkeit, Realität auf objektive unparteiische und verständliche Weise zu do-
kumentieren sowie in einem weiteren Schritt komplexe Zusammenhänge in klarer Weise ein-
gängig zu veranschaulichen, die Legitimität der IOM und ihrer Vorgehensweisen bei der 
Problemlösung. Die Organisation demonstrierte, dass sie das Problem „Menschenhandel“ in 
seinen unterschiedlichen Dimensionen und Ausprägungen überblickt und in der Lage war/ist, 
es in rational-legaler Weise zu bearbeiten.  
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Quelle: IOM-Moskau 2009 
Tabellen und Diagramme vermittelten den Eindruck eines zahlenmäßig gewichtigen Prob-
lems, dessen Bearbeitung geboten ist. Nimmt sich doch die Zahl von 423 in dreieinhalb Jah-
ren assistierten Opfern gegenüber geschätzten 7-9 Millionen ArbeitsmigrantInnen111, die sich 
in der Russischen Föderation aufhalten sollen und zumeist aus anderen GUS-Ländern stam-
men, auffallend gering aus. So suggerierte die Darstellung als Säulendiagramm, die in der 
Regel für die massenmediale Repräsentation der Entwicklungen größerer Gruppen im natio-
nalen oder auch globalen Maßstab benutzt werden, dass es sich um eine zahlenmäßig weitaus 
umfangreichere Ausprägung des Phänomens „Menschenhandel“ handelte.  
                                                        
111 Schätzungen des Föderalen Migrationsdienstes aus dem Jahr 2007 (zitiert in Human Rights Watch 2009: 10). 






Quelle: IOM-Moskau 2009 
4.1.1.7 Das IOM/EK-Projekt: Selbsteinschätzung und Stimmen von außen 
Immer wieder im Verlauf des Projektes wurden die Programme, mit denen die IOM versuch-
te, die russischen Praxisregime zu modifizieren und zu verändern, einer intensiven internen 
und externen Befragung unterzogen. Eine genaue Betrachtung dieser Problematisierungen 
erlaubt Einblicke in die Vielfalt der Positionen zur Anti-Trafficking-Governance der IOM. 
Dabei ist die IOM als lenkende (governing) Autorität aufgefordert, sich mit anderen Formen 
der Autorität im Feld der Trafficking-Governance zu konfrontieren (Dean 2010: 38) und diese 
Prozesse des Regierens (Government) selbstreflektorisch zu unterstützen. Vor diesem Hinter-
grund kommt den Problematisierungen der IOM-Programme eine wichtige Rolle zu, um Aus-
sagen zum Verhältnis der tatsächlichen bzw. angestrebten menschenrechtlichen Ausrichtung 
der Unterstützungsleistungen der IOM treffen zu können.  
Eigenwahrnehmung 
Der Projektleiter zeichnete im Herbst 2008 ein positives Gesamtbild der Projekterfolge, „we 
are achieving all the goals foreseen by this big project of prevention”(Andreani 2008a). Er 
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und andere Projektverantwortliche stellten im Herbst 2008, ein Jahr vor dem Ablauf des 
IOM/EK-Projektes, heraus, dass sich bereits erste Erfolge der kapazitätsbildenden Maßnah-
men erkennen ließen. Seiner Meinung nach erfassten die VertreterInnen russischer Strafver-
folgungsbehörden schnell, dass ein kooperatives Opferschutzsystem mit klaren Verweisme-
chanismen (Referral Mechanisms), das dem EU-Modell folgt, eine Vielzahl an positiven Ef-
fekten für Strafverfolgung und Rechtsdurchsetzung mit sich brachte: „And slowly, slowly the 
doors were opened and now we have an excellent co-operation taking into account that 35% 
of the referrals are from law enforcement. The specialised units at the ministry of interior, 
they really understood the benefit of these practices. The victim is first of all more protected 
under the human rights aspect, secondly it is cooperating much more than just abandoned to 
his or her own faith. And support of psychologists is always much better, in both perspec-
tives“ (Andreani 2008a). Durch die Eröffnung einer Schutzeinrichtung für Betroffene von 
Menschenhandel konnte den BehördenvertreterInnen die Notwendigkeit einer derartigen Ein-
richtung vor Augen geführt werden (Interview C 2008). Aber nicht nur die steigende Anzahl 
der sogenannten Referrals war Gradmesser für den Erfolg der IOM-Aktivitäten. So betonte 
die stellvertretende Projektleiterin, dass Betroffene, die im Zentrum betreut wurden, eher be-
reit waren als OpferzeugInnen vor Gericht auszusagen: „I think the rehabilitation center is a 
success story. […] I would say that victims were initially reluctant to cooperate with law en-
forcement, after two or three days in the center, in a comfortable atmosphere, in a safe envi-
ronment would feel at ease and more comfortable to work with law enforcement“ (Interview J 
2010). Darüber hinaus identifizierte die Projektassistentin erste Hinweise, dass diese Modelle 
bereits Effekte von Nachhaltigkeit zeitigten: „[…] Approximately over 40 % of the victims 
agreed to cooperate with law enforcement. And the center has allowed, the work of the center 
as a facility, has allowed to build a system and we still receive calls from law enforcement for 
the referral of Victims” (Interview J 2010). 
Laut Alberto Andreani konnten trotz der mangelhaften rechtlichen Grundlagen, die Schutz, 
soziale Betreuung und Modalitäten der ZeugInnenschaft für Opfer in der Russischen Födera-
tion regeln112, klare Erfolge bei der Übertragung von alternativen Konzepten zur Vernehmung 
                                                        
112
 Die Definition des Straftatbestands „Menschenhandel“ trennt nicht klar zwischen Prostitution und Traffi-
cking. Damit leistet sie der Voreingenommenheit der Strafverfolgungs- und JustizbeamtInnen Vorschub. Ebenso 
lassen die gesetzlichen Regelungen Menschenhandelsopfern weder die Wahlfreiheit vor Gericht gegen mutmaß-
liche TäterInnen auszusagen noch geben sie ihnen die Zeit, über derartige Entscheidungen zu reflektieren (Office 
for Democratic Institutions and Human Rights: 20f). 





der OpferzeugInnen in den russischen Kontext erzielt werden: „So I don’t see any problems in 
interviewing the victims with the support of social workers and a psychologist. Methods, that 
we apply here, so despite the Russian legislation on interviewing the suspects or victims, po-
lice officers allow the psychologist, and even they call the psychologist before the operation 
will take place, and they work together to support the victims. So this is the Best Practice that 
is written in each manual of counter trafficking investigation and I don’t know in how many 
countries these practices will be adapted. Here in Russia it is the fact” (Andreani 2008a). 
Für den Projektleiter waren die Assistenz- und Rehabilitationsangebote, die sich direkt an die 
Betroffenen richteten, sowie die Präventions- und Informationskampagnen, die Projektkom-
ponenten, deren Umsetzung sich bewährt hatte, und deren Weiterführung durch russische Ak-
teure er als chancenreich ansah (Andreani 2008a). Die Komponenten „Politikberatung der 
Duma“, durch die der Annahme des Entwurfs für eine Anti-Trafficking-Gesetzgebung Nach-
druck verliehen werden sollte sowie der Entwurf eines nationalen Anti-Trafficking-Plans 
scheiterten nach Aussagen Andreanis jedoch. Dieses Scheitern hat ernsthafte Implikationen 
für die Sicherung der Nachhaltigkeit der im Projekt entwickelten und erprobten Modelle zur 
Reintegration und Rehabilitation sowie für die Weiterführung und -entwicklung. Mit der 
Nicht-Annahme des sogenannten Draft-Laws fehlt die rechtliche Grundlage, auf der Betroffe-
nen von „Menschenhandel“ Schutz- und Assistenzleistungen als Rechtsgarantien gewährleis-
tet werden. Ein Aktionsplan für die Bekämpfung von Menschenhandel in der Russischen Fö-
deration liefert die Anleitung für ein kooperatives Vorgehen, fixiert sie und legt damit auch 
konkrete Verantwortlichkeiten einzelner AkteurInnen fest.  
Entsprechend wirkte sich das Fehlen eines Rahmenwerks, das die Bereitstellung von Schutz- 
und Assistenzangeboten für Betroffene von Menschenhandel regelt, auf die Bereitschaft der 
staatlichen bzw. städtischen Strukturen, das von der IOM eingerichtete Rehabilitationszent-
rum in Moskau zu übernehmen, negativ aus. Dadurch war das Weiterbestehen der Einrichtung 
gefährdet und in letzter Konsequenz auch die angestrebte Nachhaltigkeit des Projekts. Der 
Projektleiter Alberto Andreani skizzierte noch im Herbst 2008 verschiedene Lösungswege für 
das Problem: „I think it should be two options one is through NGOs; again fundraising receiv-
ing money from government, implementing shelters, like in the European countries, or shel-
ters directly funded and managed by the government, within state premises.“ (Andreani 
2008a). Als die monatelangen Verhandlungen mit dem Moskauer Bürgermeister scheiterten 
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und Ende des Jahres 2009 der Mietvertrag für die Räume, in denen das Zentrum untergebracht 
war, endete, wurde seine gesamte Einrichtung in ein von der IOM geleitetes Empfangszent-
rum für MigrantInnen in Rostov am Don transferiert. Weibliche Opfer von Menschenhandel 
werden in Moskau seitdem im städtischen Krisenzentrum „Nadezhda“ untergebracht, das 
schwerpunktmäßig Frauen, die von häuslicher und sexualisierter Gewalt betroffen sind, ver-
sorgt. Diese Möglichkeit steht jedoch nur den im Moskauer Gebiet registrierten Personen of-
fen. Betroffene mit Wohnsitz außerhalb von Moskau oder Personen anderer Nationalität sind 
nicht berechtigt, in den Schutzeinrichtungen unterzukommen (Interview J 2010).  
Fremdwahrnehmung 
Auch die befragten externen AkteurInnen stimmten überein, dass das IOM/EK-Projekt einen 
bedeutenden Schritt für die Weiterentwicklung der Bekämpfung von „Menschenhandel“ in 
der Russischen Föderation darstellte. Mit dem IOM/EK-Projekt wurde das Fundament für den 
Aufbau eines gemeinschaftlichen Systems zur Einhegung von „Menschenhandel“ gelegt: 
„IOM fing von absolut von Null an, was sie gemacht haben ist ein Schritt vorwärts, im Ver-
gleich zu dem, was vorher war“ (Tyuryukanova 2008). Ebenso konstatiert Maria Mokhova 
von der NGO Syostry, dass die IOM mit der Eröffnung des Rehabilitationszentrums, für die 
sich bereits viele russische (Nicht-Regierungs-) Organisationen einsetzten, das geschafft hatte, 
„was keine russische Organisation jemals hätte schaffen können“ (Mokhova 2008). Wurde 
doch das Phänomen „Menschenhandel“ bis zum Beginn des IOM/EK-Projektes fast aus-
schließlich von Nichtregierungsorganisationen als Problem wahrgenommen und bearbeitet. 
Von der überwiegenden Mehrzahl der staatlichen Einrichtungen wurde es jedoch vernachläs-
sigt oder ignoriert (UN/IOM Working Group on Trafficking in Human Beings 2006: 65). Ent-
sprechend erklärte die Dumaabgeordnete Maria Mukabenova, dass es sich beim Thema 
„Menschenhandel“ um ein neues politisches Feld handle, auf dem die IOM die ersten Schritte 
machte (Mukabenova 2008). Trotz der durchgängig positiven Meinungen der externen Spezi-
alistInnen bezüglich des IOM/EK-Projekts äußerten die Befragten auch Kritik am Vorgehen 
der IOM und thematisierten Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit mit der IOM. Diese auf-
gezählten Problematiken betrafen folgende Bereiche: Funding, operative Arbeit, Kooperation 
mit NGOs und das politisch strategische Vorgehen der IOM im russischen Kontext.  
Die NGO Angel Coalition, die seit dem Jahr 1999 Betroffene von Menschenhandel in der 
Russischen Föderation berät, begleitet und betreut, übte vor allem Kritik am Vorgehen der 





IOM beim Einwerben von Fördergeldern. Da immer mehr internationale Geldgeber wie die 
EU, USAID (United States Agency for International Development) oder SIDA dazu übergin-
gen, ihre Finanzmittel für NGO-Projekte in der Russischen Föderation zu kürzen, steht die 
projektfinanzierte IOM häufig mit lokalen operativen NGOs in Konkurrenz. Während der 
letzten Jahre förderten viele der Geberorganisationen ausschließlich internationale Organisa-
tionen, die dann Unteraufträge an lokale Organisationen vergaben, die von den IGOs gema-
nagt wurden. Unweigerlich resultierten aus diesen Förderpolitiken harte Kämpfe um be-
schränkte Ressourcen. Gerade die IOM wurde von der Angel Coalition stark dafür kritisiert, 
dass sie zur Sicherung ihrer Geldmittel eine zielstrebige Strategie, oftmals zu Lasten von 
NGOs, verfolgte. Juliette Engel, Leiterin der Moskauer MiraMed-Stiftung, der auch die Angel 
Coalition zugehört, fasst ihre Erfahrungen zusammen: „I think that’s a pattern for them [the 
IOM; S. Sch.]. To go in, take the resources, they really absorb the resources that would be 
going to the NGOs, then they have connections at the governmental level. So they sort of in-
tercept the resources and dismantle NGO networks” (Engel 2008). 
Juliette Engel hob hervor, dass diese Rivalitäten massiv das Wohlergehen der betroffenen 
Personen belasten. Dadurch, dass die IOM den NGOs durch ihr Vorgehen die zur Realisie-
rung von Projekten nötigen Finanzmittel entzog, wurden NGO-Netzwerke, die ihrer Meinung 
nach die Nachhaltigkeit von Schutz- und Reintegrationsmaßnahmen für Betroffene von Men-
schenhandel erfolgreich sicher stellten, systematisch geschwächt. In der Folge fehlte den 
NGOs eine stabile finanzielle Basis, um effektive Arbeit auf Community-Ebene wie ein 
Langzeitmonitoring der Reintegration von Opfern von „Menschenhandel“, leisten zu können. 
Auch zu Beginn des IOM/EK-Projekts im Jahr 2006 habe sich die IOM darum bemüht, alle 
verfügbaren Ressourcen an sich zu ziehen: „You take all the resources and you are going to 
put people, the rehabilitation centre and they are going to be there a short time and then you 
have to rely on community groups and NGOs in community to really help people, help reset-
tle, you know rehabilitate them, help them rebuild their psychological and physical health and 
basically without a blink they just wiped them out. So that’s been our experience, that’s been 
the experience of a lot of NGOs“ (Engel 2008).  
Engel schlussfolgert daher, dass dieses Vorgehen die IOM „[…] ineffective in terms of hu-
man rights” mache (Engel 2008). In der Konsequenz solle sich die IOM aus der direkten Be-
treuung Betroffener zurückziehen und sich auf ihre Stärken, den Transport von MigrantInnen 
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und die Arbeit auf internationaler Ebene, konzentrieren, da NGOs bessere Erfolge beim 
Empowerment Betroffener und ihrer nachhaltigen Reintegration erzielten. 
Aber auch der grundsätzliche Umgang der IOM mit Betroffenen von „Menschenhandel“ und 
die Art und Weise, wie die Organisation diese Personen betreut, wurde von drei Mitarbeite-
rInnen der NGO in einem Gespräch im September 2008 kritisiert. So begrüßten die NGO-
Vertreterinnen die Eröffnung der IOM-Schutzeinrichtung, in der Menschenhandelsbetroffene 
temporär untergebracht werden konnten, bemängelten jedoch die praktische Umsetzung von 
Schutz- und Assistenzangeboten durch die IOM. Hier ging es vor allem um strukturelle Fra-
gen der Shelterorganisation wie Personalstärke und -auswahl. Nach Meinung der NGO-
Spezialistinnen war die Einrichtung mit einer Psychologin und einer Sozialarbeiterin unterbe-
setzt. Die dort angestellten Fachkräfte verfügten ob ihres jungen Alters – Mitte 20 – nicht 
über ausreichend Erfahrung in der Betreuungsarbeit von Opfern von Menschenhandel. Sie 
missbilligten vor allem, dass sowohl Männer als auch Frauen in der Einrichtung untergebracht 
wurden. So hätten Opfer sexueller Ausbeutung ganz andere Bedürfnisse als ausgebeutete Ar-
beitsmigranten. Gerade für Frauen mit muslimischem Hintergrund sei der Kontakt mit Män-
nern in den Räumen des Krankenhauses problematisch, da ein Aufenthalt im Zentrum diese 
Frauen automatisch als Zwangsprostituierte stigmatisiere und dies von den Frauen als eine 
große Schande in der Konfrontation mit Männern wahrgenommen werde. Weibliche Opfer 
von Menschenhandel, die sich in Obhut der IOM befänden, würden aber nicht nur gemeinsam 
mit Männern im Rehabilitationszentrum untergebracht, sondern auch von männlichen Mitar-
beitern betreut. Erfahrungsgemäß würden sie durch diese Praxis in hohem Maße re-
traumatisiert, da sie einen frühzeitigen Kontakt mit Männern in der Regel ablehnten.  
Ein weiterer Kritikpunkt war das Vorgehen der IOM bei der Identifikation von Opfern von 
Menschenhandel. Die Mitarbeiterinnen der Angel Coalition legten den IOM-MitarbeiterInnen 
zur Last, dass sie Betroffene von Menschenhandel nur als solche identifizierten, wenn diese 
Personen nicht im Besitz gültiger Papiere waren. „Sie haben sehr unflexible Identifikations-
kriterien. […] Und als wir die Betroffene an die IOM verwiesen haben, hatte sie ihre Papiere 
in der Hand, und sie haben sie nicht aufgenommen“ (Interview A 2008). Im Gegensatz zur 
IOM-Bürokratie lege die Angel Coalition keine vorgefertigten Maßstäbe zur Beurteilung 
mutmaßlicher Opfer von Menschenhandel an, sondern gründe ihre Einschätzung auf ausführ-
liche Gespräche mit ihren KlientInnen. Der starren Anwendung von Identifikationsschemata 





schließt sich nach Meinung der Anti-Trafficking-Aktivistinnen auch eine aus Perspektive des 
Opferwohls inakzeptable Gestaltung des Umgangs mit den Strafverfolgungsorganen an. Hier 
beanstandeten die NGO-Vertreterinnen, dass das Zusammenkommen von Polizei und Opfer-
zeugInnen nur mündlich geregelt sei. Ohne eine schriftliche Fixierung könne nach Ende der 
Vernehmung nicht mehr bewiesen werden, dass die Menschenhandelsbetroffenen überhaupt 
ausgesagt hätten. Ein solches Vorgehen betrachten die NGO-Vertreterinnen im Hinblick da-
rauf, dass die OpferzeugInnen von Polizeikräften oftmals diskriminierend, ja sogar miss-
bräuchlich behandelt werden, als unverantwortlich (vgl. Interview A 2008).  
Gemeinhin begriffen die drei NGO-Mitarbeiterinnen das IOM/EK-Projekt als eine Dopplung 
von Strukturen, an deren Aufbau, wenn auch nur mit eingeschränktem Erfolg, bereits die An-
gel Coalition zu arbeiten begonnen hatte. So hatte die Angel Coalition bereits im Jahr 2004 
einen Aktionsplan gegen Menschenhandel in der Russischen Föderation ausgearbeitet, sie 
führte Trainingsprogramme für VertreterInnen der Strafverfolgungsbehörden durch, assistier-
te Opfern von „Menschenhandel“ und betrieb Hotlines und Shelter in verschiedenen russi-
schen Städten. Die IOM verhalte sich bei der Realisierung des IOM/EK-Projekts jedoch nicht 
wie ein Partner, vielmehr beute die IOM die Erfahrungen der Angel Coalition aus, indem sie 
deren Konzepte kopiert und ihre Ressourcen ausnutzt: „Wir sehen von ihrer [der IOM; S. 
Sch.] Seite aus keine Zusammenarbeit, außer, dass wir für sie arbeiten: Sie brauchen uns nur, 
damit wir an sie Opfer verweisen: „Gebt uns Opfer, bewerbt unsere Hotline, leitet uns die 
Anrufe weiter, Hauptsache, dass mehr Opfer von euch kommen, bringt uns mit euren Partnern 
in den Regionen zusammen, aber wenn sich eure Basis geändert hat und die Basis eurer Part-
ner erneuert wurde, dann gebt sie uns. […] Wir sind wie eine gemolkene Kuh, wir sollen 
Milch geben, aber wir bekommen nichts im Gegenzug dafür“ (Interview A 2008). 
Klare Konzepte für die Zusammenarbeit mit NGOs lägen bspw. in der Türkei, der Ukraine 
und Weißrussland vor. In diesen Ländern beute die IOM nicht die Ressourcen der NGOs aus, 
sondern finanziere die zivilgesellschaftlichen Organisationen im Rahmen ihrer Projekte, die 
im Gegenzug Aufgaben wie die der Opferbetreuung übernähmen. Die MitarbeiterInnen der 
Angel Coalition schlagen deshalb ein Modell vor, das eine klare Arbeitsteilung zwischen 
NGOs und der IOM in der Russischen Föderation vorsieht. Während die NGOs operativ ar-
beiteten und schwerpunktmäßig Betroffene von Menschenhandel betreuten, solle die IOM, 
wie auch von Juliette Engel vorgeschlagen, insbesondere Aufgaben des politischen Lobbyings 
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nachkommen, bei denen sie ihre Autorität als internationale Organisation zum Einsatz bringt. 
Denn die IOM finde ohne Zweifel mehr Gehör bei Regierung und Verwaltung als NGOs (vgl. 
Interview A 2008).  
Auch Maria Mokhova von der NGO Syostry sieht die Rolle der IOM darin, ihren Einfluss als 
internationale Organisation bei den Staatsdienern und Bürokraten geltend zu machen. Eine 
Arbeit, zu der die gesellschaftlichen Organisationen ob der hierarchischen Strukturen in Poli-
tik und Verwaltung nicht in der Lage seien: „Ein Staatsdiener wird nicht einfach so mit einer 
NGO zusammenarbeiten, weil es eine hierarchische Struktur gibt, und in diese Struktur hin-
einzukommen, nehmen wir mal an, wir arbeiten mit einem Ministerium zusammen, das ist 
sehr schwierig. Aber die IOM verfügt über den Status einer internationalen Organisation. Au-
ßerdem ist sie eine UN-Organisation und deshalb ist es ihre Mission, mit diesen hohen Beam-
ten zusammenzuarbeiten “(Mokhova 2008). Das IOM/EK-Projekt und hier vor allem das Re-
habilitationszentrum sieht sie als ein Experiment, in dem ein Modell durchgearbeitet wurde, 
um nach Beendigung des Versuchs Hypothesen zu erhärten und Schlüsse für das weitere Vor-
gehen ziehen zu können. Mit der Eröffnung des Rehabilitationszentrums konnte Verwaltung 
und Politik gezeigt werden, dass das Problem „Menschenhandel“ existiert. Laut Mokhova 
konnte die IOM als unabhängige Organisation ihrem Befund, dass Betroffene von Menschen-
handel existierten und Hilfe benötigten, weitaus besser Nachdruck verleihen als die lokalen, 
operativen NGOs. ,,Die IOM verfügt, wie der Staat, über ein bürokratisches System. Bei ihr 
sind die Personen als statistische Zahlen festgehalten, sie haben die Geschichten, die Namen 
und die Nachnahmen [der Betroffenen; S. Sch] und das hilft sehr“ (Mokhova 2008). Für 
Mokhova stellt diese bürokratische Struktur und das Vorgehen der Organisation bei der Be-
treuung von Betroffenen von Menschenhandel jedoch auch klar ein Problem für die Koopera-
tion von NGOs und der IOM dar: „In der Konsequenz haben sie [durch ihre bürokratische 
Struktur; S. Sch.] die Möglichkeiten verbaut, eine russische Organisation, die [Betroffenen 
von Menschenhandel; S. Sch.] Hilfe anbietet, für ihre Arbeit zu gewinnen. Denn ihre Regeln 
stimmen nicht mit unseren überein und deshalb können wir das nicht machen [...]. Die Prinzi-
pien unserer Arbeit sind andere, bei uns gibt es z.B. das Prinzip der Vertraulichkeit und der 
Anonymität. Bei der IOM sind ganz andere Regeln festgehalten. Das ist insbesondere die 
Weiterleitung [der Daten der Betroffenen; S. Sch.] an die Polizei, mit der Polizei zusammen-
arbeiten und Ermittlungen zu führen“(Mokhova 2008). Entsprechend würden die Mitarbeite-





rInnen der NGO Syostry Menschenhandelsbetroffene nicht automatisch an das Rehabilitati-
onszentrum der IOM verweisen, sondern sie versuchen, ihre KlientInnen weitestgehend über 
die möglichen Konsequenzen, die mit einem Einstieg in das IOM-Rehabilitationsprogramm 
verbunden sein können, aufzuklären. 
ExpertInnen wie Aleksey Trepykhalin, Rechtsberater bei der US-amerikanischen Botschaft 
oder Elena Tyuryukanova, Direktorin des Zentrums für Migrationsstudien, nahmen sowohl 
die programmatischen Schwerpunktsetzungen als auch das politisch-strategische Vorgehen 
der IOM im russischen Kontext prüfend in Betracht. Trepykhalin konstatiert, dass die IOM 
zwar den russischen GOs und NGOs probate Modelle zur Prävention und Bekämpfung von 
Menschenhandel vermitteln konnte, es der Organisation aber nicht gelungen war, kontinuier-
liche Strukturen aufzubauen, um die höhere Regierungsebene, allen voran die Präsidialadmi-
nistration, zur Weiterführung und Verstetigung dieser Modelle anzuhalten. Auf offizieller 
Ebene wurde eine offizielle Zusammenarbeit, die durch ein Memorandum of Understanding 
fixiert wurde, nur mit dem Föderalen Migrationsdienst etabliert. Solche Vereinbarungen 
müssten nach Meinung Trepykhalins jedoch auch mit weiteren Regierungsorganisationen und 
auf ministerialer Ebene eingerichtet werden, um das Funktionieren eines russischen Anti-
Trafficking-Systems zu festigen. Der Rechtsexperte bringt dieses Defizit zum einen mit der 
Entstehungsgeschichte der IOM in Verbindung und zum anderen mit dem Umstand, dass die 
Russische Föderation kein Mitgliedsstaat der Organisation ist. Daher verfüge die IOM nicht 
über ausreichend formale Einflussmöglichkeiten, um die Beachtung der gesetzten Standards 
zu fördern. Neben einer Überführung des Rehabilitationszentrums in staatliche Trägerschaft 
als ein mittelfristiges Ziel sah Trepykhalin die Fertigstellung und Umsetzung eines nationalen 
Aktionsplanes als eine prioritäre Aufgabe der IOM. Mit einem Aktionsplan würde nicht nur 
Klarheit über die angestrebten Ziele bei der Bekämpfung von Menschenhandel geschaffen 
werden, sondern es würde auch den unterschiedlichen AkteurInnen einen übergeordneten Me-
chanismus zum Monitoring und zur Koordinierung ihrer Aktivitäten an die Hand geben. Denn 
gerade NGOs, die bislang einen Großteil der Aktivitäten gegen Menschenhandel leisteten, 
seien aufgrund der auf Regierungsebene von Desorganisation geprägten Anti-Trafficking-
Arbeit frustriert (Trepykhalin 2008). 
Die Migrationsforscherin Elena Tyuryukanova misst dem IOM/EK-Projekt eine Fixierung auf 
staatliche Strukturen der Strafverfolgung und -durchsetzung bei: „They (the IOM; S.Sch.) are 
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much lesser oriented towards social structures an social Actors. They concentrate on these 
partners of power, law enforcement and so on” (Tyuryukanova 2008). Im Gegensatz zu 
Trepykhalin hält sie diese Schwerpunktsetzung für defizitär und sieht darin eher ein Hinder-
nis, das den Erfolg des Projekts „in hohem Maße bremst” (Tyuryukanova 2008). Zum Tragen 
komme dieses Manko bei der Entwicklung von Verweismechanismen, die OSCE-Standards 
entsprechen (OSCE/ODIHR 2004). So müssten beispielsweise, um Opfer ausfindig zu ma-
chen, neben Polizeikräften und NGOs auch Sozial- und Bildungsbehörden einbezogen wer-
den, da sie in direktem Kontakt zu den sogenannten Risikogruppen und Problemfamilien ste-
hen. Darüber hinaus hätten die russischen Machtstrukturen und das Ministerium für Inneres 
das Phänomen „Menschenhandel“ erst im Zuge seiner Kriminalisierung durch die beiden er-
weiternden Paragraphen 127.1 (Menschenhandel) und 127.2 (Sklaverei) angefangen wahrzu-
nehmen. Die mit Frauenfragen befassten Abteilungen des Sozialministeriums hingegen hätten 
das Thema schon viel früher bearbeitetet. In der Folge würde nun deren Expertise vernachläs-
sigt. Da aber das Sozialministerium gegenüber dem Innenministerium eine vergleichsweise 
schwache Position mit geringem Einfluss einnimmt, so die Interpretation Tyuryukanovas, 
konzentriert sich die IOM unter der Vorgabe, die Nachhaltigkeit des Projekts durch einen 
„Vertrag” mit der Regierung zu sichern, darauf, verstärkt die „Machtministerien“ mit dem 
IOM/EK-Projekt anzusprechen und sie in die Realisierung der Projektaktivitäten einzubinden. 
Nach Einschätzungen Tyuryukanovas ist diese Ausrichtung aber auch maßgeblich dadurch 
bestimmt, dass Projektmanager Andreani als Mitarbeiter des italienischen Innenministeriums 
selbst aus Polizeistrukturen kommt und daher mit deren Arbeitsweisen und Organisationskul-
tur vertraut ist (Tyuryukanova 2008). Um derartige Ungleichgewichte bei der strategischen 
Ausrichtung des Anti-Trafficking-Projekts auszubalancieren, wäre es nach Ansicht der For-
scherin hilfreich gewesen, einen Konsultationsrat für das IOM/EK-Projekt einzurichten.  
Diese komprimierte Zusammenschau zeigt, dass die von den externen ExpertInnen geäußerten 
Kritiken am IOM/EK-Projekt divergieren. So ist die Kritik der Angel Coalition mit hoher 
Wahrscheinlichkeit eher der prekären finanziellen Situation der Organisation geschuldet als 
grundlegenden inhaltlich-konzeptionellen Differenzen. In vielen Punkten erweist es sich als 
Stimmungsmache gegen die IOM, da die Kritikpunkte gegen die IOM nicht verifiziert werden 





können113. Jedoch sind sich die SpezialistInnen in einem grundsätzlichen Punkt einig: Das 
IOM-Projekt war, gemessen an der unbefriedigenden Ausgangssituation, die von 
Tyuryukanova in dem Bericht aus dem Jahr 2006 beschrieben wurde, ein Fortschritt bei der 
Bekämpfung von Menschenhandel in der Russischen Föderation. Die IOM hat es aber wäh-
rend der dreijährigen Laufzeit des Projekts nicht geschafft, staatliche Organisationen für die 
Weiterführung des modellhaften Rehabilitationsprojektes zu gewinnen, mit dem der russische 
Staat seiner Verpflichtung, die (Menschen-) Rechte von Menschenhandelsbetroffenen zu 
schützen und zu garantieren, auf praktischer Ebene nachkommen würde.  
4.1.1.8 Bewertung 
Die IOM nimmt mit der Vermittlung von Best Practice vor allem Einfluss auf die kognitiven 
Fähigkeiten der nationalen AkteurInnen. Sie ist bestrebt, die Mental Maps der VertreterInnen 
staatlicher und nichtstaatlicher Organisationen zum Thema „Anti-Trafficking“ zu formen. Als 
Kompetenzträgerin, die Expertise präsentiert und weitergibt, nimmt sie so Einfluss auf die 
Diskurse über „Menschenhandel“ bzw. seine „Regierung“ in Gesellschaft, Politik und Ver-
waltung und damit auf die (Anti-) Trafficking-Realität in der Russichen Föderation.  
Mit Hilfe von Best Practices kann die IOM „ihren“ epistemischen Stil aufwerten und verleiht 
damit dem Bestreben, ein Praxisregime im Bereich Anti-Trafficking in der Russischen Föde-
ration zu gestalten, Nachdruck. Das Label best stellt Praxiswissen, das in EU-Ländern oder im 
Rahmen von IOM-Projekten generiert wurde und von der Organisation als übertragbar erach-
tet wird, als favorisierte Wissensform heraus. Legitimationsgrundlagen dafür, dass die IOM 
über Generierung, Auswahl, Verbreitung und praktische Umsetzung von Best Practice Anti-
Trafficking-Wissen sowie die Beteiligung externer AkteurInnen an diesen Prozessen ent-
scheidet, sind internationale Verträge, ihr Mandat, ihre Professionalität und ihre Expertise.  
                                                        
113
 So beruhen die Differenzen aus Sicht des Projektleiters Alberto Andreani vor allem auf den unklaren Vorstel-
lungen der NGO über Rollen und Arbeitsteilung der Anti-Trafficking-AkteurInnen: „[…] There is a lack of 
understanding on how to make specific capacity building activities, project development and fundraising. The 
lack of understanding, of the system the existing system, what is an NGO, what is an international organisation, 
what is a donor, this is not clear. So sometimes, when you misunderstand these rules and you confuse an interna-
tional organisation as a donor, than these shortcomings can occur. The problem with the Angel Coalition is, that 
it sees the IOM as a donor“ (Andreani 2008a). Die stellvertretende Projektleiterin schlägt deshalb Trainingskurse 
zu diesen Themen vor: „But NGOs of course lack the understanding that they should also think about how to 
improve their own resources, Funding themselves and how do you get that. You get it by training them on fund-
raising and also by getting them in touch with other actors” (Interview H 2008). 
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Aufgrund der Äußerungen externer SpezialistInnen ist es möglich, einen ersten Eindruck von 
der Resonanz des IOM/EK-Projektes in AkteurInnenkreisen zu bekommen. Einschätzungen 
zur menschenrechtlichen Qualität der implementierten Maßnahmen können getroffen und 
Antworten auf die Frage gefunden werden, ob das Projekt in angemessener Form lokalen 
Strukturen und Besonderheiten Rechnung getragen hat. Nach Meinung von ExpertInnen hat 
die IOM nur bedingt bestehende NGO-Strukturen dauerhaft und nachhaltig bei der Realisie-
rung des Projektes mit einbezogen. Generell reklamieren russische ExpertInnen, dass die IOM 
lokale epistemische Gemeinschaften nicht in ausreichendem Maße in das Anti-Trafficking-
Projekt einbezog sowie Gelegenheitsstrukturen, das Anti-Trafficking-Modell politisch-
institutionell zu verankern, nicht optimal nutzte. 
Für die Betroffenen von Menschenhandel stellt das IOM/EK-Projekt aus menschenrechtlicher 
Perspektive eine bedeutende Verbesserung dar. Die im Rehabilitationszentrum geleistete so-
ziale und medizinische Erstversorgung sowie die Reintegrationsangebote übersteigen die bis-
lang mehrheitlichen von nichtstaatlichen Organisationen geleisteten Assistenz- und Unterstüt-
zungsleistungen für Betroffene von Menschenhandel. Gleichzeitig aber ist die Inanspruch-
nahme dieser Leistungen an eine Zusammenarbeit mit der Polizei geknüpft. Da das IOM/EK-
Projekt schwerpunktmäßig den Aufbau von Kooperationsstrukturen zur Bekämpfung von 
Menschenhandel als eine Form des organisierten Verbrechens fokussiert, liegt die Erklärung 
nahe, dass Reintegration nur in einem für Strafverfolgung notwendigen Maße stattfindet. Der 
Aspekt der Langzeitprävention mit der vorausgesetzten Identifikation und bzw. Dis-
Identifikation von MigrantInnen als VoTs wird jedoch vernachlässigt.  
  





4.1.2 Risiko im IOM-Projekt „Prävention des Menschenhandels in der 
Russischen Föderation“ 
Die Darstellung von Menschenhandel als Risiko spielt eine zentrale Rolle im Rahmen der 
Präventionskampagnen im Projekt der IOM in der Russischen Föderation. Risiko ist die 
Grundlage für das Aktivwerden der IOM als Risikomanager. Risiko ist strukturierendes Ele-
ment der im Rahmen des Projekts hervorgebrachten Diskurse und Praktiken. Der Einsatz be-
stimmter Maßnahmen und Strategien wird als Risikoprävention gerechtfertigt. Im Folgenden 
werde ich diese beiden Perspektiven auf Risiko, die ich als Risk Governance und Governance 
through Risk umschreibe, darstellen. Während die Beschreibung Risk Governance eine tech-
nisch-funktionale Perspektive auf Risiko widerspiegelt, die Risiko als reale Bedrohung ver-
steht, fragt Governance through Risk nach den sozialen Konstruktionen, auf die sich die Dar-
stellungen der IOM von Menschenhandel stützen. Eine Diskussion der beiden unterschiedli-
chen Konzeptionen von Risiko eröffnet somit auch unterschiedliche Perspektiven für die In-
terpretation der Initiativen zur Risikoprävention durch die IOM in der Russischen Föderation. 
4.1.2.1 Risiko und Risiko Governance 
Der Begriff des Risikos wird in politisch-gesellschaftlichen sowie in wissenschaftlichen Dis-
kursen auf vielfältigste Weise verstanden und verwendet. Als Gegenstand sozialwissenschaft-
licher Forschung gibt es nicht nur unterschiedliche Auffassungen zur Natur von Risiko, son-
dern auch verschiedene Positionen zur Frage, wie Erkenntnis zum Thema Risiko gewonnen 
werden kann. Theoretisch gefasst wird Risiko als reale Bedrohung sowie als sozial konstruier-
ter und vermittelter Sinn.  
Für eine Untersuchung der Präventionsstrategien als einem Teil der IOM-Programme ist vor 
allem die letztere Perspektive relevant. Wie setzt die IOM Risiko im Rahmen ihrer Aktivitä-
ten zur Bekämpfung von Menschenhandel ein? Eine Untersuchung aus realistischer Perspek-
tive gibt Aufschluss über das Selbstverständnis der IOM. Wohingegen ein stark konstruktivis-
tischer Blickwinkel verdeutlicht, wie die Organisation Risiko als Instrument einsetzt, um 
Macht über die Bevölkerung im Allgemeinen und über bestimmte (Risiko-) Gruppen im Be-
sonderen auszuüben, kurzum, um das Problem „Menschenhandel“ zu regieren. Diese Doppel-
perspektive ermöglicht, die Diskrepanz zwischen dem vermeintlich apolitischen und techni-
schen Risikomanagement der IOM und dem Einsatz von Risiko als gouvernementaler Tech-
nologie aufzuzeigen. An die Untersuchung dieser Differenzen anschließend, soll die Frage 
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beantwortet werden, ob es sich beim Risiko „Menschenhandel“ um ein soziales oder politi-
sches Problem handelt. Dafür muss dargelegt werden, welche Funktion Risiko im politischen 
und gesellschaftlichen Diskurs erfüllt und welchen (politischen) Motivationen die Darstellung 
von Menschenhandel als Risiko unterliegt. Um das Risikoverständnis der IOM zu charakteri-
sieren und es in seiner gesellschaftlich politischen Relevanz einzuordnen, werde ich zunächst 
auf Konzeptionen von Risiko im wissenschaftlichen Diskurs eingehen und danach unter-
schiedliche sozialwissenschaftliche Ansätze der Risikoanalyse einführen (Lupton 1999: 30; 
Hannah-Moffat/Pat 2007).  
Risiko und Risikovorsorge 
Mit dem Begriff des Risikos werden Normabweichungen, Missgeschicke, vor allem aber auch 
Bedrohungen in Verbindung gebracht (Lupton 1999: 3). Ein ‚modernes’ (modernistisches) 
Verständnis von Risiko ist durch die Idee geprägt, dass gebunden an menschliche Verantwor-
tungsbereitschaft, bewusst Einfluss auf Risiken genommen werden kann (Banse 1996: 26; 
Lupton 1999: 3). Oder anders formuliert: „Risiken meinen eine Zukunft, die es zu verhindern 
gilt“ (Beck 1986:44). Im grundsätzlichen Bewusstsein, Risiken durch gezielte Eingriffe ver-
meiden zu können, wird zunehmend auf die Problemlösungsfähigkeit der Wissenschaft ge-
setzt. Durch rationales Denken, Statistik und Wahrscheinlichkeitsrechnung sollen Risiken 
geregelt, vorausgesagt und vermieden werden (Lupton 1999: 4). Damit sind Risiken vor allem 
in definitorischer Hinsicht abhängig von wissenschaftlicher Erkenntnis. Ulrich Beck geht da-
von aus, dass Wissenschaft in erster Linie kausale Deutungen von Risiken liefert. Oftmals 
werden unsichtbare Gefährdungslagen114 erst durch wissenschaftliche „Kausalitätsvermutun-
gen“ (Beck 1986: 36) für den Laien sichtbar. Auch hinsichtlich einer Verfestigung von Ursa-
chenzusammenhängen sind Risiken wissenschaftsabhängig (Beck 1986: 37). Andererseits ist 
die Wissenschaft darauf angewiesen, dass ihre theoretischen Erklärungen von Risiken, die in 
der Regel standortgebunden, also nicht von allen erlebbar sind, argumentativ vermittelt und 
geglaubt werden müssen (Beck 1986: 37).  
Risikofeststellungen gründen jedoch nicht nur auf wissenschaftlicher Rationalität. Eher sind 
sie nach Beck eine Symbiose aus Expertenrationalität und Alltagsrationalität. Erklärungsmo-
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 Beck bezieht sich in erster Linie auf Modernisierungsrisiken, die im Zuge industrieller Entwicklung auftraten. 
Aber auch Risikolagen in Verbindung mit Globalisierungs- und Umstrukturierungsprozessen sind, sollen sie 
nicht nur auf die unmittelbare Erfahrungen Einzelner beschränkt bleiben und für größere gesellschaftliche, bzw. 
politische Zusammenhänge wahrnehmbar gemacht werden, auf Forschungsergebnisse und deren mediale Ver-
mittlung angewiesen. 





delle für Risiken folgen entweder einer wissenschaftlichen oder einer sozialen Rationalität 
und werden von diesen oftmals gegensätzlichen Standpunkten aus definitorisch umkämpft 
(Beck 1986: 38). Beck unterstreicht, dass wissenschaftliche Bemühungen um Sachlichkeit 
immer auch (verdeckt) fremdbestimmt sind und „auf soziale und damit ihnen vorgegebene 
Erwartungen und Wertungen angewiesen [sind]“ (Beck 1986: 38). Die am weitesten verbrei-
tete Kulturtechnik, die wissenschaftliche Fertigkeiten und Kenntnisse für den Umgang mit 
Risiken nutzt, ist das Vorsorgeprinzip der Versicherung. Durch Versicherungen werden unbe-
rechenbare Gefahren in sozialen und wirtschaftlichen Bereichen in kalkulierbare Risiken um-
gewandelt. Eine solche „Domestizierung von Gefährdungen“ (Kaufmann 1992: 33) wird da-
durch erreicht, dass die Techniken der Gefahrenabschätzung115 und institutionelle Lösungen 
wie Schutzbestimmungen, Sicherheitsmaßnahmen oder Kompensationseffekte für einen mög-
lichen Schaden gekoppelt werden (Banse 1996: 29). Zwar impliziert der Begriff „Risiko“ 
ganz grundsätzlich, dass sowohl Chancen wie auch Gefahren eintreten können (Kaufmann 
1992: 31). In modernistischer Lesart werden Risiken bzw. die Bereitschaft, Risiken einzuge-
hen, jedoch überwiegend negativ, als Gefahr interpretiert (Douglas 2003: 24). Positiv werden 
Risiken meistens nur dann ausgelegt, wenn sie mit Unternehmergeist oder dem Erzielen von 
Profiten in Verbindung gebracht werden (Lupton 1999: 8). Entscheidungen werden durch die 
Darstellung als Risiko normativ aufgeladen: „Risk is not just an objective entity but also a 
specific way of understanding society and placing a value on particular approaches to oppor-
tunity and dangers“ (Taylor-Gooby/Zinn 2006: 149).  
Angst spielt bei diesem negativen Risikoverständnis eine zentrale Rolle. Frank Furedi spricht 
dabei von einer „Kultur der Angst“, die durch die Erosion von Subjektivität und einer damit 
einhergehenden Moralität der niedrigen Erwartungen geprägt und gekennzeichnet ist (Furedi 
2006). Dies führt nach Furedi zu einer Dominanz des Vorsorgeprinzips, durch das Risiken 
zwar vermieden, jedoch keine Entscheidungen mehr getroffen werden können (Furedi 2006: 
176). Auch der Rechtswissenschaftler Cass R. Sunstein erkennt in Ängsten den Motor für 
eine inflationäre willkürliche Anwendung des Vorsorgeprinzips. Denn das Bewusstsein dafür, 
welche Gefahren prioritär eingehegt werden müssen, wird in der Regel durch Verfügungsheu-
ristiken und durch verstärkende soziale Prozesse wie z. B. medial beförderte moralische Pani-
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 Risiken werden vor allem auf Grundlage mathematischer Mittel wie Statistik und Wahrscheinlichkeitstheorie, 
die zur Beschreibung und Modellierung von Daten, die aus sich wiederholenden Ereignissen und Situationen 
gewonnen wurden, abgeschätzt (Banse 1996: 30). 
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ken bestimmt. Dabei werden nicht nur Kosten-Nutzen-Analysen vernachlässigt, sondern auch 
außer Acht gelassen, dass Risiken zuweilen durch Vorsorgemaßnahmen erhöht statt minimiert 
werden können (Sunstein/Celikates/Engels 2007: 328f). Auch im Kontext von „Menschen-
handel“ werden gezielt moralische Paniken generiert. Dabei wird „Menschenhandel“ häufig 
mit Frauenhandel gleichgesetzt und das Phänomen auf den Handel in die Prostitution verengt. 
Damit wird eine vereinfachte Problemlösung suggeriert, die moralischen Erwägungen zur 
Regelung von Prostitution eine hohe Priorität zuweist. In den Hintergrund geraten dabei die 
Opfer anderer Formen des Menschenhandels, gehandelte Männer und das individuelle Selbst-
bestimmungsrecht migrantischer und einheimischer Sexarbeiterinnen, die ihren Lebensunter-
halt durch Prostitution verdienen wollen (Wijers/Van Doorninck 2005) . Die Verkürzung von 
„Menschenhandel“ als ein auf Prostitution beschränktes Problem hat ihre historischen Wur-
zeln im ausgehenden 19. Jahrhundert. Hier bildeten sich die Erzählungen zum Weißen Skla-
venhandel aus, die den Boden für das Entstehen einer moralischen Panik angesichts des Phä-
nomens bereiteten, die bis heute Wirkungen zeigt (Kempadoo 2005: x). 
Sozialwissenschaftliche Ansätze der Risikoanalyse 
Risikoforschung zeichnet sich durch unterschiedliche theoretische Konzeptionen und 
disziplinenspezifische Zugänge aus. Während technisch-naturwissenschaftliche Ansätze sich 
mit Risiko als ‚wirklichem‘ Charakteristikum, das als ‚reale‘ Gefahr analysiert, beschrieben 
und abgeschätzt werden kann, befassen und erweitern sozialwissenschaftlich konstruktivis-
tisch ausgerichtete Modelle das Feld der technischen Risikoanalyse, indem sie die sozialen, 
politischen und kulturellen Einflussgrößen, die Risiken bestimmen, einbeziehen und untersu-
chen (Renn 2007: 35f).  
Deborah Lupton versteht die verschiedenen theoretischen Ansätze sozialwissenschaftlicher 
Risikoanalyse als Kontinuum, das entlang realistischer, schwach konstruktivistischer und 
stark konstruktivistischer epistemologischer Positionierungen verläuft. Je nach epistemologi-
scher Ausrichtung sollen unterschiedliche Schlüsselfragen beantwortet werden (Lupton 1999: 
35). So liegt beispielsweise dem (schwach konstruktivistischen) Ansatz der Risikogesellschaft 
ein Verständnis von Risiko als realer Schadenskategorie und als Konstrukt wissenschaftlicher 
Regulierung zugrunde. Risiken werden als reale, aber durch soziale und kulturelle Prozesse 
vermittelte, Gefahren verstanden. Risiko steht dabei für eine bestimmte Kategorie von Erfah-
rungen. Ziel dieser Risikoanalysen ist es, Risiken in ihrer kulturellen Eingebettetheit zu ver-





stehen. Eine der Hauptfragen dieser Ansätze lautet: Warum werden bestimmte Phänomene als 
Risiken wahrgenommen und andere nicht? (Lupton 1999: 36).  
Die Perspektive auf Risiko, die in dieser Arbeit eingenommen wird, ist eine stark konstrukti-
vistische. Dabei spielt es eine untergeordnete Rolle, ob es sich bei Risiken um äußere Realitä-
ten handelt. Vielmehr ist Risiko eine besondere Art, ein soziales Problem und die Techniken, 
die seiner Regulierung dienen, darzustellen (Hannah-Moffat/Pat 2007: 14). Bei einer Analyse 
von Anti-Trafficking-Praxisregimen, wo die Art und Weise, wie das „governement“ sich die 
Welt vorstellt, erforscht wird, interessiert vor allem, wie Risiko zu diesem Zweck benutzt 
wird und welche Konsequenzen der Einsatz von Risiko zeitigt (Hannah-Moffat/Pat 2007: 14). 
Die Anti-Trafficking-Risikogovernance der IOM 
Die IOM fasst Menschenhandel als reale Gefahr. Mittels Risikogovernance116 versucht sie das 
Problem „Menschenhandel“ unter Kontrolle zu bringen. In diesem Zusammenhang trägt die 
IOM dafür Sorge, dass Menschenhandel als Risiko wahrgenommen wird, sie betreibt Risiko-
abschätzung, Risikobewertung sowie Risikomanagement (Renn 2007: 64).  
In den Informationsbroschüren „IOM's Counter Trafficking Activities“ aus dem Jahr 2004 
und „Human Trafficking: IOM’s Response“ aus dem Jahr 2008 stellt die IOM Menschenhan-
del als ein Risiko, das die Sicherheit des/der Einzelnen bedroht, dar (United Nations 2008). 
Durch irreguläre „unsichere“ Migration riskieren MigrantInnen, Opfer von sexueller oder von 
Arbeitsausbeutung zu werden. Auf dem Spiel steht dabei nicht nur die körperliche und seeli-
sche Unversehrtheit von potentiellen MigrantInnen, sondern auch die Sicherheit ihrer Ange-
hörigen (International Organisation for Migration 2004b).  
Die IOM versteht Menschenhandel aber nicht nur als individuelles Risiko. Konzeptionelle, 
ausführlicher angelegte Materialien der IOM, wie der dreibändige Leitfaden für PolitikerIn-
nen und PraktikerInnen im Bereich der Migration „Essentials of Migration Management“, 
betonen eine kollektive, den Staat und die Gesellschaft betreffende Dimension der Bedrohung 
                                                        
116 Renn übersetzt den Begriff „Risikogovernance“ mit „Risikoregulierung“. In den Hintergrund tritt dabei der 
dem Begriff der Governance implizite Aspekt der Steuerung bzw. das Vorhandensein unterschiedlicher Formen 
der Steuerung. Aus steuerungstheoretischer Perspektive umfasst der Begriff Governance sämtliche Muster der 
Interdependenzbewältigung zwischen Staaten sowie zwischen staatlichen und gesellschaftlichen AkteurInnen 
(Benzet al. 2007: 13). Damit deckt der Terminus Governance ein Spektrum von hierarchischen bis zu netzwerk-
förmigen Steuerungsformen ab. Eine normative Verwendung erfährt der Begriff als Good Governance, wenn 
Ansprüche an gutes Regieren formuliert werden. Als Praxisbegriff in der EU beschreibt Governance oder auch 
Multigovernance das Management von Interdependenzen, Netzwerken oder Verhandlungssystemen ohne Rück-
griff auf formale Entscheidungskompetenzen (Benz et al. 2007: 15). 
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durch Menschenhandel. Als Form der irregulären Migration versteht die IOM Menschenhan-
del als ein Risiko mit möglicherweise schwerwiegenden Konsequenzen für die nationale, 
ökonomische und politische Sicherheit von Sende-, Ziel- und Transitstaaten, die in 
Traffickingprozesse involviert sind (Usher 2004b 2.8, 6). Irreguläre Migration und Men-
schenhandel beeinträchtigen, laut IOM, die Fähigkeit von Staaten, ihr Territorium zu schützen 
und vor dem Hintergrund terroristischer oder epidemischer Gefährdungslagen Personen als 
Sicherheitsbedrohung oder als Gesundheitsrisiko zu identifizieren. Weiter nimmt der Leitfa-
den die populäre, jedoch keineswegs empirisch erhärtete These auf, dass durch die milliarden-
schweren Gewinne der global Organisierten Kriminalität aus Menschenhandelsaktivitäten, die 
wiederum in engem Zusammenhang mit der Korruption staatlicher Organe stünden, staats-
feindliche und terroristische Aktivitäten finanziert werden. Angesichts dieser Verflechtung 
von Terrorismus, organisierter Kriminalität und irregulärer Migration entfaltet sich das beun-
ruhigende Potential eines Bedrohungsszenarios, das mit dem Verlust der staatlichen Kontrolle 
von Migration einhergeht (Usher 2004 2.8, 3f). Migration und Menschenhandel rühren laut 
IOM an Fragen der Integration, Multikulturalität und Staatsbürgerschaft, die gesellschaftlich 
verträgliche Lösungen erforderten (Usher 2004b 2.8, 6). Daher liegt es laut IOM im Interesse 
von Staaten, die Sicherheitsbedrohung Menschenhandel zu bekämpfen und einzudämmen.  
Irreguläre Migration und Menschenhandel werden auch in Zusammenhang mit der Verbrei-
tung von Gesundheitsrisiken gebracht. Sie greifen die Fähigkeit des Staates an, durch die 
Kontrolle der Einreise in das jeweilige Staatsgebiet zu verhindern, dass sich Infektionskrank-
heiten wie SARS (Schweres Akutes Respiratorisches Syndrom), Schweinegrippe, Tuberkulo-
se oder auch HIV/AIDS ungehemmt verbreiten können. Die IOM empfiehlt Staaten daher, 
zum einen um die Gesundheit der einheimischen Bevölkerung zu schützen und zum anderen, 
um eine erhöhte Belastung der jeweiligen nationalen Gesundheits- und Sozialsysteme durch 
ausländische Staatsangehörige zu vermeiden, Gesundheitstests im Vorfeld von lang- und 
kurzfristigen Einreisen durchzuführen (Usher 2004a: 2.7, 14)117. 
Da Menschenhandel wie die meisten entgrenzten modernen Bedrohungen nicht vollständig 
eliminiert werden kann, soll die Gefahr „Menschenhandel“ durch entsprechende Vorgehens-
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 In einem gemeinsamen Positionspapier mit UNAID geht die IOM darauf ein, dass diese Einschränkungen nur 
in begrenztem Maße als sinnvoll und effektiv zu erachten sind. Die beiden Organisationen weisen darauf hin, 
dass bei Einreisebeschränkungen nicht gegen ethische und humanitäre Grundsätze der internationalen Gemein-
schaft verstoßen werden darf (UNAID/IOM 2004: 8). 





weisen wie Risikomanagement, handhabbar und kontrollierbar gemacht werden (Taylor-
Gooby/Zinn 2006: 15). Mit dem Begriff des Managements wird assoziiert, dass soziale Prob-
leme wie Menschenhandel vor allem mit Methoden, die aus dem ökonomischen Bereich 
stammen, im Rahmen einer Unternehmenshierarchie reguliert werden können.  
Entsprechende Maßnahmen der Risikoreduktion werden ausgewählt, umgesetzt und bewertet 
sowie weiterentwickelt und verbessert (Renn 2007: 97). Die Planung dieser Aktivitäten stellt 
neben Organisation und Schritten, die für die konkrete Umsetzung von Politiken, Strategien 
und Programmen zur Risikoregulierung notwendig sind, wie Koordination, Leitung, 
Personalbesetzung oder Kontrollmechanismen, eine wichtige, den operativen Aspekten des 
Risikomanagements vorgelagerte Phase dar. Eine planerische Gestaltung von Anti-
Trafficking-Projekten umfasst nicht nur die „gedankliche Vorwegnahme zukünftigen 
Handelns unter Beachtung des Rationalitätsprinzips“ (Grochla 1964: 315 in Nowak 1984: 17). 
Sie ist vor allem auch der zielgerichtete „Entwurf einer rationalen Ordnung auf der Grundlage 
allen verfügbaren Wissens“ (Kaiser 1966: 7 in Nowak 1984: 17). Risikomanagement zu 
planen heißt somit auch, Entscheidungen zu treffen, Prioritäten zu setzen und damit 
Orientierungsmuster zu schaffen, die (vermeintlich) geeignet Mittel aufzeigen, um 
Menschenhandel effektiv und effizient zu begegnen. Grundlage dieser Planungsaktivitäten 
sind die umfangreichen Wissensbestände der IOM zum Thema Menschenhandel. Diese 
umfassen sowohl fallspezifische Risikoanalysen118, die durch eine systematische und 
systematisierte Darstellung unbekannter Komponenten von Risikosituationen (Banse 1996: 
49) das soziale Problem „Trafficking“ bearbeit- und handhabbar machen sollen als auch 
praktisches Erfahrungswissen119 (Meuser/Nagel 2009: 470), das sich auf qualitative und 
quantitative Daten stützt, die im Rahmen von Forschungs-, Assistenz- und 
Präventionsprojekten der IOM seit Mitte der 1990er Jahre gesammelt wurden (IOM Moskau 
ohne Datum). Diese Wissensbasis der Organisation wird kontinuierlich ergänzt und 
aktualisiert. Auf ihr gründet die Autorität der IOM als weltweite Spezialistin im Bereich 
„Menschenhandel“ und damit auch die Fähigkeit der Organisation, Trafficking zu managen. 
                                                        
118
 Wie z. B. die Baselinestudie zur Situation in den verschiedenen Regionen des Projektes „Prevention of human 
trafficking in the Russian Federation (Office of the International Organisation of Migration in the Russian Feder-
ation 2008). 
119
 Praktisches Erfahrungs- oder auch Prozesswissen, das aus sich wiederholenden Handlungsabläufen und Inter-
aktionsroutinen stammt, ist neben technischem Wissen und Deutungswissen eine von drei Dimensionen des 
Expertenwissens (Meuser 2009: 470). 
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Damit einher geht die Privilegierung dieses Wissens als Expertenwissen. Expertenwissen 
zeichnet sich vor allem durch die Art der Problemerfassung und die auf dieser Grundlage 
ausgearbeiteten Problemlösungen aus. Wobei Expertenwissen nicht nur irgendeine Form von 
Spezialwissen bedeutet, sondern von der Gesellschaft „als notwendig erachtetes 
Sonderwissen“ gesehen und gefordert wird (Sprondel 1979: 148 in Meuser/Nagel 2009: 467). 
Hitzler et al. sprechen in diesem Zusammenhang von einer „institutionalisierte[n] Kompetenz 
zur Konstruktion der Wirklichkeit“ (Hitzler 1994). 
4.1.2.2 Governance through Risk  
Wird Risiko nicht als real existierende Gefahr aufgefasst, sondern dem Umstand Rechnung 
tragend, dass soziale Probleme erst als Risiken interpretiert werden müssen, dann kann Risiko 
„als gesellschaftliches Regulierungsinstrument, durch das Gruppen und Individuen organisiert 
werden sollen“ analysiert werden (Lupton 1999:85). Risiken werden durch Diskurse, Strate-
gien, Praktiken und Institutionen hervorgebracht, die Wahrheiten über Risiken produzieren, 
welche anschließend als Grundlagen für das Handeln unterschiedlicher AkteurInnen dienen 
(Lupton 1999: 85). Risiko stellt dann eine besondere Art ein Problem zu verstehen dar, mit 
der spezifische Regulationstechniken verbunden sind. Risiko erweist sich als Dispositiv, das 
diskursive Praxen, Handlungen und Vergegenständlichungen/Sichtbarkeiten (Visibilities) 
miteinander verknüpft. In Form von Regeln, Klassifikationen oder auch Erziehungsprogram-
men stellen Dispositive Antworten auf soziale Probleme bereit (Keller 2001: 134f.). „Disposi-
tive sind die Mittel, durch die Diskurse die Welt und Wirklichkeit nach ihrem Bild gestalten - 
oder dies zumindest versuchen“ (Keller 2001: 135). Dabei ermöglichen Dispositive „den be-
ständigen Umschlag von Macht in Wissen und Wissen in Macht [...]“ (Karakayali 2008: 45).  
Dabei wirkt Risiko als eine Form „kalkulativer Rationalität“: „Risk is a way of ordering reali-
ty, of rendering it into a calculable form. It is a component of diverse forms of calculative 
rationality for governing the conduct of individuals, collectivities and populations“ (Dean 
2009: 177). Machttechniken, Wissensformen und Subjektivierungprozesse (die herrschafts-
förmige Hervorbringung von Subjekten) konstituieren sich wechselseitig (Hannah-Moffat/Pat 
2007: 5). 
Risiko und Gender 
Für die Schaffung neuer sozialer Risiko-Identitäten spielt das soziale Geschlecht eine zentrale 
Rolle. Gender und Risiko sind miteinander verknüpft und bedingen sich wechselseitig (Han-





nah-Moffat/Pat 2007: 5). Durch gegenderte Risikodiskurse und geschlechtsspezifische Regu-
lierungsansätze werden neue riskante Subjektivitäten wie Risikogruppen hervorgebracht. Die-
se Risikogruppen konstituieren sich über den gemeinsamen Risikofaktor „Geschlecht“. So 
werden bspw. Schwangerschaft, pränatale Vorsorgemaßnahmen und Geburt durch Risiko 
definiert und interpretiert. In der Folge „[...] the pregnant women re-emerges as a revised sub-
ject of gender: ‘a risky subjectivity’“ (Hannah-Moffat/Pat 2007: 3). Durch Risikowissen und -
techniken, die einen gewissenhaften und klugen Umgang mit genderspezifischen Risiken pos-
tulieren, wird das Leben von Frauen in ganz anderer Weise strukturiert als das von Männern. 
Aus einer riskanten gegenderten Subjektivität entsteht die Subjektivität der risikobewussten 
und risikoverantwortlichen Frau120. So werden bspw. Frauen dafür verantwortlich gemacht, 
nicht Opfer von Straftaten zu werden und ihr Leben so zu organisieren, dass sie Risikosituati-
onen vermeiden (Hannah-Moffat/Pat 2007: 2). Pat O‘Malley, der die Hervorbringung „(ei-
gen)verantwortlicher Subjekte“ durch neoliberale Regierungen eingehend analysiert hat, präg-
te für diesen Mechanismus den Begriff Prudentialism (O’Malley 1996). Einzelne sind dazu 
aufgefordert, eigenständig Risiken zu managen, anstatt auf gesellschaftliche Sicherheiten zu 
vertrauen. Jede/r hat die Pflicht, für das eigene Wohlergehen zu sorgen, eine „duty to be 
well“. Risiko funktioniert dabei als moralisches Programm für individuelles Verhalten, mit 
dem „[...] specific positions or behavioural prescriptions to larger issues of identity and 
worldview“ (Carling ohne Datum) geknüpft werden. Durch diesen moralischen und zugleich 
technischen Charakter entfaltet Prudentialism seine Wirkung als effektive und gefestigte 
Herrschaftstechnologie.  
Im vorliegenden Fall geht es darum zu erforschen, wie im Rahmen des Anti-Trafficking-
Projekts in der Russischen Föderation durch Präventionsmaßnahmen Risikogovernance aus-
geübt wird. Durch die Fokussierung auf Risiko reguliert die IOM „[...] improper and 
irresponsible exercise of freedom“ (Munster 2009: 9). Welche Wahrheitskonstruktionen von 
Menschenhandel als Risiko sind dafür nötig? Wie schafft die IOM dadurch Normativität und 
übt Macht aus? Wie wird diese Macht in Praxisregimen zur Regierung von Menschenhandel 
produktiv und schlägt sich in Subjektivierungen bzw. in Gegenentwürfen nieder? Eine solche 
Untersuchung beinhaltet die Analyse des Risikodispositivs der Organisation, eine Analyse des 
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 Gender ist nicht mit einer Feminisierung von Risiko zu verwechseln. So zielen die gegenderten Risikodiskur-
se von HIV/AIDS-Präventionskampagnen auf die Schaffung einer Subjektivität des risikobewussten homosexu-
ellen Mannes ab (Hannah-Moffat/Pat 2007: 4). 
Anti-Trafficking-Projekte der IOM in der Bundesrepublik Deutschland und der Russischen 
Föderation 
171
   
 
prozesshaften Zusammenspiels „von Wissen, Handeln und Sichtbarkeiten“ (Balch 2009: 108). 
Dafür muss, nach Jäger, Wissen in diskursiven Praxen, in nicht diskursiven Praxen und in 
Vergegenständlichung rekonstruiert werden (Balch 2009: 108). Für das IOM/EK-Projekt in 
der Russischen Föderation werden die Posterserien, Film und Textmaterialien der Webseite 
und die Baselinestudie analysiert.  
Anti-Trafficking-Risikogovernance der IOM in der Russsischen Föderation  
Im Projekt „Prävention des Menschenhandels in der Russischen Föderation“ sind neben Poli-
tikberatung, Capacity Building und Schutzangeboten für Betroffene von Menschenhandel 
Posterkampagnen ein Schlüsselelement der Projektaktivitäten. Durch diese Maßnahmen sol-
len Informationsdefizite zum Risiko „Menschenhandel“ beseitigt werden (Banse 1996: 61). 
Ein solches Vorgehen beruht auf der Annahme, dass Migrationswillige auf der Grundlage von 
glaub- und vertrauenswürdigen Informationen handeln, an denen es ihnen jedoch mangelt 
(Nieuwenhuys/Pecoud 2007: 1683).  
Die Aufklärungskampagnen der IOM zum Thema „Frauen- und Menschenhandel“ in der Rus-
sischen Föderation richten sich an sogenannte High-Risk-Gruppen, die breite Öffentlichkeit 
sowie BeamtInnen, PolitikerInnen und JournalistInnen. Durch Posterkampagnen sollen vor 
allem Risikogruppen und die Allgemeinheit bezüglich der Gefahren des Frauen- und Men-
schenhandels sensibilisiert werden. Potentielle MigrantInnen sollen dadurch zu 
vorausschauendem Handeln stimuliert werden: „[T]o make prudent preparations and assess 
their own security guarantees, rather than simply inhibit them from migration and other aspi-
rations. The most common messages of such information campaigns include ‘Think of Your 
Safety!‘, or ‘Illegal Employment Abroad is Dangerous‘“ (UN/IOM Working Group on Traf-
ficking in Human Beings 2006).  
Forschung zu Risikogruppen 
Den Ausgangspunkt für die Umsetzung der Aufklärungsmaßnahmen stellte eine von IOM-
externen WissenschaftlerInnen durchgeführte „Grundlagenstudie“ dar, die Wissen zu den 
mutmaßlichen HauptadressatInnen der Informations- und Posterkampagnen lieferte. Eine in 
den drei Projektregionen – Astrachan, Karelien und Moskau – durchgeführte Großstudie soll-
te Aufschluss über die Gründe und das Ausmaß von Menschenhandel geben sowie Aussagen 





über den Wissensstand zum Thema bei Risikogruppen und der Allgemeinheit machen121 
(IOM Moskau 2008; (Office of the International Organisation of Migration in the Russian 
Federation 2008: 5)). Dabei wurden Risikogruppen identifiziert bzw. konstruiert und Wissen 
über diese Bevölkerungsteile generiert. Dabei gingen die ForscherInnen folgendermaßen vor: 
Risikofaktoren wurden durch die Befragung von Mitgliedern bestimmter, vorher festgelegter 
gesellschaftlicher Teilgruppen ermittelt122..Erhoben wurden Informationen zu Familienver-
hältnissen, Berufswahl, Berufserwartungen, ebenso wurde abgefragt, ob die Bereitschaft be-
steht, inoffiziell zu arbeiten oder (irregulär) zu migrieren. In ihren Ergebnissen unterscheidet 
die Studie zwischen individuellen Risikofaktoren wie Armut, unregelmäßigem Einkommen, 
niedrigem Bildungsgrad, fehlenden Ausbildungsmöglichkeiten und Risikoverhalten sowie 
strukturellen Risikofaktoren wie informellem Arbeitsmarkt, Arbeitslosigkeit, irregulärer Mig-
ration und ineffektiven Schutzsystemen für sozial Benachteiligte. In einem zweiten Schritt 
wurden diese Risikofaktoren wieder an die Befragtengruppen mit ihren jeweiligen sozio-
strukturellen Merkmalen zurückgebunden. So wurde ein kausaler Zusammenhang zwischen 
bspw. unregelmäßigem Einkommen, Geschlecht oder Alter und erhöhter Trafficking-
Vulnerabilität hergestellt (Office of the International Organisation of Migration in the Russian 
Federation 2008). Dieser Logik folgend handelt es sich bei den sogenannten Risikogruppen 
um MigrantInnen, um junge Männer und Frauen, um Kinder, um Jugendliche, um Alte, Ar-
beitslose oder um SexarbeiterInnen. Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene aus soge-
nannten Problemfamilien mit niedrigem Bildungsniveau gelten als eine spezielle Risikogrup-
pe, der im Rahmen der Präventionskampagnen besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird. 
Neben den schon genannten interdependenten sozial-strukturellen Kategorien bildet Risiko-
verhalten einen weiteren „Deskriptor“, mit dem sich Subgruppen charakterisieren und vom 
Rest der Bevölkerung abgrenzen lassen (Glick- Schiller/Crystal/Lewellen 1994: 1337). So 
wirken sich laut Studie miserable Lebensumstände auf die Verhaltensweisen der Risikogrup-
pen aus und machen sie anfällig dafür, in sklavereiähnlichen Verhältnissen ausgebeutet zu 
                                                        
121 Im Rahmen der Studie wurden mit unterschiedlichen Interviewmethoden ca. 5 300 Personen befragt. In Re-
präsentativbefragungen wurden 600 NormalbürgerInnen, 1 000 Schulabgängerinnen, 1 000 Hoch- und Berufs-
schulabsolventInnen, 200 Arbeitslose, 1 300 ArbeitsmigrantInnen aus GUS-Ländern, 200 polizeilich erfasste 
Jugendliche aus Problemfamilien und 200 Personen, die über Arbeitserfahrung im Ausland verfügen, interviewt 
(Office of the International Organisation of Migration in the Russian Federation 2008: 7f). 
122
 Es handelt sich hier um die bereits erwähnten SchulabgängerInnen, Hoch- und BerufsschulabsolventInnen, 
Arbeitslosen, ArbeitsmigrantInnen aus GUS-Ländern, polizeilich erfassten Jugendliche aus Problemfamilien und 
Personen, die über Arbeitserfahrung im Ausland verfügen. 
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werden. Entsprechend ist auf der Webseite der IOM zu lesen: „Schrittweise wird Risiko-
Benehmen zum normalen Verhaltensmuster und Kategorien rationalen Verhaltens werden 
verformt“ (Prevention of human trafficking in the Russian Federation ...b [Übersetzung S. 
Sch.]). Diese Deformationen drücken sich im sogenannten „Einverständnis zur Ausbeutung“ 
oder in „freiwilliger Sklaverei“ aus (Prevention of human trafficking in the Russian Federati-
on ...b [Übersetzung S. Sch.]). Oft verschafft jedoch ein „Ja“ zu ausbeuterischen Arbeitsver-
hältnissen potentiellen MigrantInnen durchaus Vorteile bei der Jobsuche, betont die Hauptau-
torin der Studie an anderer Stelle (Baskakova/Tiurukanova/Abdurazakova 2005). Häufig wer-
den ausbeuterische Arbeitsbedingungen von Migrantinnen zeitweilig in ihren individuell als 
erfolgreich bewerteten Migrationsprojekten einkalkuliert (Andrijasevic 2004; Sharma 2003). 
Solche „[…] details of individuals’ actual practice, their constraints, resources, and capacity 
to innovate and change“ (Shore/Wright 1997: 23) werden in den Annahmen der IOM zu Risi-
kogruppen und Risikoverhalten jedoch nicht berücksichtigt. 
Die Trennungslinien zwischen Risikogruppen und dem Rest der Bevölkerung verlaufen je-
doch nicht nur entlang sicherem und unsicherem Verhalten, sondern sind eng verknüpft mit 
der „Andersheit“ von Risikogruppen. Das geschieht mittels der konsequenten Anwendung 
eines „vocabulary of distance“, das die Handlungen der Einzelnen als „exotic and separate 
from the norms and activities of the mainstream“ (Glick- Schiller/Crystal/Lewellen 1994: 
1341) beschreibt. Risikogruppen werden nicht nur als „Andere“ bezüglich ihrer ethnischen 
Herkunft, ihrer Klassenzugehörigkeit, ihrer Sexualität oder ihres Geschlechts bzw. dieser mit-
einander verwobenen sozialstrukturellen Kategorien dargestellt. Ihr Lebensstil und ihre Ver-
haltensweisen stimmen in der Regel nicht mit den kulturellen Idealen der Gesellschaft überein 
(Glick- Schiller/Crystal/Lewellen 1994: 1341). Eines dieser kulturellen Ideale ist eine intakte 
vollständige Familie. Andere kulturelle Normen betreffen bspw. „angemessenes“ sexuelles 
Verhalten123. Bei Angehörigen von Risikogruppen ist die Familie entweder defekt oder nicht 
                                                        
123
 In der Sowjetunion war Sexualität weitestgehend ein Tabuthema. Erst mit der Perestroijka-Phase (ab dem 
Jahr 1986) wurde Sexualität immer mehr zum Thema öffentlicher und privater Debatten. Damit einher ging eine 
zunehmende Liberalisierung der Sexualmoral, die wie im Westen bereits in den 1960er und 70er Jahren begann 
(Kon 2005: 111). Diese Liberalisierung kulminierte in einem sexualisierten gewaltförmigen „Overkill” 
(Borenstein 2008), der sich durch eine Überschwemmung des öffentlichen Raums durch pornographische Dar-
stellungen, zunehmende sexuelle Gewaltförmigkeiten im privaten und öffentlichen Bereich sowie eine Degradie-
rung von Frauen zu Sexualobjekten auszeichnete (Bridger/Kay/Pinnick 1996: 165ff; Hughes 2005a: 220ff). 
Aufschlussreich ist in desem Zusammenhang auch die sowjetische/russische Gesetzgebung zu Prostitution. So 
proklamierte die Sowjetregierung im Jahr 1940 Prostitution als ein Übel, das in einer sozialistischen Gesellschaft 
nicht existieren konnte und das daher abgeschafft war. Prostitution wurde deshalb auch nicht strafrechtlich ver-





vorhanden. Sie sind Waisen, alleinerziehende Mütter, stammen aus „Problemfamilien“ oder 
verdienen ihren Lebensunterhalt als SexarbeiterInnen oder sind gewillt, dies zu tun124. Gleich-
zeitig stellt die Erforschung von Risikogruppen eine Verschiebung des Forschungsfokus bzw. 
die Privilegierung einer bestimmten Perspektive auf das Phänomen „Menschenhandel“ dar. 
Statt der Untersuchung von makrostrukturellen Faktoren, die Menschenhandel begünstigen, 
wie ökonomische und Migrationsregime (Baskakova/Tiurukanova/Abdurazakova 2005), wird 
vermehrt das Verhalten bestimmter sozialer Teilgruppen ins Blickfeld gerückt. Damit wird 
die Erforschung von Menschenhandel zur Erforschung des Verhaltens dieser Gruppen (Glick- 
Schiller/Crystal/Lewellen 1994: 1338).  
Posterkampagnen der IOM 
Um die Öffentlichkeit aufzurütteln und über die Gefahren des Menschenhandels zu informie-
ren wird Trafficking im Zusammenspiel von Bild und Text in den Posterkampagnen der IOM 
als Risiko dramaturgisch125 in Szene gesetzt. Durch sogenannte Emergencyinszenierungen, 
die auch bei vielen der vorausgegangenen IOM-Kampagnen in Ost- und Ost-Mitteleuropa 
eingesetzt wurden, sollen potentielle MigrantInnen auf das Risiko „Menschenhandel“ auf-
merksam gemacht werden, um im Anschluss die Informationsangebote der Organisation 
wahrzunehmen. Insbesondere die Informationsdefizite von Risikogruppen sollen durch Prä-
ventionsmaßnahmen behoben und gegenderte risikobedrohte Subjekte zu „klugen“, vorsichti-
gen Menschen erzogen werden, die unnötige Risiken wie irreguläre Migration vermeiden. 
Risiko wirkt dabei, im Sinne O’Malleys, als moralisches Programm. Und so spricht auch die 
IOM in ihrer vierteljährlich erscheinenden Zeitung „Migration“ von „nicht ordentlich ge-
machten Hausaufgaben“, wenn MigrantInnen „Opfer“ von Menschenhandel oder Arbeitsaus-
beutung werden (Lu McGill 2005: 24). Nachdrücklich formuliert dieses Ziel auch Audra 
Spivaciene, Leiterin der IOM-Mission Vilnius, wenn sie eines der Ziele einer von der Organi-
                                                                                                                                                                             
folgt. Auch das Strafrecht der Russischen Föderation aus dem Jahr 1996 stellt den Kauf oderVerkauf von Sex 
nicht unter Strafe. Lediglich die Erzwingung von Prostitution durch Gewalt oder durch betrügerische Mittel 
sowie die Organisation von Bordellen wird strafrechtlich verfolgt. Seit dem Jahr 2001 stellt Prostitution eine 
Ordnungswidrigkeit dar, die mit Bußgeld belegt wird (Wiesbrock 2008: 5ff).  
124 Mit der ökonomischen Transformation setzte in der Russischen Föderation eine massive Feminisierung der 
Armut und eine simultane Renaissance des Patriarchats ein. Frauen wurden aus den einkommensstärkeren Sekto-
ren des Arbeitsmarkts gedrängt und in die häusliche Sphäre verwiesen. In direkten Zusammenhang lässt sich die 
gesteigerte Attraktivität von Sexarbeit bringen. Denn tendenziell stellt die Arbeit in der Sexindustrie vor allem 
für Frauen aus dem Niedriglohnsektor, für StudentInnen sowie alleinerziehende Mütter und Drogenabhängige 
eine Alternative dar (Khodyreva 2005: 243).  
125
 Zum Begriff der Risikodramaturgie: Beck-Gernsheim 1999. 
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sation geplanten und im Jahr 2001 in Litauen realisierten Anti-Trafficking-Kampagne 
erläutert: „The purpose of the project is not only to increase the awareness of the dangers of 
trafficking among the general population, but also to educate potential victims to give a prop-
er response to traffickers: „what to do/not to do before going to work in a foreign country and 
when already in a foreign country““ (Sipaviciene 2002:15). 
Die Präventionskampagnen und hier vor allem die Emergencyinszenierungen der IOM-
Kampagnen richteten sich bislang ausschließlich an Frauen. Ihre Hauptbotschaft war, nach 
Ansicht des Migrationsforschers John Davis, der extensiv IOM-Kampagnen in Ungarn, 
Tschechien und Albanien analysierte, „Don’t leave home or you will get raped“ (Follmar-
Otto/Rabe 2009). Auch Rutvica Andrijasevic, die visuelle und textuelle Repräsentationsprak-
tiken von IOM-Anti-Trafficking-Kampagnen untersuchte, schlussfolgert, dass die Maßnah-
men viktimisierende Bilder des weiblichen Körpers als passives Objekt männlicher Gewalt 
produzieren. Menschenhandel wird als erotisiertes voyeuristisches Schauspiel dargestellt. 
Derartige Repräsentation gehen Hand in Hand mit traditionellen Vorstellungen von Männ-
lichkeit und Weiblichkeit, die Frauen nicht nur entmutigen sollen zu migrieren, sondern sie 
auch in den Bereich des Heims und der Nation verweisen. Damit fördern diese hochgradig 
stereotypen und symbolischen Konstruktionen die Verbindung zwischen Mobilität, Staatsbür-
gerschaft und Geschlecht zu Tage (Andrijasevic 2004: 151). 
Dagegen richtet sich die Öffentlichkeitskampagne des im Jahr 2006 in der Russischen Födera-
tion begonnen Projekts „Prevention of Trafficking in human beings“ nicht mehr nur an Frau-
en, sondern auch an Männer. Auf eine erotisierende Darstellung nackter geschundener Frau-
enkörper, durch die Menschenhandel automatisch mit Zwangsprostitution gleichgesetzt wird, 
wurde verzichtet. Damit werden nicht nur stereotype Darstellungen von schönen, aber naiven 
osteuropäischen Frauen, sondern auch die herrschenden Geschlechterasymmetrien und (re-) 
traditionalisierte Geschlechterordnungen nicht weiter im öffentlichen Raum reproduziert und 
festgeschrieben. An die Stelle dieser Repräsentationen treten stilisierte Abbildungen von 
Männern und Frauen sowie eindringliche Aufforderungen, die Migrationsberatungen der IOM 
und anderer Anti-Trafficking-Akteure zu nutzen. 
Die augenfällige Neuorientierung der Kampagnen – der Einschluss von Männern und Jungen 
sowie die Hervorhebung informativer Elemente – bedingten vor allem zwei Faktoren: die 
besondere migrationspolitische Situation in der Russischen Föderation sowie das Interesse der 





IOM, Menschenhandel nicht mehr nur als frauenspezifisches Problem zu bearbeiten. Die 
Russische Föderation ist regionales Ziel für geschätzte 7–9 Millionen ArbeitsmigrantInnen, 
die überwiegend aus den anderen GUS-Ländern stammen (Human Rights Watch 2009: 10). 
Ein großer Teil der MigrantInnen ist männlich (85 %). Der Frauenanteil lag in den Jahren 
2004–2007 bei ca. 15 % und verdreifachte sich in den letzten Jahren auf 30–40 % (Ivakhnyuk 
2009a). Da jedoch trotz einer restriktiven, unter einem sicherheitspolitischen Diktum 
stehenden militarisierten Einwanderungspolitik die Attraktivität der Russischen Föderation als 
Destination von ArbeitsmigrantInnen wuchs, fand in den vergangenen Jahren ein großer Teil 
dieser Migrationsbewegungen undokumentiert statt (Ivakhnyuk 2009b: 41). Gleichzeitig stieg 
unter prekären Arbeits- und Aufenthaltsbedingungen das Risiko, ausgebeutet oder 
sogenanntes Opfer von Menschenhandel zu werden (Tyuryukanova 2004). 
Im Jahr 2007 vereinfachte die russische Regierung angesichts der sogenannten 
„demographischen Krise“ und einem stetigen Bedarf an Arbeitskräften die Regelungen für 
Aufenthalt und Arbeitsaufnahme von MigrantInnen aus den GUS-Ländern, um Anreize, 
primär für temporäre Arbeitsmigration, zu schaffen (Ivakhnyuk 2009b: 50). Gemäß der 
Gesetzesreformen können sich BürgerInnen der GUS-Länder Aserbaidschan, Armenien, 
Weißrussland, Kasachstan, Moldavien, Kirgisien, Tadschikistan, Usbekistan und der Ukraine 
visafrei 90 Tage lang in der Russischen Föderation aufhalten und unkomplizierter als vorher 
eine Arbeitserlaubnis erhalten (International Organization for Migration 2007:12f; Ivakhnyuk 
2009b: 55). Dabei lag es im Interesse der russischen Migrationsbehörden, diese Neuerungen 
in der Zielgruppe der GUS-MigrantInnen bekannt zu machen, zu verbreiten und zu deren 
Einhaltung aufzufordern, um damit Migrationsbewegungen in geregelte Bahnen zu lenken. 
Diesen Wünschen der Regierung kommt die IOM mit ihren Kampagnen und 
Beratungsangeboten nach. 
Ebenso versucht die IOM seit einiger Zeit, vor dem Hintergrund einer steigenden Zahl gehan-
delter Männer im postsowjetischen Raum und auch weltweit, die Genderblindheit ihrer frühe-
ren Anti-Trafficking-Kampagnen zu korrigieren (Interview L 2010). Dieses Anliegen drückt 
sich in Forschungsarbeiten der Organisation in postsowjetischen und afrikanischen Staaten 
aus, die Bedingungen, Formen und Spezifika des Handels mit Männern analysieren. Ebenso 
richten sich die Assistenz- und Informationsangebote der neueren Anti-Trafficking-Projekte 
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der Organisation explizit auch an Männer, um die Defizite eines genderspezifischen Risiko-
managements auszugleichen.  
Auf den Plakaten des russischen Präventionsprojekts der IOM münden die eingegangen Risi-
ken der MigrantInnen „folgerichtig“ in einer Katastrophe. Symbolisiert durch einen schwar-
zen Fleck, lauert die Gefahr, gehandelt und ausgebeutet zu werden, als eine schwer fassbare 
ubiquitäre Bedrohung im Hintergrund. Gefährdet, mittelbar als Angehörige oder unmittelbar 
als Risikogruppe, ist die gesamte Bevölkerung. Sowohl weibliche als auch männliche Körper 
riskieren, kommodifiziert zu werden. Ist die Katastrophe tatsächlich eingetreten, sitzen sie als 
wehrlose, handlungsunfähige Puppen in einer Gitterkiste mit der Aufschrift ‚Menschen in der 
Falle_ (Abbildung 2). Ein zentrales Repräsentationsmuster von IOM-Anti-Trafficking-
Kampagnen wird perpetuiert: eine Opfer/Täter-Dichotomie, mit der die Rollenverteilung im 
Risikodrama festlegt wird.  
Abbildung 1 
Text: Schützen Sie sich und Ihre Nächsten! Informieren Sie sich, um nicht Opfer von Menschenhandel 
zu werden! Kostenlose Anrufe innerhalb Russlands werktags von 8:30-18:30 
Graphik: Menschen zum Verkauf. 
 





Abbildung 2  
Text: Schützen Sie sich und Ihre Nächsten! Informieren Sie sich, um nicht Opfer von Menschenhandel 
zu werden!  
Aufdruck auf der Pappkiste: Menschen. 
Explizit wird dabei an die Verantwortlichkeit Dritter appelliert. Gerade Angehörige werden in 
die Pflicht genommen, sich über Risiken der Migration zu informieren, wenn sie ihre Nächs-
ten davor schützen wollen, Opfer von Menschenhandel zu werden. Damit wird berücksichtigt, 
dass Entscheidungen, etwas zu riskieren, wie Mary Douglas betont, immer auch vom Rat der 
Familie, der Nachbarn, der FreundInnen oder ArbeitskollegInnen abhängen. Die Entschei-
dungen Einzelner sind also keine Resultate einsamer rationaler Wahl, sondern Produkte sozia-
ler und kultureller Aushandlungsprozesse (Douglas 2003). Gleichzeitig schaffen die Aufrufe 
neue Legitimations- und Identifikationsangebote für Dritte, um vor dem Hintergrund 
gegenderter Ungleichheits- und Abhängigkeitsverhältnisse als BeschützerInnen zu intervenie-
ren. Damit wird nicht nur Migrationswilligen eine Identität als zu Beschützenden zugeschrie-
ben. Vorstellbar wird auch ein Spektrum von BeschützerInnen, das von wohlmeinend paterna-
listischen Ehemännern, Vätern, Brüdern, Müttern und FreundInnen bis hin zu wachsamen 
Nachbarschaftsinitiativen reicht, die die Migrationspläne ihrer zumeist weiblichen Nächsten 
durch Worte oder auch physische Gewalt zu beeinflussen oder zu durchkreuzen versuchen.  
Andere Motive der Serie zeigen neben möglichen Verlusten auch Gewinnperspektiven auf. 
Die Nutzung der Informationsangebote verspricht Migrationswilligen eine Versicherung ge-
gen das Risiko „Menschenhandel“. Gerade Frauen, so suggeriert der Kampagnenaufkleber, 
werden dadurch in die Lage versetzt, Ketten zu sprengen. Dadurch wird aber auch der Cha-
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rakter von Migration als geschlechtsspezifischem Risiko hervorgehoben. Vor allem Frauen 
sollen durch das heldinnenhafte Idealbild auf dem Sticker animiert werden, sich zu informie-
ren, um Risiken zu vermeiden.  
Abbildung 3 
Text: Wollen Sie ins Ausland gehen, um zu arbeiten oder zu studieren? Wollen Sie legal in Russland 
arbeiten? Der Föderale Migrationsdienst und die IOM raten: Seien Sie auf der Hut vor zweifelhaften 
Vermittlungsagenturen! Informieren Sie sich, wie Sie sich und Ihre Nächsten schützen, um nicht Op-
fer von Menschenhandel zu werden! 8-800-333-00-16 Die Anrufe sind innerhalb Russlands kostenlos. 
Über kostenlose Beratungen und Hilfe informiert Sie unsere Webseite: www.no2slavery.ru. 
Der Informationsteil der Kampagne besteht neben telefonischer Beratung und direkten Kon-
sultationen aus einer 150-seitigen Merkbroschüre. Der überwiegende Teil des Buches richtet 
sich an BürgerInnen aus GUS-Staaten, die in der Russische Föderation arbeiten wollen oder 
es bereits tun. Erläutert werden die auch nach der Reform noch sehr bürokratischen Regeln 
für Aufenthalt und Arbeit von GUS-MigrantInnen. Neben Abbildungen sämtlicher für Einrei-
se, Aufenthalt und Arbeitsaufnahme notwendiger Formulare verfügt die Broschüre auch über 
einen umfangreichen Serviceteil mit den Adressen von Behörden, Arbeitsämtern, Hilfsorgani-
sationen, Botschaften und Wohnheimen.  





Durchgängig werden die LeserInnen der Broschüre mit kurzen unmissverständlichen Merk-
sätzen, mit dem Hinweis „Achtung“ beginnend126, gewarnt, welche schwerwiegenden Folgen 
die Nicht-Einhaltung der russischen Einwanderungs- und Aufenthaltsbestimmungen haben 
kann. Essentiell ist in diesem Zusammenhang vor allem, dass die MigrantInnen im Besitz der 
notwendigen Tokens of Trust (Munster 2009: 105), wie Pässe, Visa, Aufenthalts- und Ar-
beitsgenehmigung etc. sind, um nicht als Immigrationsrisiko (irregulärer Migrant) mit Sankti-
onen überzogen oder abgeschoben zu werden. 
Weitaus knapper fallen die Ratschläge aus, die sich an migrationswillige russische Staatsan-
gehörige richten und in erster Linie vor der Annahme illegaler Arbeit warnen. Mit einer 
Checkliste, was bei Arbeit oder Heirat im Ausland zu beachten ist und wie typische Lockvo-
gelangebote aussehen, werden konkrete Maßstäbe für die Unterscheidung von sicheren und 
unsicheren Arbeitsangeboten gesetzt. Auch hier wird auf die unerwünschten und gefährlichen 
Konsequenzen eines Gesetzesverstoßes aufgrund fehlender tokens of trust hingewiesen. Das 
Notfallpaket auf den letzten Seiten enthält die Kontaktdaten von Anlauf- und Fachberatungs-
stellen in der EU. 
Schwer zu beurteilen ist jedoch, ob diese Informationen von MigrantInnen effektiv genutzt 
werden können. Der Migrationsexperte Norbert Cyrus wies im Rahmen der Fachtagung des 
EQUAL-Projektes im Frühjahr 2007 auf die Grenzen von Informationsmaßnahmen gegen 
Menschenhandel hin. Damit MigrantInnen Informationen effektiv in der Praxis nutzen könn-
ten, müssen Informationskonzepte laut Cyrus berücksichtigen, dass ArbeitsmigrantInnen 
durch irregulären Aufenthalt und irreguläre Beschäftigungsverhältnisse mit legaler Exklusion 
konfrontiert sind. Ebenso ist zu beachten, dass Recht „sozial wirkt“ und MigrantInnen sich 
nicht durch Beratungsgespräche oder Rechtshilfebroschüren über ihre Rechte und die Mög-
lichkeiten, diese in Anspruch zu nehmen, kundig machen, sondern sie ihre KollegInnen, 
FreundInnen oder Verwandten um Rat fragen. In der Konsequenz werden rechtliche Normen 
und Vorschriften von den Adressaten nur dann befolgt, wenn sie die Motivationen und Belan-
ge dieser Menschen berücksichtigen (Popova 2007: 29).  
Die IOM versucht dieses Manko dadurch auszugleichen, dass sie auch das nahe soziale Um-
feld der MigrantInnen anspricht. Weitestgehend unberücksichtigt lassen die Informationsan-
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 Внимание! Без регистрации Ваше пребывание в России становится незаконным.[Achtung! Ohne Regist-
rierung (des Wohnorts; S. Sch) wird ihr Aufenthalt in Russland ungesetzlich.] 
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gebote des IOM/EK-Projekts jedoch die tatsächliche Lebens- und Arbeitssituation von Mig-
rantInnen aus den ehemaligen Sowjetrepubliken in der Russischen Föderation. Die Mehrheit 
dieser MigrantInnen migriert im GUS-Raum visafrei und arbeitet dann in der Russischen Fö-
deration in den genderspezifischen Bereichen des informellen Arbeitsmarktes. Für weibliche 
wie auch für männliche Migranten erweist sich das Anfordern eines Arbeitsvertrages für eine 
Anstellung oftmals als hinderlich bzw. unmöglich. Männer und Frauen sind mit Ausbeutung, 
Frauen zusätzlich mit sexualisierter Gewalt konfrontiert. In den seltensten Fällen können die 
MigrantInnen aufgrund ihrer arbeits- und aufenthaltsrechtlich prekären Situation rechtlich 
dagegen vorgehen (Human Rights Watch 2009: 77ff). Ebenso wenig ist davon auszugehen, 
dass russische StaatsbürgerInnen wegen mangelhafter Kenntnisse zu Visaprozeduren und ar-
beitsrechtlichen Regelungen in den Zielländern in ausbeuterische oder sklavereiähnliche Ar-
beitsverhältnisse geraten, sondern vielmehr ist es ihr irregulärer Status im Zielland, der sie auf 
Grund fehlender „legaler“ Migrations- und Arbeitsmöglichkeiten in diese Situation bringt.  
Die Internetpräsenz der IOM 
Auch auf der Startseite der Internetpräsenz des Projektes127 sollen BesucherInnen durch eine 
Flashanimation mit kurzen Texteinblendungen über den menschenverachtenden Charakter des 
Verbrechens „Menschenhandel“ sowie seine katastrophalen Folgen alarmiert werden. Auffal-
lend bei dieser Darstellung ist vor allem, dass Menschenhandel dabei nicht als Problem irre-
gulärer Migration gerahmt wird, sondern primär als ein menschenrechtliches Problem.  
 Abbildung 4 
Text: Menschenhandel ist eine grobe Menschenrechtsverletzung... 
 Abbildung 5 
Text: Das Opfer verliert sein Recht auf Freiheit... 
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 URL//: www.no2slavery.ru. 





Auf den Bildern 1 und 2 wird Menschenhandel durch den Maschendrahtzaun symbolisiert, 
der für Sklaverei und Inhaftierung steht, bzw. den Verlust von Freiheit und die physische Ge-
walt, mit der die Menschenrechte der Betroffenen verletzt werden. Gleichzeitig wird der Be-
trachter durch den Blick der abgebildeten Frau aufgefordert, der „Gefahr ins Auge zu schau-
en“, sie in ihrer Natur zu begreifen und zu kennen, um sowohl gewarnt als auch wachsam sein 
zu können.  
 Abbildung 6 
Text: Frauen werden zu „lebendiger Ware“, sie werden in die sexuelle Sklaverei verkauft, aus der sich 
nur wenige wieder befreien können... 
 Abbildung 7 
Text: Den Opfern fällt es sehr schwer, in ein normales Leben zurückzukehren... 
 Abbildung 8 
Text: Opfer von Menschenhandel verwandeln sich in Sklaven...Gewalt und Drohungen ver-
derben ihre Leben...    
Abbildung 9 
Text: Sklaverei existiert heute und in der ganzen Welt, weil es Nachfrage gibt ...  
Während die Gefahr des Menschenhandels, dadurch, dass sie nicht im Gesicht der abgebilde-
ten Frau reflektiert wird, in den ersten beiden Bildern weitestgehend abstrakt bleibt, werden 
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die Schrecken des Menschenhandels mit den Abbildungen 6–9 konkretisiert. Ihre visuellen 
Botschaften sind unschwer zu entschlüsseln: Betroffen von Menschenhandel sind die Betrof-
fenen ratlos und entmutigt. Sie wenden ihre Blicke verschämt und von Leiden gezeichnet ab. 
Oder sie verbergen, wie der einzige abgebildete Mann, ihr Gesicht verzweifelt in den Händen, 
um sich vor den neugierigen Blicken der Betrachter zu schützen.  
Mit der Darstellung eines männlichen Betroffenen bleibt Menschenhandel nicht mehr ledig-
lich ein Synonym für Frauenhandel. Die Bild-Text-Verbindung legt jedoch nahe, dass die 
„Art“ der Ausbeutung durch das Geschlecht bestimmt wird. Frauen werden als lebendige Wa-
re sexuell ausgebeutet, Männer hingegen als Arbeitssklaven. Eine solche Darstellung verkennt 
den Sachverhalt, dass auch wirtschaftlich Ausgebeutete in der Mehrzahl (56 %) weiblich sind 
(ILO 2005b:17). 
Deutlich zeigt sich der viktimisierende Charakter dieser Darstellungsweisen. Im Zusammen-
spiel von Bild und Text wird hervorgehoben, dass von Menschenhandel betroffene Menschen 
gebrochene Persönlichkeiten sind. Davon zeugen sowohl die zusammengekauerte Körperhal-
tung als auch der abgekehrte Blick der Betroffenen. Das sind körperliche Zeichen von oftmals 
irreversiblen psychischen und physischen Gewalterfahrungen. Mit dieser Situation der 
Verletztheit geht die latente Hilflosigkeit der betroffenen Personen aufgrund der Ausweglo-
sigkeit ihrer Situation einher.  
Die Täter hingegen werden durch einen dunklen Hintergrund, Stacheldraht, Zäune und Mau-
ern repräsentiert, die den gewaltsamen und ausbeuterischen Charakter des Verbrechens Men-
schenhandel illustrieren. Die Schuldigen sind jedoch nicht direkt zu erkennen. Auch die ein-
geblendeten Textzeilen geben keinen näheren Aufschluss darüber, wer die Täter sind. Men-
schenhandel wird dadurch zu einer hochgradig diffusen und schwer zu fassenden Bedrohung. 
Darüber hinaus sind die Betroffenen der organisierten Kriminalität vollständig ausgeliefert. 
Sie sind deren passive Objekte, die zu Opfern oder Sklaven gemacht werden. Solche Opfer-
Täter-Dichotomien sind charakteristisch für die Präventionskampagnen der IOM. Rutvica 
Andrijasevic spricht in diesem Zusammenhang von einem Repräsentationsregime, das es 
nicht zulässt, sich die Betroffenen „[…] als aktiv Handelnde beziehungsweise Subjekte […]“ 
vorzustellen (Andrijasevic 2007b: 124). 
Dabei stellt sich das in der Animation mehrfach wiederkehrende framing von Menschenhan-
del als Sklaverei (Frauen werden zu „lebendiger Ware“, sie werden in die sexuelle Sklaverei 





verkauft, aus der sich nur wenige wieder befreien können / Opfer von Menschenhandel ver-
wandeln sich in Sklaven / Sklaverei existiert heute und in der ganzen Welt, weil es Nachfrage 
gibt) als ambivalent im Hinblick auf die Handlungsfähigkeit der Betroffenen dar. Zum einen 
wird dadurch verdeutlicht, dass Menschenhandel als eine Form der Sklaverei eine Menschen-
rechtsverletzung ist, bei der die Betroffenen kommodifiziert und ihrer Freiheit beraubt wer-
den. Zum anderen lässt die Gleichsetzung mit dem historischen transatlantischen Sklavenhan-
del aber auch Aspekte der Freiwilligkeit und Selbstbestimmtheit von irregulärer Migration 
und Sexarbeit in den Hintergrund treten (Kempadoo 2005: x). In diesem Zusammenhang er-
wiesen sich Bestrebungen gegen Sklaverei oftmals als restriktives Instrument der Migrations-
regulierung (Follmar-Otto/Rabe 2009: 43). Die Aktivitäten zur Bekämpfung des „White Slave 
Trade“ zu Beginn des 20. Jahrhunderts waren durch eine „racialized social panic“128 
(Kempadoo 2005: x) in Bezug auf weibliche internationale Migration geprägt. „Weißer Skla-
venhandel“, Synonym für Frauen- und Menschenhandel, sollte damals durch von westeuropä-
ischen und US-amerikanischen „Mittelklassefeministinnnen“ (empadoo 2005 : xi) getragene 
Anti-Prostitutionskampagnen bekämpft werden, die mit ihrem Unterfangen nicht nur einer 
imperialistisch bourgeoisen Logik folgten, sondern auch mit den politischen Agenden konser-
vativer Christen korrespondierten. So wurden im Namen der Rettung gefallener Mädchen 
nicht nur die Bewegungsfreiheit, sondern auch das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung die-
ser Frauen durch Anti-Trafficking-Maßnahmen und Politiken beschnitten (Kempadoo 2005: 
xi).  
Die Sequenz zu den Folgen und Hintergründen von Trafficking endet mit einem Bild-
/Textbeitrag, der auf die (makro-) strukturellen Zusammenhänge zwischen Menschenhandel 
und der Nachfrage nach illegalisierten Arbeitskräften hinweist. Die knappe Aussage, dass 
„Sklaverei heute und in der ganzen Welt existiert, weil es Nachfrage gibt“ stellt diesen Um-
stand jedoch nur extrem verkürzt dar. Dadurch wird ausgeklammert, dass es keine Nachfrage 
nach getraffickter Arbeitskraft per se gibt, sondern dass Arbeitsleistungen von Personen, die 
sich nicht aus Ausbeutungssituationen befreien können, nachgefragt werden (Efinger 1990: 
9). Ausbeuterische und erzwungene Arbeitsverhältnisse werden durch folgende Faktoren ge-
fördert: die fehlende Regulierung von Marktsegmenten wie Sex- und Hausarbeit und das 
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 Das rassistische Moment dieser Kampagnen beinhaltete, dass weiße Frauen davon abgehalten werden sollten, 
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schier endlose Angebot von illegalisierter migrantischer Arbeitskraft, die ausgebeutet werden 
kann, sowie die Wirkung gesellschaftlicher Normen, die das Verhalten von „Arbeitgebern“ 
und Kunden formen, regeln oder auch verändern (Anderson/Davidson 2003: 44). Wird dieses 
komplexe Faktorenpaket auf den Faktor Nachfrage reduziert, so suggeriert das, dass Men-
schenhandel mit einfachen Lösungsmodellen bekämpft werden kann, wie der Schließung und 
Zerschlagung von Märkten für sexuelle Dienstleistungen (Hughes 2005b, S. 64f). Und damit 
hält sich die Organisation anschlussfähig für abolitionistische Strategien, die der einfachen 
Gleichung folgen: „If there were no Buyer. There would be no Seller. There would be no Vic-
tim” (Shared Hope ohne Datum). 
.  Abbildung 10:  
Text: Man behauptet, dass Menschenhandel nur ein Mythos ist ... Aber das alles passiert direkt neben 
dir, in deiner Heimatstadt ... 
 Abbildung 11: 
Text: Erfahre mehr über Menschenhandel, damit du nicht sein Opfer wirst ... 
 Abbildung 12: 
Text: Jeder hat das Recht auf Hoffnung und das Recht auf ein vollwertiges Leben. 
In Abbildung 10 sollen durch den erschrocken-nachdenklichen Blick der jungen Frau Zweifel 
ob der tatsächlichen Existenz von Menschenhandel zerstreut werden. Glaubhaft gemacht wer-
den soll vor allem die Aussage, dass Menschenhandel eine Bedrohung ist, die in unmittelbarer 
Nähe lauert. Dabei entfaltet Risiko seine Wirkung zweistufig. Zunächst werden durch den 
Aufbau eines diffusen Bedrohungsszenarios über spezielle Risikogruppen hinaus bei der ge-





samten Bevölkerung Ängste vor einer Viktimisierung evoziert. Angesichts einer nicht einzu-
schätzenden Gefahr, die omnipräsent ist, drängt sich die Verpflichtung auf, sich mit dem Phä-
nomen „Menschenhandel“ auseinander zu setzen. Versicherung und angemessene Vorsorge 
gegen das Risiko „Menschenhandel“ sind die Informationsangebote der IOM. Wie auch bei 
der Posterkampagne wirbt die Organisation mit der Aussicht auf zukünftigen Gewinn, auf ein 
vollwertiges Leben, das durch diese Horizonterweiterung erst realisiert werden kann. Dem-
entsprechend sind die letzten beiden Bilder auch farbig. Sie versprechen nach Erhalt der 
„richtigen Informationen“ die Verwirklichung einer glücklichen Zukunft, frei von der Gefahr 
des Menschenhandels. 
4.1.2.3 Zusammenfassung 
Die Untersuchung der Baselinestudie und der Präventionsmaterialien der IOM hat gezeigt, 
dass Risiko eine zentrale Funktion bei der Prävention von Menschenhandel und damit auch 
bei der Regulierung von Migrationsprozessen zukommt. Durch die kausale Verkettung von 
Risiko mit soziostrukturellen und kulturellen Merkmalen werden bestimmte Bevölkerungs-
gruppen als Risikogruppen herausgestellt, die nicht qualifiziert für autonome Bewegung sind 
(Munster 2009: 10). Als risikobedrohte Subjekte sind sie Ziel von Erziehungs- und Aufklä-
rungsmaßnahmen, die zu angemessenem Verhalten mahnen.  
Zu diesem Zweck wird Menschenhandel in den Kampagnen der Organisation als Risiko kon-
struiert. Mithilfe von Bild und Text wird Menschenhandel als Risiko und Gefahr in Szene 
gesetzt. Das Verbrechen „Menschenhandel“ wird eingegrenzt und charakterisiert, seine Fol-
gen veranschaulicht und die Einzelnen werden zu individuellen Vorsorgestrategien aufgefor-
dert. Angemessenes Verhalten heißt dann eigenständig zu vermeiden, Opfer von Menschen-
handel zu werden. Das impliziert kluges, Gefahren antizipierendes Verhalten, das vor allem 
die mit irregulärer Migration verbundenen Risiken ausschließt, aber auch sich als vertrauens-
würdige/r Migrant/in zu qualifizieren, die/der durch den Besitz der richtigen Dokumente (To-
kens of Trust) zu selbständiger Mobilität berechtigt ist.  
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4.1.3 Anti-Trafficking-Botschaften und ihre Vermarktung durch Be-
rühmtheiten  
Neben der Flashanimation findet sich auf der Internetseite des IOM/EK-Projekts auch ein 
Link zu einem Musikvideo der Sängerin Valerija mit dem Titel „Back to Love”. Aufgenom-
men in Russisch und Englisch erzählt es die Geschichte eines jungen Mädchens, das von 
Kriminellen entführt, in letzter Sekunde von Polizeikräften befreit wird und damit dem 
Schicksal, „Opfer“ von Menschenhandel zu werden, entgeht.  
In der internationalen Politik, vor allem in den Bereichen Entwicklung und Armutsbekämp-
fung sind seit den späten 1980er Jahren staatliche und nicht-staatliche internationale Organi-
sationen bestrebt, das Charisma, den Ruhm und das Prestige von Berühmtheiten gewinnbrin-
gend für ihre Zwecke zu nutzen (Alleyne 2005; Cooper 2008; Evans 2005; Littler 2008a).  
So nutzt auch die IOM das Celebrity129-Image Valerijas, um die Wirkung ihrer Anti-
Trafficking-Kampagne in der Russischen Föderation, als „effective vehicle for the dissemina-
tion of counter trafficking messages” zu steigern (IOM Press Briefing Notes - Europe 2009a). 
Ähnlich wie in der Produktwerbung, wo bekannte Gesichter Verkaufszahlen steigern sollen, 
strebt die IOM an, das soziale und kulturelle Kapital sowie die dahinterstehenden Werte 
(Marshall 1998: x), die mit dem Image der Celebrity Valerijas assoziiert werden, zu nutzen, 
um die öffentliche Resonanz ihrer Kampagnen zu intensivieren. Das Musikvideo ist nur eine 
von verschiedenen kurzen Anti-Trafficking-Botschaften, die Valerija zusammen mit der IOM 
produzierte und die dann im russischen Fernsehen ausgestrahlt sowie im Internet verbreitet 
wurden. Durch die Erlöse aus dem Verkauf der Single wurden die Aktivitäten der IOM zur 
Betreuung, Unterstützung und Reintegration von „Traffickingopfern“ in der russischen Föde-
ration finanziell gefördert. 
Hauptaufgabe der Popdiva ist es, das komplexe Thema „Menschenhandel“ leicht verständlich 
und mediengerecht zu vermitteln: „[…] into digestible and easily understandable chunks of 
information that will fit into the context of media viewing“ (Evans 2005: 42). Valerija sieht 
ihrerseits ihre Aufgabe als Good-Will-Botschafterin darin, durch ihre Gesangskünste den Zu-
schauerInnen einen emotionalen Zugang zum Thema „Menschenhandel” zu eröffnen: „Artists 
speak the universal language of emotions and feelings, and that is why we are able to garner 
the attention of the general public on crucial social issues, such as human trafficking. Music 
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and entertainment are powerful tools to put an end to indifference and generate positive 
changes worldwide. With support from organizations like IOM, artists can change public per-
ceptions of human trafficking, stop human rights violations and save many human lives” 
(IOM Press Briefing Notes - Europe 2009b).  
Folgt man Corner und Pels, werden durch derartige Repräsentationen neue Formen der 
Öffentlichkeit generiert, die „[…] tend to blur the liberal demarcations between the social 
spheres of culture, the polity, and the economy, pressing for a mutual interpretation of former-
ly distinct ‚field logics’ or ‚system codes’“ (Corner/Pels 2003: 8). Mit dieser Vermischung 
geht auch der politische Machtzuwachs von Berühmtheiten einher, der sich auf ihre charisma-
tischen und persönlichen Qualitäten stützt, jedoch politisch nicht legitimiert ist.  
Im Musikvideo Back to Love ist Valerija abwechselnd in zwei Rollen zu sehen: Als Sängerin 
und als wachsame, für das Thema „Menschenhandel“ sensibilisierte Bürgerin, deren coura-
giertes Eingreifen die Rettung der minderjährigen Opfer erst ermöglicht. Die Geschichte, des 
in drei Teile gegliederten Videoclips – Entführung, Gefangenschaft und Rettung – können die 
Zuschauer augenblicklich dem Genre „Thriller“ zuordnen. Dabei ist Angst (der Eltern, der 
Minderjährigen) treibendes Motiv, mit dem die Spannung des Kurzkrimis gehalten wird. Ac-
tion-Elemente wie eine Verfolgungsjagd bei der Befreiung der Teenager fesseln die Aufmerk-
samkeit der ZuschauerInnen. Und auch das Zögern der Polizeibeamten, die nicht von selbst 
und auch nicht unmittelbar zur Verfolgung der Straftat schreiten, sondern erst aktiv werden 
als sie von einer Außenstehenden (der Passantin Valerija) gedrängt werden, ist ein aus zahllo-
sen Thrillern bekanntes Muster. Dass die dramatische Geschichte des verschleppten und ver-
sklavten Teenagers letztlich doch ein gutes Ende findet, ist in erster Linie der Passantin Vale-
rija zu verdanken, die sich der Problematik des Menschenhandels bewusst und nur deshalb in 
der Lage ist, den gezeichneten Hilferuf des verschleppten Mädchens richtig zu interpretieren.  
Ganz anders als die Krimi-Persona Valerija begegnet die glamouröse Popdiva Valerija, stan-
desgemäß im bodenlangen goldenen Abendkleid, dem Problem „Menschenhandel“. In regel-
mäßigen Abständen, ähnlich einer Kommentatorin, wird sie singend in die Kriminalgeschich-
te eingeblendet. Sie ist nicht Teil der Handlung, leidet aber öffentlich, im Rampenlicht eines 
heruntergekommenen Theatersaals, mit betroffenen, namenlosen Teenagern. Ihre Bestürzung 
und ihr Mitgefühl drückt sie künstlerisch in dem Popsong „Back to Love“ aus. Die zentrale 
Botschaft ihres Lieds gegen Menschenhandel ist, dass es „unsere“ – sprich die Pflicht aller 
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Menschen bzw. BürgerInnen ist – „diesem Verbrechen gegen die Menschlichkeit ein Ende zu 
bereiten“ (Valeriya 2008 [Übersetzung S.Sch.]). Das Leiden, die Angst und die Einsamkeit 
der Betroffenen, die im Videoclip eindrücklich geschildert werden, motivieren dieses Muss. 
Die Heilmittel gegen Menschenhandel – Zuneigung, menschliche Wärme und Geborgenheit – 
nennt sie im Refrain: „Stretch out a hand like a bridge from the heart / Help them to find their 
way home / And their way back to the love“ (Valeriya ...). Mit ausladenden Gesten unter-
streicht sie diese Notwendigkeit.  
Die aufmerksame Grundhaltung der Passantin propagiert Valerija dezidiert in einem kurzen 
Fernsehspot, in dem sie im Namen der IOM über Menschenhandel spricht. Am Anfang wer-
den abwechselnd kurze Konzertszenen der singenden Valerija und einer begeisterten Zu-
schauerin eingeblendet. Das Publikum wird darüber in Kenntnis gesetzt, wer hier spricht und 
welche Wirkung Valerija aufgrund ihres Könnens und Charismas auf andere Menschen hat. In 
der darauf folgenden Szene erklärt sie die Beweggründe ihres Anti-Trafficking-Engagements. 
Diesmal als „reale“ Person Valeriya, fordert sie ihre MitbürgerInnen auf, die Indifferenz zu 
durchbrechen und die zentrale Botschaft der IOM-Posterkampagnen wiederholend, sich über 
Menschenhandel sowie über Präventionsstrategien zu informieren. Um die Tragweite des 
Problems zu unterstreichen führt sie Zahlen an, die das Ausmaß belegen: „300 Menschen 
werden alleine in Russland täglich Opfer von Menschenhandel. Nicht weit weg, sondern di-
rekt unter uns. Es kann jeden treffen“ (Valeriya 2008 [Übersetzung S. Sch.]). 
Ganz wesentlich sorgt Valerijas Beteiligung aber dafür, dass das Thema „Menschenhandel“ in 
aller Munde ist. Durch themenfremde Kommunikationskanäle wie Reportagen in Frauen-, 
Klatsch- oder Jugendmagazinen oder Beiträge in Musik- und Talkshows, wird Menschenhan-
del an Orten thematisiert, an denen normalerweise nicht über das Thema gesprochen wird.  
4.1.3.1 Celebrity-Images als Zeichen in Medientexten: Die 
ImagefacettenValerijas  
Neben den zwei Imagefacetten des Popstars Valerija in den Haupttexten, die der engagierten 
Sängerin/Diva und die der wachsamen Passantin, findet sich in den Sekundärtexten eine drit-
te, die des Opfers sexualisierter häuslicher Gewalt. Diese Gewalterfahrungen qualifizieren 
Valerija laut IOM als Celebrity-Botschafterin gegen Menschenhandel. Sie stärken ihre 
Authentizität und damit auch ihre Überzeugungskraft: „Valerija's own experience of physical 
violence in her previous marriage, of which she has openly spoken, has made the singer a 





powerful ally for IOM's work worldwide to combat human trafficking” (IOM Press Briefing 
Notes - Europe 2009a). In diesem Zusammenhang wird als weiteres Plus immer wieder her-
vorgehoben, dass sie diesen Gewalthandlungen aus eigener Kraft entkommen konnte. Sie 
flüchtete zusammen mit ihren drei Kindern zu ihren Eltern und begann von dort sukzessive 
ihr jetziges erfolgreiches Leben aufzubauen: „We wanted Valerija for this role not only be-
cause of her wide-ranging achievements as a singer, artist and successful woman, but also for 
her strong character and her kindness as a mother which has made her a role model for mil-
lions of Russian women through the years. Her life story speaks for itself“, sagt Enrico 
Ponziani, IOM Chief of Mission in Moscow (IOM Press Briefing Notes - Europe 2008). Die-
se durch Sekundärtexte vermittelten unterschiedlichen Informationen aus dem Privatleben des 
Stars, lassen ihr Engagement gegen Gewalt gegen Frauen ausgesprochen glaubwürdig er-
scheinen. Ihr Einsatz als Good-Will-Ambassador stellt sich dadurch als mehr als eine ledig-
lich hinzugefügte Facette ihres Starimages dar. Anti-Trafficking-Engagement wird zu einer 
Aufgabe im „wirklichen“ Leben der Person Valerija (Littler 2008a: 238), die als Mutter von 
drei Kindern Heranwachsende vor dem Verbrechen des Menschenhandels schützen will 
(Littler 2008b).  
Dabei ist die Person Valerija nicht nur erfolgreich, gutaussehend, gesund und vermögend, sie 
hat auch Freude am Leben. Gleichzeitig hat sie aber auch die Untiefen einer durch sexualisier-
te Gewalt, Ausbeutung und Erpressung geprägte Ehe umschifft. Nun hat sie durch die Heirat 
mit ihrem Produzenten Josif ihr privates Glück gefunden. Die dreifache Mutter und glückliche 
Ehefrau ist darüber hinaus auch beruflich erfolgreich. Dieser Durchbruch ist das Resultat har-
ter Arbeit und Disziplin, aber auch eines Quäntchen Glücks. Damit entspricht die berufliche 
Erfolgsgeschichte Valerijas der US-amerikanischen Idealvorstellung des/der Sefmade-
Man/Woman130  
Bei Valerija verzahnt sich das Image der ebenso erfolgreichen wie glamourösen Sängerin mit 
den Geschlechterrollen der Mutter und der Ehefrau. Gutes zu tun und die damit assoziierten 
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dom” (Dyer 2006: 157). Eine kosumkritische Perspektive vertretend beschreibt Marshall Stars dementsprechend 
als „a system of false promise in the system of capitalism which offers the reward of stardom to a random few in 
order to perpetuate the myth of potential universal success“ (Marshall 1998: 9). 
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gegenderten Eigenschaften, stellen nicht nur eine Facette des Celebrity-Images, sondern auch 
der Person Valerija dar (Littler 2008a: 238). In den Anti-Trafficking-Botschaften ist Valerija 
glamouröse Diva, Gewaltopfer und Mutter mit sozialem Verantwortungsbewusstsein, das sich 
nicht nur auf ihre eigenen Kinder richtet, sondern auf Kinder und Jugendliche im Allgemei-
nen. Deutlich wird das soziale Engagement der Popdiva in den Anti-Trafficking-TV-Spots 
hervorgehoben. „I see young and happy faces during my performances and I don’t want to see 
pain, fear, terror, and desperation to appear on these faces“ (International Organisation for 
Migration 2007d).  
Das Celebrity-Image Valerijas ist, für kapitalistische Gesellschaften charakteristisch, in einen 
öffentlichen und privaten Bereich aufgeteilt. Die kursierenden Medientexte halten diese 
Spannung aufrecht und führen sie fort, um an der Neugier des Publikums zu verdienen (Evans 
2005: 19). Dabei gewährt Valerija dem Publikum nicht nur sporadische zufällig wirkende 
Einblicke in ihr Privatleben. Ihre Vergangenheit, die durch psychische Abhängigkeit von ih-
rem Mann und durch häusliche Gewalt geprägt war, ist neben Markenkleidung, eigener Par-
füm- und Modelinie fester Bestandteil des Starimages Valerijas. Mit einer stetigen Erweite-
rung der privaten Komponente wird insbesondere die psychologische Distanz zwischen Pub-
likum und Berühmtheit reduziert (Furedi 2010: 494). Die Celebrity wird zum Teil des All-
tagsgeschehens, die Zuschauer können sich leichter mit ihr identifizieren und sich emotional 
an sie binden.  
Private Details aus Valerijas Leben wurden der Fangemeinde und einer breiteren Öffentlich-
keit nicht erst mit dem Erscheinen ihrer Biographie im Jahr 2006 „Leben, Tränen und Liebe“ 
(in Russisch: И жизнь, и слёзы, и любовь) präsentiert, durchweg wird dieser Abschnitt ihres 
Lebens in fast allen medialen Darstellungen hervorgehoben. Speziell in nicht-russischen eu-
ropäischen Zeitungsberichten werden Parallelen zu den Lebensgeschichten anderer Stars wie 
Tina Turner hergestellt: Valerija wird dadurch nicht nur auf eine Stufe mit dem Weltstar ge-
stellt, auch das individualisierte Survivormodell à la Hollywood gewinnt dadurch an Glaub-
würdigkeit, da Valerijas Geschichte nicht nur eine singuläre Erscheinung zu sein scheint 
(Fußnote 34 Dyer 2006: 157). Gleichzeitig werden durch das Image des beschädigten Stars, 
das in seiner unmittelbaren Intimität kommuniziert wird, in besonderem Maße jene Menschen 
angesprochen, die die IOM als Risikogruppen definiert. Die produktive Seite dieser Star/Fan-
Beziehung beschreibt Sean Redmond folgendermaßen: „[…] the message of damage is also 





about enabling the fan to see through and beyond the pain and suffering that they are experi-
encing and which they are sharing with the wounded star or celebrity. […] The repressed and 
resistant figure of fame communicates or resonates with the ‚outsider’ about the liquid trou-
bling nature of (their) identities and the ways one can get through the maelstrom of everyday 
life“ (Redmond 2006: 41). 
Auf diesem produktiven Effekt des Fan/Star-Verhältnisses aufbauend, wird Valerijas Ge-
schichte häuslicher Gewalt mit dem Thema „Menschenhandel“ verknüpft, um so die Anti-
Trafficking-Botschaften für Risikogruppen resonanter zu machen. Die jahrelange Gewalt, die 
sie durch ihren Ehemann erfahren hat, stellt die Sängerin als Sklaverei dar (Valeriya 2009). 
Gleichzeitig kann durch diesen Brückenschlag Menschenhandel im breiteren Deutungsrah-
men (Masterframe Benford/Snow 2000: 619) „Gewalt gegen Frauen“ diskutiert werden. Die-
ses Frame Alignment (Benford/Snow 2000: 623), lässt erwarten, dass sich Frauen, die bereits 
sexualisierte oder häusliche Gewalt erfahren haben, durch Anti-Trafficking-Botschaften 
Valerijas vor allem deshalb angesprochen fühlen, da sie diese Erlebnisse aufnehmen und in-
terpretieren. Vor allem in der Russischen Föderation, einem Land, in dem Gewalt gegen 
Frauen endemisch ist – jährlich sterben 14 000 Frauen an den Folgen häuslicher Gewalt – und 
die Mechanismen der Strafverfolgung defizitär sind (Amesty International UK 2005), scheint 
ein solches Vorgehen Erfolg versprechend, um sowohl das öffentliche als auch das Interesse 
ausgewählter Zielgruppen an IOM-Informationen zu Menschenhandel zu steigern.  
Aber auch Personen, die keine ausgemachten Fans Valerijas sind, werden in ihrem Verhalten 
von den Aktivitäten der Celebrity beeinflusst. Lindenberg, Joly und Stapel weisen daraufhin, 
dass die Veränderung von Verhaltensweisen stark davon abhängt, welche sozialen Konstruk-
tionen bei dem/der Einzelnen aktiviert werden. Dabei geht es nicht so sehr darum, dass Men-
schen aufgrund sozialen Einflusses überzeugt werden, sondern darum, dass die Prägnanz 
(Salience) von Konzepten verändert wird, ohne dass die jeweilige Person sich mit der Ein-
flussquelle, in diesem Fall der Celebrity, zu identifizieren bräuchte. Um Verhaltensänderun-
gen auszulösen, müssen vor allem soziale Konstruktionen, sprich soziale Normen, aktiviert 
werden. Da soziale Normen auf informelle Weise durchgesetzt werden, kann ein gewisser 
Grundkonsensus ob der Legitimität dieser Regeln vorausgesetzt werden, der aktiviert werden 
muss. Mobilisiert werden soziale Normen dadurch, das Gefühle des „Sein-Sollens“ 
(Oughtness) intensiviert werden (Lindenberg/Joly/Stapel 2011: 101). Diese Gefühle können 
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durch besondere Personen (Significant Others) wie Celebrities leichter aktiviert werden als 
durch gewöhnliche Menschen (Lindenberg/Joly/Stapel 2011). 
Die sozialen Normen zum Thema „Menschenhandel“, die Valerija durch ihr emotionalisiertes 
und gleichermaßen stilisiertes Engagement zu aktivieren sucht, sind wie „motherhood and 
apple pie“, sie verfügen über einen hohen Grad des Sein-Sollens und können schwerlich kriti-
siert werden. Eine weltöffentliche Mehrheit würde der Feststellung des UNODOC-
Exekutivdirektors Antonios Maria Costa zustimmen, dass Menschenhandel ein Verbrechen 
ist, „[…] that shames us all“ (Costa 2008). Niemand würde Sklaverei gutheißen und das Gros 
einer interessierten Öffentlichkeit würde materielle und psychologische Hilfs- und Unterstüt-
zungsmaßnahmen für Opfer von Menschenhandel befürworten. Valerija appelliert an das 
Mitgefühl des Publikums; sie propagiert Politiken des Mitleids (Politics of Pity). Diesen von 
Hannah Arendt geprägten Begriff führt Luc Boltanski in seinem Buch „Distant Suffering“ 
aus, wo er moralische und politische Implikationen von medial vermitteltem Leiden diskutiert 
(Boltanski 1999). Politiken des Mitleids, deren Aufkommen er in der Zeit der Französischen 
Revolution ansiedelt, charakterisiert die Unterscheidung in Leidende und Nicht-Leidende und 
ein „Schauspiel des Leidens“ (Spectacle of Suffering), in dem die vermeintlich Glücklichen 
die Unglücklichen beobachten (Boltanski 1999: 3). Im Gegensatz zu Politiken der Gerechtig-
keit, die in der Regel auf einer Theorie der Gerechtigkeit basieren, der ein gemeinschaftliches 
Verständnis von Fairness zugrunde liegt, bestimmt Politiken des Mitleids die Idee, dass Un-
gleichheiten auf Glück bzw. Unglück basieren (Boltanski 1999: 4).  
Die Problemlösungen, die Politiken des Mitleids vorschlagen, sind maßgeblich durch Dring-
lichkeit131 charakterisiert, wobei Fragen sozialer Gerechtigkeit vernachlässigt werden (Littler 
2008a: 247). Dringlichkeit als zentraler motivierender Faktor einer Politik des Mitleids wird 
im Video Back to Love durch das ungeduldige Drängen der Passantin, den polizeilichen Not-
falleinsatz und die Rettung in letzter Sekunde filmisch ausgedrückt. Ohne Hinweise auf Kon-
text oder Hintergründe des Phänomens „Trafficking“ suggeriert der Clip, dass sowohl der 
Umstand, dass das Mädchen Menschenhändlern in die Hände fiel, wie auch der Akt seiner 
Befreiung durch Glück bzw. Unglück und Zufall, aber maßgeblich auch durch Aufmerksam-
keit der Passantin, bestimmt waren.  
                                                        
131
 Die Dringlichkeit, gegen Menschenhandel vorzugehen, wird vor allem durch die Rettung in letzter Minute im 
Video Back to Love betont. 





Auch die klare Einteilung in „vom Schicksal Benachteiligte“ und in diejenigen, die „Glück 
haben“ lässt sich am Musikvideo Back to Love nachvollziehen. Valerija tritt in zweifacher 
Rolle als „Mit-Leidende“ in dem Entführungsspektakel auf. Diese Rollenverteilung bestimmt 
auch das Inszenierungsmuster für Besuche der realen Person Valerija in der IOM-
Rehabilitationseinrichtung für Opfer von Menschenhandel. Auch hier gibt es Leidende und 
Zuschauer. Valerija, die mit allen Attributen der glücklichen Beobachterin, Reichtum Schön-
heit und Erfolg, ausgestattet ist, kann aus dieser Position heraus das Maß an Empathie zeigen, 
das sowohl ihrer sozialen Rolle als Mutter als auch ihren Erfahrungen als Gewaltüberlebende 
entspricht. Dabei korrespondiert ihre medial aufbereitete Lebensgeschichte vortrefflich mit 
dem Skript des Anti-Trafficking-Spektakels. Trugen doch auch in der massenmedialen Dar-
stellung persönliche Qualitäten wie Durchhaltevermögen und Glück maßgeblich zur Rettung 
der Popsängerin bei (Paton 2008).  
Auch im „wirklichen Leben“ wirkt Valerija daran mit, das Leiden geretteter 
„Traffickingopfer“ durch ihr eigenes „Leiden auf Distanz“ (Distant Suffering) in Szene zu 
setzen. Als prominente Besucherin, die sich vor Ort vom Schicksal der „Traffickingopfer“ 
überzeugt, führt sie ZuschauerInnen an das Thema heran, die eher an Valerijas persönlichen 
Miseren als an Menschenhandel mit seinen sozialen, ökonomischen und politischen Hinter-
gründen interessiert sind. Auch diese Inszenierung lebt von den bereits aus verschiedenen 
Medientexten bekannten Elementen aus Valerijas Starimage, die stetig wiederkehrend, auf 
immer neue Weise kombiniert werden, um die Anti-Trafficking-Botschaften kohärent er-
scheinen zu lassen. Valerija spricht mit den BewohnerInnen des Rehabilitationszentrums aus 
der Perspektive der Gewalt-Überlebenden, die das Schicksal und die Notlagen der ‚Men-
schenhandelsopfer‘ aus eigener Erfahrung kennt. Deshalb kann sie dem Publikum glaubwür-
dig vermitteln, dass vermeintlich tragfähige Problemlösungen primär von der psychischen 
Verfassung und dem Willen der einzelnen Person abhängen: „My main message when I was 
talking to these poor girls who suffered so badly because of their naivety, was 'Do not feel 
sorry for yourself. You have to act, you have to rebuild your life. Do not look back and beat 
yourself up because this is only destructive,'“ (dalje.com 2008). Zugleich ist sie in ihrer Dop-
pelrolle als erfolgreiche Musikerin und glückliche Ehefrau der Beweis, wie wirksam diese 
Strategien sind. Valerija scheint der lebendige Beweis für das Funktionieren einer Self-Made-
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Ideologie zu sein, mit der nun Opfer von Menschenhandel auf den „richtigen Weg“ gebracht 
werden sollen.  
4.1.3.2 Politische Macht von Celebrities und das Publikum 
Die 116 Kommentare zu Valerijas Videoclip Back to Love auf der Internetplattform Youtube 
(Tertiärtexte) geben Auskunft darüber, wie ein Teil des Publikum die Anti-Trafficking-
Botschaften der Sängerin auffasst und interpretiert. Die Mehrheit der ZuschauerInnen ist 
durch das Video emotional berührt. Datasha 99 schreibt: „This video is excellent it touched 
my heart“ und Liliya eröffnet den LeserInnen: „Ich habe das Video 1 000 Mal angesehen, und 
kann die Tränen nicht unterdrücken. Danke, Valerija!“ (eigene Übersetzung). Andere sehen in 
Valerija eine Repräsentantin, die einer kollektiven Empörung ob des Handels mit Mädchen 
Ausdruck verleiht und dadurch, dass sie als Prominente der Anti-Sklaverei-Norm anhängt, 
stellvertretend für viele Position bezieht und aktiv wird. „Es ist beschämend, dass unsere 
Fernsehsender sich nicht mit diesem Problem beschäftigen und diese Single nicht im Äther 
spielen. Aber wichtig ist, dass ein Schritt gemacht wurde!!! Danke!!! Das dringt sicher zu den 
Leuten durch… wir sind zusammen…“ (Übersetzung S. Sch.). Mit dem Einsatz ihres Kön-
nens für Anti-Trafficking-Aktivitäten leistet sie nach Meinung etlicher ZuschauerInnen einen 
Beitrag zu Verbesserung der Welt (Valeriya ...).  
David P. Marshall sieht die Verschränkung von politischer und Celebrity-Macht, die auch in 
einer Vielzahl von positiven Publikumsäußerungen zu Valerijas Anti-Trafficking-Aktivitäten 
und hier insbesondere in ihrem Video zum Ausdruck kommt, als Produkt der spätkapitalisti-
schen Gesellschaft an. Celebrities verkörpern als öffentliche Personen „[…] the collective in 
the individual, which identifies their cultural signs as powerful” (Marshall 1998: 241). Sie 
versinnbildlichen das „[...] potential of the individual and the mass’s support of the individual 
in mass society’“ (Marshall 1998: 43).  
Aufgrund dieser Fähigkeit, eine Zuhörerschaft bzw. deren affektives Beteiligt-Sein (Affective 
Investment) zu verkörpern und zu kontrollieren, verfügen Celebrities über Macht und Ein-
flusspotential (Marshall 2006: 635). „[…]celebrities embody the power of the audience mem-
bers: the audience’s power – their economic clout – is represented by the celebrity and their 
capacity to deliver that audience for the industry” (Marshall 2006: 637). Diese Macht von 
Celebrities konzipiert Marshall, auf Max Weber rekurrierend, als charismatische Herrschaft. 
Als Produkt im Rahmen einer Konsumentenkultur muss das Charisma der Celebrity, das mas-





senmedial vermittelt wird, jedoch von einem Massenpublikum bekräftigt werden. Celebrities 
verfügen über Macht, da sie die Affekte des Publikums kontrollieren, indem sie sie rationali-
sieren. „The celebrity can be positioned somewhere between the dominant culture’s rationali-
zation of what it sees as irrational and the popular audience’s use, identification, and expres-
sion of the affective power that the celebrity as a system of rationalization has been positioned 
to reflect” (Marshall 1998: 50). Marshalls Lesart folgend spricht Valerija nicht nur zu ihrer 
Zuhörerschaft, die ihre Botschaften und ihr Engagement anerkennend zur Kenntnis nimmt, sie 
spricht auch für ihr Publikum, das sich durch die Art und Weise, wie Valerija gegen Men-
schenhandel aktiv wird, repräsentiert fühlt und ein Wir-Gefühl entwickeln kann.  
4.1.3.3 Zusammenfassung 
Bei der Verbreitung Anti-Trafficking-Botschaften der IOM geht es vor allem darum, Valerijas 
Qualitäten so einzusetzen, dass die dominierende Lesart von Menschenhandel, als der eines 
Problems, das primär mit „illegaler“ Migration und organisierter Kriminalität in Verbindung 
gebracht wird, zu untermauern. Als Präventionsstrategie gegen dieses Risiko wird der Indivi-
dualismus, für den Celebrities stehen, nutzbar gemacht. Das heißt (Boykoff/Goodman/Littler 
2010: 5), individualisierte Problemlösungen wie Prävention und Wachsamkeit für ein Prob-
lem, dessen Ursachen multidimensionaler struktureller Natur sind, voranzustellen. Entspre-
chend blenden Valerijas Anti-Trafficking-Botschaften die komplexen sozialen und ökonomi-
schen Hintergründe des Menschenhandels aus. In den Vordergrund tritt ein Spektakel, in dem 
Menschenhandel als Risiko in Szene gesetzt wird und vornehmlich als Problem der organi-
sierten Kriminalität, mit jugendlichen wehrlosen Opfern und eindeutigen Bösewichten, insze-
niert wird. 
Die sozialen und kulturellen Attribute der Berühmtheit Valerija werden aber vor allem dafür 
eingesetzt, um die Informationsangebote der IOM umzustylen und zu personalisieren. Dabei 
ist Musik das wesentliche Mittel, um diese Botschaften zu emotionalisieren. Dem Publikum 
werden mit diesen neu gestalteten, personalisierten Ansprachen Angebote zur Identifikation 
gemacht, mit der Zielsetzung, die öffentliche Wirkung der Kampagnen gegen Menschenhan-
del zu intensivieren und in letzter Konsequenz bestimmte Handlungsmuster der Risikopräven-
tion in Gang zu setzen. Ein wesentliches Element, um das zu erreichen, ist der Transfer von 
Image und Bedeutung (Image Meaning Transfer).  
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Da sich die IOM-Kampagne an verschiedene Zielgruppen richtet, werden drei Charaktere 
modelliert, die jeweils einer Facette von Valerijas Starimage entsprechen, denen jedoch ge-
meinsam ist, dass sie an das Mitgefühl und den vorsorgenden Weitblick des Publikums appel-
lieren. Die gegenderten Images der Popdiva, der Passantin und der Mutter kursieren in unter-
schiedlichen Medientexten und -formaten. Die drei Charaktere verkörpern unterschiedliche 
soziale und kulturelle Kategorien. Damit wird verschiedenen sozialen Gruppen die Möglich-
keit gegeben, das Phänomen „Menschenhandel“ sinnhaft zu interpretieren und einen Umgang 
damit zu finden, der den sozialen und kulturellen Normen einer neoliberalen Unternehmerkul-
tur (Littler 2008a: 246; Meyer/Purtschert 2008: 154) entspricht.  
In den Anti-Trafficking-Spots, den persönlichen Interviews mit Valerija sowie in den Presse-
mitteilungen zu ihren Aktivitäten als Botschafterin des guten Willens, steht das beispiellose 
Leid der von Menschenhandel Betroffenen, denen direkte physische und psychische Gewalt 
widerfahren ist, im Vordergrund. Diese emotionalisierten Inszenierungen entsprechen der 
Lebenswirklichkeit vieler ArbeitsmigrantInnen und SexarbeiterInnen nur bedingt. In erster 
Linie motivieren diese Darstellungen von Menschenhandel Politiken des Mitleids, die wenig 
gesellschaftlichen Dissens auslösen, sich jedoch breiter öffentlicher Zustimmung erfreuen. 
Denn niemand würde in Frage stellen, dass es ein Gebot reiner Menschlichkeit ist, Opfern von 
Gewalt aufgrund ihres Leidens Hilfe und Unterstützung zukommen zu lassen (Boltanski 
1999: 5). Das Video Back to Love unterstreicht mit seinen vereinfachten und gefühlsbetonten 
Darstellungen die Notwendigkeit gegenderter Charity-Aktionen und die Dringlichkeit kurz-
fristiger Interventionen (Politics of Pity). Dabei können die Affekte des Publikums auf unter-
schiedliche Arten rationalisiert werden. Zum einen können Mitgefühl und Hilfsbereitschaft in 
Form von Spendenbereitschaft ausgedrückt werden. Zum anderen kann durch Vorsorge das 
Risiko „Menschenhandel“ verhütet werden.  
4.2 Die Entwicklungspartnerschaft MORE in der Bundesrepublik 
Deutschland 
4.2.1 Frames und Framingstrategien der Entwicklungspartnerschaft MO-
RE 
Im Folgenden soll auf Grundlage von Konferenzbeiträgen und Auszügen aus dem Reintegra-
tionshandbuch, in dem die Ergebnisse des IOM/NGO-Kooperationsprojektes dokumentiert 
sind, rekonstruiert werden, welche Frames und Framingstrategien die Entwicklungspartner-





schaft MORE (EP MORE) zur Fundierung und Legitimierung ihrer Aktivitäten einsetzte. 
Durch die Untersuchung dieser unterschiedlichen Daten wird das Spektrum der Frameanalyse, 
das sowohl die Untersuchung von Erklärungen als auch von Handlungsstrategien erlaubt, 
ausgeschöpft.  
Eine spezielle Rolle kommt in diesem Zusammenhang dem Label Best bzw. Good Practice 
zu, dessen Funktion als strategischer Wert und Wirkungsverstärker von Frames herausgear-
beitet werden soll. Anders jedoch als im russischen IOM-Projekt, wo lokale AkteurInnen an-
gehalten werden, Best Practices als vorbildliche Modelle, die in anderen Zusammenhängen 
erprobt wurden, auf ihre eigenen zu übertragen, fungieren Best Pratices im Projekt MORE als 
Zeugnis erfolgreicher Arbeit. Gemeinhin ist es eine Auflage von EU-geförderten Projekten, 
Best Practices als Arbeitsergebnisse zu identifizieren, die wieder in den europaweiten Best-
Practice-Kreislauf eingespeist werden können und anderen AkteurInnen als Orientierung und 
Maßstab für die Vorgehensweisen in eigenen Projekten dienen. Dabei stellt sich die Frage, 
wie sich das Identifizieren und Sammeln von Best Practices auf das Einflusspotential der 
IOM und das ihrer NGO-PartnerInnen auswirkt. Hier geht es also weniger darum festzustel-
len, welchen Einfluss die IOM durch Best Practice auf lokale AkteurInnen ausübt, sondern ob 
und wie die Fähigkeit, Best Practices zu generieren, zur Stärkung des Images und der Autori-
tät der Organisation eingesetzt werden kann. 
Bezüglich der inhaltlichen Dimension der ausgemachten vorbildlichen Vorgehensweisen stel-
len sich dieselben Fragen wie bei der Untersuchung der Textmaterialien des russischen Pro-
jekts: Auf welche Weise stärken Best Pratices den Einfluss der IOM? Inwieweit kann die 
IOM mit dem Instrument Best Practice lokale Besonderheiten erfassen und sich an die Situa-
tion vor Ort anpassen? Können die als ‚best‘ ausgezeichneten Maßnahmen die Menschenrech-
te der Betroffenen effektiv schützen? Was unter menschenrechtlichen Gesichtspunkten als 
effektiv gilt, ist umstritten, wandelbar und kontextabhängig. Daher orientiere ich mich an 
kosmopolitischen Anti-Trafficking-Konzepten, um die Effekte Diskurse und Praktiken der 
IOM unter der Prämisse des Menschenrechtsschutzes zu beurteilen. Inwieweit leisten die 
IOM-Ansätze einen Beitrag zu Langzeitprävention bzw. zur Einhegung der Root-Causes von 
Menschenhandel? 
Der Frameanalyse vorangestellt ist eine knappe Charakterisierung der IOM in der Bundesre-
publik Deutschland. Neben Aufbau, Finanzierungsmodell und Organisationsstruktur gehe ich 
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auf die verschiedenen Tätigkeitsbereiche der Organisation ein. Ebenso werden die rechtlichen 
und strukturellen Rahmenbedingungen für die Realisierung von Anti-Trafficking-Aktivitäten 
in der Bundesrepublik Deutschland sowie die Vorgeschichte der EP MORE dargestellt. Vor 
Beginn des Projektes diskutierten die IOM und zahlreiche Fachberatungsstellen Grundlagen 
und Bedingungen einer Zusammenarbeit. Die im Rahmen dieser Debatten geäußerten Kriti-
ken der NGO-VertreterInnen an den politischen Konzepten der IOM sowie ihrer praktischen 
Umsetzung werden ergänzend zu den Politikzielen der IOM im Bereich Menschenhandel dar-
gestellt, damit die Frames und Framingstrategien der EP MORE kontextualisiert und somit 
leichter erschlossen werden können.  
4.2.2 Die Büros der IOM in der Bundesrepublik Deutschland 
Die Bundesrepublik Deutschland ist seit der Gründung der IOM im Jahr 1951 auf der Brüsse-
ler „International Migration Conference“ in die Aktivitäten der Organisation eingebunden. Im 
Jahr 1954 trat sie der IOM als Mitglied bei (IOM Deutschland 2004a: 19). Als Mitgliedsstaat 
der Organisation hat Deutschland ein Stimmrecht bei den jährlichen Ratssitzungen, in denen 
Politiken, Budget und Programme der IOM diskutiert und beschlossen werden sowie bei allen 
weiteren Sondersitzungen des Rates. Ebenso verpflichtet die IOM-Mitgliedschaft die Bundes-
republik Deutschland, jährlich einen Anteil zum administrativen Teil der Organisation zu zah-
len. Im Jahr 2008 lag der Beitrag bei ca. 38 000 000 Schweizer Franken (International Orga-
nisation for Migration 2008b: 57), im Jahr 2011 bei ca. 39 000 000 (International Organisati-
on for Migration 2010a: 56).  
Seit dem Jahr1954 gibt es in der Bundesrepublik ein sogenanntes Verbindungsbüro132 der 
IOM in Bonn, „das die Regierung der Bundesrepublik Deutschland operationell bei der Be-
wältigung der unterschiedlichsten Migrationsangelegenheiten unterstützt“ (IOM Deutschland 
ohne Datum c). Aufgrund des Umzugs von Bundestag und Bundesregierung im Jahr 1999 
nach Berlin eröffnete die IOM dort im Jahr 2000 ein weiteres Büro, um die Arbeitsbeziehun-
gen mit den verschiedenen Bundesministerien weiterhin zu gewährleisten. Finanziert wurden 
die Kosten für das Berliner Büro durch Mittel des administrativen Budgetteils des sogenann-
ten Discretionary Incomes. Im Jahr 2008 waren dort neben dem verbeamteten Missionsleiter 
                                                        
132 
The SLMs [Special Liaison Missions] provide regular liaison with governments, UN offices, other intergov-
ernmental partners, relevant NGOs and private sector members on a broad range of issues related specifically to 
IOM’s work in migration management (International Organisation for Migration 2008b: 26). 





vier weitere Personen hauptsächlich mit der Entwicklung von Projekten und Politikberatung 
befasst. Das Berliner Verbindungsbüro organisierte im Jahr 2007 die Konferenzreihe „Migra-
tion im Kontext“, mit der ein Dialog zu migrationsrelevanten Themen zwischen VertreterIn-
nen aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft initiiert, gefördert und verste-
tigt werden sollte. Ferner wurde an Projekten und Programmen gearbeitet, um die sozio-
ökonomische Inklusion von Rückkehrern in den Zielländern sicherzustellen, um langfristig 
deren Rückkehr in die Herkunftsländer zu fördern (ohne Autor ohne Datum). 
Die Bonner Dienststelle der IOM zog im Jahr 2004 nach Nürnberg, um Synergien zwischen 
dem dort ansässigen Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) und der IOM bei der 
Umsetzung von Rückkehrprogrammen nutzbar zu machen. Die IOM ist im Gebäude des 
BAMF untergebracht, was einen „kurzen Draht“ begünstigt. Der ehemalige Leiter der deut-
schen IOM-Mission, Bernd Hemingway, erläuterte die Motivationen für den Umzug der Or-
ganisation in einem Interview mit den Nürnberger Nachrichten folgendermaßen: „Wir brau-
chen die Nähe zum Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, um politisch etwas umsetzen 
zu können“ (Fuehr 2005). Auch das Nürnberger Büro arbeitet projektfinanziert. Im Jahr 2008 
waren dort 17 Personen mit allgemeinen Verwaltungsarbeiten wie Finanz- und Personalma-
nagement sowie der Ausarbeitung und Implementierung von Maßnahmen, die die Rückkehr 
von MirgrantInnen in Dritt- oder Herkunftsländer unterstützten, beschäftigt. 
Die Planung und Durchführung von Rückkehr- bzw. Weiterwanderungsprogrammen für Mig-
rantInnen ist seit über 30 Jahren ein Arbeitsschwerpunkt der IOM. Weitere Kernthemen von 
IOM Deutschland sind die Steuerung von Arbeitsmigration sowie die Bekämpfung von Men-
schenhandel (IOM Deutschland 2004a: 19f).  
4.2.3 Migrationsmanagement durch Rückkehrprojekte 
Mit den zu Beginn der 1980er Jahre weltweit zunehmenden Migrationsbewegungen fragten 
immer mehr Staaten die Dienstleistungen der IOM nach. Auch in Deutschland trägt die IOM 
dem staatlichen Bedarf an Dienstleistungen zur Steuerung von Migration mit Projekten und 
Programmen für eine „freiwillige Rückkehr“ Rechnung, wo sie MigrantInnen bei einer Rück-
reise oder Weiterreise direkt assistiert. Die Liste der abgeschlossenen und aktuellen Rück-
kehrprojekte ist lang: Seit 1979 führt die im Auftrag des Bundesministerium für Familie, Se-
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nioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)133 das Rückkehrprogramm REAG (Reintegration and 
Emigration Program for Asylum-Seekers in Germany) und seit 1989 das durch das Bundes-
ministerium des Innern (BMI) finanzierte GARP (Government Assisted Repatriation Pro-
gram) durch. Seit 2000 unterstehen beide Programme dem BMI.  
In den vergangenen Jahren arbeitete die IOM daran, diese Rückkehrprogramme effizienter zu 
gestalten. In diesem Zusammenhang wurde im Jahr 2003 beim BAMF die „Zentralstelle für 
Informationsvermittlung zur Rückkehrförderung“ (ZIRF) eingerichtet, um Maßnahmen zur 
Rückkehrförderung besser zu koordinieren. Ebenso befasste sich die Organisation damit, die-
se Programme für Rückkehrwillige attraktiver zu machen. Um AsylbewerberInnen, abgelehn-
te AsylbewerberInnen, anerkannte Flüchtlinge, Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge, Opfer 
von Menschenhandel oder andere Ausländer problemloser zur „freiwilligen Rück- bzw. Wei-
terwanderung“ in Herkunfts- oder Drittländer zu bewegen, wurden die Programme durch ope-
rative Unterstützungsleistungen bei den Reisevorbereitungen und die Zahlung von sogenann-
ten Starthilfen ergänzt (IOM Deutschland ohne Datum c). 
Im Rahmen sogenannter Return Initiatives for Irregular Migrants wurden muttersprachliche 
BeraterInnen eingesetzt, die die Sans Papiers zur Rückkehr anregen sollten. Im Verlauf der 
Beratungen gesammelte Informationen und Daten sollten den Wissensstand zu „irregulären 
Migrationsgemeinschaften“ erweitern und damit eine präzisere Ausrichtung der Rückkehrbe-
ratung fördern (IOM Deutschland ohne Datum e).  
Seit 2006 erstellt die IOM im Beratungsprojekt ZIRF-Counselling Merkblätter mit allgemei-
nen „rückkehrrelevanten“ Informationen der jeweiligen Herkunftsländer zusammen. Außer-
dem bearbeitet sie individuelle Fragen von rückkehrwilligen Personen. Rückkehrbereite kön-
nen, nachdem sie spezielle von der IOM entwickelte Fragebögen ausgefüllt haben, spezifische 
Auskünfte über z. B. die medizinische Versorgungssituation, die Lage auf dem Arbeits-, Aus-
bildungs- und Wohnungsmarkt sowie über unterschiedliche soziale Belange im Heimatland 
erhalten (IOM Deutschland). Abgesehen von den länderübergreifenden Rückkehrprogrammen 
und -projekten realisierte die IOM auch Rückkehrmaßnahmen, die auf bestimmte Herkunfts-
länder und spezifische Bevölkerungsgruppen abzielten. So wurden bis Ende September 2008 
Sri Lankischen Staatsangehörigen, die in der EU als Asylbewerber abgelehnt oder als irregu-
läre MigrantInnen gestrandet waren, Rückkehr- und Reintegrationshilfen angeboten. Andere 
                                                        
133 Damals Bundesministerium für Familie, Jugend und Gesundheit. 





IOM-Projekte zielten auf die Rückkehr afghanischer Staatsbürger in ihr Heimatland ab (IOM 
Deutschland ohne Datum b).  
4.2.4 Anti-Trafficking-Projekte der IOM in der Bundesrepublik Deutsch-
land 
Im Bereich Anti-Trafficking führte die IOM nur wenige Aktivitäten in Zusammenarbeit mit 
NGOs, die Betroffene von Menschenhandel unterstützen, durch. Zu nennen sind hier zwei 
Fachtagungen in den Jahren 2004 und 2006, die gemeinsam mit dem Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen als Geldgeber organisiert wur-
den. Thematische Schwerpunkte waren die Kooperationsstrukturen zwischen den verschiede-
nen AkteurInnen, die Arbeit der Fachberatungsstellen und die Auswirkungen des EU-
Beitrittes von Bulgarien und Rumänien zum 01.01.2007 auf die Betreuung von Opfern von 
Menschenhandel. Beide Workshops zielten darauf ab, das gegenseitige Verständnis der Anti-
Trafficking-AkteurInnen zu fördern und deren Vernetzung zu intensivieren und zu stärken 
(IOM Deutschland 2004b; IOM Deutschland 2006). 
Im Wesentlichen leistete die IOM Forschungsarbeit im Bereich Menschenhandel. Im Jahr 
2004 war sie an einem im Rahmen des AGIS-Programms geförderten Forschungsprojekt 
„Awareness Raising of Judicial Authorities Concerning Trafficking in Human Beings“ betei-
ligt. In diesem Projekt wurde die rechtliche Situation von Betroffenen von Menschenhandel in 
den Niederlanden, Belgien, Bulgarien, Ungarn, Polen, der Tschechischen Republik und 
Deutschland verglichen. Die IOM Deutschland erstellte, gefördert durch das Land Nordrhein-
Westfalen, eine Fallstudie, in der die Rechtslage in Deutschland und die Rolle der Betroffenen 
innerhalb von Ermittlungs- und Strafprozessen, untersucht wurde. Auf Grundlage der sieben 
Länderstudien wurde ein Handbuch erarbeitet, in dessen Zentrum die länderspezifischen Pra-
xen der Strafverfolgung im Bereich Menschenhandel stehen und Best Practices zusammenge-
fasst wurden (IOM Deutschland ohne Datum a).  
Im Jahr 2006 trug IOM Deutschland zu einer weiteren Studie „Trafficking in Human Beings 
and the World Cup in Germany”, bei, die beleuchten sollte, ob während der Fußballweltmeis-
terschaft in Deutschland signifikant mehr Frauen „Opfer“ von Menschenhandel wurden und 
wie Behörden vor und nach der Weltmeisterschaft mit dem Problem Menschenhandel umgin-
gen.  
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Zuletzt koordinierte  koordiniert das Berliner Büro der IOM ein dreijähriges Projekt (7/2009-
6/2012) zum Thema „Menschenhandel zum Zweck der Arbeitsausbeutung“. Im sogenannten 
Berliner Bündnis gegen Menschenhandel arbeiten der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) 
Berlin-Brandenburg, die IOM, die ILO und die Berliner Senatsverwaltung für Integration, 
Arbeit und Soziales (SenIAS) zusammen, um Öffentlichkeit und Behörden für dieses Thema 
zu sensibilisieren, um Wissenslücken zu schließen und um gemeinsame Unterstützungsstruk-
turen für Betroffene aufzubauen. Finanziert wird das Modellprojekt im Rahmen des Bundes-
programms XENOS, Integration und Vielfalt, durch das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS). Einen weiteren Mittelanteil leistet der Europäische Sozialfonds (ESF) 
(IOM Deutschland 2009).  
4.2.4.1 Rechtliche und politische Ausgangsvoraussetzungen im Bereich Anti-
Trafficking in der Bundesrepublik Deutschland 
Um ein umfassenderes Verständnis der Ausrichtung, der Inhalte und Zielsetzungen des im 
Jahr 2005 gestarteten, ersten längerfristigen IOM-NGO-Kooperationsprojekts zum Thema 
„Menschenhandel“, der aus EU-Finanzmitteln geförderten Entwicklungspartnerschaft (EP) 
MORE zu erlangen, ist es notwendig, neben Informationen zu Struktur, Arbeitsgebiet und 
politischem Charakter der IOM, auch zu den rechtlichen Rahmenbedingungen sowie den poli-
tischen und strukturellen Rahmenbedingungen in der Bundesrepublik Deutschland, die im 
Vorfeld und auch während der Durchführung auf das Projekt einwirkten, einen Überblick zu 
geben. 
Rechtliche Rahmenbedingungen 
Mit der Neudefinition des Straftatbestands „Menschenhandel“ im Jahr 2005 wurde den Vor-
gaben der EU-Rahmenrichtlinie (ABl. L 261 der Europäischen Union vom 06.08.2004) ent-
sprochen, die die Mitgliedstaaten verpflichteten, die innerstaatliche Gesetzgebung gemäß der 
Vorgaben des Palermo-Protokolls zu verändern. Bis dato wurden mit § 180a, mit § 180b und 
§ 181 die Ausbeutung von Prostituierten bzw. Menschenhandel zum Zwecke der Prostitution 
und anderen sexuellen Handlungen sowie schwerer Menschenhandel unter Strafe gestellt. Die 
beiden letzteren Paragraphen gingen mit der Strafrechtsreform des Jahres 2005 in § 232 
(StGB) zur sexuellen Ausbeutung auf und § 233 zur Ausbeutung der Arbeitskraft auf (Krieg 
2008: 76f).  





Nach internationalem Recht war Deutschland verpflichtet, Schutzmaßnahmen für Betroffene 
von Menschenhandel einzuleiten und umzusetzen. Relevant ist hier vor allem die sogenannte 
Opferschutzrichtlinie (ABl. L 261 der Europäischen Union vom 06.08.2004 2004) des Euro-
päischen Rates, die durch Änderungen im Aufenthaltsgesetz (AufenthG) im August 2007 in 
nationales Recht umgesetzt wurde. Mit diesen Neuerungen wird der Aufenthalt von Drittstaa-
tenangehörigen geregelt, die sich nach einer vierwöchigen Frist entschließen, in einem Straf-
verfahren gegen die TäterInnen auszusagen. OpferzeugInnen wird ein vorübergehendes Auf-
enthaltsrecht erteilt, das vom aktuellen und weiteren Bestand des Verfahrens abhängig ist. 
Wenn das Verfahren beendet ist, besteht für die Menschenhandelsbetroffenen eine Ausreise-
pflicht. In Fällen der konkreten Gefährdung dieser Personen kann eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 3 (AufenthG) erteilt werden. 
Von den Aufenthaltstiteln hängen auch die staatlichen Unterstützungsleistungen zum Lebens-
unterhalt ab. Das sind Unterhaltsleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, die 30 % 
unter den Sozialhilfesätzen nach Sozialgesetzbuch (SGB) II und XII liegen. Medizinische 
Leistungen werden im Rahmen einer Notfallversorgung gewährt, alles was darüber hinaus-
geht, z. B. Traumabehandlungen, Therapien etc., liegt im Ermessen der zuständigen Leis-
tungsbehörden (Asylbewerberleistungsgesetz § 6). Schadenersatzansprüche aufgrund der er-
littenen Menschenrechtsverletzungen können gemäß dem Opferentschädigungsgesetz im Zi-
vil- oder Strafverfahren eingeklagt werden. Darüber hinaus kann Personen, die über einen 
Aufenthaltstitel aufgrund ihrer Eigenschaft als OpferzeugInnen verfügen, nach § 6 a der Be-
schäftigungsverfahrensverordnung die Zustimmung zur Ausübung einer Beschäftigung ohne 
eine Vorrangprüfung (§ 39 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AufenthG) erteilt werden. Von Maßnahmen 
der Arbeitsintegration oder der Weiterbildung sind Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 4, 4a, 5 oder mit einer Duldung nach § 60 (AufenthG) ausgeschlossen. 
Vernetzungs- und Dialogstrukturen 
Fragen des Opferschutzes und der sozialen Betreuung von Betroffenen von Menschenhandel 
fallen auf Bundesebene in die Zuständigkeit des BMFSFJ. Im Jahr 1997 wurde die Bund-
Länder-Arbeitsgruppe „Frauenhandel“ (BLAG) mit dem Ziel eingerichtet, Perspektivenkon-
flikte bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Maßnahmen zur Bekämpfung von Men-
schenhandel und der Betreuung der Betroffenen zu vermeiden. Unter der Leitung des 
BMFSFJ kommen VertreterInnen verschiedener Ministerien auf Bundes- und Länderebene 
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und zivilgesellschaftliche AkteurInnen vierteljährlich zusammen134. Im Rahmen dieser Tref-
fen werden konkrete Probleme bei der Bekämpfung von Menschenhandel in der Praxis disku-
tiert, gemeinsame Empfehlungen und Aktionen erarbeitet sowie der kontinuierliche Informa-
tionsaustausch zwischen den verschiedenen AkteurInnen sichergestellt. Neben einem Koope-
rationskonzept für Fachberatungsstellen und Polizeidienststellen im Jahr 1999 hat die BLAG 
auch Handreichungen zur Anwendung von Verwaltungsvorschriften des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes, des Ausländergesetzes und Opferentschädigungsgesetzes in Fällen von Men-
schenhandel erarbeitet. Darüber hinaus wurden Empfehlungen für die Qualitätssicherung der 
Arbeit der beteiligten Stellen formuliert. Die Arbeit der BLAG ist durch die Interessenkon-
flikte der verschiedenen AkteurInnen geprägt. Oft stellt das Finden tragfähiger gemeinsamer 
Konzepte einen langwierigen und schwierigen Prozess dar. In diesem Zusammenhang wirkt 
die Arbeitsgruppe als interdisziplinäres und übergreifendes Forum zum Austausch von Infor-
mationen und Meinungen, die für die Harmonisierung rechtlicher Vorschriften und für eine 
Angleichung der Situation im föderalen System eine wichtige Rolle spielen (Schweikert 
2006). 
Ein weiterer wichtiger Knotenpunkt im Geflecht der Unterstützungsstrukturen für Betroffene 
von Menschenhandel ist der bundesweite Koordinierungskreis gegen Frauenhandel und Ge-
walt an Frauen im Migrationsprozess e.V. (KOK). Die Arbeit der Dachorganisation, der 38 
Fachberatungsstellen aus kirchlichen Zusammenhängen, der Frauenbewegung oder aus dem 
entwicklungspolitischen Spektrum, angehören, wird durch das BMFSFJ gefördert. Gemein-
sam tritt der Koordinierungskreis, der auf allen ihm zugänglichen staatlichen und nichtstaatli-
chen, nationalen und internationalen Ebenen arbeitet, vor allem für das Wahrnehmen und die 
Verurteilung von Menschen- bzw. Frauenhandel als Menschenrechtsverletzung, die Entkrimi-
nalisierung von Sexarbeit und die Verbesserung der rechtlichen und sozialen Situation der in 
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 Die BLAG Frauenhandel setzt sich zusammen aus VertreterInnen des Bundesministeriums für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), des Bundesministeriums des Innern (BMI), des Bundesministeriums der 
Justiz (BMJ), des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG), des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
(BMAS), des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie (BMWi), des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), der Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ), 
der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration, dem Bundeskriminalamt 
(BKA), dem Bundesweiten Koordinierungskreis gegen Frauenhandel und Gewalt an Frauen im Migrationspro-
zess e.V. (KOK), Solwodi e.V., dem Auswärtigen Amt, der Sozialministerkonferenz, der Innenministerkonfe-
renz und der Justizministerkonferenz, der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Arbeit und Frauen, Berlin, der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAG FW) und der Gleichstellungsministerkonferenz 
(GFMK). 





Deutschland lebenden Migrantinnen, ein. Ebenso setzt sich der KOK sowohl für den Ausbau 
und die Pflege von nationalen und internationalen Kontakten ein als auch für den Austausch 
und die Kooperation mit anderen nationalen und internationalen Nichtregierungsorganisatio-
nen (KOK Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Frauenhandel und Gewalt an Frauen im 
Migrationsprozess e.V. ohne Datum)  
Die Vorgeschichte der EP MORE 
In Deutschland ist die IOM seit dem Jahr 2003 bestrebt, ein umfassendes und langfristiges 
Anti-Trafficking-Konzept zu implementieren. Im Rahmen bestehender, engmaschig besetzter 
Anti-Trafficking-Strukturen musste sich die IOM jedoch zunächst sowohl ihres Platzes als 
auch ihrer Rolle vergewissern. Bis dato organisierte die Organisation seit dem Jahr 1999 le-
diglich die Rückkehren von Opfern von Frauen- und Menschenhandel im Rahmen der Pro-
gramme REAG und GARP. Die Entwicklungspartnerschaft MORE war das erste Kooperati-
onsprojekt mit deutschen Anti-Trafficking-NGOs, das über einen mehrjährigen Zeitraum lief.  
Da die Organisation in Deutschland, wie in den meisten anderen Ländern auch, zur prakti-
schen Umsetzung von Anti-Trafficking-Projekten und Programmen auf die Zusammenarbeit 
mit nichtstaatlichen AkteurInnen angewiesen ist, fanden Ende des Jahres 2003 zur Vorberei-
tung, im Hinblick auf mögliche Kooperationen mit NGOs, Sondierungstreffen zwischen Ver-
treterinnen der IOM und verschiedenen Fachberatungsstellen statt. Während des Treffens 
formulierten die NGOs zahlreiche Fragen zur europaweiten Anti-Trafficking-Arbeit der IOM 
und ihren Plänen, ihre Aktivitäten in der Bundesrepublik Deutschland zu intensivieren. Eine 
Mitarbeiterin der IOM stand den Fachberatungsstellen Rede und Antwort. Sie erklärte, dass 
die Organisation ihre Hauptaufgabe darin sieht, „Lobbyarbeit für Einrichtung und Unterstüt-
zung von Beratungsstellen [zu] leisten“ (Kröger 2003) sowie eine „Brückenfunktion“ in der 
Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern der Betroffenen von Menschenhandel einzuneh-
men, „um dann im Rahmen des REAG-Programms eine möglichst umfassend geplante Rück-
reise [von Betroffenen von Menschenhandel] zu gewährleisten“ (Kröger 2003). Dem Fragen-
katalog der NGOs ist zu entnehmen, dass zum damaligen Zeitpunkt viele der im KOK organi-
sierten Fachberatungsstellen den Konzepten und Praktiken der IOM sehr kritisch gegenüber-
standen und auch an der fachlichen Kompetenz der Organisation zweifelten. Es wurde ange-
nommen, dass die IOM unzufrieden mit der Arbeit der NGOs war und mit diesen in Konkur-
renz stand. Darüber hinaus bestand Unklarheit über die Gründe, die das Engagement der IOM 
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motivierten und über den Charakter der Organisation (Kröger 2003). Insbesondere gab es 
Vorbehalte gegen die Rückkehrprogramme REAG und GARP, mit denen auch Opfer von 
Menschenhandel verpflichtet sind, in ihre Herkunftsländer zurückzureisen. Wunsch der im 
KOK organisierten Fachberatungsstellen war es, die Rückkehr der Betroffenen von Men-
schenhandel in ihre Herkunftsländer gesondert durchzuführen. In diesem Zusammenhang 
sprachen sie sich Ende der 1990er Jahre für die Einrichtung eines bundesweiten Fonds aus, 
um Rückkehren und Unterstützungsangebote für die Reintegration Betroffener von Men-
schenhandel finanzieren zu können. Die Einrichtung eines solchen Fonds wurde jedoch von 
der Bundesregierung abgelehnt. Stattdessen wurde als Kompromisslösung die Rückkehr von 
Opfern von Menschenhandel im Rahmen der IOM-Programme REAG und GARP organisiert. 
Die NGOs missbilligten jedoch die ihrer Meinung nach eindeutige ideologische Ausrichtung 
der Programme (Kröger/Prasad 2003). Dabei ging es vor allem um die Frage, ob Rückkehr-
programme legitime Mittel staatlicher Migrationskontrolle seien und sich mit einer primär am 
Wohlergehen der Betroffenen ausgerichteten Betreuung vereinbaren ließen (Böker 2003). 
Angezweifelt wurde auch, ob bei der praktischen Durchführung der Programme die Sicherheit 
sowie der Datenschutz der Betroffenen gewahrt und ob die betreffenden Personen in ausrei-
chendem Maße über REAG und GARP informiert wurden (Kröger/Prasad 2003). 
Ebenso beurteilten die NGOs die Anti-Trafficking-Aktivitäten der IOM in verschiedenen ost-
europäischen Ländern negativ. Hier ging es in erster Linie um Art und Form der Zusammen-
arbeit mit der Polizei und mit den staatlichen Organen. So wurde gemutmaßt, dass die IOM 
die Sicherheit der Betroffenen von Menschenhandel vernachlässigte und diese ihre Rechte 
nicht in zufriedenstellender Weise wahrnehmen konnten. Aber auch die Kooperation zwi-
schen NGOs und der IOM sowie die Modalitäten der Unterbringung in den IOM-eigenen 
Schutzeinrichtungen wurden erörtert (Kröger/Prasad 2003). In der Diskussion konnten die 
Antworten der IOM-Vertreterin Skepsis und Vorbehalte der NGOs nur teilweise ausräumen. 
Dazu trug maßgeblich bei, dass die IOM neben der „Stärkung lokaler Akteure“ auch den 
Ausbau „ergänzende[r] Projekte zur „freiwilligen Rückkehr“ und [der] Reintegration in den 
Herkunftsländern verfolgte (Kröger/Prasad 2003). Nach wie vor ist der Hauptkritikpunkt 
deutscher Anti-Trafficking-NGOs an der Arbeit der IOM der, dass die Organisation im Auf-





trag von Bund und Ländern Rückkehrprogramme135 durchführt und wie diese Rückführungen 
von statten gehen (Interview M 2009). Nahe liegt, dass diese Kritik, wie auch Stellungnahmen 
des KOKs und seiner einzelnen Mitglieder vermuten lassen (Die Redaktion 2001: 105; Ban 
Ying 2006; Prasad 2008: 68f), die grundlegende, jedoch nicht öffentlich geäußerte Ablehnung 
von Migrationskontrollen, motiviert (Georgi/Schatral 2012: 202).  
Für Nivedita Prasad von der Fachberatungsstelle Ban Ying, einer der sieben 
Partnerorganisationen in der EP MORE, waren die Zweifel an Arbeit und Politik der IOM 
sogar der ausschlaggebende Faktor, sich mit ihrer Organisation an der EP MORE zu 
beteiligen: „I have to confess that when I heard that the project was going to be coordinated 
by IOM I got concerned, and decided that the only way to ensure that the project would be a 
success was to join“ (EQUAL 2008). Für viele der Fachberatungsstellen gab jedoch auch 
schlichtweg die Notwendigkeit, finanzielle Ressourcen einzuwerben, um so den Erhalt der 
Fachberatungsstelle zu sichern, den Ausschlag, sich an der EP zu beteiligen: „Und man muss 
grundsätzlich sehen, dass dieser Ansatz, berufliche Qualifizierung zu machen, war jetzt nicht 
der Ansatz, den die Fachberatungsstellen so ganz vorne auf der Agenda hatten. […] Also ganz 
vorne auf der Agenda steht die Existenz der Beratungsstelle zu sichern, und das ist meiner 
Meinung nach auch eines der Hauptprobleme des Projekts gewesen. Dass viele Fachbera-
tungsstellen im Grunde eine Finanzierung ihrer Beratungsarbeit wollten. Was den Punkt auf-
greift, dass die Beratungsarbeit in Deutschland immer noch unzureichend finanziert ist, und 
da versuchen sie alle Möglichkeiten wahrzunehmen“ (Interview K 2009). 
4.2.4.2 Die Entwicklungspartnerschaft MORE 
Nach langwierigen Vorgesprächen zwischen IOM und NGO-VerterInnen startete die „EP 
MORE – Reintegrationsförderung von Menschenhandelsopfern“ als erstes längerfristig ange-
legtes IOM-NGO-Kooperationsprojekt im Jahr 2005. Angelegt über einen Zeitraum von über 
zwei Jahren von Oktober 2005 bis Dezember 2007 arbeiteten in der EP MORE sieben Fach-
beratungsstellen und die IOM zusammen. Die EP MORE wurde mit Mitteln des ESF im 
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 Die IOM tut dies in 18 verschiedenen EU-Ländern. Darunter sind neben Deutschland auch Belgien, die Nie-
derlande, Dänemark, Norwegen, Großbritannien, Irland, Österreich, Schweden, Finnland, Spanien, Italien, Grie-
chenland, Ungarn, die Tschechische Republik, die Slowakische Republik und die Schweiz als Nicht-EU-Staat, 
aber Teilnehmerin am Schengener Abkommen, vertreten (International Organisation for Migration ohne Datum 
f). 
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Rahmen der Gemeinschaftsinitiative EQUAL II136 gefördert. Strategische Partner waren der 
KOK, sowie das BMFSF, das Ministerium für Arbeit und Soziales, Baden-Württemberg, das 
Ministerium für Frauen, Familie und Soziales, Nordrhein-Westfalen und das Ministerium für 
Gesundheit und Soziales, das Land Sachsen-Anhalt, die das Projekt ko-finanzierten. Die IOM 
nahm in der EP MORE koordinatorische Funktionen wahr. Ihre Aufgabe war, neben dem 
Einwerben der finanziellen Ressourcen zu Anfang des Projekts, das Projektmanagement und 
die Pflege des Kontaktes mit den Geldgebern. Die NGOs arbeiteten schwerpunkmäßig im 
operativen Bereich und führten maßgeblich die Qualifizierungsmaßnahmen für Betroffene 
durch. 
Inhaltlich-konzeptionell geht mit der Projektidee von MORE, der Assistenz von 
Traffickingopfern durch soziale und Arbeitsmarktintegration, eine veränderte Schwerpunkt-
setzung bei der Bekämpfung von Trafficking einher. Begleitet durch eine veränderte rechtli-
che Ausgangssituation – die Neudefinition von Menschenhandel durch die Paragraphen 232 
und 233 im Jahr 2005 sowie die Umschreibung der EU-Opferschutzrichtlinie in die Deutsche 
Gesetzgebung im Jahr 2007 – hatte die EP MORE zum Ziel, auch auf operativer Ebene Ant-
worten zu Fragen der Reintegration von Betroffenen von Menschenhandel aus einer Arbeits-
markts- und Anti-Diskriminierungsperspektive zu finden.  
Dafür wurden in folgenden Bereichen Aktivitäten aufgenommen: Der Bereich Pre-Integration 
umfasste Maßnahmen, die die Teilnahme an einer beruflichen Qualifizierung vorbereiteten. 
Ein weiteres Teilgebiet war das der Gesundheitsfürsorge, das schwerpunktmäßig auf 
Traumabehandlung und die Stärkung der Eigenverantwortlichkeit der Betroffenen abzielte. 
Beim Kernthema des EQUAL-Projektes, berufliche Qualifizierung, ging es, neben einer an-
fänglichen Kompetenzfeststellung, vor allem darum, Vertrauensverhältnisse zu den betreffen-
den Personen aufzubauen, um diese anschließend erfolgreich in weiterqualifizierende Kurse 
oder Praktika zu vermitteln. Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt war die Umsetzung von Maß-
nahmen, die eine verbesserte Reintegration der Betroffenen gewährleisten sollen. In diesem 
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 Mit der sogenannten Gemeinschaftsinitiative EQUAL soll die berufliche Integration von Personengruppen, 
die am Arbeitsmarkt benachteiligt sind, vorangetrieben werden. Ziel von EQUAL ist es, die Entwicklung und 
Erprobung von innovativen Modellen zu fördern, die dazu beitragen, bestehende Ungleichheiten und Diskrimi-
nierung am Arbeitsmarkt zu beseitigen. In der Folge sollen vielversprechende Vorgehensweisen, die einen Bei-
trag zur Weiterentwicklung von nationalen und europäischen Arbeitsmarktpolitiken leisten, durch Verbreitungs- 
und Transferprozesse auf beiden Ebenen verankert werden. Diese Konzeption macht EQUAL laut Bundesar-
beitsministerium auch zu einem Instrument, das den „sozialen Zusammenhalt und die Integration der neuen 
Mitgliedstaaten“ fördert (Bundesministerium für Arbeit und Soziales ohne Datum). 





Zusammenhang wurde die Situation auf dem Arbeitsmarkt im Herkunftsland der Zielgruppen 
eingeschätzt, um durch eine möglichst passgenaue Auswahl der Qualifizierungsmaßnahmen 
die (berufliche) Wiedereingliederung der Zielgruppe optimal und nachhaltig zu gestalten 
(Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 8f). Abschließend wurden die Erfahrungen aus der 
praktischen Arbeit der EP als Good-Practice-Modelle für die Gestaltung und Durchführung 
der in erster Linie beruflichen Reintegration von Betroffenen von Menschenhandel in einem 
Handbuch zusammengetragen.  
Die EP hatte auch eine transnationale Komponente137. Im transnationalen Verbund Headway 
waren neben der IOM Deutschland und den sieben Fachberatungsstellen auch EQUAL-
Entwicklungspartnerschaften aus Estland, Litauen, Polen, Italien und Portugal vertreten 
(Osservatorio Tratta ohne Datum). Durch Netzwerkbildung sollten Erfahrungen bei der sozia-
len Unterstützung von Betroffenen von Menschenhandel ausgetauscht und Vorgehensweisen 
verbessert werden. Die Hauptergebnisse der Entwicklungspartnerschaft wurden in digitaler 
Form auf der Webseite des Projekts138 und in Buchform139 festgehalten. Der Band liefert einen 
Überblick über das Phänomen „Menschenhandel“ in den einzelnen Ländern und fasst die na-
tionalen Rechtsnormen gegen Menschenhandel und die Berichte zu Implementierungsmaß-
nahmen zusammen. Darüber hinaus (s.o.) werden Beratungsorganisationen und Hilfsangebote 
für Betroffene von Menschenhandel kartiert sowie eine transnationale Online-Datenbank der 
verfügbaren Unterstützungsangebote erstellt. 
4.2.4.3 Das Re-Framing von Menschenhandel 
Mit der Schwerpunktsetzung „Reintegration“ und der gleichzeitigen finanziellen Unterstüt-
zung des Projektes durch ein EU-Finanzprogramm, das Benachteiligungen auf dem EU-
Arbeitsmarkt fokussierte, eröffneten sich für die AkteurInnen der EP MORE neue Chancen, 
um Innovationen und Veränderungen bei der Betreuung von Menschenhandelsbetroffenen auf 
den Weg zu bringen. Dabei ging es darum, auf lange Sicht Wahrnehmungsmuster der Prob-
lematik zu beeinflussen und zu verändern und in der Konsequenz das Thema „Menschenhan-
del“ zu entstigmatisieren (Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 90). In der vorherrschenden 
                                                        
137
 Austausch und Kooperation auf transnationaler Ebene ist eine Vorgabe des EQUAL-Programms. Dabei fin-
den sich mehrere thematisch ähnlich gelagerte Entwicklungspartnerschaften in transnationalen Verbunden zu 
Diskussion und Vernetzung zusammen. 
138 Osservatorio Tratta ohne Datum. 
139
 Reiter 2007. 
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offiziellen Lesart wird Menschenhandel primär als ein Problem der Strafverfolgung behan-
delt, wo Schutz und fachkundige Betreuung von OpferzeugInnen entscheidend sind, damit 
durch die Aussagen der Betroffenen Strafverfahren konsequent und systematisch vorange-
bracht werden können. Wird Menschenhandel als ein Problem globaler Arbeit gerahmt, wer-
den die Problemdimensionen Arbeit, Ausbildung und Diskriminierung als Hauptursachen von 
Trafficking herausgestellt. Auf Grundlage der Problemdiagnose, dass Menschenhandel ein 
Problem der Zwangsarbeit und Arbeitsausbeutung ist und dass die Problemursachen Arbeits-
marktrealitäten, Arbeitsmarktpolitiken, Nachfrage nach billiger Arbeitskraft darstellen, wer-
den entsprechende Problemlösungsstrategien wie Reintegrationsmaßnahmen entwickelt, die 
von SozialarbeiterInnen, TherapeutInnen sowie den Betroffenen von Menschenhandel selbst 
umgesetzt werden.  
Stark vereinfacht lassen sich die Unterschiede zwischen dem dominanten Organisierte-
Kriminalitäts (OK)-Frame und dem Arbeitsmarkt-Frame folgendermaßen darstellen:  
 
Frame 
Diagnose  Problemursachen Problemlösungen Verantwortliche 
 Worin besteht das Prob-
lem? 
Wer/was ist verantwortlich 
für das Problem? 
Was sollte unternommen 
werden? 
Wer sollte aktiv werden? 
OK  
 




















Nachfrage nach billiger 
Arbeitskraft, duale Arbeits-
märkte 
Reintegration durch  
Qualifizierung, Gesetz-







Die Grundlegung des Arbeitsmarktframes in der Öffentlichkeit 
Mit einer Fachtagung, die die EP MORE im Mai 2007 in Berlin durchführte ,wurde versucht, 
sich nicht nur auf „Realpolitiken“ zu konzentrieren, sondern die Blickwinkel auf das Thema 
Menschenhandel und die möglichen Wege seiner Bekämpfung durch eine Arbeitsmarktper-
spektive zu erweitern. Während der Fokus des Projekts auf der Konzeption und 
Operationalisierung individueller Problemlösungsstrategien für Betroffene lag, wurde auf der 
Konferenz der größere politische, ökonomische und rechtliche Rahmen von Menschenhandel 





und damit auch seine möglichen Ursachen eingehend beleuchtet. An der Tagung, die nach ca. 
eineinhalbjähriger Laufzeit des Projekts stattfand, nahmen ca. 120 VertreterInnen aus GOs, 
IGOs, Zivilgesellschaft und Politik teil. Im Zentrum stand der Anschluss des Arbeitsmarkt-
Frame an den gängigen OK-Frame und die Entwicklung von Praxismodellen, die beide An-
sätze verknüpfen. Herausgearbeitet wurde insbesondere, dass sich mit den verschiedenen 
Problemdiagnosen auch die Zielsetzungen der Problemlösungen gegen Menschenhandel ver-
änderten und somit die Wirkungen von Assistenzmaßnahmen für die Betroffenen von Men-
schenhandel ganz unterschiedlich ausfielen. Die EP MORE definierte als vorrangiges Ziel 
von Reintegrationsmaßnahmen das Wohlbefinden der betroffenen Personen, das durch soziale 
(Wieder-) Eingliederung gesichert werden soll. In diesem Zusammenhang war soziale Teilha-
be das Leitbild der EP MORE, auf dessen Verwirklichung alle operativen Maßnahmen abziel-
ten (Popova 2007: 5). Beim OK-Frame hingegen steht die Verbrechensbekämpfung im Vor-
dergrund. Hier dienen Opferschutz und -assistenz primär der Aufklärung von Straftaten 
(Askola 2007). Entsprechend widmete sich die Mehrheit der Konferenzbeiträge der Diskussi-
on dieser grundlegend unterschiedlichen Herangehensweisen und ihren Konsequenzen für das 
Wohl der Betroffenen.  
In einem ersten Schritt wurde auf der Berliner Fachtagung der Arbeitsmarktframe ausführlich 
entfaltet: Problemdiagnose, -ursache, -lösungen wurden erläutert, sowie Verantwortliche für 
die Durchführung von Lösungen benannt. Inputreferate zu allen Aspekten kamen von Exper-
tInnen und PraktikerInnen140. Zu diesem Zweck wurde das Praxiswissen der Fachberatungs-
stellen und das ExpertInnenwissen (Hitzler et al. 1994: 26) kombiniert. Beide Wissensformen 
sollten den Arbeitsmarkt-Frame argumentativ stärken und resonant machen. So lieferten die 
Praxisbeispiele der Fachberatungsstellen den Beweis für die Operationalisierbarkeit und be-
zeugten die praktische Tragfähigkeit des Reintegrationsmodells. Die Beiträge der auf der 
Konferenz eingeladenen ReferentInnen ergänzten dieses praktisch gewonnene Wissen durch 
ExpertInnenwissen, das erweiternde Einsichten zum Thema „Menschenhandel und Arbeit“ 
lieferte. 
In einem ersten Schritt wurde Menschenhandel als Problem der Arbeitsausbeutung im Kon-
text restriktiver Einwanderungsbedingungen angesiedelt. Menschenhandel wurde als ein 
                                                        
140
 Unter Expertinnen verstehe ich WissenschaftlerInnen, die über theoretisches Wissen zum Thema verfügen. 
PraktikerInnen sind Personen, die Erfahrungswissen besitzen, das auf der direkten Arbeit mit Betroffenen bzw. 
der Bekämpfung von Menschenhandel gründet. 
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Problem charakterisiert, das soziale und ökonomische Ursachen hat. Der Beitrag von staatli-
chen Migrationspolitiken zur Verschärfung dieser Probleme war Ausgangspunkt dieser Aus-
führungen. Am Beispiel der bundesdeutschen Immigrationspolitik wurde problematisiert, dass 
zwar zur Regelung und Organisation der Arbeitsmigration von Hochqualifizierten eine Reihe 
von Vorgaben existierte, für den Umgang mit der Arbeitsmigration von Niedrigqualifizierten 
jedoch so gut wie keine staatlichen Regelungen und Unterstützungsstrukturen vorhanden wa-
ren. Ein Manko, das nach Ansicht der Referentin dem Handel mit Menschen in die Hände 
spielt (Popova 2007: 10). 
Ausgehend von der Diagnose, dass restriktive Immigrationspolitiken dem Menschenhandel in 
die Hände spielen, formulierten die verschiedenen InputreferentInnen eine Reihe von Vor-
schlägen und Forderungen zur Verbesserung der Situation. Diese zielten auf die Veränderung 
der bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen der Arbeitsmigration in der EU ab. Vor 
allem sollten sichere und faire Migrationsmöglichkeiten geschaffen werden. Favorisiert wur-
den Modelle der temporären Migration, die sich an menschenrechtlichen Vorgaben orientier-
ten, um, nach Meinung der ExpertInnen, maßgeblich zur Prävention von Menschenhandel 
beizutragen. Dazu gehörten auch Informationsangebote zu Aufenthalts- und Arbeitsrechten 
von ArbeitsmigrantInnen sowie die Stärkung von Arbeitsschutznormen, mit denen vor allem 
die Regulierung von Niedriglohnsektoren einhergeht. Richteten sich diese Forderungen pri-
mär an Staaten, wurden für die Einhaltung dieser Vorschriften sowohl Gewerkschaften als 
auch Arbeitgeber als (Mit-) Verantwortliche identifiziert (Popova 2007: 7-19).  
Mit den Inputreferaten, die die grundsätzlichen sozialen und ökonomischen Ursachen des 
Menschenhandels thematisierten, wurde eine breite Situationsanalyse formuliert, die den Cha-
rakter einer an die politisch Verantwortlichen gerichteten Handlungsaufforderung hatte. 
Spannten diese Referate mit dem Fokus auf die Grundursachen des Menschenhandels einen 
weiten Rahmen für die Diskussion des Themas auf, wo vor allem die Veränderungen der exis-
tierenden rechtlichen Rahmenbedingungen in den Blick genommen wurde, gingen die Beiträ-
ge der zivilgesellschaftlichen VertreterInnen aus der EP MORE auf die Resultate der Maß-
nahmen, die im Rahmen der aktuellen rechtlichen Regelungen zur Bekämpfung des Men-
schenhandels und zur Betreuung der OpferzeugInnen ausgeführt wurden, ein. In diesem Kon-
text bedeutete Reintegration vor allem, Mechanismen in Gang zu setzen, die soziale Teilhabe 
im Sinne eines „ganzheitlichen Einbezugs des Individuums in die Gesellschaft anstreben“ zu 





wollen (Popova 2007: 8). Hauptsächlich durch die Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen 
sollten sich den Betroffenen soziale und wirtschaftliche Perspektiven der Integration sowie 
der Reintegration eröffnen. Zwei Aspekte wurden hier herausgestellt: Zum einen die Potentia-
le und Erfolge derartiger Integrationsprogramme und zum anderen die Einschränkungen der 
Möglichkeiten dieser Programme durch die existierenden rechtlichen Standards. Mit dem im 
Rahmen dieser Beiträge vorgetragenen Praxiswissen wurde vor allem die empirische Glaub-
würdigkeit des Arbeitsmarktframes gestärkt. Klar gemacht wurde die Dringlichkeit rechtli-
cher Reformen und Praxisinitiativen, die die Reintegration als Präventionsmaßnahme gegen 
Menschenhandel stärken. Durch die Erprobung von Qualifizierungsmaßnahmen und Arbeits-
vermittlung in der Praxis erhalten die Begriffe „Reintegration“ und „soziale Teilhabe“ eine 
konkrete Gestalt. Entsprechend lassen sich anhand dieser klar umrissenen Vorgehensweisen 
auch die Verantwortlichen benennen, die diese Neuregelungen erarbeiten, unterstützen, testen 
und auf den Weg zu bringen sollen.  
Der von der EP MORE entwickelte Arbeitsmarkt-Frame: 
Diagnose Problemursache Problemlösung Verantwortliche 
Menschenhandel ist ein Prob-







Einbeziehung neuer Akteure bei 
der Implementierung und Über-








Mit der Formulierung des Arbeitsmarkt-Frames wurde das aktuelle Anti-Trafficking-
Praxisregime der Bundesrepublik Deutschland auf zweifache Weise problematisiert. Zum 
einen wurde die herkömmliche Problemdefinition von Menschenhandel als einem Problem 
der Organisierten Kriminalität und die damit korrelierenden Problemlösungen grundsätzlich 
in Frage gestellt, und zum anderen wurde das gegenwärtige Menschenhandelsregime durch 
das Propagieren und Erproben neuer, operativer Elemente der Anti-Trafficking-Betreuungs- 
und Unterstützungsarbeit problematisiert. Gezielt wurden durch die Aktivitäten der EP MO-
RE schwierige Rahmenbedingungen für die Umsetzung dieser neuen Anti-Trafficking-
Strategien verdeutlicht und Reformen im rechtlichen und politischen Regelungsrahmen ange-
fragt.  
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Die wichtigste Strategie, die in der EP MORE bei der praktischen Umsetzung der neuen ar-
beitsmarktpolitischen Konzepte zur Einhegung von Menschenhandel verfolgt wurde, war das 
Empowerment von sogenannten OpferzeugInnen. Im Folgenden werden die 
Empowermentmaßnahmen, die in der EP More realisiert wurden, als eine Technologie des 
Regierens im Rahmen des Anti-Trafficking-Praxisregimes untersucht. Dabei wird herausge-
arbeitet, wie die verschiedenen, am Projekt beteiligten AkteurInnen den Begriff definieren. 
Die ideologischen Differenzen, die Empowerment als Instrument zur Regierung von Men-
schenhandel prägen, können erfasst werden. So wird es möglich, die Ambivalenzen, die den 
in der EP MORE realisierten Maßnahmen zu Grunde liegen, zu erkennen und zu verstehen.  
Die Politikwissenschaftlerin Barbara Cruikshank beschreibt Empowerment als einen 
Mechanismus „[…] to act upon others by getting them to act in their own interests“ (Cruik-
shank 1999: 68). Was jedoch die Interessen der Subjekte sind, zu deren Wahrnehmung sie 
befähigt werden sollen, ist maßgeblich durch die ideologischen Grundhaltungen der 
‚Empowernden‘ geprägt. Während der liberale demokratische Staat darauf abzielt, rationale, 
gewinnmaximierend handelnde Bürger heranzuziehen, streben (linke) soziale Bewegungen 
mit Hilfe von Empowermentmaßnahmen an, revolutionäre Subjekte zu schaffen, die in der 
Lage sind, sich von systemischen Zwängen zu befreien. Dabei werden die Zielvorstellungen 
von (liberalen) Regierungen sowie von sozialen Bewegungen etc. als die Interessen der zu 
empowernden Benachteiligten konstruiert. Empowerment ist folglich, unabhängig von seiner 
inhaltlichen Ausrichtung, „[…] a strategy for constructing and regulating the political subjec-
tivities of the empowered“ (Cruikshank 1999: 69).  
Explizit stellt Cruikshank in ihrer Analyse den Charakter von Empowerment als einer altruis-
tischen radikalen Strategie in Frage. Sie weist darauf hin, dass Empowerment vor allem eine 
Technologie zur Regulierung von Staatsbürgern (Technology of Citizenship) ist, durch die 
„[…] the subjectivity of citizens to their subjection“ und „[…] activism to discipline“ ge-
knüpft wird (Cruikshank 1999: 66). Auf ein linkes Verständnis rekurrierend gilt 
Empowerment in NGO-Kreisen häufig als emanzipatives Leitbild für die psycho-soziale Ar-
beit. Durch Empowermentmaßnahmen sollen die Kräfte und Ressourcen der KlientInnen ak-
tiviert und gefördert werden, um sie in die Lage zu versetzen, ihr Leben (wieder) selber zu 
gestalten. Der Empowerment-Ansatz in der sozialen Arbeit steht für eine „radikale Absage an 
den Defizit-Blickwinkel, der die (politische und pädagogisch-praktische) Wahrnehmung von 





Menschen jenseits der gesellschaftlichen Inklusion über lange Zeitstrecken geprägt hat“ 
(Herriger 1997: 34). Auch die AkteurInnen der EP MORE folgen diesem Verständnis: „Man 
kann Empowerment – im Sinne einer Stärkung der Position der Betroffenen – auch als einen 
Prozess ansehen, in dem die/der einzelne ihre/seine Fähigkeit entwickeln kann, unabhängig zu 
sein ihre/seine eigenen Entscheidungen zu treffen und das eigene Leben zu steuern“ 
(Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 18). Für sie ist die Empowermentperspektive Aus-
druck für einen Paradigmenwechsel, den Nicht-Regierungsorganisationen im Bereich Anti-
Trafficking seit geraumer Zeit fordern. War und ist die Betreuung von Menschenhandelsbe-
troffenen doch durch paternalistische Strukturen und Vorgehensweisen geprägt, die nicht nur 
schwere „Kollateralschäden“ nach sich ziehen (Sanghera 2007: iiv), sondern die betroffenen 
Personen auch daran hindern, ihr Leben gemäß eigener Fähigkeiten zu gestalten (Agustin 
2003; Agustín 2008; Kapur 2002; Popova 2006). 
Mit der Festschreibung von Empowerment als ein rundweg positives Rezept, um Benachtei-
ligte zur eigenständigen Verbesserung ihrer Situation anzuleiten, ist jedoch eine Reihe prob-
lematischer Aspekte verbunden. Als eine der Hauptschwierigkeiten erweist sich das Ver-
schwimmen der verschiedenen ideologischen Ausrichtungen von Empowerment zu einem 
Catch-All-Begriff. In der Konsequenz wird die Kritik an dem per se positiven Konzept er-
schwert und gleichzeitig ausgeblendet, dass Empowernment nicht nur Machtverhältnisse kon-
struiert, sondern sie auch perpetuiert und festschreibt. Im Folgenden soll ein großer Teil dieser 
Unbestimmtheiten, die sich bei der operativen Anwendung des Empowerment-Konzepts in 
der EP MORE feststellen lassen, herausgearbeitet werden. 
Selbstverständigung im Projekt: Von Reintegration zu (Re-) Integration  
Erster Schritt bei der Umsetzung von Empowermentstrategien in der EP MORE war es, die 
Ziele festzulegen, die mit Hilfe der Maßnahmen erreicht werden sollten. Zu diesem Zweck 
wurde der Begriff „Reintegration“ im Projektverbund diskutiert. Anschließend einigten sich 
alle AkteurInnen auf eine Arbeitsdefinition. Der Begriff „Reintegration“ beschreibt nach Auf-
fassung der am Projekt teilnehmenden Organisationen „[…] wenn eine Person das Gefühl des 
Dazugehörens hat, wenn sie ihren passenden Platz in der Gesellschaft gefunden hat, und mit 
ihrer Situation klarkommt“ (Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 16). Von Reintegration 
kann jedoch nur dann gesprochen werden, wenn Betroffene „in Strukturen zurückkehren, in 
die sie bereits zu einem früheren Zeitpunkt integriert waren“ 
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(Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 16). Da es unter der im Projekt betreuten Zielgruppe 
auch andere Personen gab, die, bevor sie Opfer von Menschenhandel wurden, nicht rechtlich, 
sozial, kulturell oder ökonomisch integriert waren oder solche, die nicht in ihr früheres Um-
feld zurückkehren wollten, wurde die Schreibweise (Re-) Integration gewählt. Damit sollte 
ausgedrückt werden, dass sich die EP MORE mit ihren Reintegrationsmaßnahmen an alle 
diese Personen richtet. Mit dieser Maßgabe orientierte sich das Projekt an der Vorgabe der 
Brüsseler Erklärung aus dem Jahr 2002 zu den Zielgruppen von Reintegrationsmaßnahmen. 
So soll gemäß Punkt 15 der Erklärung Betroffenen von Menschenhandel unabhängig von der 
Dauer ihres Aufenthaltstitels im Zielland oder einer Rückkehr ins Heimatland das gesamte 
Spektrum der vom Staat vorgesehenen Reintegrationsmaßnahmen zur Verfügung gestellt 
werden (IOM: 2002). Für die daraus abgeleitete Arbeitsdefinition des Projektzusammenhangs 
heißt Reintegration von Opfern von Menschenhandel dann, die Fähigkeiten dieser Personen, 
sich zu integrieren, zu stärken. Dabei wird Reintegration als ein Prozess der Wiedereingliede-
rung verstanden, dessen Ziel die dauerhafte Reintegration des Opfers ist. Dadurch soll auch 
das Wohlergehen der betreffenden Person garantiert werden. Dieser Prozess der Reintegration 
gliedert sich dann in drei Phasen: in Pre-Integration I, Pre-Integration II und Qualifizierung.  
Eine grundlegende Voraussetzung, um auf Betroffene von Menschenhandel einwirken zu 
können, war die Konstitution von Zielgruppen. Menschenhandelsbetroffene wurden als eine 
Gruppe mit spezifischen Merkmalen konstruiert, anhand derer sie von anderen Personenkrei-
sen unterschieden werden konnten (vgl. Cruikshank 1999: 76ff). Anders als im russischen 
IOM/EK-Projekt, wo gezielt Wissen über Risikogruppen gesammelt, erhoben und ausgewer-
tet wurde, gründeten die Wahrheiten über Betroffene von Menschenhandel, die potentiellen 
KlientInnen des Projekts, auf dem Erfahrungswissen der an der EP MORE beteiligten Sozial-
arbeiterInnen. Auf Grundlage dieses ExpertInnenwissens wurden in der EP MORE in der 
Phase der Pre-Integration neue Zugangswege für die Identifikation potentieller Klientinnnen 
entwickelt und getestet. Potentielle Menschenhandelsopfer waren nach Dafürhalten der Pro-
jekt-ExperInnen primär Frauen, die in der Prostitution arbeiten 
(Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 46). Aber auch KöchInnen und Hausangestellte gal-
ten in Bezug auf die Wahrscheinlichkeit, Opfer von Menschenhandel zu werden, als Ziel-
gruppe (Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 47). Entsprechend wurden 





Streetworkaktivitäten, aufsuchende Sozialarbeit sowie Polizeischulungen als innovative 
Outreach-Strategien verfolgt.  
Vom Freier zum verantwortlichen Konsumenten 
Da migrantische Prostituierte eine maßgebliche Zielgruppe der EP MORE waren, sollten auch 
deren mutmaßliche Freier im Rahmen der im Projekt realisierten Empowermentinitiativen 
durch eine sogennante Sensibilisierungskampagne angesprochen werden. In erster Linie er-
hofften sich die Fachberatungsstellen durch den Zielgruppentausch eine Vielzahl brauchbarer 
Hinweise auf mögliche Betroffene von Menschenhandel zu bekommen. In zweiter Line soll-
ten die Freier migrantischer SexarbeiterInnen zu verantwortlichen Konsumenten erzogen 
werden. Angesichts der rückgängigen Zahlen Betroffener, die durch die Polizei identifiziert 
wurden141, sollten mit dieser Sensibilisierungsstrategie andere Informationskanäle erschlossen 
werden, um Betroffene von Menschenhandel und/oder Zwangsprostitution ausfindig zu ma-
chen. Anders als bei abolitionistisch geprägten Kampagnen, die beabsichtigen, durch die Re-
duzierung der Nachfrage nach sexuellen Dienstleitungen auch den Frauen-, bzw. Menschen-
handel einzudämmen, forderte die Fachberatungsstelle Ban Ying Freier mit einer 
Posterkampagne nicht zum kompletten Verzicht auf sexuelle Dienstleistungen auf, sondern 
appellierte, ähnlich wie bei Konsumentenkampagnen, nur „faire Produkte“ zu kaufen. In die-
sem Fall „Prostitution ohne Zwang und Gewalt!“ (Ban Ying 2006). Gleichzeitig sollte neben 
der Hauptzielgruppe der Freier auch eine breitere Öffentlichkeit auf das Thema „Menschen-
handel“ und existierende Gegenaktivitäten aufmerksam gemacht werden 
(Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 92). 
Um entscheidungs- und handlungsfähig zu werden, wurden die Freier dazu aufgefordert, sich 
im Internet über Arbeitsausbeutung im Bereich der Sexindustrie zu informieren. Ebenso 
konnten sie sich auf einer mehrsprachigen Webseite die eindeutigen Merkmale, anhand derer 
Zwangsprostitutierte zu identifizieren sind, einprägen. Ein ebenfalls auf der Webseite zu fin-
dender „Freierknigge“ stellte diesen Männern einen zusätzlichen Lustgewinn in Aussicht, 
wenn sie mit respektvollem Verhalten gegenüber der Prostituierten zu einer angenehmen 
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 In den letzten Jahren lässt sich ein Rückgang der durch die Polizei identifizierten Betroffenen von Menschen-
handel feststellen. Als Grund dafür kann vor allem gelten, dass die polizeilichen Strategien gegen MH als Kont-
rolldelikt nicht mehr greifen. So können Betroffene aus Drittstaaten im Rahmen von Ausweiskontrollen oder 
Razzien ausfindig gemacht werden. BürgerInnen aus EU-Staaten oder kürzlich beigetretenen EU-Staaten können 
aufgrund des legalen Aufenthaltsstatus schwerer ausfindig gemacht werden und verweigern auch häufiger die 
Aussage als OpferzeugInnen (Popova 2008: 14). 
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Stimmung beim Verkehr beitragen. Anders als bei abolitionistischen „End Demand“-
Kampagnen (vgl. Shared Hope ohne Datum), wurden die Freier nicht mit den moralisierenden 
Vorstellungen von einer sexuellen Ordnung der Gesellschaft ohne Prostitution konfrontiert. 
Im Rahmen der Freierkampagne wurde Sexarbeit als Form der selbstgewählten Erwerbsarbeit 
anerkannt, die jedoch auch ausbeuterische, die Menschenrechte verletzende Züge aufweisen 
kann, es aber nicht per se tut (Prasad/Rohner 2005: 41). Der Freier wurde als mündiger Kon-
sument angesprochen, der gleichzeitig die Verantwortung trägt, freiwillige Sexarbeit von un-
freiwilliger oder ausbeuterischer zu unterscheiden. Denn im Gegensatz zu den meisten Sexar-
beiterInnen verfügen Freier über die Möglichkeit auszuwählen, mit welchen Personen sie se-
xuelle Kontakte aufnehmen. Damit tragen sie Verantwortung für ihre Wahl.  
Eine ähnliche Stoßrichtung wie die Plakatkampagne für verantwortliche Freier verfolgte die 
Fachberatungsstelle Karo im tschechischen Grenzgebiet mit der Organisation von 
Freierstammtischen. Die Kunden von Prostituierten konnten sich hier im Beisein eines 
Streetworkers zu allen anderen Themen rund um die Prostitution austauschen. Im Vorder-
grund standen hier Fragen der eigenen Gesundheit und der Gesundheit Anderer bei der Inan-
spruchnahme sexueller Dienstleistungen. Das Spektrum der diskutierten Themen reichte von 
Informationen über die Gefahren des ungeschützten Sexes bis hin zur Aufklärung über Kin-
der- und Zwangsprostitution, um das Gefühl des Verantwortlichseins zu stärken. So wurde 
den Freiern auch beim Stammtisch nahegelegt, dass sie durch verantwortungsvollen Konsum 
– Sex ohne Gesundheitsrisiken und ohne Zwang – ihr persönliches Vergnügen entspannter 
genießen konnten. Parallel ging es auch hier darum, Informationen zu bereits vorliegenden 
oder potentiellen Menschenrechtsverletzungen zu gewinnen.  
Reintegrationsmaßnahmen 
Waren die Betroffenen von Menschenhandel erst als solche angesprochen und identifiziert, 
begann eine weitere Phase im Prozess der Reintegration, die auf die berufliche Qualifizierung 
vorbereiten sollte. Dabei durchliefen die Betroffenen Maßnahmen der Gesundheitsfürsorge, 
im Rahmen derer sie therapeutisch und sozialpädagogisch betreut wurden, um sie soweit zu 
stabilisieren, dass sie an Qualifizierungsangeboten teilnehmen konnten. Auch in dieser 
Vorphase der beruflichen Qualifizierung wurde in der EP MORE ein ausdrücklicher Perspek-
tivwechsel vorgenommen. Mit Hilfe spezieller Beratungsmechanismen sollten die Betroffe-
nen aus der Situation des passiven Opfers, das aufgrund psychischer Beeinträchtigungen le-





diglich EmpfängerIn von Hilfsangeboten sein kann, in die Lage versetzt werden, ihre (berufli-
che) Zukunft selbst zu gestalten. Instrumente wie Hilfspläne, Checklisten, Kompetenzbilan-
zen und Integrationspläne (Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 102) förderten das Vorha-
ben, die Betroffenen bewusst die Weichen für ihre Zukunft stellen zu lassen. Dieser Prämisse 
des Empowermentkonzepts folgend, wo Menschen in Lebenskrisen zur Selbstbemächtigung 
befähigt werden (Herriger 1997: 7), sollte die prä-integrative Unterstützungsarbeit der Sozial-
arbeiterInnen ausdrücklich nicht den Charakter einer Hilfsmaßnahme haben. Angestrebt wur-
de, Menschenhandelsbetroffene als Mitverantwortliche für die Umsetzung von Problemlösun-
gen einzubeziehen (Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 18).  
In der Qualifizierungsphase wurden die von SozialarbeiterInnen und KlientInnen geplanten 
Aktivitäten umgesetzt. Dabei wurden Qualifizierung und Therapie verknüpft. So zielten bspw. 
kurzfristige Qualifizierungsmaßnahmen darauf ab, „die Betroffenen zu stabilisieren und ihnen 
[…] etwas mitgeben, was für den weiteren Lebensweg oder zur Verarbeitung des Erlebten 
nutzte“ (Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 108/109). Die Qualifizierungskurse wurden 
entweder bei externen Bildungsträgern oder bei den Fachberatungsstellen selber durchgeführt. 
Während mit externen Angeboten die Selbständigkeit der Betroffenen gefördert werden sollte, 
um sie in die Lage zu versetzen „sich aus dem Menschenhandelszusammenhang herauszulö-
sen und erste Schritte in einem ganz normalen Kontext zu gehen 
(Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007:113), sollten mit den internen Angeboten den Schutz-
bedürfnissen der betroffenen Personen Rechnung getragen und ihre Stigmatisierung als Men-
schenhandelsopfer vermieden werden. Bei den internen Weiterbildungsmaßnahmen achteten 
die Fachberatungsstellen insbesondere darauf, dass die Sphäre der Qualifikation deutlich von 
der der Beratung getrennt wurde. „Die Kurse sollten den Betroffenen einen Rahmen bieten, in 
dem gerade keine Beratungssituation bestand, sondern allein der Wissenserwerb und das 
Knüpfen sozialer Kontakte zu den DozentInnen und anderen KursteilnehmerInnen im Vor-
dergrund stand (Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 111). Menschenhandelsbetroffene, 
die über ausreichend Selbständigkeit und Selbstvertrauen verfügten, nahmen in der Regel an 
Qualifizierungskursen externer Träger statt. Um Stigmatisierungen zu vermeiden, gleichzeitig 
aber auch den Schutz der Betroffenen zu gewährleisten, wurden die DozentInnen der Bil-
dungsträger sensibilisiert und über die Identität der Menschenhandelsbetroffenen aufge-
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klärt142. Die bereits in der Phase der Pre-Qualifizierung angefangene Ausarbeitung von Kom-
petenzbilanzen, von Integrationsplänen, von Verfahren zur Abschätzung der sozialen Kompe-
tenzen sowie von Assessments, die zum Ziel hatten, Bedürfnisse und Wünsche der Klientin-
nen einzuschätzen, wurde während der Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen fort-
geführt. Durch den Einsatz dieser Instrumente waren die Betroffenen den Zeitraum der Quali-
fizierungsmaßnahme hindurch zu Selbstvergewisserung und -reflektion angehalten, die zum 
Ziel hatten, dass die Betroffenen schrittweise immer mehr Verantwortung für ihren (weiteren) 
Lebensweg übernahmen. Auf Seiten der SozialarbeiterInnen dienten diese Verfahren dazu, 
die optimale Passgenauheit und Flexibilität der Qualifizierungsmaßnahmen zu garantieren, 
realistische Zielsetzungen zu erarbeiten und sich anschließend anhand der dokumentierten 
Planungen zu vergewissern, ob die von den KlientInnen angestrebten Ziele auch erreicht wur-
den. Vor allem musste, wenn die Betroffenen in ihre Herkunftsländer zurückkehren sollten, 
um die Erfolgschancen einer Reintegration dieser Personen zu erhöhen, die Situation im Her-
kunftsland bei Auswahl und Planung der Qualifizierungsmaßnahmen berücksichtigt werden. 
Um diesem Anliegen Rechnung zu tragen, wurden von der EP MORE zwei Datenbanken 
entwickelt: eine, die über die Arbeitsmarktlage in ausgewählten osteuropäischen Ländern in-
formierte und eine weitere, die zum Zweck der Weiterbetreuung der zurückgekehrten Perso-
nen Informationen über Kontaktstellen enthielt. 
Grenzen des Empowermentansatzes 
Mit dem Framing von Menschenhandel als Arbeitsmarktproblem korrelieren sowohl verän-
derte Problemlösungsansätze als auch die Auswahl neuer Verantwortlicher für die Umsetzung 
dieser Strategien. Problemlösungen, die darauf abzielen, die Voraussetzungen von MigrantIn-
nen zur Arbeitsaufnahme zu verbessern, spannen einen weiten politisch-normativen Rahmen 
auf, der Veränderungen und Reformen von Politiken auf nationaler und internationaler Ebe-
nen intendiert (Popova 2007: 4f). Während diese Maßnahmen auf die Makroebene gerichtet 
sind, fokussieren Reintegrationsmaßnahmen für Menschenhandelsbetroffene die Mikroebene. 
Dabei erweist sich jedoch als problematisch, dass die Reintegration der Betroffenen nicht von 
Initiativen auf der Makroebene begleitet wird. Denn werden Reintegrationsmaßnahmen unter 
den derzeitig bestehenden rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen umgesetzt, dann 
                                                        
142
 Unter denselben Prämissen wurde aber gerade bei kurzfristigen Schulungen auf die Aufklärung des Lehrper-
sonals verzichtet (Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 115). 





beschränken diese die geplante und tatsächliche Wirksamkeit dieser Maßnahmen stark. Reali-
siert in einem rechtlichen und politischen Rahmenwerk, das in erster Linie darauf ausgerichtet 
ist, durch Strafverfolgung (Organisiertes) Verbrechen zu bekämpfen, werden die Reintegrati-
onsinitiativen in die vorherrschenden Problemlösungsmodelle eingepasst. Aus einer Strafver-
folgungsperspektive sind Reintegrationsmaßnahmen vor allem deshalb förderlich, weil die 
betroffenen Personen, die an Qualifizierungsmaßnahmen teilnehmen oder einer Beschäftigung 
nachgehen, in ihrer Funktion als OpferzeugInnen stabilisiert werden. Gleichzeitig gerät damit 
aber auch die Funktion von Reintegrationsmaßnahmen als Mittel zur Förderung sozialer Teil-
habe in den Hintergrund. Die derzeitigen rechtlichen Vorgaben zum Umgang mit Menschen-
handelsbetroffenen wie die Verpflichtung, dass Drittstaatenangehörige in ihre Heimatländer 
zurückkehren müssen, der kurzfristig angelegte Aufenthalt von OpferzeugInnen, aber auch 
die finanzielle Förderung von Ausbildungs- und Qualifizierungsprojekten, wirken sich abträg-
lich auf die Chancen einer langfristigen Reintegration aus, indem sie die Reichweite und 
Nachhaltigkeit dieser Maßnahmen begrenzen (Benbow/Buchholz/Schwertmann 2007: 32). 
Unter diesen Bedingungen wandelt sich der Charakter von Reintegrationsmaßnahmen von 
dem eines Arbeitsmarktinstruments, durch das soziale Inklusion ermöglicht wird, zu dem ei-
ner Therapiestrategie, die primär der Hervorbringung überzeugender OpferzeugInnen im 
Strafprozess dient. Darüber hinaus haben, wenn auch von den NGOs nicht ausdrücklich in-
tendiert, Maßnahmen der beruflichen Reintegration sowohl eine disziplinierende als auch eine 
präventive Funktion, die Claudia Aradau folgendermaßen beschreibt: „While trafficked 
women are involved in psychological therapy and in various vocational programs of retrain-
ing, it is important to remember that these practices are seen by organisations such as the 
European Union (EU) as part of prevention strategies and in most cases by return to the coun-
try of origin. Victims will thus be subjected to various practices which are more appropriate to 
the containment of risk and disziplinarization than victim support” (Aradau 2003: 57).  
Auswirkungen hat diese „therapeutische Form sozialer Kontrolle” nach Vanessa Pupavac vor 
allem auf den Gehalt von Rechten und damit auch auf die Wahrnehmung dieser Rechte: „The 
therapeutic’s aim of securing emotional stability is resulting in rights being reconceptualised 
in terms of psychological recognition and custodianship rather than freedoms, that is, a pro-
tection by official bodies, rather than protection from official bodies.” (Pupavac 2001: 360). 
Sie schlussfolgert: „Rights under therapeutic governance signify the recognition of competing 
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victim statuses, but the substance of political rights is denied” (Pupavac 2001: 269). Men-
schenhandelsbetroffene sind dann nicht mehr Personen, die aktiv konkrete Rechte einfordern, 
sondern werden zu Projektionsflächen für Therapien und andere Formen der psychosozialen 
Arbeit, die an Stelle dieser Rechte treten (Schatral 2011: 12). 
Ziel der Entwicklungspartnerschaft war es jedoch, „trotz dieser Hindernisse eine (Re-) Integ-
ration von Menschenhandelsbetroffenen zu ermöglichen“ (Benbow/Buchholz/Schwertmann 
2007: 32). Dabei galt es, die elementaren Schwierigkeiten und Risiken im Blick zu behalten, 
die aus dieser Situation für die Anwendung von Empowermentansätzen auf dem Feld der psy-
chosozialen Arbeit erwuchsen. Ein zentraler Punkt war das Spannungsverhältnis zwischen 
Hilfe und Kontrolle, durch das Sozialarbeit geprägt ist. So formulieren Quindel und 
Pankhofer die These: „[…] Das Empowermentkonzept [steht] potentiell im Widerspruch zu 
dem gesellschaftlichen Kontrollauftrag psychosozialer Arbeit. Beim Empowerment bewegt 
sich soziale Arbeit, nicht ohne Schwierigkeiten, zwischen den Polen „gesellschaftliche[r] An-
passungsforderungen […] und Ermächtigung für selbstbestimmte Lebensentwürfe“ 
(Quindel/Pankofer 2000: 34). Weil die der Sozialarbeit immanenten Hilfs- und Kontrollan-
sprüche im Empowermentansatz aber nicht mehr eindeutig voneinander abgegrenzt werden 
können, läuft der Empowermentdiskurs Gefahr, einer „Verschleierung von Macht Vorschub 
[zu] leisten“ (Quindel/Pankofer 2000: 33). Anders als bei der klassischen Sozialarbeit wird 
mit dem Empowermentansatz Nähe, Partnerschaftlichkeit und Gleichberechtigung suggeriert, 
was dem/der Sozialarbeiter/in ein „tieferes Eindringen in die Lebenswelt der KlientInnen“, 
(Quindel/Pankofer 2000: 40) und damit auch ein Mehr an Macht und Kontrolle ermöglicht. 
Vor allem aber droht das Empowermentkonzept an den gesellschaftlichen Machtverhältnissen 
zu scheitern. Wahrgenommen als „Behinderungsmacht“, die als „illegitime Macht den Groß-
teil der Menschen einseitig behindert und benachteiligt“ (Quindel/Pankofer 2000: 32), können 
die gesellschaftlichen Machtverhältnisse von den SozialarbeiterInnen nicht verändert werden 
und in eine „bedürfnisnahe und deshalb menschengerechte Machtstruktur“ (Quindel/Pankofer 
2000: 32)143, umgewandelt werden. Aus diesem Umstand resultiert die häufige Verengung 
                                                        
143 Ausgangspunkt für eine Unterscheidung von Behinderungs- und Begrenzungsmacht ist die Konzeption von 
Macht als von Regeln abhängend, mit denen Ressourcen, Positionen, Ideen und Werte sowie Erzwingungsmittel 
miteinander verknüpft und kontrolliert werden. Staub-Bernasconi beschreibt, eine Machtform mit Begrenzungs-
regeln für die Kontrolle von Ressourcen, Positionen, Ideen und Werten sowie Erzwingungsmitteln „[…] ent-
spricht einer systemischen Vorstellung von sozialer Realität, welche weder „[…] die Gesellschaft“ und deren 
sogenannte Erfordernisse (Holismus/Ganzheits- bzw. Totalitätsdenken) noch das „Individuum“ und seine Auto-
nomie-, Freiheits-, Wert- sowie grenzenlosen Nutzenmaximierungs- und Selbstverwirklichungswünsche (Ato-





empowernder Maßnahmen auf individuelle psychologische Prozesse (Quindel/Pankofer 2000: 
36). Entsprechend beschränkten sich unter den existierenden strukturellen und rechtlichen 
Zwängen auch die Unterstützungsangebote der EP MORE auf ein lebensweltliches 
Empowerment, das darauf abzielte „das Vermögen von Menschen zu stärken, die Unüber-
schaubarkeiten, Komplikationen und Belastungen ihres Alltags in eigener Kraft zu bewälti-
gen, eine eigenbestimmte Lebensregie zu führen und ein nach eigenen Maßstäben gelingendes 
Lebensmanagement zu realisieren (Herriger 1997: 13). Mit der Fokussierung auf die „gelin-
gende Mikropolitik des Alltags“ (Herriger 1997: 13) treten Fragen der (Um-) Verteilung poli-
tischer Macht (politisches Empowerment) in den Hintergrund. Damit riskieren 
Empowermentmaßnahmen, gesellschaftliche Ungleichheiten zu individualisieren 
(Quindel/Pankofer 2000: 34). In diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage, in wel-
chem Maße Empowermentstrategien, die auf der Idee des autonomen Subjekts gründet, einer 
partikularen selektiven Nutzenvorstellung in die Hände spielen, indem sie ein neoliberalisti-
sches Menschenbild transportieren, wo (scheinbar) autonome Subjekte in der Lage sind, ihre 
Fähigkeiten den Bedingungen des Marktes flexibel anzupassen und sich so zu behaupten 
(Meyer/Purtschert 2008: 154).  
Auch bei der EP More ist das Grundproblem von Empowermentmaßnahmen – die Verschleie-
rung von Machtverhältnissen zwischen SozialarbeiterInnen und KlientInnen – deutlich er-
kennbar. Durch die geltende Rechtslage wurden Möglichkeiten und Spielräume des Reinteg-
rationsansatzes begrenzt. Empowermentstrategien zur Reintegration von Menschenhandelsbe-
troffenen im Projekt MORE wurden unter diesen Bedingungen an Konzepte, die Menschen-
handel als Phänomen der organisierten Kriminalität charakterisieren, angepasst. Da aber aus 
der OK-Perspektive andere Problemlösungen als aus einer „Arbeitsperspektive“ vorgesehen 
sind, besteht die Gefahr, dass Reintegration zu einer Form der „Therapeutic Governance“ 
gerät (Pupavac 2001). Damit einher geht auch eine „[…] reduction of politics to administrati-
                                                                                                                                                                             
mismus/Individualismus) absolut setzt. Unterschiede zwischen Menschen sind hier nicht das Resultat von Re-
geln systematischer Benachteiligung und Privilegierung und/oder Herrschaftsregeln, sondern das, was als „inte-
grierter Pluralismus“(Laszlo 1972; Staub-Bernasconi 1983) oder „unbeherrschte Diversität“ (undominated 
diversity“) bezeichnet werden kann (Ackermann 1980, zit. in: Bunge 1989,182). „[…] Die Machtstruktur ist aber 
in ihren Auswirkungen oft zugleich atomisierend/individualisierend, weil sie zu ihrer Erhaltung auf die Frag-
mentierung, Individualisierung und Desolidarisierung der Abhängigen und Unterlegenen angewiesen ist und für 
die Machtspitze weitgehendste Autonomie einfordert. Sie erlaubt so die ungehinderte Ausbeutung und Akkumu-
lation der/einer (Welt-) Gesellschaft zu Verfügung stehende Ressourcen durch wenige, was mit der Verarmung 
vieler einhergeht“ (Heiner/Meinhold/Spiegel/Staub-Bernasconi 1998 32-37). 
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on” (Pupavac 2001: 359) und dadurch auch die Entpolitisierung der Anti-Trafficking-
Aktivitäten der IOM und ihrer KooperationspartnerInnen. 
Als Strategie der Risikoprävention sollen therapeutische Maßnahmen außerdem dazu beitra-
gen, die Gefahr, dass Menschenhandelsbetroffene erneut gehandelt werden, zu vermeiden. Sie 
zielen vor allem auf die psychologische Verfassung Einzelner ab. Dadurch wird die Lösung 
des Problems „Menschenhandel“ von der strukturellen auf die individuelle Ebene verlagert. 
Ähnlich wie bei Aufklärungskampagnen gegen Menschenhandel, die an die Vernunft, Um-
sichtigkeit und Besonnenheit des Einzelnen appellieren, wird die Lösung des Problems dem 
Individuum überlassen (Keough 2006 Nieuwenhuys/Pecoud 2007).  
Bedingungen und Effekte der Projektarbeit  
Mit dem Anti-Trafficking-Projekt der EP MORE erfolgte die Problematisierung des aktuellen 
Menschenhandelpraxisregimes in der Bundesrepublik Deutschland. Gleichsam wurde mit der 
Einpassung der Reintegrationsmaßnahmen in das OK-Praxisregime dieses weiter ausgebaut 
und gestärkt. Folglich werden Behinderungen und Einschränkungen der Projektaktivitäten 
rekapituliert, um die tatsächliche bzw. angestrebte menschenrechtliche Ausrichtung der von 
der EP More unter Federführung der IOM realisierten Unterstützungsleistungen für 
Betroffene von Menschenhandel beurteilen zu können. 
Mit dem Framing des Themas „Menschenhandel“ als Arbeitsmarktproblem betraten die Teil-
nehmerInnen der EP MORE sowohl auf diskursiver als auch auf Ebene von Praxiskonzepten 
Neuland. Bislang hatte die Mehrheit der Fachberatungsstellen in der Bundesrepublik Deutsch-
land Menschenhandel als Gewalt gegen Frauen und genderspezifische Menschenrechtsverlet-
zung gerahmt und Betroffene von Menschenhandel durch Assistenzen unterstützt. Die Prob-
lemdimension globaler Arbeit war nicht explizit präsent. Durch die inhaltlichen Vorgaben des 
Förderprogramms EQUAL trat diese Problemdimension in den Vordergrund. Entsprechend 
versuchten die AkteurInnen der EP MORE arbeitsmarktpolitische Maßnahmen als Strategie 
zur Einhegung von Menschenhandel zu entwickeln und zu erproben. Mit der Fokuserweite-
rung konnten neue Finanzierungsquellen für die Arbeit der Fachberatungsstellen erschlossen 
werden. Die Verwendung dieser Gelder war jedoch an spezifische Auflagen gebunden. So 
konnten die fortlaufenden Tätigkeiten der NGOs nicht aus EQUAL-Mitteln finanziert werden. 
Gefördert wurden nur Innovationen fördernde, modellhafte Initiativen, die Antidiskriminie-
rung im Bereich „Arbeit“ fokussierten. Entsprechend mussten die Maßnahmen einen deutli-





chen Bezug zum EQUAL-Oberthema „berufliche Qualifizierung“ herstellen. Wäre diese Per-
spektive nicht klar erkennbar gewesen, hätten die Fördergelder zurückgezahlt werden müssen 
(Interview K 2009).  
Durch das Framing wurden verstärkt nationale und internationale AkteurInnen des politischen 
Felds „Arbeit“, die bislang kaum bei der Bekämpfung von Menschenhandel in Erscheinung 
traten, in ihrer Rolle als „Problemlösungsverantwortliche“ und ExpertInnen angesprochen. 
Dazu gehörten bspw. VertreterInnen der nationalen Arbeitsministerien, der Gewerkschaften 
und der ILO. Für sie wurden im Rahmen der Vorträge konkrete Verantwortungsbereiche und 
Arbeitsaufträge identifiziert: eine direkte Aufforderung zum Handeln. Vor allem der IOM 
eröffnete das Re-Framing von Menschenhandel im Kontext der EQUAL-Projektarbeit damit 
die Möglichkeit, ihren für die Arbeit der Organisation in Deutschland gesetzten Zielen bei der 
Bekämpfung von Menschenhandel:  „[…] die Gestalt und den Wandel von Menschenhandel 
in all seinen Facetten greifbar zu machen“ (IOM Deutschland ohne Datum e) sowie der Orga-
nisation und Unterstützung eines internationalen Austausches unter Menschenhandelsakteu-
rInnen nachzukommen. Für die IOM waren Konferenz und Projektarbeit mit den NGOs 
Gelegenheitsheitsfenster (Windows of Opportunity), um sich im „relativ engmaschigen 
Akteursfeld“ (Interview K 2009) Menschenhandel in der Bundesrepublik Deutschland als 
Anti-Trafficking-Akteur einzuführen. Dabei nahm die IOM eine Reihe von typischen IGO-
Aufgaben wahr. Mit der Berliner Fachkonferenz organisierte sie in Zusammenarbeit mit den 
ProjektpartnerInnen ein interinstitutionelles internationales Forum, in dem sich für einen „Pa-
radigmenwechsel im Umgang mit dem Thema“ eingesetzt wurde. In ihrer Funktion als Pro-
jektkoordinatorin stellte sie ihren Mitgliedsstaaten über die Zusammenarbeit mit lokalen 
NGOs hinaus, Dienstleistungen und Informationen für die (Weiter-) Entwicklung einer Anti-
Trafficking-Strategie, mit dem Fokus berufliche Qualifizierung, zur Verfügung. In der EP 
MORE übernahm die IOM keine inhaltlich konzeptionellen Aufgaben (Interview K 2009), 
sondern hatte ausschließlich eine koordinierende Funktion inne. Eine ihrer wichtigsten Auf-
gaben war es, zwischen den NGOs und den Geldgebern zu vermitteln: „[…] Man muss auf 
der einen Seite mit den Projektpartnern ein vertrauensvolles Verhältnis aufbauen und eine 
gemeinsame Sprache finden, und man muss auf der anderen Seite Verständnis haben für die 
Erfordernisse der Geldgeber, die da in der Verwaltung sitzen und die ihre Vorschriften haben 
und deren Aufgabe es ist zu gucken, dass diese Vorschriften auch umgesetzt werden“ ( Inter-
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view K 2009). Diese Rolle als Facilitator, der finanzielle Ressourcen zur Realisierung von 
Kooperationsprojekten einwirbt, Projektaktivitäten koordiniert und managt, übernahm die 
IOM auch im Nachfolgeprojekt der EP MORE, das sich mit Menschenhandel zum Zweck der 
Arbeitsausbeutung beschäftigte. Dabei profitieren von der Mittelakquise nicht nur die Projekt-
teilnehmerInnen, sondern die IOM ist aufgrund des Projectization-Modells gezwungen Pro-
jektmittel einzuwerben, um ihr eigenes Überleben zu sichern.  
4.2.4.4 Zusammenfassende Bewertung 
Anders als im russischen Projekt, wo die IOM schwerpunktmäßig als Capacity Builder tätig 
war und nationalen AkteurInnnen Best-Practice-Modelle lehrte, hatten die im Reintegrations-
handbuch als Best bzw. Good Practice kompilierten Projektergebnisse weniger die Funktion 
einer Orientierungsschablone für den Aufbau eines nationalen Anti-Trafficking-Systems, son-
dern waren, der Projektkultur der EU Rechnung tragend, Deliverables, mit denen bewiesen 
werden sollte, dass die Entwicklungspartnerschaft mit dem erfolgreichen Abschluss des Koo-
perationsprojektes den Erwartungen ihrer Geldgeber entsprach (Oyen 2004: 11-12). Die im 
Kooperationsprojekt erprobten, ausgewählten Praxiskonzepte zur Reintegration tragen auf 
konzeptioneller Ebene eindeutig die Handschrift der teilnehmenden NGOs, die für einen frau-
en- und menschenrechtlichen Anti-Trafficking-Ansatz eintreten, der konkrete rechtliche Ga-
rantien für die Betroffenen ins Auge fasst, Empowerment als Prämisse der Betreuung vorsieht 
und auf die Ursachenbekämpfung von Menschenhandel abzielt (Follmar-Otto 2008: 70-72). 
Aufgrund praktischer Erfahrungen befürworten viele dieser NGOs, das staatliche Anti-
Trafficking-Modell im Sinne einer großzügigen Interpretation der Menschenrechte zu modifi-
zieren144. Aus dieser Perspektive sind die im EQUAL-Projekt identifizierten Good Practices 
Ausdruck einer sozialarbeiterischen Praxis, in der versucht wird, im Rahmen der strukturellen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen die bestmögliche Versorgung der Betroffenen sicherzu-
stellen. So können die ausgesuchten vorbildlichen Praktiken auch als Versuch der Fachbera-
tungsstellen interpretiert werden, staatliche Behinderungsmacht abzuschwächen, die als ur-
sächlich dafür anzusehen ist, dass überwiegend Frauen aufgrund ihrer sozialen und rechtli-
chen Schlechterstellung anfällig dafür sind, Opfer von Menschenhandel zu werden. Die staat-
                                                        
144 Dabei bleibt unklar, bzw. sehr allgemein, was genau die normativen Grundlagen sind, die sowohl für die 
eigene Arbeit der Fachberatungsstellen als auch für eine Kritik der rechtlichen und strukturellen Bedingungen 
maßgeblich sind. Die Radikalität der geäußerten NGO-Kritik scheint dann von der Auslegung grundlegender 
Normen wie Frauen-und Menschenrechte abzuhängen. 





liche Behinderungsmacht findet ihren Ausdruck in traditionellen gegenderten Rollenvertei-
lungen, gegenderten und informellen Strukturen von Arbeitsmärkten sowie der Feminisierung 
der Migration. Ebenso offenbart sich staatliche Behinderungsmacht durch die ausländer-, auf-
enthalts- und arbeitsmarktrechtlichen Regelungen, die für Betroffene von Menschenhandel 
gelten.  
Mit der Auswahl und Veröffentlichung von Good Practices eröffnet sich die Gelegenheit, 
vermehrt Einfluss auf die Politikgestaltung im Bereich „Menschenhandel“ zu nehmen und so 
staatliche Behinderungsmacht zu reduzieren. Im weitestgehend unbearbeiteten Feld der Rein-
tegration von Betroffenen von Menschenhandel konnten mit den Innovationen der Fachbera-
tungsstellen Standards für die praktische Unterstützungsarbeit gesetzt werden. Das betrifft 
zum einen die Zusicherung von menschenrechtlichen Garantien für betroffene Personen, die 
über eine Notversorgung hinausgehen. Zum anderen wurden durch Good Pratices auch pro-
fessionelle Standards für die Ausrichtung und Durchführung von sozialer Arbeit mit Men-
schenhandelsbetroffenen gesetzt. Darüber hinaus erbot sich dadurch aber auch die Gelegen-
heit, all jene Faktoren zu benennen, die der problemlosen Realisierung von Good Practices 
und vor allem auch ihrer Verstetigung abträglich waren. Auf eine einfache Formel gebracht 
heißt das, um eine Versorgung der Betroffenen, die Good-Pratice-Standards entspricht zu ge-
währleisten und nachhaltig zu gestalten, hätten zuerst die entsprechenden rechtlichen und 
strukturellen Voraussetzungen geschaffen werden müssen. 
Die IOM trat in der EP MORE bei der Auswahl der Good Practices nicht mit Vorgaben in-
haltlich-konzeptioneller Art in Erscheinung. Sie erkannte die Kompetenz und Erfahrung der 
Fachberatungsstellen im Umgang mit Menschenhandelsbetroffenen an und förderte die Identi-
fikation vorbildlicher Praxen durch einen dialogischen Austausch der ProjektpartnerInnen. 
Hier übernahm die IOM die Aufgabe „innerhalb des Projektverbunds eine Situation herzustel-
len, in der die Arbeit in den Teilprojekten gemacht werden kann, aber in der man sich insbe-
sondere darüber austauschen kann, wie man mit den Ergebnissen umgehen will (Interview K 
2009). Diese demokratische Beratung der Projektoutcomes trägt maßgeblich zu einer Redu-
zierung von „epistemic deference“145 bei. Die Gefahr, „epistemischen Risiken“ wie Irrtümern 
oder Einseitigkeiten anheim zu fallen, verringert sich (Buchanan 2004: 97). Durch eine aktive 
                                                        
145
 Unter „epistemic deference“ versteht Buchanan die Tendenz „to regard certain persons as reliable sources of 
belief” (Buchanan 2004: 97). 
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Beteiligung unterschiedlicher Partner (NGOs, GOs, IGOs) an der Generierung von Best-
Practice-Wissen wird angestrebt, sowohl die Ausgewogenheit als auch die Weiterentwicklung 
von Anti-Trafficking-Wissensbeständen zu sichern und voran zu treiben. Gleichzeitig oblag 
der IOM, die für die Abfassung und Herausgabe des Handbuchs verantwortlich war, die Kon-
trolle über das im Projektzusammenhang erarbeitete Praxiswissen. Die von den NGOs erar-
beiteten Kenntnisse, die durch die IOM zusammengefasst und veröffentlicht wurden, gelten 
damit auch als Wissensstände der IOM. In der Konsequenz kann die IOM beanspruchen, ei-
nen weiteren Beitrag zur Generierung von innovativem Spezialwissen im Bereich „Anti-
Trafficking“ geleistet zu haben und damit ihr Image als relevanter Trafficking-Akteur zu un-
termauern. Good Practice ist dann „ […] at the same time a valuable political symbol and a 
highly priced commodity (Oyen 2004: 12/13). In Frage gestellt werden kann jedoch, dass die-
se erprobten und für gut befundenen Praxiskonzepte die menschenrechtliche Situation der 
Betroffenen im Sinne einer Langzeitprävention, dauerhaft und nachhaltig verbessern. Nahe 
liegt, dass der Nutzen durch die Akkumulation symbolischen Kapitals für die IOM und ihre 
ProjektpartnerInnen selber größer ist, als dass die Projektoutcomes zu einer langfristigen Ver-




5 Schluss  
Zielsetzung der vorliegenden Arbeit war es, durch die Untersuchung von Projektaktivitäten, -
konzepten und -outcomes herauszufinden, wie die IOM das Problem „Menschenhandel“ in 
Deutschland und in der Russischen Föderation „regiert“. Dabei wurde dargelegt, welche 
politischen, gesellschaftlichen sowie institutionellen Faktoren sich dabei als hemmend oder 
befördernd erwiesen. Besonderes Augenmerk galt dabei der Frage, wie die IOM das 
Verhältnis von individuellen Menschenrechten und staatlicher Sicherheit interpretiert. 
Um diese Fragen zu beantworten, wurden die Praxisregime der IOM rekonstruiert und in 
einem weiteren Schritt die Projektaktivitäten der Organisation unter menschenrechtlichen 
Maßstäben diskutiert. Die normativen Grundlagen für eine derartige Auseinandersetzung 
leiteten sich von kritischen wissenschaftlichen Studien und den praktischen 
Erfahrungen/Bewertungen von NGOs sowie der Idee von Globalen Sozialen Rechten ab. 
Wie die Untersuchungen der beiden Projekte zeigten, übt die IOM Einfluss primär als 
Wissensautorität aus. Wichtigste Quelle dieser Autorität ist Praxiswissen, das auf den 
jahrelang gesammelten Erfahrungen der Organisation als Anti-Trafficking-Problemlöserin 
(vgl. Wennerholm/Zillén 2003) basiert. Die Autorität der IOM leitet sich in beiden Ländern 
aber auch von einem ihrer wichtigsten Geldgeber, der EU, ab. Diese Autorität ist in Politik 
und Gesellschaft weitestgehend anerkannt und unumstritten. So konnte die IOM auf 
Grundlage von delegierter Autorität, wo sie im Rahmen ihres Mandats als Dienstleister für 
den Transfer von MigrantInnen zuständig und als Informationssammlerin tätig ist, die 
Erfahrung und Expertise sammeln, die ihre Wissensautorität speist. Förderlich auf ihren 
Status als moralische Autorität wirkt sich der Umstand aus, dass auf internationaler Ebene 
Regelungen für Prävention von Menschenhandel und Opferschutz nicht rechtlich fixiert sind. 
An diese Stelle setzt die IOM, die nicht über normsetzende Autorität wie z. B. die ILO 
verfügt, ihre eigenen, an internationalen Rechtsnormen ausgerichteten Regeln, in Form von 
Best Practice, um. 
Barnett und Finnemore räumen in ihrem Theorem sowohl delegierter, normativer als auch 
Expertenautorität als Ressourcen den Internationalen Organisationen, die ihre Autorität 
konstituiert und ihnen Möglichkeiten der Einflussnahme eröffnet, einen hohen Stellenwert 
ein. Wie die empirischen Erhebungen in beiden Projektländern jedoch belegen, vernachlässigt 
dieses Modell jedoch, eingehender die verschiedenartigen Faktoren auseinanderzusetzen, die 
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die tatsächlichen Wirkungen von Einflussnahme (Impact), fördern oder hemmen. In diesem 
Zusammenhang fällt vor allem der Bereitstellung von materiellen bzw. finanziellen 
Ressourcen durch die Mitgliedsstaaten der IOM eine zentrale Rolle zu. Denn Barnett und 
Finnemore gehen in ihrem Ansatz von einem stabilen Finanzierungsmodell für internationale 
Bürokratien aus, über das die IOM nicht verfügt. Der kontinuierliche Fluss von materiellen 
Ressourcen ist jedoch ein Faktor, der maßgeblich zur Umwandlung von Autorität, gefasst als 
die Verfügung über Machtpotentiale, die Einflussnahme erst ermöglichen, beiträgt. Wie es 
Projektverantwortliche beider Projekte klar zum Ausdruck brachten, erweist sich im Falle der 
IOM insbesondere die Kontinuität der finanziellen Förderung als bedeutend dafür, in welcher 
Form und in welchem Maße die Organisation mit ihren Projekten Einfluss auf das „Regieren“ 
von Menschenhandel nehmen kann. Sowohl in der Russischen Föderation als auch in der 
Bunderepublik Deutschland beeinflusst das projektbasierte Finanzierungsmodell die 
Reichweite und die Wirkung des durch die Organisation verbreiteten Anti-Trafficking-
Wissens maßgeblich. Das betrifft vor allem Aspekte der Projekt-Nachhaltigkeit wie die 
Konsolidierung, Verbreitung und Erprobung des durch die IOM vermittelten Wissens, auf die 
sich die häufig in Zeit und Umfang beschränkte Finanzierung abträglich auswirkt. Mit dem 
projektabhängigen Finanzierungsmodell ist die IOM darauf angewiesen, staatliche 
Auftragsarbeiten zu erfüllen und ist eng an die Einhaltung der Vorgaben ihrer Geldgeber 
gebunden. Dadurch werden Gestaltungs-, Innovations- und Handlungsfreiräume der IOM 
eingeschränkt und kontrolliert. Merklich wirkt sich dieser Umstand auf das generelle Design 
der IOM-Projekte als Ergänzung und Unterstützung von Strafverfolgungsmaßnahmen aus und 
damit auch auf die menschenrechtliche Ausrichtung von Maßnahmen der Organisation gegen 
Menschenhandel. Entsprechend dient das Modell der Projectization auch dazu, die IOM 
anzuhalten, die Gestaltung menschenrechtlicher Assistenzen an der Wahrung staatlicher 
Souveränität und der Berücksichtigung nationaler Sicherheitsinteressen zu orientieren. 
Gleichzeitig wirkt sich das projektbasierte Finanzierungsmodell abträglich auf das 
institutionelle Gedächtnis der Organisation aus und beeinträchtigt die Reflexionsfähigkeit der 
Organisation. Entsprechend wird das Vermögen der IOM, diskursive und institutionelle 
Ressourcen einzusetzen, um im Bereich „Anti-Trafficking“ Definitionen und Identitäten zu 
gestalten sowie andere AkteurInnen dazu zu bringen in diesem Sinne zu handeln, 
entscheidend dadurch geprägt, in welchem Umfang und Zeitraum der Organisation 




Wie bereits erwähnt ist die IOM in beiden Ländern bestrebt, durch ihre Projektaktivitäten ein 
Praxisregime zur Regierung (Governance) von Menschenhandel zu etablieren. Dabei wirkt 
sie, hauptsächlich durch die Ausgestaltung der epistemischen Dimension dieses Regimes, auf 
den grundlegenden Charakter des Regimes ein. Sie produziert im Rahmen von öffentlichen 
und institutionellen Diskursen Wahrheiten über Menschhandel und seine Bekämpfung. In 
ihrer Rolle als Wissensautorität nimmt sie durch praxisgeneriertes Wissen Einfluss auf die 
Gestaltung von Anti-Trafficking-Praxisregimen. Aufgewertet mit dem Prädikat ‚best‘ wird 
durch das Wissensprodukt Best Practice der „Denkstil“ der Organisation durchgesetzt (Fleck 
1980: 130). Auf Grundlage dieses Wissens und dieser Expertise wird in den Praxisregimen 
nicht nur das Problem „Menschenhandel“ definiert, seine lokalen Formen spezifiziert und die 
zu erreichenden Ziele fixiert, sondern es werden auch die Objekte bestimmt, auf die die 
Initiativen zur Bekämpfung von Menschenhandel abzielen. Es wird festgelegt, welche 
Verfahrensweisen geeignet sind, das Problem einzuhegen und auf welche Aspekte des 
Problems sich das Hauptaugenmerk der unterschiedlichen autorisierten AkteurInnen richten 
soll (Dean 2010: 32).  
So wurden in den russischen Projektzusammenhängen die Standards der IOM für die 
Identifikation von Betroffenen von Menschenhandel den lokalen AkteurInnen zur Übernahme 
nahegelegt und parallel dazu auf praktischer Ebene umgesetzt. Auf Grundlage dieser 
Leitlinien wurden MigrantInnen als VoT identifiziert. Diese Klassifizierung als Opfer bildete 
die Grundlage, um Anti-Trafficking-Mechanismen wie medizinische und psychologische 
Erstbehandlung, Unterkunft, Therapie- und Reintegrationsmaßnahmen sowie „freiwillige 
Rückkehr“ etc., in Gang zu setzen. Mit Hilfe dieser Maßnahmen sollte die Umwandlung von 
Menschenhandelsopfern in wiederhergestellte RückkehrerInnen erfolgen, die ausgestattet mit 
unterschiedlichen sozialen, kulturellen und materiellen Ressourcen nun dauerhaft Risiken wie 
illegale Migration vermeiden würden. Ebenso sollten die im Rahmen wissenschaftlicher 
Studien identifizierten Risiko-Identitäten unter Zuhilfenahme bestimmter Technologien wie 
Aufklärungs- und Informationskampagnen im Verlauf des Projekts transformiert werden. Ziel 
war es, riskante Subjekte zu klugen vorausschauenden MigrantInnen umzuerziehen. In beiden 
Fällen wurde zunächst die Identität des benachteiligten Subjekts – tatsächliches und 
potentielles Trafficking-Opfer – konstruiert, das dann mit Hilfe der Organisation zu 
Maßnahmen der Selbsthilfe angeleitet wurde. Die neuen (um-) erzogenen Subjekte sind dann 
kluge MigrantInnen, die als rationale Unternehmer agieren (Cruikshank 1999: 68). 
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Die IOM formt aber nicht nur Identitäten der Betroffenen von Menschenhandel, sondern zielt 
auch auf die Prägung der Identitäten von Anti-Trafficking-AkteurInnen ab. Angestrebt wird 
auch hier die Ausbildung von Unternehmerqualitäten. Diese Anti-Trafficking-Unternehmer 
sind Subjekte, die auf die stetigen Problematisierungen des Anti-Trafficking-Regimes durch 
die Fähigkeit zur Selbstreflexion und zum Perspektivwechsel reagieren. Sie antizipieren 
Probleme und wissen mit Schwierigkeiten qualifiziert umzugehen. Im russischen Fall 
bedeutet das, dass sich Anti-Trafficking-AkteurInnen vor dem Hintergrund der durch die IOM 
vermittelten Kenntnisse über die Defizite des russischen Systems zur Bekämpfung von 
Menschenhandel bewusst werden. In einem weiteren Schritt wird den lokalen AkteurInnen 
nahegelegt, aktiv an der Gestaltung eines Anti-Trafficking-Modells zu arbeiten, wie es die 
IOM vorschlägt. Über diese weitreichenden Möglichkeiten, Einfluss auf die Gestaltung von 
Maßnahmen und Mechanismen zur Einhegung von Menschhandel in der Russischen 
Föderation zu nehmen, verfügt die IOM vor allem deshalb, weil Anti-Trafficking in der 
Russischen Föderation viele Jahre lang ein Feld war, das von staatlichen AkteurInnen 
weitestgehend unbeachtet blieb. Zwar verfügten lokale Nicht-Regierungs-AkteurInnen über 
jahrelange Erfahrung im Bereich „Opferassistenzen und Prävention“, aber, da sie zumeist 
ressourcenschwach, ungenügend vernetzt und bei staatlichen AkteurInnen nicht als Anti-
Trafficking-Autoritäten anerkannt waren, oblag der IOM in weiten Teilen die alleinige 
inhaltliche wie auch personelle Ausgestaltung des Anti-Trafficking-Praxisregimes.  
Auch im EQUAL-Projekt in der Bundesrepublik Deutschland wurde an der Präzisierung von 
Verfahrensweisen gearbeitet, um die Objekte der Anti-Trafficking-Interventionen 
auszumachen. In einem ersten Schritt wurden Informationen zusammengetragen, wie 
Betroffene von Menschenhandel gezielt ausfindig gemacht werden können. Auf Basis dieser 
Daten konnten die AdressatInnen der dort zu erprobenden Regulierungspraktiken festgelegt 
und gleichzeitig die Parameter für einen adäquaten sozialarbeiterischen Umgang mit diesen 
Personengruppen erstellt werden. Mit einem Zielgruppenwechsel von Sexarbeiterinnen zu 
Freiern wurden neue Objekte für Erziehungs- und Lehrmaßnahmen gefunden. Dabei sollten 
leichtfertige Freier zu verantwortungsvollen Konsumenten qualifiziert werden. Ebenso 
wurden die Regeln und Verfahrensweisen für eine Reintegration von 
Menschenhandelsbetroffenen durch Empowerment als Best-Practice-Wissen kompiliert und 




Ermächtigungsstrategien erreicht werden sollten, nämlich die Stabilisierung der Betroffenen 
und die Entwicklung neuer Lebensperspektiven für diesen Personenkreis.  
Zusammenfasend kann also festgehalten werden, dass die Aktivitäten in den Projekten der 
IOM Mechanismen sind, mit denen soziale Wirklichkeit konstruiert und Parameter für das 
Handeln in ihr festgelegt werden. Diese Social-Construction-Power der IOM drückt sich im 
Framing aus. Mit Hilfe von Frames formt die IOM Problemsichten und bestimmt 
Lösungsstrategien, macht Verantwortliche für die Durchführung dieser Modelle aus und legt 
fest, wer diese Maßnahmen durchführt und wer durch sie begünstigt werden soll.  
Dabei nimmt die IOM auf verschiedenen Ebenen Einfluss auf die Regierung (Governance) 
von Menschenhandel. Sie formt sowohl die Identitäten von Menschenhandelsbetroffenen als 
auch die Wahrnehmungsmuster der lokalen Experten, die mit der Einhegung des Phänomens 
befasst sind. Die IOM weist diesen lokalen Akteuren Rollen, Funktionen und 
Verantwortungsbereiche bei der Bekämpfung von Menschenhandel zu. Mit ihren 
Posterkampagnen prägt sie in entscheidender Weise das Verständnis von Menschenhandel in 
der breiteren Öffentlichkeit. 
Die Definitionen, Regeln und Vorgehensweisen, die die IOM zur Einhegung des Problems 
Menschenhandel auf Ebene der Gesamtorganisation, aber auch im Rahmen der Arbeit in ihren 
lokalen Vertretungen entwickelt und im internationalen Maßstab zu verbreiten und 
vereinheitlichen sucht, gibt sie im Rahmen von Capacity-Building-Initiativen an staatliche 
und nicht-staatliche Anti-Trafficking-Akteure weiter. Von zentraler Bedeutung ist hier das 
kognitive Capacity-Building, wo lokalen Akteuren auf Grundlage von Problemdefinitionen 
entsprechende Problemlösungsmodelle vermittelt werden. Das betrifft vor allem die Bereiche 
Schutz und Prävention, in denen keine verpflichtenden Vorgaben im internationalen Recht 
existieren. Dementsprechend gibt es für diese Bereiche auch keine völkerrechtlich 
festgelegten Regeln. An ihre Stelle treten als informelle Normen die von der IOM 
entwickelten und erprobten Best Practices.  
Die Untersuchungen des Datenmaterials der Anti-Trafficking-Projekte in Deutschland und der 
Russischen Föderation zeigen, dass die IOM in den jeweiligen Ländern unterschiedliche 
Wahrnehmungsmuster herausarbeitet und propagiert. Während das Phänomen 
Menschenhandel im EK/IOM-Projekt in der Russischen Föderation primär als Problem der 
Organisierten Kriminalität präsentiert wird, wird im EQUAL-Projekt in der Bundesrepublik 
Deutschland der Organisierte-Kriminalitäts-Frame um eine Arbeitsmarktperspektive erweitert 
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(Frame Alignment). Begründen lässt sich die Prävalenz dieser unterschiedlichen 
Problemdeutungen durch eine Reihe politisch-rechtlicher Einfluss- bzw. 
Gelegenheitsfaktoren. So war die Bundesrepublik Deutschland während der Projektlaufzeit 
gefordert, ihre nationale Gesetzgebung gegen Menschenhandel entlang der Vorgaben der 
„EU-Opferschutzrichtlinie“ auszugestalten, was eine stärkere reintegrative Ausrichtung der 
deutschen Anti-Trafficking-Politiken ermöglichte und in Gang setzte. Zudem setzen sich 
NGOs, die in der Bundesrepublik Deutschland in einem arbeitsteiligen Anti-Trafficking-
System neben staatlichen Organisationen eine zentrale Stellung einnehmen, seit Jahren 
engagiert für die Ausgestaltung und Umsetzung eines deutlicher opferzentrierten Anti-
Trafficking-Ansatzes ein (Die Redaktion 2001: 104). Ebenso waren Strafverfolgungs- wie 
Strafdurchsetzungsorgane durch die oftmals jahrelangen Kooperationsbeziehungen mit Nicht-
Regierungs-Organisationen und auch im Rahmen des EQUAL-Projekts auf lokaler und 
regionaler Ebene für eine stärkere Berücksichtigung der Betroffenenperspektive bei der 




Im Gegensatz dazu setzt das IOM/EK-Projekt in der Russischen Föderation an einem anderen 
Entwicklungsstand der lokalen und nationalen Anti-Trafficking-Initiativen an als das 
EQUAL-Projekt in der Bundesrepublik Deutschland. Gestützt auf lokale wissenschaftliche 
Expertisen sollte das IOM/EK-Projekt dazu beitragen, in der Russischen Föderation ein 
System zur Einhegung von Menschenhandel von Grund auf zu entwickeln, zu organisieren 
und zu verstetigen. In dieser Ausgangssituation wird Menschenhandel im 
Projektzusammenhang als ein Problem der Organisierten Kriminalität gerahmt. Auf 
Grundlage dieser Problemdefinition wird lokalen AkteurInnen zur Einhegung von 
Menschenhandel der Aufbau von Modellen zur Verbrechensbekämpfung nach dem Vorbild 
der EU-Länder nahegelegt.  
Sowohl bei ihrer Vermittlung im russischen IOM/EK-Projekt als auch bei ihrer Sammlung 
und Ausarbeitung im deutschen EQUAL-Projekt wurden Anti-Trafficking-Regeln als Best 
Practices dargestellt. Mithin ist das Label Best Practice eines der wichtigsten Framing 
devices, das in den IOM-Projekten zum Einsatz kommt. Als Best Practices wurden Regeln 
von der IOM in Anti-Trafficking-Projekten vor Ort eingespeist, im Anschluss wurden sie in 
der Praxis angewandt und in einem letzten Schritt aktualisiert und, der Situation vor Ort 
angepasst, weiterentwickelt. Von der IOM als vorbildlich ausgewiesene Praxen in den 
Bereichen Schutz und Assistenz wurden aber auch wie im EQUAL-Projekt in 
Zusammenarbeit mit lokalen Nicht-Regierungs-Organisationen erst ermittelt, dokumentiert 
und anschließend verbreitet. Während die IOM bei der Vermittlung von Best Practices in der 
Russischen Föderation eher dem Rollenbild eines Lehrers entsprach (Finnemore 1993: xx), 
der lokalen AkteurInnen mit Hilfe von erprobten Modellen die an internationalen 
Rechtsnormen orientierten Anti-Trafficking-Regeln näherbringt, entwickelte sie in 
Deutschland diese Modelle in Kooperation mit NGOs weiter. Dabei übernahm sie die 
koordinierenden und organisatorischen Aufgaben eines Projektmanagers. Auch hier 
begründeten die unterschiedlichen rechtlichen und institutionellen Ausgangsbedingungen zur 
Einhegung von Menschenhandel in Russland und Deutschland die differierenden 
Anforderungen an die Organisation im jeweiligen Land und damit auch ihre verschiedenen 
Rollenbilder.  
So wurde in der Russischen Föderation Menschenhandel erst seit dem Jahr 2003 als 
Straftatbestand im russischen Gesetz fixiert. Die Einhegung von Menschenhandel gilt als 
neues Aufgabengebiet für Strafverfolgungs- und Strafdurchsetzungsbehörden. VertreterInnen 
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der russischen Politik, der Russland-Delegation der EK und der IOM sprechen in diesem 
Zusammenhang von Menschenhandel als einem neuen Phänomen für Gesellschaft, Politik 
und Exekutive in der Russischen Föderation. Das IOM/EK-Projekt sollte daher Anti-
Trafficking-Know-How schwerpunktmäßig an die mit dem Thema Menschenhandel relativ 
unbewanderten VertreterInnen staatlicher Organisationen vermitteln. Sowohl beim Design als 
auch bei der Durchführung des Projekts vernachlässigte die IOM aber, dass sich 
zivilgesellschaftliche Organisationen oftmals schon seit vielen Jahren mit der Problematik 
befasst haben und in diesem Zusammenhang sowohl über eine reichhaltige Praxiserfahrung 
verfügen als auch funktionierende Arbeitsbeziehungen zu Politik, Strafverfolgungsbehörden 
und Verwaltung aufgebaut haben. Teilweise wurden die NGO-ExpertInnen von der IOM 
eingeladen, als DozentInnen ihr Anti-Trafficking-Wissen in die Projektaktivitäten zu 
integrieren. Dennoch bleiben viele der über Jahre gesammelten NGO-Erfahrungen bei der 
Realisation des IOM/EK-Projektes unberücksichtigt, da die IOM mit dem Aufbau neuer 
Strukturen schwerpunktmäßig auf staatliche AkteurInnen zielte und die bereits bestehenden 
zivilgesellschaftlichen Anti-Trafficking-Strukturen nur in geringem Maße mit einbezogen hat. 
Um einen kooperativen Anti-Trafficking-Mechanismus in der Russischen Föderation zu 
etablieren, vermittelte die IOM im Rahmen ihrer Workshops und Studienreisen nicht nur 
bewährte Anti-Trafficking-Praktiken aus EU-Ländern, sondern ergänzte sie durch positive 
Praxisbeispiele aus den organisationseigenen Rehabilitations- und Informationszentren vor 
Ort. Damit sollte die positive Wirkung dieser Maßnahmen auf Prozesse der Strafverfolgung 
und Strafdurchsetzung demonstriert werden. VertreterInnen staatlicher Organisationen 
wurden ermutigt, diese Praktiken in ihre eigene Arbeit zu integrieren.  
Flankierend zu diesen Maßnahmen organisierte die IOM Öffentlichkeitskampagnen, die auf 
die Gefahr des Menschenhandels hinweisen sollen. Hier formte die Organisation ein 
Problemverständnis von Menschenhandel als dem eines organisierten Verbrechens, dem ein 
konkreter Opfer-Täter-Konflikt zu Grunde liegt und das eine ubiquitäre Gefahr für die ganze 
Gesellschaft darstellt. Um die Wirksamkeit dieser Problemdefinitionen zu intensivieren, 
stellte die IOM das Phänomen „Menschenhandel“ als Risiko dar. Mit Hilfe von Bild und Text 
wird Risiko in den Kampagnen der Organisation in Szene gesetzt. Die Folgen des 
Verbrechens „Menschhandel“ wurden veranschaulicht und die Einzelnen zu individuellen 
Vorsorgestrategien aufgefordert. Die Kampagnenposter, aber vor allem auch die 




vor allem auf undokumentierte Migration oder irregulären Aufenthalt zurück. Die/der 
einzelne Migrationswillige hat dieses Risiko selbst zu verantworten, verfügt aber nicht über 
genügend Informationen, um die Situation einzuschätzen und sich gegen die Gefahren der 
(undokumentierten) Migration zu entscheiden. Durch die kausale Verkettung von Risiko mit 
soziostrukturellen und kulturellen Merkmalen wurden bestimmte Bevölkerungsgruppen als 
Risikogruppen herausgestellt, die als nicht qualifiziert für autonome Bewegung gelten 
(Munster 2009: 10). Als riskante Subjekte werden sie Ziel von Erziehungs- und 
Aufklärungsmaßnahmen, die zu angemessenem Verhalten anhalten, was in diesem 
Zusammenhang heißt, eigenständig zu vermeiden, Opfer von Menschenhandel zu werden. 
Das impliziert kluges, Gefahren antizipierendes Verhalten, aber auch sich als 
vertrauenswürdige/r Migrant/in zu qualifizieren, die/der durch den Besitz der „richtigen“ 
Dokumente (Tokens of Trust) zu selbständiger Mobilität berechtigt ist. Umgestylt, 
emotionalisiert und personalisiert wurden diese Botschaften durch die Fürsprache der 
Celebrity Valerija. Dabei gingen, ähnlich wie bei der Produktwerbung, die mit Valerijas 
Starimage assoziierten Eigenschaften auf die Anti-Trafficking-Botschaften der IOM über 
(Image Meaning Transfer). Ziel war es, die öffentliche Perzeption von Menschenhandel als 
ein unberechenbares Risiko und latentes Problem der Organisierten Kriminalität zu verankern 
sowie die Resonanz des Themas zu erhöhen und es so einer breiteren Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. Erzählt als melodramatische Kriminalgeschichte, in der 
verachtungswürdige Bösewichte unschuldige minderjährige Opfer verschleppen, wurde mit 
dem Anti-Trafficking-Clip ein öffentliches Wahrnehmungsmuster von Menschenhandel als 
einem sozialen Problem, das sich in erster Linie auf die Machenschaften des organisierten 
Verbrechens zurückführen lässt, gestärkt. Damit ging nicht nur eine Festschreibung von 
Menschenhandel als geschlechtsspezifischem Risiko, das in erster Linie Frauen und Mädchen 
betrifft, sowie die Fixierung einer Opfer-Täter-Dichotomie einher, sondern auch die 
Ausblendung von komplexen Lebensrealitäten der Betroffenen und deren Hintergründe. Auf 
diese Weise trägt Valerijas Prominentenwerbung entscheidend dazu bei, 
Problemlösungsmodelle, „Politiken des Mitleids“ als bevorzugte Lösungen festzuschreiben, 
gesellschaftlich zu etablieren und zu legitimieren. 
Anders als in der Russischen Föderation verfügen die Institutionen der Exekutive in 
Deutschland über umfangreiches Spezialwissen bei der Einhegung von Menschenhandel. 
NGOs, sogenannte Fachberatungsstellen, die Betroffene von Menschenhandel unterstützen, 
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werden vom Staat finanziert. Sie besitzen hinreichend Expertise und Qualifikationen im 
Bereich Schutz und Assistenz. Auch die Kooperationsmechanismen der verschiedenen 
staatlichen und nicht-staatlichen AkteurInnen auf lokaler, föderaler sowie bundesweiter Ebene 
in Deutschland sind in der Mehrzahl formalisiert und institutionalisiert (Popova 2008). 
Oftmals treten zivilgesellschaftliche, im Bereich „Menschenhandel“ tätige Initiativen als den 
staatlichen Organisationen weitestgehend gleichgeordnete, politische AkteurInnen auf. Auf 
bundesweiter Ebene sind sie durch eine Dachorganisation vertreten, die den verschiedenen 
NGOs eine gemeinsame Stimme gibt. Sowohl die etablierten Mechanismen des Austausches 
und der Zusammenarbeit auf lokaler und nationaler Ebene, wo NGOs wichtige spezialisierte 
Funktionen übernehmen, als auch die vergleichsweise starke Position der organisierten NGOs 
als „eine Stimme“, tragen dazu bei, dass die Fachberatungsstellen von der IOM als 
vollwertige Kooperationspartner berücksichtigt wurden. Anders als in der Russischen 
Föderation beabsichtigte die IOM in Deutschland nicht den Aufbau neuer Strukturen, sondern 
sie versuchte, sich in den bestehenden Strukturen zu integrieren und zu etablieren. Mehr noch 
war es nach eigenen Angaben eines ihrer Hauptanliegen, bestehende NGO-Strukturen zu 
unterstützen (IOM Deutschland ohne Datum e). Bei der Realisierung von Anti-Trafficking-
Projekten unter Federführung der IOM war die Organisation ausdrücklich bestrebt, sowohl 
Expertise als auch Interessen der Fachberatungsstellen bei der Ausgestaltung einzuplanen und 
bei deren praktischer Umsetzung mit einzubeziehen. Da die IOM vor allem in Deutschland 
keine direkten Assistenzen durchführte, konnte sie Anti-Trafficking-Projekte, in denen sie 
Praxiswissen erhob, nur in Zusammenarbeit mit den Fachberatungsstellen realisieren. So 
basierten die im EQUAL-Projekt gemeinschaftlich von Fachberatungsstellen und IOM 
identifizierten Best Practice „Wissensprodukte“ ausschließlich auf den Erfahrungen, die 
NGOs im Rahmen ihrer praktischen Arbeit gesammelt haben.  
Die in den IOM-Anti-Trafficking-Projekten ausgeformten Wissensprodukte und 
Technologien haben eine Reihe von kritisierbaren Effekten zur Folge. Das betrifft wesentlich 
die inhaltlich-konzeptuelle Ausrichtung des Empowerment-Ansatzes für Betroffene von 
Menschenhandel. Mit Hilfe der Frameanalyse konnte die Verflechtung von Sicherheits- und 
Kontrollrationalitäten, die den Anti-Trafficking-Projekten der IOM in der Bundesrepublik 
Deutschland und der Russischen Föderation zugrunde liegt, herausgearbeitet werden. Deutlich 
wird in diesem Zusammenhang, welche Auswirkungen das Organisierte-Kriminalität-Framing 




auf den Inhalt und die Praxen von Empowerment hat. Hier konnte die Fixierung bzw. 
Verengung sowie die Schließung des Begriffs „Empowerment“ festgestellt werden. Im 
Verlauf der IOM-Projekte in den beiden Ländern wurde das Empowermentkonzept mit dem 
in den Projektzusammenhängen generierten Praxiswissen angefüllt und mit einer bestimmten 
Zielsetzung ausgestattet. Im Ergebnis entstand eine Idee von Empowerment, die sich nur noch 
schwer von den Praxen der IOM-Projekte trennen lässt. 
Auf der Umsetzungsebene bzw. der Ebene des Outputs, was insbesondere die Spannbreite der 
menschenrechtlichen Garantien, die Opfer von Menschenhandel wahrnehmen können, 
betrifft, zeitigt das Organisierte-Kriminalität-Framing bzw. die Ausrichtung des Arbeitsmarkt-
Frames am Organisierte-Kriminalität-Frame bedeutende Konsequenzen. Dabei stellten 
sowohl die Initiativen des russischen IOM/EK-Projekts wie auch die des EQUAL-Projekts 
vor dem Hintergrund der Ausgangssituation in beiden Ländern eine Verbesserung der 
Situation von Menschenhandelsbetroffenen unter menschenrechtlichen Gesichtspunkten dar. 
Im von der IOM geleiteten Rehabilitationszentrum in Moskau wurden den Betroffenen von 
Menschenhandel Mindestgarantien wie eine kurzzeitige medizinische und psychologische 
Versorgung, eine dreiwöchige Unterkunft und die Rückkehr ins Heimatland bzw. die 
Heimatregion sowie Reintegrationshilfen gewährt, die sie vor der Realisierung des Projekts 
nicht erhielten (Guseva 2007; IOM-Moskau 2009). Auch das deutsche EQUAL-Projekt 
erweiterte mit den angebotenen Reintegrationsmaßnahmen, die den Betroffenen zusätzliche 
Perspektiven und Gestaltungsmöglichkeiten für ihr weiteres (Arbeits-) Leben eröffnen sollten, 
den Rahmen der bislang üblichen Hilfsangebote. 
Trotz einer weitgehenden Humanisierung sind diese Betreuungsmaßnahmen wichtige 
Bestandteile von Kontroll-, Überwachungs- und Selektionspraxen. Im Zentrum steht dabei die 
Unterscheidung zwischen Opfern von Menschenhandel und nicht-schutzbedürftigen 
MigrantInnen. Darin folgt die Konzeption der Anti-Trafficking-Maßnahmen den 
Rationalitäten des übergeordneten Migrationsmanagement-Projekts. So verweist die 
Kontrollrationalität von Migrationsmanagement auf strategischen Nationalismus, 
Verwertungsstabilität und ökonomischen Utilitarismus (Georgi 2007: 103). Diese Rationalität 
der Kontrolle korrespondiert mit der dominanten Regierungsform von Menschenhandel als 
einem Problem der Organisierten Kriminalität im Kontext versicherheitlichter (securitized) 
Migrationspolitiken. Die Verknüpfung der Kategorien „Opfer“ und „irreguläre/illegale 
Migrantin“ stellt hier einen (diskursiven) Dreh- und Angelpunkt dar. Die Konstruktion Opfer 
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von Menschenhandel = irreguläre Migrantin, entweder als potentielles Opfer = potentielle 
irreguläre Migrantin oder als VoT = irreguläre Migrantin, bildet die Grundlage, auf der 
verschiedenste präventive erzieherische Maßnahmen durchgeführt werden, damit die Opfer in 
Zukunft nicht erneut gehandelt werden. Das heißt auch, dass Präventions- und 
Rehabilitationsmaßnahmen grundlegende Bestandteile eines Risikomanagements von 
illegaler/irregulärer Migration sind. Entsprechend müssen diese Vorkehrungen als 
Sicherheitspraktiken interpretiert werden. 
Als potentielle oder als „wirkliche“ Opfer von Menschenhandel sind MigrantInnen und 
Migrationswillige eine Projektionsfläche für die Anti-Trafficking-Interventionen der IOM. 
Verhalten sie sich entsprechend der Vorgaben, finden sich VoTs jedoch zumeist in 
Situationen wieder, in denen ihre Wahlmöglichkeiten eingeschränkt werden und ihre 
wirklichen Bedürfnisse und Erwartungen nur selten umfassend angesprochen werden 
(Limanowska 2005). Identifizierte (anerkannte) „Opfer von Menschenhandel“ (VoTs), 
werden in der Regel dazu verpflichtet, durch ZeugInnenaussagen zu einem erfolgreichen 
Verlauf der Strafverfolgung beizutragen. Die OpferzeugInnen werden dann durch Assistenz- 
und Empowermentleistungen für diese Aufgabe stabilisiert. Im Anschluss erfolgt die 
Rückführung in ihre Heimatländer/-regionen und die Beobachtung ihrer Reintegration. Durch 
diese Mechanismen werden die Opfer-Identitäten der Betroffenen maßgeblich geprägt. 
MigrantInnen und Migrationswillige nicht als potentielle und tatsächliche Opfer von 
Menschenhandel aufzufassen, sondern als Menschen, die ihre Mobilität als Ressource und als 
vitale Komponente ihres sozialen Kapitals nutzen, würde nahelegen, Projekte zu planen und 
durchzuführen, die diese Personen bei ihren Vorhaben unterstützen. Beim Empowerment 
durch die IOM werden jene Interessen, die vermeintlich die besten für die Betroffenen sind 
und die sie aktiv verfolgen sollen, von der Organisation konstruiert und zugleich nach ihren 
Vorgaben organisiert. Um jedoch durch Betroffene von Menschenhandel zu empowern, 
müssen diese vorher als disempowered konstruiert werden. Als empowerte Opfer stellen sie 
dann die Subjektivierungen von Betroffenen von Menschenhandel dar, die selbstständig den 
Zielvorstellungen des IOM-Anti-Trafficking-Regierens nachkommen. Hier zeigt sich der 
spezielle Charakter des Anti-Trafficking-Regierens der IOM, wo es weniger um Repression 
oder direkte Gewaltausübung geht, sondern darum, die Handlungen der Klienten auf ein 
bestimmtes Ziel hin zu lenken (Cruikshank 1999: 69). Risiko- und Empowermentstrategien 




politischen/gesellschaftlichen Problemen notwendigen Parameter bereit, an denen sich die 
IOM und ihre Projektpartner bei der praktischen Umsetzung von Projekten zur Bekämpfung 
von Menschenhandel orientieren. Dabei sind sowohl Risiko als auch Empowerment nicht 
lediglich Handlungsstrategien, die eine aktive Teilnahme von Risikogruppenangehörigen oder 
Betroffenen an Anti-Trafficking-Programmen anregen sollen, sondern sie sind Instrumente 
des Trafficking-Regierens. Als solche stehen sie nicht außerhalb von Machtbeziehungen, 
sondern stellen eben Machtbeziehungen dar, die bestimmte Rationalitäten, Technologien und 
Strategien der Machtausübung reflektieren. 
Gleichzeitig hält sich die IOM mit der Darstellung und Durchführung von empowernden 
Anti-Tafficking-Maßnahmen, in ihrer Rolle als „diskursive[s] Scharnier zwischen dem 
staatlich-administrativen Rahmen und dem zivilgesellschaftlichen Terrain“ (Hess/Tsianos 
2003) anschlussfähig an zivilgesellschaftliche Initiativen, die Empowerment als 
übergeordnetes richtungsweisendes Ziel ihrer Praxisarbeit setzen. Auch wenn sich das 
Empowermentvorgehen von IOM und NGOs hinsichtlich ihrer Taktiken und AdressatInnen 
nicht unterscheidet, liegt den Empowermentaktivitäten der zivilgesellschaftlichen 
AkteurInnen häufig ein grundlegend anderes Verständnis zu Grunde. Häufig ist es von der 
Idee des politischen Widerstands geprägt und zielt darauf ab, die Begrenzungsmacht der 
„Regierung“ einzuschränken. Im Laufe der Jahre erarbeitete die IOM zusammen mit NGOs 
Wissensprodukte, die prima facie mit den zentralen ethischen und normativen Positionen der 
NGOs übereinstimmten. In wichtigen Aspekten, wie zu Politiken der „freiwilligen 
Rückkehr“, zum Grad der Selbstbestimmung der Betroffenen sowie zur Rolle des Staates und 
seiner Organe, unterscheiden sich die Positionen der IOM und der NGOs jedoch. Vor allem 
differieren IOM und zivilgesellschaftliche Organisationen hinsichtlich der Zielsetzungen von 
Empowermentmaßnahmen in der Frage, inwieweit staatliche Begrenzungsmacht vermindert 
werden soll, damit Empowermentmaßnahmen sich an den Interessen der Betroffenen 
ausrichten können. Zusammengefasst argumentieren NGOs vorwiegend, dass der 
Hauptunterschied zwischen ihrer eigenen Anti-Trafficking-Arbeit und der der IOM darin 
liegt, dass die zivilgesellschaftlichen Initiativen darauf abzielen, Betroffene von 
Menschenhandel substanziell und umfassend zu empowern. Im Gegensatz dazu stellen sie die 
Arbeit der IOM als durch eine technokratische Interpretation von Menschenrechten 
charakterisiert dar, in deren Rahmen für Betroffene von Menschenhandel nur kurzzeitige 
Hilfsleistungen vorgesehen sind und nur das Ziel haben, die Strafverfolgung der Täter zu 
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fördern (Böker 2003; Engel 2008; Mokhova 2008). Viele der ethischen und politischen 
Prämissen sozialer Arbeit mit MigrantInnen vertreten zivilgesellschaftliche Initiativen jedoch 
nur implizit (Georgi/Schatral 2012: 201f). Sie gelten im Rahmen der Anti-Trafficking-
Praxisregime als utopisch und können daher innerhalb der gesetzten politischen, 
gesellschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse schlichtweg nicht realisiert werden.  
Wie die Untersuchung der IOM-Aktivitäten in den beiden Ländern weiter zeigte, wurden 
NGOs vor allem in der Russischen Föderation durch die Beteiligung an den IOM-Anti-
Trafficking-Projekten in die nationalen institutionalisierten Regulierungssysteme von 
Menschenhandel verstärkt eingebunden und trugen durch die Generierung von Best Practices 
zum Erhalt, zur Reagibilität und zur Weiterentwicklung von Anti-Trafficking-Praxisregimen 
bei. Auch wenn eine Beteiligung von NGOs an IOM-Projekten durch das Ansinnen motiviert 
war, durch die Einspeisung menschenrechtlicher Prämissen möglichst positive Resultate für 
Betroffene von Menschenhandel zu erzielen, so gelang dies nur in begrenztem Maße. 
Nämlich nur insoweit, wie eine Einpassung menschenrechtlicher Elemente in das Modell zur 
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität von politisch-administrativer Seite zugelassen 
wurde. Dadurch werden die auf die Bekämpfung der Organisierten Kriminalität 
ausgerichteten Praxisregime zwar humanisiert (Walters 2011: 143f; Hess 2007: 32f), ihre 
unterliegenden Rationalitäten der Selektivität und Kontrolle bleiben aber unverändert. In der 
Konsequenz werden NGOs durch ihre Beteiligung an staatlich administrativen sowie an IOM-
Anti-Trafficking-Maßnahmen zu Stützpfeilern eines Anti-Trafficking-Praxisregimes, das sie 
in einer Reihe von Aspekten kritisieren. Die NGO-Prämisse, dass sich die empowernden 
Maßnahmen primär am Wohl der KlientInnen orientieren sollen, kann im Rahmen auferlegter 
pragmatischer Kompromissarrangements weiterhin nur fragmentarisch umgesetzt werden.  
Dennoch eröffnete sich durch diese mitschwingenden Einwendungen der 
zivilgesellschaftlichen AkteurInnen ein diskursiver Raum, in dem eine innovative Gestaltung 
von Anti-Trafficking-Praxisregimen, die eine verstärkte menschenrechtliche Ausrichtung mit 
Bewegungsfreiheit als einem Mittel der Langzeitprävention von Menschenhandel vorsieht, 
überhaupt thematisiert und diskutiert werden konnte. In diesem Zusammenhang lieferten die 
von den NGOs vorgetragenen Kritiken der bestehenden Anti-Trafficking-Praxis(-regime) 





Die IOM nimmt mit ihren Projekten in Deutschland und in der Russischen Föderation 
Einfluss auf die Planung, Umsetzung und Weiterentwicklung von Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Menschenhandel in unterschiedlichen kulturellen, gesellschaftlichen und 
politischen Kontexten. Durch die Analyse der Framing-Strategien der IOM konnten die 
politischen und normativen Ansprüche der Organisation hinterfragt werden. Angeleitet durch 
die theoretischen Konzepte zu Praxisregimen und zu den Ressourcen von IGOs, wurden nicht 
nur die menschenrechtlichen Maskierungen der politischen Machtausübung der IOM 
offengelegt, sondern auch die Logiken von politischen Strategien wie Empowerment und 
Risiko einsehbar gemacht. Auf dieser Grundlage kann eine ganz grundsätzliche Frage, 
nämlich die, wem die von der IOM in Aussicht gestellten menschenrechtlichen Garantien zu 
Gute kommen, sowie die Frage danach, wie Gehalt und Spannbreite dieser Angebote zu 
beurteilen sind, beantwortet werden. Es zeigt sich, dass die IOM einen Ansatz verfolgt, der 
auf die Bekämpfung von Menschenhandel als einer Form der Organisierten Kriminalität und 
auf die Einhegung irregulärer Migration abzielt. Bei beiden Ansätzen steht nicht primär das 
Wohl der Betroffenen im Vordergrund der geleisteten Hilfsangebote. Vielmehr werden die 
Interessen der Strafverfolgung, der Migrationskontrolle oder der staatlichen Sicherheit über 
die der Menschenhandelsbetroffenen gestellt. Für die Praxisarbeit der IOM heißt das, dass die 
humanitären Anti-Trafficking-Segmente in Spannbreite und Gehalt entscheidend beschnitten 
werden. Sie werden hinsichtlich ihrer Dauer und ihres Leistungsumfangs beschränkt und 
dadurch weitestgehend ihres Gehalts als Entfaltungsrechte der Betroffenen beraubt. 
Maßnahmen der Langzeitprävention werden in diesem Zusammenhang fast vollständig 
ausgeklammert oder nur teilweise umgesetzt. 
Bei einer auf Öffentlichkeitswirksamkeit angelegten Darstellung ihrer Anti-Trafficking-
Programme und -Projekte macht die IOM von einer prononcierten Menschenrechtsrhetorik 
Gebrauch. Insbesondere hebt sie die konsequente Orientierung ihrer Assistenzmaßnahmen an 
den internationalen Menschenrechten hervor. Doch bleibt ob des Umstands, dass 
Menschenrechte erst im nationalen Recht kodifiziert werden müssen, um wirksam zu werden, 
wie auch der Tatsache, dass die Realisierung von Schutz- und Präventionsempfehlungen des 
Palermo-Protokolls für Staaten optional sind, der Charakter der IOM-Garantien weitestgehend 
diffus. Um gesicherte Informationen über die tatsächliche Gestalt der menschenrechtlichen 
Postulate der IOM ermitteln zu können und ihre unterliegenden Rationalitäten zu 
durchdringen, wurden die Programmatiken der IOM zur Bekämpfung von Menschenhandel in 
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ihrer praktischen Umsetzung in konkreten Projekten als Formen des Anti-Trafficking-
Regierens exploriert. Aus dieser Perspektive zeigt sich, dass die Selbstverpflichtungen der 
IOM, das Wohl der Betroffenen ins Zentrum aller ihrer Anti-Trafficking-Bemühungen zu 
stellen, weitestgehend als Lippenbekenntnisse zu werten sind. Deshalb müssen als 
maßgebliche Faktoren, die die Ausrichtung von Anti-Trafficking-Maßnahmen an einer weiten 
Interpretation der Menschenrechte hemmen, die Interessen der IOM-Mitgliedsstaaten, die in 
den Selbstdarstellungen der Organisation weitestgehend ausgeblendet werden, mit ins Bild 
genommen und benannt werden. Deutlich wird dann, dass die IOM zwischen humanitären 
Bestrebungen sowie der Aufrechterhaltung nationaler Souveränität in Fragen der 
Migrationspolitik und nationalen Sicherheitsinteressen laviert. Maßgeblich begründet dieser 
Umstand die Diskrepanzen zwischen den Worten und Taten der IOM.  
Für die KlientInnen der IOM äußern sich die Ambivalenzen ganz offenkundig durch die 
Einschränkung menschenrechtlicher Garantien. Eine rhetorische Strategie der Organisation, 
um diese Paradoxien aus dem Blickfeld zu nehmen und normative Konflikte mit 
zivilgesellschaftlichen AkteurInnen zu bagatellisieren, ist die konsequente Darstellung ihrer 
Tätigkeiten als technisch und unpolitisch (vgl. Andrijasevic/Walters 2010; Düvell 2002). 
Dieses Vorgehen ermöglicht der IOM nicht nur die flexible Handhabung 
(menschenrechtlicher) Normen und Prinzipien bei der Bereitstellung von Lösungen für die 
gesellschaftliche und politische Problemstellung „Menschenhandel“, sondern sichert die für 
die Organisation notwendige Anschlussfähigkeit an die Migrationspolitiken ihrer 
Mitgliedsstaaten sowie an Diskurse und Praktiken der NGOs, auf die die Organisation zur 
Realisierung ihrer operativen Projekte angewiesen ist. Insbesondere die Capacity-Building-
Maßnahmen der Organisation werden als neutral und sachlich dargestellt. Die Analyse der im 
IOM/EK-Projekt verwirklichten IOM-Programme macht jedoch klar, dass die 
kapazitätsbildenden Maßnahmen nicht nur ein sachbezogenes Instrument zum Transfer von 
Policy sind, sondern dass mit Hilfe der IOM ein „Regierungsstil“ von Menschenhandel, der in 
hohem Maße EU-Belangen Rechnung trägt, in Form von Best Practice in Politik und 
Gesellschaft des Nicht-EU-Staates Russland eingespeist werden soll. So gesehen erweist sich 
das IOM/EK-Projekt als die Umsetzung bestimmter Aspekte eines Programms, mit der die 
Organisation versucht, das bestehende Praxisregime zur Bekämpfung von Menschenhandel in 
der Russischen Föderation in Besitz zu nehmen und dabei umzuformen, neu auszurichten und 




IOM als anpassungsbedürftig an EU-Standards dargestellt. Betont wurde in diesem 
Zusammenhang, dass mit den im IOM/EK-Projekt verwirklichten Maßnahmen nicht nur eine 
Effektivierung der russischen Anti-Trafficking-Initiativen erzielt werden konnte, sondern, wie 
es in den Interviews mit den verschiedenen Anti-Trafficking-AkteurInnen zum Ausdruck 
kommt, auch ein humanitäres Upgrade der Maßnahmen gegen Menschenhandel realisiert 
wurde. Unter diesen Voraussetzungen gestaltet sich eine konzeptionelle Kritik an den IOM-
Anti-Trafficking-Initiativen schwierig, da sich die konkrete Situation der Betroffenen in 
vielerlei Hinsicht besserte. Deshalb wurden, um eine derartige Kritik leisten zu können, mit 
Hilfe der Fall-Analysen der Menschenhandelsprojekte der IOM in der Russischen Föderation 
und der Bundesrepublik Deutschland die Realitätskonstruktionen der Organisation befragt. 
Dabei konnten sowohl oberflächliche Erscheinungsbilder ergründet als auch Üblich- und 
Selbstverständlichkeiten, die sich in den Anti-Trafficking-Programmen der Organisation 
finden, im Hinblick auf ihre ideologischen Funktionen hinterfragt werden (Gledhill 1994: 7). 
In der Konsequenz fordert diese Analyse ein liberales Verständnis der IOM als „doing good“, 
als einer unparteiischen, neutralen Trägerin und als eines Transmissionsriemens 
fortschrittlicher Ideen sowie liberaler Werte wie Demokratie, Marktwirtschaft und 
Menschenrechte, heraus (Barnett/Finnemore 2005: 173). 
In diesem Sinne will die vorliegende Arbeit vor allen Dingen zu den Diskussionen in 
Zivilgesellschaft und Wissenschaft beitragen, die kritisch die Rolle der IOM hinterfragen. Die 
vor dem Hintergrund der Erörterung der Menschenrechte als Ansprüche auf soziale und 
Verteilungsgerechtigkeit im globalen Maßstab vorgenommene Analyse des 
Ressourceneinsatzes der IOM und der von ihr favorisierten Programme zur Gestaltung der 
Anti-Trafficking-Praxisregime in der Bundesrepublik Deutschland und der Russischen 
Föderation, schafft die Voraussetzungen dafür, ein entfaltetes Existenzialurteil, im Sinne Max 
Horkheimers, zu formulieren und zu fundieren. Ein Existenzialurteil schließt als theoretische 
Analyse „die Aussage darüber ein, ob es bestimmte Verhältnisse geben oder nicht geben 
sollte“ und beinhaltet damit „[…] ein negatives Urteil hinsichtlich der weiteren Existenz 
dieser konkreten Ordnung des Seins“ (Demirovic 2008b: 33f). Ausgangspunkte von 
Existenzialurteilen sind die Erfahrungen und Wahrnehmungen aus den Kämpfen des Alltags, 
die der neo-marxistische Politikwissenschaftler John Holloway mit der Metapher des Schreis 
umschreibt: „In the beginning is the scream. We scream. When we write or when we read, it 
is easy to forget that the beginning is not the word, but the scream. Faced with the mutilation 
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of human lives by capitalism, a scream of sadness, a scream of horror, a scream of anger, a 
scream of refusal: NO” (Holloway 2005: 1). Migration, mit Holloway interpretiert, stellt dann 
einen Kampf bzw. eine kritische Praxis dar, die eine grundlegende Kritik motiviert und 
erhärtet.  
In diesem Sinne kann eine theoretische Analyse, die explizit ein Existenzialurteil zu Praxen 
und Konzepten der IOM formuliert, einen Beitrag leisten, die oftmals implizit anklingende 
menschenrechtliche Kritik zivilgesellschaftlicher Organisationen und sozialer Bewegungen an 
der Organisation in ihrem Urteilsvermögen stärken. Dabei kommen vor allem die Feed-Back-
Qualitäten kritischer Wissenschaft zum Tragen: Praktische Handlungen, Vorgehensweisen 
und Erfahrungen werden theoretisch reflektiert. Im Anschluss werden diese Erkenntnisse 
zurück in die Praxis von sozialen Bewegungen und anderen zivilgesellschaftlichen 
AkteurInnen getragen, um einen Beitrag zur Untermauerung und Schärfung ihrer Kritik zu 
leisten (Brand/Habermann/Wissen 2003: 45). So verstanden tragen die Fall-Analysen der 
Menschenhandelsprojekte der IOM in der Russischen Föderation und der Bundesrepublik 
Deutschland dazu bei, die empirisch fundierte theoretische Basis zu erweitern, die für eine 
kritische Auseinandersetzung mit der Organisation eine notwendige Voraussetzung ist. 
Um die IOM als AkteurIn innerhalb sich dynamisch verändernder gesellschaftlicher, 
politischer und ökonomischer Kontexte zu erfassen, und damit in ihrer ganzen Bandbreite, 
wurden einzelne Fälle (Projekte der IOM) in den verschiedenen nationalen Kontexten 
untersucht. Diese Fokussierung auf die Mikro- bzw. AkteurInnenebene eröffnete detaillierte 
Einsichten zu Vorgehensweisen der IOM. Obschon die IOM in den jeweiligen nationalen 
Kontexten der Projekte unterschiedliche Handlungsweisen verwirklichte, lassen sich 
inhaltlich-konzeptuelle Gemeinsamkeiten erkennen, die Ausdruck einer globalen Strategie, 
eben der Regierung des Problems „Menschenhandel“, sind. In dieser Hinsicht leistet die 
Arbeit auch einen Beitrag zur Diskussion der globalen Rolle der IOM. Sie setzt sich mit der 
Frage auseinander, wie die IOM Instrumente und Ansätze zum Regieren von Menschenhandel 
im globalen Maßstab verbreitet und wie sie diese Maßnahmen nationalen politischen, 
kulturellen und gesellschaftlichen Kontexten anpasst.  
Einen innovativen Beitrag zur Erweiterung und empirischen Unterfütterung von Theorien 
mittlerer Reichweite leistet die Arbeit durch die Verknüpfung des sozialkonstruktivistischen 
Ansatzes Barnetts und Finnemores mit dem der Praxisregime. Dadurch wurde ein Rahmen 




Macht zu untersuchen (Barnett/Duvall 2005: 20-22). Während Barnett und Finnemore sich 
hauptsächlich mit der Frage auseinandersetzen, warum und auf welche Weise internationale 
Organisationen Macht ausüben können, ermöglicht der Ansatz der Praxisregime aufzuzeigen, 
wie IGOs Macht ausüben, um das Problem Menschenhandel zu regieren. Eine Verknüpfung 
der beiden Ansätze erweist sich daher als produktiv, um die Aktivitäten von IGOs nicht nur 
auf den Einsatz bestimmter Ressourcen zurückführen zu können, sondern sie auch in ihrer 
Machtförmigkeit darstellen und bewerten zu können. Konsequent ermöglicht das, den Fokus 
von einer eher funktionalistischen Betrachtungs- und Untersuchungsperspektive der IOM als 
einem Instrument von Staaten, hin zu einer „Regierungsrealität“ generierenden AkteurIn zu 
verschieben. Dabei wird jedoch nicht außer Acht gelassen, dass die Einflussmöglichkeiten der 
IOM sowohl im Hinblick auf die ihr zur Verfügung stehenden Ressourcen begrenzt als auch 
hinsichtlich ihres institutionellen Designs genau festgelegt sind. In der Konsequenz „regiert“ 
die IOM das Problem „Menschenhandel“ maßgeblich mit weichen erzieherischen, 
empowernden Mitteln, indem sie Subjektivierungen wie die/den kluge/n Migrantin/Migranten 
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